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Die Anderung der Rechtsanwaltsordnung 
Von Dr. Walter Raeke, M. d. R., Reichsfachgruppenleiter Rechtsanwälte 


Als Ergebnis langwieriger Verhandlungen, die auf 
Grund des in der „Juriſtiſchen Wochenſchrift“ v. 1. Juni 1934 
veröffentlichten „Selbſthilfe⸗-Programms der deutſchen Anwalt⸗ 
ſchaft“ eingeleitet wurden, hat das RGeſ. v. 13. Dez. 1934 
der deutſchen Anwaltſchaft eine Weihnachtsgabe gebracht, die 
— das ſei ehrlich betont — nur als eine Abſchlagszahlung 
betrachtet werden kann. Denn die bei Tauſenden von deutſchen 
Rechtsanwälten beſtehende wirtſchaftliche Notlage, die 
eine Gefahr für die deutſche Rechtspflege bildet, wird durch 
die Beſtimmungen des RGeſ. v. 13. Dez. 1934 für abſehbare 
Zeit kaum gemildert, geſchweige denn beſeitigt. 

Die auch ſchon im „Selbſthilfe⸗Programm“ zur Be⸗ 
kämpfung dieſer Notlage aufgeſtellten Grundforderungen, 
nämlich das Verbot jeder Schwarzarbeit auf dem Gebiet der 
Rechtsberatung und Rechtsvertretung, die grundſätzliche Zu⸗ 
laſſung jedes deutſchen Rechtsanwalts vor allen ſtaatlichen 
und Parteiinſtanzen, vor denen über zivilrechtliche Belange 
verhandelt wird, und die Wiedereinführung der anwaltlichen 
Vertretung bei allen Rechtsſtreitigkeiten im Werte von mehr 
als 300 RM, haben bisher keine Berückſichtigung gefunden. 
Das unverzagte Ringen um Erreichung dieſer Ziele wird 
daher — nicht aus eigenſüchtigen Gründen, ſondern im 
Intereſſe einer hochwertigen Rechtspflege — von der deutſchen 
Rechtsanwaltſchaft und ihrer nationalſozialiſtiſchen Führung 
mit Nachdruck fortgeſetzt werden. 

Gleichwohl müſſen die Vorſchriften des RGeſ. v. 13. Dez. 
1934 von allen deutſchen Rechtsanwälten auf das freudigſte 
begrüßt werden, weil ihr weſentlicher Inhalt und vor allem 
ihre Tendenz eine ſtarke Hebung des anwaltlichen Berufs⸗ 
ethos bedeutet, und es ſoll nachſtehend verſucht werden, dieſe 
Feſtſtellung an Hand der wichtigſten Beſtimmungen im einzel⸗ 
nen zu erläutern: 

Die neuen Mußvorſchriften (8 5 Ziff. 4— 7): 

Das Kernſtück des neuen Geſetzes bildet die auf beſonderes 
Betreiben der Reichsfachgruppe Rechtsanwälte des BNSDZ. 
eingefügte „General⸗Klauſel“ in § 5 Ziff. 4, wonach die Zu⸗ 
laſſung zur Rechtsanwaltſchaft verſagt werden muß, „wenn 
die Perſönlichkeit des Antragſtellers nach ſeinem bisherigen 
Verhalten keine Gewähr für zuverläſſige Berufsausübung und 
gewiſſenhafte Erfüllung der anwaltlichen Standespflichten bie⸗ 


tet“. Auf Grund dieſer Beſtimmung beſteht nunmehr die 
Möglichkeit, auch ſolche Anwärter von der Anwaltſchaft fern⸗ 
zuhalten, die es zwar verſtanden haben, einen Konflikt mit 
den Vorſchriften des StGB. zu vermeiden, die aber ein 
aſoziales, volks⸗ und ſtaatsfeindliches Verhalten an den Tag 
gelegt und es ſich hierdurch unmöglich gemacht haben, die 
Ehrenſtellung eines deutſchen Rechtsanwalts und Organs der 
Rechtspflege im Dritten Reich zu bekleiden. Die mit voller 
Abſicht dem pflichtgemäßen Ermeſſen der zuſtändigen In⸗ 
ſtanzen in jedem Einzelfall Rechnung tragende Faſſung der 
neuen General⸗Klauſel bedeutet ein ſtarkes Vertrauen der 
nationalſozialiſtiſchen Führung zu den über die Zulaſſung 
entſcheidenden Stellen: ein Vertrauen, das hoffentlich nie 
enttäuſcht werden wird. 

In formeller Beziehung iſt zu ſagen, daß es auf einem 
lapsus legis beruht, wenn in einem Geſetz vom Dez. 1934 
noch von anwaltlichen „Standes“ -Pflichten die Rede iſt, 
während nach nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung die Berufs⸗ 
gruppe der deutſchen Rechtsanwälte nicht mehr einen eigenen 
Stand bildet, ſondern als integrierender Beſtandteil im deut⸗ 
ſchen Rechtsſtand, dem Stand der deutſchen Rechtswahrer, aufe 
gegangen iſt, dem in engſter kameradſchaftlicher Gemeinſchaft 
die Berufsgruppen Richter und Staatsanwälte, Hochſchullehrer 
und Rechtsanwälte, Notare, Wirtſchaftsrechtler und Rechts⸗ 
pfleger, Verwallungs⸗ und Jungjuriſten angehören. An 
Stelle „anwaltlicher Standespflichten“ haben alſo nach 
nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung die beſonderen anwaltlichen 
Berufspflichten zu treten, und die Erfüllung dieſer beſonderen 
Anwaltspflichten muß allerdings jeder Anwärter, der ein 
Anwalt des deutſchen Rechts zu werden wünſcht, durch ſein 
bisheriges Geſamtverhalten gewährleiſten. 

Die weitere neue Mußvorſchrift in $ 5 Ziff. 5 iſt aus⸗ 
drücklich auf die „Belange der Rechtſuchenden“ abgeſtellt und 
verſagt demgemäß die Zulaſſung zur Anwaltſchaft, wenn 
dieſe Belange nicht nur durch die Verhältniſſe des Antrag⸗ 
ſtellers, ſondern auch durch die „Art ſeiner Wirtſchaftsfüh⸗ 
rung“ gefährdet werden würden. Durch das letztere Erfordernis 
ſoll bewußt die Möglichkeit ausgeſchaltet werden, daß etwa die 
wirtſchaftlichen und Vermögensverhältniſſe des Antragſtellers 
allein zu einer Ablehnung ſeines Zulaſſungsgeſuches führen 
können. Vielmehr iſt das Zulaſſungsgeſuch auch eines ver⸗ 
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ſchuldeten Anwärters — mit Rückſicht auf die ausſchlag⸗ 
gebenden Belange der Rechtſuchenden! — nur dann abzu⸗ 
lehnen, wenn außerdem feſtgeſtellt werden muß, daß die 
„Art der Wirtſchaftsführung“ leichtfertig und unſolide iſt, 
alſo den beſonders hohen Anforderungen nicht entſpricht, die 
an die Peinlichkeit eines Anwalts in der Behandlung der ihm 
anvertrauten Vermögensintereſſen geſtellt werden müſſen. 


Wenn ſodann in Ziff. 6 des $ 5 als weiterer obliga⸗ 
toriſcher Verſagungsgrund die Ausübung einer Tätigkeit auf⸗ 
genommen iſt, die der Wurde der Anwaltſchaft widerſpricht, 
ſo hat auch dieſe Beſtimmung den klaren Sinn der Hebung 
des anwaltlichen Berufsethos und wird in ihrer Auslegung 
keine Schwierigkeiten bieten. 


Eine nähere Erläuterung erfordert jedoch die ebenfalls 
in Ziff. 6 des § 5 aufgenommene Beſtimmung, wonach die 
Zulaſſung dann verſagt werden muß, wenn der Antragſteller 
ein Amt bekleidet oder eine Beſchäftigung betreibt, „die mit 
dem Beruf des Rechtsanwalts nicht vereinbar ſind“. Hierzu 
muß mit allem Nachdruck erklärt werden, daß dieſe Beſtim⸗ 
mung keinesfalls dazu führen darf, einen jungen Rechtswahrer 
deshalb von der Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft auszu⸗ 
ſchließen, weil er aus durchaus ehrenhaften Gründen ſein 
tägliches Brot durch eine Beſchäftigung verdient, die zwar 
von der Ausübung des Anwaltsberufes weit entfernt, aber 
als ehrenwert anzuerkennen iſt. Denn es darf kein Zweifel 
darüber aufkommen, daß grundſätzlich jede ehrliche Arbeit 
jedes deutſchen Volksgenoſſen dem Broterwerb eines deutſchen 
Rechtsanwalts vollkommen gleichwertig und daher mit dem 
Beruf eines Rechtsanwalts auch völlig „vereinbar“ iſt, ſo⸗ 
lange die Ausübung des Anwaltsberufes nicht genügt, um 
einen ausreichenden Lebensunterhalt ſicherzuſtellen. 


Als „unvereinbar“ mit dem Beruf eines Rechtsanwalts 
werden daher nur ſolche Beſchäftigungen anzuſehen ſein, die 
ſich nach dem maßgebenden Urteil der rechtſuchenden Volks⸗ 
genoſſen mit der anwaltlichen Berufsausübung nicht ver⸗ 
tragen: dazu gehört alſo grundſätzlich kein durch die wirt⸗ 
schaftlichen Verhältniſſe erzwungener ehrlicher Nebenerwerb, 
ſolange die Ausübung des Anwaltsberufes zum Erwerb des 
Exiſtenzminimums nicht ausreicht. 


Die deutſchen Rechtswahrer des Dritten Reiches lehnen 
jeden Standesdünkel ab und fühlen ſich als Arbeiter der 
Stirn nicht vornehmer wie auch andererſeits nicht geringer 
als ihre volksverbundenen Brüder, die Arbeiter der Fauſt. 
Bei der Auslegung dieſer Beſtimmung wird alſo dafür zu 
ſorgen fein, daß nationalſozialiſtiſche Grundanſchauungen 
nicht verletzt werden. 

Ob nach dieſen Grundanſchauungen der Zulaſſungs⸗ 
antrag einer verheirateten Antragſtellerin aus dem Geſichts⸗ 
punkt abzulehnen iſt, daß ihre natürliche Beſtimmung als 
Ehefrau und als Mutter mit dem Beruf des Rechtsanwalts 
nicht vereinbar ſei, wird von den Umſtänden des Einzel⸗ 
falles abhängen. Grundſätzlich gehört nach nationalſozialiſti⸗ 
ſcher Auffaſſung eine Frau, die Ehemann und Kinder zu be⸗ 
treuen hat, nicht in den Gerichtsſaal, ſondern in ihre Häus⸗ 
lichkeit. Für ſie iſt das Hausgewand eine ſchönere Berufs⸗ 
kleidung als die Anwaltsrobe. 

Die letzte Mußbeſtimmung der Novelle (5 5 Ziff. 7), 
wonach ſolche Antragſteller zurückzuweiſen ſind, die — wenn 
auch ohne jedes Verſchulden — infolge eines körperlichen 
Gebrechens oder wegen Schwäche ihrer körperlichen oder 
geiſtigen Kräfte zur Ausübung des Rechtsanwaltsberufes 
dauernd unfähig ſind, iſt im Intereſſe der Rechtſuchenden 
eine Selbſtverſtändlichkeit und war bereits in der bisherigen 
RAD. mit der Maßgabe enthalten, daß über das Vorliegen 
dieſes Verſagungsgrundes bisher lediglich der Vorſtand der 
Anwaltskammer endgültig zu entſcheiden hatte, während nach 
der Neuregelung für die Anwendbarkeit aller „Muß⸗ 
Beſtimmungen“ des 8 5 von ausſchlaggebender Bedeutung 
die pflichtgemäße Entſchließung der zuſtändigen Juſtizver⸗ 
waltungsbehörde iſt, während der Vorſtand der Anwalts⸗ 
kammer lediglich eine gutachtliche Außerung abzugeben hat. 

Von beſonderer Bedeutung iſt ferner die neue Beſtim⸗ 
mung in $ 21a, wonach die bereits erfolgte Zulaſſung zur 


Rechtsanwaltſchaft nachträglich zurückgenommen werden kann, 
wenn die Vorausſetzungen, unter denen die Zulaſſung nach 
85 Nr. 5—7 zu verſagen wäre, nachträglich eintreten oder 
wenn ſich nachträglich herausſtellt, daß dieſe Vorausſetzungen 
im Zeitpunkt der Zulaſſung vorgelegen haben. 


Die neue Kannvorſchrift ($6 Nr. 6) 
geht nach dem Geſ. v. 13. Dez. 1934 dahin, daß die Zu⸗ 
laſſung zur Rechtsanwaltſchaft verſagt werden kann, wenn 
der Antragſteller beim Eingang ſeines Zulaſſungsgeſuches 
das 55. Lebensjahr vollendet hat. 

Es ſoll auch an dieſer Stelle ausgeſprochen werden, daß 
die Faſſung dieſer Vorſchrift den berechtigten Wünſchen der 
deutſchen Anwaltſchaft und den Vorſchlägen der Reichsfach⸗ 
gruppe Rechtsanwälte des BNSDY. in keiner Weiſe Rech⸗ 
nung trägt. Die Vorſchläge der Reichsfachgruppe Rechts⸗ 
anwälte gingen dahin, offen und ehrlich zum Ausdruck zu 
bringen, daß die Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft ohne Rück⸗ 
ſicht auf das Lebensalter allen Antragſtellern verſagt wer⸗ 
den müſſe, die auf Grund eines früheren öffentlich- rechtlichen 
oder privatrechtlichen Dienſtverhältniſſes ein lebenslängliches 
Ruhegehalt oder Wartegeld beziehen, das ihnen und ihrer 
Familie eine angemeſſene Lebenshaltung ſicherſtellt. Der von 
einigen Vertretern der hohen Bürokratie gegenüber dieſem 
Vorſchlage erhobene Einwand, daß ſeine Durchführung auf 
eine „Diskriminierung“ der früheren Beamten hinauslaufe, 
geht offenbar fehl und iſt vom nationalſozialiſtiſchen Stand⸗ 
punkt vollkommen unverſtändlich. 

Mit viel größerem Recht könnte von einer „Diskriminie⸗ 
rung“ der früheren Nich t beamten, die als Volljuriſten ihre 
Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft beantragen, inſofern ge⸗ 
ſprochen werden, als nach der geltenden Beſtimmung in 8 6 
Ziff. 1 nur ſolchen Bewerbern, die während der letzten drei 
Jahre außerhalb der Beamtenſchaft tätig geweſen ſind, 
im Gegenſatz zu den früheren Beamten die Zulaſſung ver⸗ 
ſagt werden kann. Im übrigen bedeutet es eine grobe Un⸗ 
gerechtigkeit, daß auch ſolche Doppelverdiener, die aus ihrer 
früheren Beamtenſtellung ein beſonders hohes Ruhegehalt 
beziehen, gleichwohl bis zur Vollendung des 55. Lebens⸗ 
jahres das Recht haben ſollen, ihre Aufnahme in die ihnen 
bis dahin meiſt vollkommen weſensfremde Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft zu verlangen und — gegebenenfalls unter Ausnutzung 
der Beziehungen, die ſie als Beamte oder als Bürgermeiſter 
erworben haben — den zu tauſenden notleidenden Anwälten, 
die auf ihre Berufseinnahme angewieſen ſind, eine vom 
nationalſozialiſtiſchen Standpunkt höchſt unerfreuliche Kon⸗ 
kurrenz zu bereiten. 

Die Abſtellung auf ein beſtimmtes Lebensalter, ge 
ſchweige denn auf die Vollendung des 55. Lebensjahres, kann 
hiernach nur als eine höchſt unvollkommene Zwiſchenlöſung 
angeſehen werden, und es wird weiterhin eine gerechte und 
der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung beſſer Rechnung 
tragende Löſung dieſer Frage angeſtrebt werden müſſen. 


Die Regelung der Syndikusfrage 


iſt nunmehr in vollig zufriedenſtellender Weiſe durch die 
neue Beſtimmung in $ 31 Abſ. 2 erfolgt, wonach der Rechts⸗ 
anwalt ſowohl in bürgerlichen Streitverfahren einſchl. ſchieds⸗ 
richterlicher Verfahren als auch in Strafſachen und in ver⸗ 
waltungsgerichtlichen Verfahren ſeine Berufstätigkeit als Pro⸗ 
zeßbevollmächtigter zu verſagen hat, wenn er zu ſeinem Auf⸗ 
traggeber in einem ſtändigen Dienſt⸗ oder ähnlichem Ge⸗ 
ſchäftsverhältnis ſteht. 

Das ausſchlaggebende Gewicht wird alſo auf den Ge⸗ 
ſichtspunkt gelegt, daß die Freiheit und Unabhängigkeit der 
anwaltlichen Berufsausübung unter allen Umſtänden gewähr⸗ 
leiſtet werden muß. Dieſe Unabhängigkeit der anwaltlichen 
Berufsausübung iſt offenbar nicht gewährleiſtet, wenn ein 
gegen feſte Vergütung als Syndikus angeſtellter Anwalt als 
vertragliche Gegenleiſtung — vielfach unter Verzicht auf jede 
andere Anwaltsbetätigung — die ſämtlichen Prozeſſe ſeines 
Brotgebers durchzuführen hat, während die freie Anwalt⸗ 
ſchaft von der umfangreichen Prozeßführung aller Unterneh⸗ 
mungen, die ſich einen feſtbeſoldeten Anwaltsſyndikus leiſten 
können, grundſätzlich bisher regelmäßig ausgeſchloſſen blieb. 
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Andererſeits iſt durch die Faſſung der neuen Beſtim⸗ 
mung ſichergeſtellt, daß nicht etwa die ſtändigen Beziehungen 
eines Anwalts zu langjährigen Klienten unter dieſe Vor⸗ 
ſchrift fallen, da die Vorausſetzung für die Behinderung darin 
beſteht, daß es ſich um ein ſtändiges „Dienſtverhältnis“ 
oder um ein „dienſtähnliches“ Geſchäftsverhältnis handelt. 

Mit beſonderer Freude und Anerkennung darf feſtgeſtellt 
werden, daß dieſe Löſung der ſogenannten Syndikusfrage in 
vollſtem kameradſchaftlichen Einvernehmen mit den Vertretern 
der als Syndizi tätigen Berufsgenoſſen erzielt worden iſt, die 
bei den Verhandlungen für die Notlage der freien Anwalt 
ſchaft volles Verſtändnis bewieſen und ſich ohne weiteres be⸗ 
reit gezeigt haben, dieſer Notlage Rechnung zu tragen, wäh⸗ 
rend ſie andererſeits Wert darauf legten, der deutſchen An⸗ 
waltſchaft auch weiterhin anzugehören. 

Nach der nunmehr erfolgten Regelung, durch die alle 
berechtigten Beanſtandungen ausgeräumt worden ſind, mögen. 
ſie herzlich willkommen ſein. 


Einſchränkung der Freizügigkeit in Groß— 
ſtädten und Notſtandsgebieten (8 13) 


Nach § 13 kann (nicht muß) in Großſtädten von mehr 
als 150 000 Einwohnern ſowie in Notſtandsgebieten, in denen 
die Zahl der zugelaſſenen Anwälte unverhältnismäßig groß 
iſt, die Zulaſſung von nicht bezirkseingeſeſſenen Antrag⸗ 
ſtellern verſagt werden, wobei als bezirkseingeſeſſen nur ſolche 
Antragſteller gelten, die innerhalb der letzten fünf Jahre min⸗ 
deſtens drei Jahre in dem betreffenden Bezirk ihren wirkt 
lichen Wohnſitz gehabt haben. 

Mit dieſer Beſtimmung ſoll keineswegs der Grundſatz 
durchbrochen werden, daß die Einführung eines numerus 
clausus für die Rechtsanwaltſchaft als mit nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Grundanſchauungen unvereinbar abzulehnen iſt, da ge⸗ 
rade aus den Reihen der deutſchen Rechtsanwälte, die in 
engſter Verbundenheit mit dem Volk und feiner Jugend ſtehen 
ſollen, neues blühendes Leben nicht ferngehalten und dem⸗ 
gemäß der Eintritt in den Beruf dem geeigneten Nachwuchs 
grundſätzlich nicht erſchwert werden ſoll. Andererſeits mußte 
ein wenigſtens vorübergehender Ausgleich für die zu Beginn 
dieſes Jahres eingeführte Freizügigkeit inſofern geſchaffen 
werden, als die Gefahr beſtand, daß die Freizügigkeit auf 
die Dauer in erheblichem Maße zu einer weiteren Überfüllung 
der Anwaltſchaft gerade in Großſtädten und Notſtandsge⸗ 
bieten durch bezirksfremde Anwärter führen würde. Dieſes 
Abwandern namentlich aus ländlichen Gebieten in groß⸗ 
ſtädtiſche Bezirke widerſpricht aber wiederum der berechtigten 
Forderung nach einer möglichſten Förderung der Bodenſtän⸗ 
digkeit auch für die Angehörigen der Anwaltſchaft. Da es 
ſich im übrigen auch hier um eine Kann⸗Vorſchrift handelt, 
jo können alle ſachlich begründeten Ausnahmefälle ohne wei- 
teres berückſichtigt werden. 


Schutz der Berufsbezeichnung „Rechtsanwalt“ 


Nach der neuen Beſtimmung in $ 24a dürfen frühere 
Rechtsanwälte die Bezeichnung „Rechtsanwalt“ auch mit 
einem auf das Erlöſchen der Zulaſſung hinweiſenden Zuſatz 
nicht führen. Auch dieſe Vorſchrift iſt um deswillen zu be⸗ 
grüßen, weil ſie dazu beſtimmt und auch geeignet iſt, die 
Berufsbezeichnung „Rechtsanwalt“ — eine der ſchönſten 
und inhaltsreichſten Berufsbezeichnungen, die es in der deut⸗ 
ſchen Sprache gibt! — vor jedem Mißbrauch und jeder Schä⸗ 
digung auch durch frühere Berufsangehörige zu bewahren, 
die gegen ihren Willen oder auch auf eigenen Wunſch aus 
der Anwaltſchaft ausgeſchieden ſind. Die geſetzlich anerkannte 


Berufsbezeichnung „Rechtsanwalt“, die auch gegenüber ähn⸗ 
lich lautenden Berufs- und Geſchäftsbezeichnungen nachdrück⸗ 
lich geſchützt werden muß, ſoll nach der neuen Vorſchrift nur 
derjenige führen dürfen, der die Berufstätigkeit als geſetzlich 
zugelaſſener deutſcher Rechtsanwalt auch tatſächlich ausübt, 
demgemäß alſo den Beſtimmungen der RAO ., den Richtlinien 
des Präſidiums der Reichsrechtsanwaltskammer für die Aus⸗ 
übung des Anwaltsberufes und gegebenenfalls der ehren⸗ 
gerichtlichen Ahndung ſeines Verhaltens unterworfen iſt. 


Dieſe Vorſchrift ſoll und wird dazu beitragen, das An— 
ſehen der Berufsbezeichnung, das durch manchen „früheren 
Rechtsanwalt“ geſchädigt worden war, wieder zu erhöhen und 
damit das Vertrauen des deutſchen Volkes zu ſeinen Rechts⸗ 
anwälten als den berufenen Beratern und Vertretern in allen 
Dingen des Rechts immer feſter zu begründen. 


Förderung der Berufskameradſchaft 


Durch die neue Beſtimmung in 8 61a Abſ. 5 iſt der 
Reichsrechtsanwaltskammer das Recht zu der Anordnung ge⸗ 
geben worden, daß die Anwaltskammern außer deu normalen 
Mitgliederbeiträgen „Sonderbeiträge“ erheben dürfen, und 
zwar „zur Unterſtützung notleidender Rechtsanwälte, früherer 
Rechtsanwälte oder deren Hinterbliebener“. 


Dieſe Vorſchrift iſt von wahrhaft berufskameradſchaft⸗ 
licher und ſozialer Geſinnung getragen. Sie wird das Gefühl 
der Verbundenheit und der Notgemeinſchaft unter den deut⸗ 
ſchen Rechtsanwälten ſtärken. Denn da ausdrücklich die Er⸗ 
hebung von „Sonderbeiträgen“ vorgeſehen ift, fo beſteht unn— 
mehr die Möglichkeit, zu ſolchen Beiträgen auch in Einzel⸗ 
fällen von dringender Not eines Berufsangehörigen oder 
jeiner Hinterbliebenen die allerdings nur noch ſehr wenigen, 
Berufsgenoſſen heranzuziehen, die über ein berufliches Ein⸗ 
kommen verfügen, das durch die Deckung ihrer angemeffenen 
Lebensbedürfniſſe nicht verbraucht wird. 


Im übrigen iſt zu hoffen, daß dieſe neue Vorſchrift in 
berufskameradſchaftlichem Sinne — ſoweit noch erforderlich — 
erzieheriſch wirken wird, und in dieſem Zuſammenhang darf 
hierdurch allen Berufsgenoſſen, die ſich noch eines verhältnis⸗ 
mäßig guten Einkommens aus ihrer Berufsarbeit erfreuen 
können, dringend nahegelegt werden, ihren in wirtſchaftlicher 
Not befindlichen Berufskameraden im Rahmen des Winter⸗ 
hilfswerks eine freiwillige Weihnachtsgabe darzubringen, in⸗ 
dem ſie gegenüber dem anwaltlichen Fachberater ihres Be— 
zirks oder auch gegenüber dem Voyſtand der Anwaltskammer 
noch vor Ablauf dieſes Jahres die ſchriftliche Erklärung ab⸗ 
geben, daß ſie bereit ſind, auf die turnusmäßige Zuweiſung 
von Armenmandaten und Offizialverteidigungen zugunſten 
ſolcher Berufsgenoſſen zu verzichten, deren ſteuerpflichtiges 
Jahreseinkommen hinter 3000 AM zurückbleibt. Ein ſolches 
Opfer auf dem Altar der Berufskameradſchaft wird den⸗ 
jenigen Anwälten, die noch einigermaßen gutfitniert ſind, 
um ſo eher zugemutet werden können, als durch einen ſolchen 
Verzicht nur die turnusmäßig von Amts wegen zu über⸗ 
tragenden Armenmandate uſw., alſo nicht diejenigen Man⸗ 
date betroffen werden, bei denen ſchon vor der Bewilligung 
des Armenrechts zwiſchen der Armenpartei und einem be⸗ 
ſtimmten Anwalt ein beſonderes Vertrauensverhältnis be⸗ 
ſtanden hat und demgemäß das Geſuch um Bewilligung des 
Armenrechts von dieſem Anwalt eingereicht worden iſt. 


Möge dieſer Appell in der Reichsfachgruppe Rechts⸗ 
anwälte des Bundes Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten 
einen recht kräftigen Widerhall finden! 


405 * 


3236 


Aufſätze 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


§ 718 FpO. und Prozeßbeſchleunigung 


Von Rechtsanwalt Dr. Ermiſch, Düſſeldorf 


Nach 8 718 ZPO. iſt in der Berufungsinſtanz über die 
vorläufige Vollſtreckbarkeit auf Antrag vorab zu verhandeln 
und zu entſcheiden. Dieſe Beſtimmung hat den Zweck, ent⸗ 
weder zugunſten des Kl. oder zugunſten des Bekl. die in dem 
erſtinſtanzlichen Urteil enthaltene Entſcheidung über die vor⸗ 
läufige Vollſtreckbarkeit ſo ſchnell wie möglich einer Nach⸗ 
prüfung zu unterziehen, ohne daß die Entſcheidung in der 
Hauptſache erſt abgewartet zu werden braucht. Dieſe Vor⸗ 
ſchrift diente deshalb auch früher ſchon offenſichtlich dem 
Zweck, über die Vollſtreckung des erſtinſtanzlichen Urteils 
möglichſt bald eine abſchließende Entſcheidung herbeizuführen. 

Macht der Kl. von dem Recht des § 718 ZPO. Gebrauch, 
ſo bedeutet dies für ihn ſtets eine Beſchleunigung des Pro⸗ 
zeſſes. Denn er kann mit Hilfe des § 718 ZPO. erreichen, daß 
ihm durch Streichung oder Ermäßigung der ihm in der erſten 
Inſtanz auferlegten Sicherheitsleiſtung in der zweiten Inſtanz 
vor einer Entſcheidung über die Hauptſache die Vollſtreckung 
ermöglicht wird. 

Auch dem Bekl. bietet der 8 718 ZPO. erhebliche Vor⸗ 
teile. Denn er kann durch einen entſprechenden Antrag unter 
Umſtänden erreichen, daß die zweite Inſtanz entgegen der 
erſten die Vollſtreckung des Urteils durch den Kl. von einer 
vorherigen Sicherheitsleiſtung abhängig macht oder daß die 
bereits angeordnete Sicherheitsleiſtung zu ſeinen Gunſten ab⸗ 
geändert wird. Während der Bekl. ohne § 718 ZPO. viel⸗ 
leicht einer frühzeitigen Vollſtreckung ausgeſetzt iſt, ohne ſich 
vor einem für ihn obſiegenden Urteil gegen ſie wehren zu 
können, kann er ſich durch Anwendung des $ 718 3PO. gegen 
die Vollſtreckung ſchützen. Auch für ihn bringt alſo der 8 718 
ZPO. unter Umſtänden eine Beſchleunigung. 

Bei der Anwendung des § 718 ZPO. iſt es nun von ent⸗ 
ſcheidender Bedeutung, ob der Termin über den gemäß dieſer 
Vorſchrift geſtellten Antrag ſchon vor Ablauf der Berufungs⸗ 
begründungsfriſt angeſetzt werden darf, ob es zuläſſig iſt, dieſen 
Termin mit dem Verhandlungstermin über die Hauptſache 
zuſammenzulegen, oder ob er früher anberaumt werden muß. 

Folgender vor kurzer Zeit entſchiedener Fall mag zur 
Klärung der angedeuteten Zweifelsfragen dienen: 

Der Bekl., der vom Kl. geſchäftliche Räume gemietet hat, 
iſt mit mehreren Monatsmieten im Rückſtand. Der Mietver⸗ 
trag geſtattet eine friſtloſe Kündigung bei Nichtzahlung 
einer Monatsmiete. Als der Kl. die rückſtändige Miete ein⸗ 
klagt, macht der Bekl. Mietwucher geltend. Es kommt zu 
einem gerichtlichen Vergleich, bei welchem der Mietzins er⸗ 
heblich herabgeſetzt wird. Obwohl die geſchäftlichen Räume 
dem Bekl. laufend gute Einnahmen bringen, bezahlt er nicht 
den geringſten Teil der Vergleichsſumme, er kommt ſogar 
mit weiteren 10 Monatsraten in Rückſtand. Die finanzielle 
Lage des Bekl. verſchlechtert ſich ſchnell. Es wird gegen ihn 
ſtändig zwangsvollſtreckt, ſogar zwei Konkursanträge laufen 
gegen ihn. 

Der Kl. iſt durch die Nichtzahlung der Mietbeträge eben⸗ 
falls in große Not geraten. Er kann ſeit geraumer Zeit weder 
die Hypothekenzinſen noch die Steuern bezahlen. Steuer⸗ 
behörde und Hypothekengläubiger drohen mit Zwangsver⸗ 
ſteigerung. 

Der Kl. erhebt die Räumungs⸗ und Zahlungsklage. Der 
Bekl. wendet in der erſten Inſtanz ein, der Kl. habe ſich 
durch feinen Prozeß bevollmächtigten vor Zeugen verpflichtet, 
gegen ihn nicht klageweiſe vorzugehen. Das Gericht gibt der 
Räumungs⸗ und Zahlungsklage ohne Beweisaufnahme ſtatt 
mit der Begründung, ſelbſt wenn eine entſprechende Er⸗ 
klärung des klägeriſchen Prozeßbevollmächtigten erfolgt ſein 
ſollte, berechtige dies nicht dazu, mehrere Monate gar nichts 
zu bezahlen. 

Gegen beide Urteile legt der Bekl. kurz vor Ablauf der 
Berufungsfriſt Berufung ein, nachdem er den Kl. mit der 
Behauptung hingehalten hat, er werde keine Berufung ein⸗ 
legen. Der Kl. beantragt daraufhin, gemäß § 718 3PO. die 
ihm durch die erſte Inſtanz für den Fall der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung auferlegte Sicherheitsleiſtung zu ſtreichen. Er be⸗ 
gründet dies unter anderem damit, daß irgendeine Möglich⸗ 


keit, die Berufung mit Ausſicht auf Erfolg durchzuführen, 
nicht beſtehe. Der Prozeßbevollmächtigte des Kl. verſichert 
an Eides Statt, daß die von der Gegenſeite benannten Zeu⸗ 
gen ihn aus freien Stücken aufgeſucht und ihm erklärt haben, 
die Behauptung des Bekl., der Kl. habe verſprochen nicht zu 
klagen, ſei unwahr. 

Der Prozeßkoſtenvorſchuß wird von dem Bekl. unmittel⸗ 
bar vor Ablauf der zur Einzahlung geſetzten Friſt ein⸗ 
gezahlt. Der Antrag des Kl., die Einzahlungsfriſt auf wenige 
Tage abzukürzen oder aber wenigſtens ſofort nach der Ein⸗ 
zahlung Termin anzuberaumen, wird abgelehnt mit der 
Begründung, Termin dürfe nicht vor Ablauf der Berufungs- 
begründungsfriſt anberaumt werden. Vor Ablauf dieſer Friſt 
dürfe auch nicht über den nach § 718 ZRO. geſtellten An⸗ 
trag verhandelt werden. Denn es beſtehe die Möglichkeit, daß 
der Bekl. die Berufung nicht rechtzeitig begründe, dann müſſe 
die Berufung als unzuläſſig verworfen werden. Außerdem 
könne aber der Bekl. ja noch mit triftigen Gründen Ver⸗ 
längerung der Berufungsbegründungsfriſt beantragen. 

Trotz dieſer Bedenken wird ſchließlich ein Termin zur Ver⸗ 
handlung über den Antrag gem. 8 718 ZPO. vom Vorſitzenden 
anberaumt. In der mündlichen Verhandlung ſtellt aber das 
Gericht durch Beſchluß feſt, daß dieſer Termin nicht anberaumt 
werden durfte, weil die Berufungsbegründungsfriſt noch nicht 
abgelaufen ſei. Neuer Termin wird auf 14 Tage ſpäter 
anberaumt, und zwar zur Verhandlung über die Hauptſache 
und über den Antrag gemäß § 718 ZPO. Nach mündlicher 
Verhandlung verkündet das Gericht unter Widerſpruch des 
Kl. den Beſchluß, daß die Entſcheidungen über die Hauptſache 
und über den Antrag gemäß § 718 ZPD. in 14 Tagen, und 
zwar am gleichen Tage, verkündet werden ſollen. 

Die dann ergehenden Entſcheidungen lauten dahin, daß 
in der übrigens nicht reviſiblen Zahlungsklage gemäß 
8718 3 PO. die dem Kl. in der erſten Inſtanz auferlegte 
Sicherheitsleiſtung geſtrichen, dem Bekl. aber geſtattet wird, 
die Vollſtreckung durch Sicherheitsleiſtung abzuwenden. In 
der Hauptſache wird im gleichen Prozeß die Berufung des 
Bekl. zurückgewieſen und das Urteil ohne Sicherheitsleiſtung 
für vorläufig vollſtreckbar erklärt. 

In der Räumungsklage ſtreicht das gemäß $ 718 
BRD. erlaſſene Urteil, ebenſo wie das Urteil in der Haupt⸗ 
ſache, die dem Kl. auferlegte Sicherheitsleiſtung und geſtattet 
dem Bekl. Abwendung der Zwangsvollſtreckung durch Sicher⸗ 
heitsleiſtung. 

Schon die Lektüre dieſer Entſcheidungen zeigt, daß das 
vom zweitinſtanzlichen Gericht eingeſchlagene Verfahren auf 
jeden Fall unrichtig iſt. Eine Verkündung des Urteils in der 
Hauptſache und des Urteils gemäß $ 718 3PO. im gleichen 
Termin iſt zwecklos, weil ja das Urteil in der Hauptſache, 
wie die Entſcheidungen in der Zahlungsklage mit aller Deut⸗ 
lichkeit zeigen, das Urteil über die Vorabentſcheidung unter 
Umſtänden wieder aufhebt. 

Auch die in der Räumungsklage vom Gericht verkündete 
Vorabeutſcheidung iſt zwecklos, da die gleichzeitig ergehende 
Entſcheidung in der Hauptſache in dem für die Vollſtreckung 
wichtigen Teil ebenſo lautet wie die Voroebentſcheidung. 

Dieſe Nachteile hätten in erſter Linie dadurch vermieden 
werden müſſen, daß die gemäß $ 718 ZPO. ergehenden Ur⸗ 
teile früher verkündet wurden als die Urteile in der Haupt⸗ 
ſache. Das Gericht war ja nach $ 718 ZPO. verpflichtet, über 
dieſen Antrag „vorab zu entſcheiden“. 

Das Gericht war darüber hinaus auch verpflichtet, 
„vorab zu verhandeln“, § 718. Das kann bei vernünftiger 
Auslegung nur bedeuten, daß der nach 8 718 3PO. an⸗ 
zuberaumende Verhandlungstermin auf jeden Fall vor dem 
Termin zur Verhandlung über die Hauptſache anzuſetzen iſt. 
(Ausgenommen hiervon iſt nur der Fall, daß auch der für 
die Hauptverhandlung anberaumte Termin außergewöhnlich 
früh angeſetzt iſt.) Andernfalls iſt das vom Geſetz in 
8 718 BRD. vorgeſehene Verfahren, wie der obige Fall 
zeigt, zwecklos. Wird alſo der Termin über die Hauptſache 
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ohne beſondere Berückſichtigung der Eilbedürftigkeit des Falles 
anberaumt, dann muß der nach § 718 ZPO. anzuſetzende 
Termin auf jeden Fall früher liegen. Hierbei darf auch die 
Berufungsbegründungsfriſt nicht hinderlich ſein. Zwar ſteht 
die Literatur zum Teil auf dem Standpunkt, daß vor der 
Verhandlung über den § 718 3PO. die Zuläſſigkeit der Be⸗ 
rufung nach § 519 b ZPO. geprüft werden muß (vgl. Stein⸗ 
Jonas 8 718 II). Da die Berufung auch durch ihre nicht 
rechtzeitige Begründung unzuläſſig werden kann, 8 519 b 
ZPO., muß nach dieſer Anſicht erſt der Ablauf der Be⸗ 
rufungsbegründungsfriſt abgewartet werden. Weil aber das 
Erfordernis der rechtzeitigen Berufungsbegründung ſeit dem 
1. Jan. 1934 an beſonders ſtrenge Vorausſetzungen geknüpft 
iſt, kommt man bei der hier zitierten Anſicht zu dem Ergebnis, 
daß die Beſtimmungen der neuen ZPO., die eine Beſchleuni⸗ 
gung des Verfahrens erreichen ſollen, im Falle des 8 718 
SPD. eine ganz erhebliche Verzögerung zur Folge haben. 
Denn weil vor dem 1. Jan. 1934 die formularmäßige Bezug⸗ 
nahme auf das Vorbringen in der erſten Inſtanz als aus⸗ 
reichende Berufungsbegründung angeſehen wurde (RG. 125, 
34), beſtanden früher keine Bedenken, den Termin zur Ver⸗ 
handlung über den Antrag gemäß § 718 3PO. vor Ablauf 
der Berufungsbegründungsfriſt anzuberaumen. 

Ich habe oben ſchon kurz darauf hingewieſen, daß die 
Faſſung des § 718 3PO. bereits dazu zwingt, die erwähn⸗ 
ten Nachteile auf jeden Fall zu vermeiden. Andernfalls hätte 
das Geſetz nicht zwingend vorgeſchrieben, „vorab zu ver⸗ 
handeln und zu entſcheiden“. 

Auch eine Verhandlung über den § 718 ZPO., die in 
dem Hauptverhandlungstermin unmittelbar vor der Ver⸗ 
handlung zur Hauptſache erfolgt, genügt dem durch das Ge⸗ 
ſetz aufgeſtellten Erfordernis der Vorabverhandlung nicht, weil 


es dann an der geſetzlich vorgeſchriebenen beſonderen Beſchleu⸗ 
nigung fehlt. 

Dieſe Anſicht findet im Geſetz noch eine weitere Stütze. 
In den 88 534 und 560 iſt beſtimmt, daß ein nicht oder 
nicht unbedingt für vorläufig vollſtreckbar erklärtes Urteil, 
ſoweit es durch die Berufung nicht angefochten wird, auf den 
im Laufe der mündlichen Verhandlung geſtellten 
Antrag durch Beſchluß für vorläufig vollſtreckbar zu erklären 
iſt. Hier ſchreibt alſo das Geſetz ausdrücklich vor, daß über 
dieſe Anträge erſt dann entſchieden werden darf, wenn ſie 
„im Laufe der mündlichen Verhandlung“ (zur Hauptfachet) 
geſtellt worden find. Die Verhandlung zu § 718 ZRO. hat 
das Geſetz ausdrücklich von der Verhandlung zur Hauptſache 
losgelöſt. Dieſe verſchiedene geſetzliche Regelung kann nur den 
Zweck haben, das Verfahren nach 8 718 ZPO. mehr zu be⸗ 
ſchleunigen als nach 88 534 und 560 ZRO. Dieſe Beſchleu⸗ 
nigung iſt aber nur dann möglich, wenn vor der Verhand⸗ 
lung zur Hauptſache ein beſonderer, möglichſt naher Termin 
zur Verhandlung über den 8 718 3PO. anberaumt wird 
(wenn nicht ſchon der Hauptverhandlungstermin beſonders 
nahe angeſetzt iſt). 

Gegenüber dieſer ausdrücklichen Regelung des Geſetzes 
müſſen etwaige Nachteile, die durch die Vorabverhandlung 
und ͤentſcheidung für den Gegner entſtehen, in Kauf ge⸗ 
nommen werden. Gegebenenfalls bieten die Beſtimmungen 
über die Verteilung der Prozeßkoſten, insbeſ. 8 96 ZPO., die 
Moglichkeit, für einen möglichſt gerechten Ausgleich zu ſorgen. 
Auch 8 717 ZPO. darf in dieſem Zuſammenhange nicht un⸗ 
erwähnt bleiben. Denn er bietet die Möglichkeit, die durch 
eine auf Grund der vorläufigen Vollſtreckbarkeit erfolgte früh⸗ 
sritige Vollſtreckung entſtandenen Nachteile wieder auszu⸗ 
gleichen. 


Die Einwirkung von § 11 des Steueranpaſſungsgeſetzes v. 16. Okt. 1934 
auf die Entſcheidung der Frage, ob dem Sicherungseigentümer gegenüber 
dem pfändenden Steuerſiskus ein die Veräußerung hinderndes Recht zuſteht 


Von Landgerichtsrat Dr. W. Becker, Frankfurt a. M. 


Bekanntlich hatte der RH. in einem Gutachten vom 
8. Juni 1926 (RF. 19, 126 = ZW. 1926, 2124) unter Be⸗ 
zugnahme auf § 4 und § 80 NAD. alter Faſſung ſich auf 
den Standpunkt geſtellt, daß der Sicherungseigentümer gegen⸗ 
über einer Pfändung des Steuerfiskus kein die Veräußerung 
hinderndes Recht gem. § 301 RAD., der dem 8 771 ZPO. 
entſpricht, habe, ſondern nur vorzugsweiſe Befriedigung gem. 
§ 319 RA., der dem § 805 ZPO. entſpricht, beanſpruchen 
könne. Dieſe Auffaſſung wurde vom RG. in dem Urt. vom 
9. April 1929 (RG. 124, 73 — ZW. 1929, 1878) abgelehnt, 
nachdem in der Zwiſchenzeit ein lebhafter Meinungsſtreit in 
Literatur und Rſpr. über dieſe Frage geherrſcht hatte, wobei 
ſich die meiſten Gerichte gegen den RF§hH. erklärt hatten (vgl. 
die Literaturnachweiſe in den Urt. des OLG. Frankfurt a. M.: 
JW. 1928, 2158 und des KG.: JW. 1928, 2371). Die ab⸗ 
lehnende Haltung der Gerichte wurde damit begründet, daß 
der Begriff des die Veräußerung hindernden Rechtes i. S. des 
§ 771 ZPO. allein aus dem bürgerlichen Recht zu entnehmen 
ſei, dort aber habe eine ſtändige Rſpr. das Sicherungseigen⸗ 
tum als vollwertiges Eigentum und damit als ein die Ver⸗ 
äußerung hinderndes Recht anerkannt. Auch im Steuerrecht 
könne nichts anderes gelten. Außerdem aber zwinge auch keine 
Vorſchrift des Steuerrechts zu der Annahme, daß für den 
Bereich dieſes Rechtsgebietes ſelbſt das Sicherungseigentum 
nicht als vollwirkſames Eigentum des Sicherungsnehmers an⸗ 
zuſehen jei. Insbeſ. wurde die Anwendbarkeit des $ 80 NAD. 
(jetzt § 98 i. d. Faſſ. des Gef. v. 22. Mai 1931) unter Bezug⸗ 
nahme auf Wortlaut und Entſtehungsgeſchichte dieſer Vor⸗ 
ſchrift auf die Sicherungsübereignung überhaupt verneint oder 
aber wegen der Stellung des § 80 im Syſtem der RAO. in 
dem Abſchnitt über den Steueranſpruch ihm nur Bedeutung 
für die Veranlagung, alſo für das Verhältnis des Staates zum 
Steuerſchuldner, nicht aber für die Vollſtreckung, insbeſ. nicht 
für das Verhältnis des Staates zu Dritten, beigemeſſen. 


Die Verneinung der Anwendbarkeit des § 80 überhaupt 
auf die Sicherungsübereignung wurde damit begründet, daß 
nach dieſer Vorſchrift nur derjenige im Steuerrecht als Eigen⸗ 
tümer behandelt werden ſolle, der einen Gegenſtand als ihm 
gehörig beſitze. Dies ſei aber gerade bei dem Sicherungsgeber 
nicht der Fall, da dieſer nicht Eigenbeſitzer ſei, ſondern die 
Übereignung nach 8 930 BGB. gerade das Bewußtſein, 
Fremdbeſitzer zu fein, vorausſetzte und bei einer Übereignung 
nach $ 931 BGB. der Übereigner ſich durch die Abtretung 
des Herausgabeanſpruchs jeglichen Beſitzes begebe (8 870 
BGB.). Wegen der Begründung im einzelnen verweiſe ich 
auf die Urteile des OLG. Frankfurt a. M., des KG. und des 
RG. a. a. O. Dieſe Begründung entbehrte ſchon damals, 
insbeſ. bei der Übereignung nach 8 930 BGB., der Über⸗ 
zeugungskraft und beruhte im weſentlichen auf der Verken⸗ 
nung der Tatſache, daß die RAO. im 8 80 nicht den bürger⸗ 
lich⸗ rechtlichen Begriff des Eigenbeſitzes 8 872 BGB., ſondern 
den ſpezifiſch ſteuerrechtlichen Begriff des wirtſchaftlichen 
Eigentums, der im übrigen auch der bürgerlich⸗ rechtlichen 
Betrachtungsweiſe nicht fremd iſt (vgl. RG. 79, 121 = JW. 
1912, 645) im Auge hat (vgl. Kutſchmann, Wirtſchaftl. 
Eigentum und Eigenbeſitz: IW. 1933, 313). 

Durch 8 11 Nr. 1 St AnpG. v. 16. Okt. 1934 (RG Bl. 925) 
iſt nun aber für die Zukunft völlig klar geſtellt, daß der 
Sicherungsgeber, gleichviel in welcher Form die Sicherungs⸗ 
übereignung vorgenommen wird, im Steuerrecht auch nach der 
Sicherungsübereignung noch als Inhaber der übereigneten 
Vermögenswerte gilt. Das Geſetz drückt dies mit den Worten 
aus „Wirtſchaftsgüter, die zum Zweck der Sicherung über⸗ 
eignet worden ſind, werden dem Veräußerer zugerechnet“. 
Die Behandlung des Sicherungseigentums im Steuerrecht iſt 
damit durch eine beſondere Vorſchrift feſtgelegt und von der 
Frage des Eigenbeſitzes völlig getrennt worden. Letzterer iſt 
vielmehr unter Nr. 4 des § 11 noch beſonders als Grundlage 
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für die ſteuerrechtliche Zurechnung von Wirtſchaftsgütern auf- 
geführt. Durch die Voranſtellung des Sicherungseigentums 
unter Nr. 1 kommt deutlich zum Ausdruck, daß der Geſetzgeber 
in der Erkenntnis der Häufigkeit und der Bedeutung der 
Sicherungsübereignung im Wirtſchaftsleben dieſer ſein Haupt⸗ 
augenmerk hat ſchenken wollen. Aus der Tatſache, daß das 
Geſetz im Gegenſatz zu der früheren Faſſung im § 80 bzw. 
9 98 NAD. nicht mehr von einer Behandlung „als Eigen⸗ 
tümer“ ſpricht, ſondern das Wort „Zurechnung“ gebraucht, 
kann nicht geſchloſſen werden, daß dieſer Ausdruck ſchwächer 
ſei. Vielmehr dürfte dieſes Wort gerade deshalb gebraucht wor⸗ 
den fein, um darzutun, daß in allen Fällen des $ 11 und 
8 12 StAnp®. die bürgerlich⸗ rechtliche Begriffsbeſtimmung 
außer acht zu bleiben hat und die betreffenden Tatbeſtände 
in Auswirkung des Grundſatzes des 8 1 StAnpG. und § 4 
RO. nach jeder Richtung hin nur von ſteuerrechtlichen Ge⸗ 
ſichtspunkten aus zu beurteilen ſind. Außerlich kommt das bei 
der Neuordnung durch das StAnpG. m. E. darin deutlich 
zum Ausdruck, daß anders wie in der RAO., wo der durch 
das neue Geſetz geſtrichene $ 98 in dem von dem Steuer⸗ 
anſpruch handelnden 1. Abſchnitt des 2. Titels ſtand, nun⸗ 
mehr der $ 11 StAnpG. in einem beſonderen mit „Zurech⸗ 
nung“ überſchriebenen Unterabſchnitt 6 des J. Abſchnitts: 
„Allgemeines Steuerrecht“ ſteht. Für das Steuerrecht jeden⸗ 
falls iſt alſo der Sicherungsgeber nach jeder Richtung hin 
wirtſchaftlicher Eigentümer der übereigneten Werte. 

Wenn das Steuerrecht ſo auf der einen Seite poſitiv 
beſtimmt hat, daß für ſein Gebiet bei Sicherungsübereignungen 
der Sicherungsgeber Eigentümer der übereigneten Gegenſtände 
geblieben iſt, ſo hat es doch davon abgeſehen, das Recht des 
Sicherungsnehmers ſeinerſeits zu charakteriſieren. Es bleibt 
demnach bei Zwangsvollſtreckungen durch den Steuerfiskus in 
die zur Sicherheit übereigneten Gegenſtände die Frage offen, 
ob und auf welchem Wege der Sicherungsnehmer aus der 
Tatſache der Sicherungsübereignung gegen die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung vorgehen kann. Die NAD. ſtellt Dritten zur Geltend⸗ 
machung von Rechten ihrerſeits, in die die Vollſtreckung angeb⸗ 
lich eingreift, in den 88 328 (301 a. F.) und 88 346 (319 
a. F.) NAD. zwei Klagen zur Verfügung, von denen die erſte 
der Widerſpruchsklage des 8 771 3PO., die zweite der Klage 
auf vorzugsweiſe Befriedigung aus § 805 ZPD. entſpricht 
und worüber die ordentlichen Gerichte zu entſcheiden haben. 
Konnte es nach bisherigem Recht zweifelhaft ſein, ob die von 
den ordentlichen Gerichten aus ihrer Zuſtändigkeit und aus 
der Gleichartigkeit der Tatbeſtände der 88 328, 346 RAO. 
einerſeits und der 88 771, 805 ZPO. andererſeits gezogene 
Schlußfolgerung richtig ſei, daß auch bei Vollſtreckungen für 
Steuerforderungen die Frage, ob ein die Veräußerung hin⸗ 
derndes Recht oder nur ein Recht auf vorzugsweiſe Befriedi⸗ 
gung vorliege, nach dem bürgerlichen Recht zu entſcheiden ſei, 
fo iſt dieſer Zweifel jetzt behoben durch den durch $ 21 
StAnp®. in den § 328 RAD. eingefügten Satz: „Welche 
Rechte die Veräußerung hindern, beſtimmt ſich nach bürger⸗ 
lichem Recht.“ Die Meinung der ordentlichen Gerichte hat 
alſo in dem Streit mit den Finanzbehörden und Gerichten die 
geſetzgeberiſche Anerkennung gefunden. Dieſe bezieht ſich aber 
nur auf die Frage, welches materielle Recht, nicht aber dar⸗ 
auf, wie es anzuwenden iſt. Es bleibt alſo nach wie vor 
ſtreitig, ob die Sicherungsübereignung ein die Veräußerung 
hinderndes Recht i. S. des § 771 3PO. (8 328 NAD.) oder 
nur ein Recht auf vorzugsweiſe Befriedigung gem. § 805 
3PO. (8 346 RAD.) iſt, nur daß dieſe Frage jetzt unbe⸗ 
ſtreitbarerweiſe für alle Zwangsvollſtreckungen in zur Sicher⸗ 
heit übereignete Gegenſtände, alſo auch für ſolche Vollſtreckun⸗ 
gen durch den Steuerfiskus einheitlich zu beantworten iſt. Bei 
der hiernach vergrößerten Tragweite dieſer Entſcheidung dürfte 
eine Reviſion der bisher herrſchenden Gerichtspraxis wohl am 
Platze ſein, und das Steuerrecht als modernes und tief in 
das Wirtſchaftsleben eingreifendes Recht erſcheint geeignet, 
hier richtunggebend zu wirken. Wenn nach $ 1 StAnp®. und 
84 R200. die Steuergeſetze unter Zugrundelegung der 
nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung nach der Volksauffaſ⸗ 
ſung und der Entwicklung der Verhältniſſe ſowie nach dem 
Zweck und der wirtſchaftlichen Bedeutung der Steuergeſetze 
auszulegen ſind, ſo gilt das gleiche, wenn auch ungeſchrieben, 
für das geſamte übrige Recht. Es ſind dies Auslegungsregeln, 


Aufſätze 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


die ſich eigentlich heute von ſelbſt verſtehen, und theoretiſch 
iſt dies mit Ausnahme der nationalſozialiſtiſchen Welt⸗ 
anſchauung auch ſchon früher in zahlreichen Entſcheidungen 
ſowie in der Literatur zum Ausdruck gebracht worden. Nur 
fehlte es bisher oft an der praktiſchen Auswirkung und blieben 
die Gerichte in vielen Fragen bei einer formaljuriſtiſchen Be⸗ 
trachtungsweiſe ſtehen. Dies gilt insbeſ. von der Behandlung 
des Sicherungseigentums in der Zwangsvollſtreckung. Man 
konnte ſich, weil die Sicherungsübereignung einmal im Ge⸗ 
wande einer echten Übereignung in das Rechtsleben einge⸗ 
treten war, nicht von der Vorſtellung freimachen, daß das 
durch ſie vermittelte Recht wirkliches Eigentum ſei, und da 
das Eigentum das Weſentlichſte der die Veräußerung hindern⸗ 
den Rechte iſt, wurde auch das Sicherungseigentum ohne 
weiteres auch für ein ſolches erklärt. Betrachtet man aber die 
Sicherungsübereignung unter Zugrundelegung der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Weltanſchauung nach der Volksauffaſſung und 
der Entwicklung der Verhältniſſe ſowie nach ihrem Zweck und 
ihrer wirtſchaftlichen Bedeutung, ſo wird ohne weiteres klar, 
daß das Sicherungseigentum dann aufhört, wirtſchaftlich voll⸗ 
wertiges Eigentum des Sicherungsnehmers zu ſein. Es tritt 
dann vielmehr ſeine wahre Natur als durch die Rechtſprechung 
contra legem zugelaſſenes und dadurch geſchaffenes, beſitzloſes 
Pfandrecht in die Erſcheinung. Von der Übereignung hat man 
lediglich die Form genommen, was deutlich daraus hervor⸗ 
geht, daß man zunächſt noch glaubte, ein beſonderes Kauſal⸗ 
geſchäft notwendig zu haben und daher die Sicherungsüber⸗ 
eignung in die Form des Sicherungskaufs kleidete. Heute 
braucht man nur noch die abſtrakte Übereignung und bezieht 
ſich als Grundgeſchäft auf die Forderungsſicherung allein. 
Das Grundgeſchäft aber iſt die Hauptſache und enthüllt die 
wahre Natur der Sicherungsübereignung. In Wirklichkeit 
denkt auch kein Sicherungsgeber ernſtlich daran, daß nicht er, 
ſondern ſein Vertragspartner Eigentümer ſei. Deſſen Eigen⸗ 
tum wird nur im geeigneten Augenblick hervorgekehrt, um den 
Zugriff der Gläubiger zu hindern. Dies iſt nach der Ent⸗ 
wicklung der Verhältniſſe die Volksauffaſſung von der Siche⸗ 
rungsübereignung, und daß es bei dieſer Sachlage nicht 
nationalſozialiſtiſcher Weltanſchauung entſpricht, aus einer 
rein formalen Betrachtungsweiſe heraus evtl. ſehr große Ver⸗ 
mögenswerte nach Belieben des Schuldners und eines ſeiner 
Gläubiger unter Umſtänden ſogar eines nur fingierten Gläu⸗ 
bigers dem Zugriff anderer Gläubiger zu entziehen, liegt auf 
der Hand. In der Tat iſt denn auch veranlaßt durch dieſe 
Rechtſprechung die Sicherungsübereignung im Laufe der Jahre 
immer mehr nicht nur als wirtſchaftlich berechtigtes Mittel 
zu vernünftiger Kreditbeſchaffung und Kreditſicherung, ſondern 
mehr zur Sicherung böswilliger Schuldner gegen Zwangs⸗ 
vollſtreckungen überhaupt verwandt worden. Das zeigt die 
große Zahl der Anfechtungs⸗ und Schadenserſatzprozeſſe auf 
Grund ſolcher Sicherungsübereignungen, ſei es unter dem 
Geſichtspunkt der Konkursverſchleppung, der Ausſaugung, des 
Kreditbetrugs, der Gläubigergefährdung u. a. m. (vgl. RG. 
136, 253 = JW. 1932, 2522, Anm. JW. 1932, 2703). Wie 
zerſtörend die Betrachtung des Sicherungseigentums als ein 
die Veräußerung hinderndes Recht auf die Erhaltung und 
Entwicklung eines geſunden Kreditweſens eingewirkt hat, zeigt 
Schwiſter: DIZ. 1934, 14 in eindrucksvoller Weiſe. Mit 
Recht bedauert er, daß die Geſetzgebung hier noch nicht Wandel 
geſchaffen hat, obwohl in dem 3PO.⸗Entwurf von 1931 
brauchbare Vorſchläge in dieſer Richtung enthalten waren. 
Doch iſt m. E. ein geſetzgeberiſcher Eingriff gar nicht notwendig. 
Wie die ganze Sicherungsübereignung Rechtſprechungsrecht iſt, 
ſo hat es die Rſpr. auch in der Hand, ihre Bedeutung in der 
Zwangsvollſtreckung auf das gebührende Maß zu beſchränken. 
Betrachtet man aber, wie es das Steuerrecht tut, den Sicherungs⸗ 
geber trotz der Sicherungsübereignung allgemein als wirt⸗ 
ſchaftlichen Eigentümer, ſo kann ſeinem Vertragspartner trotz 
feines formalen Eigentums kein die Veräußerung hinderndes 
Recht zuftehen. Beides ſchließt ſich einander aus, und in der 
Zwangsvollſtreckung, wo es ſich darum handelt, feſtzuſtellen, 
zu weſſen Vermögen der in Anſpruch genommene Gegenſtand 
gehört, kann nur die wirtſchaftliche Betrachtungsweiſe den 
Ausſchlag geben. Dies hat das RG. für die Treuhandver⸗ 
hältniſſe auch ſeit langem anerkannt (vgl. RG. 79, 121 
JW. 1912, 645; 91, 16). Auch die Sicherungsübereignung 
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iſt aber ein Treuhandverhältnis eigener Art, woraus zunächſt 
zu entnehmen iſt, daß dem Sicherungsnehmer kein die Ver⸗ 
äußerung hinderndes Recht zuſteht. Es wird nun in der 
Literatur und Rechtſprechung vielfach betont, daß ſich die 
Sicherungsübereignung vom Treuhandverhältnis dadurch 
unterſcheide, daß letzteres nur den Intereſſen des Treugebers, 
erſtere aber daneben auch den Intereſſen des Sicherungs⸗ 
nehmers diene, und daß deshalb eine gleiche Behandlung in 
der Zwangsvollſtreckung nicht angängig ſei. Eine gleiche Be- 
handlung wird ja aber auch nicht gefordert, denn mit der 
Ablehnung eines die Veräußerung hindernden Rechtes für 
den Treuhänder wird dieſem jede Möglichkeit einer Einwir⸗ 
kung auf eine Zwangsvollſtreckung in das Treugut abge⸗ 
ſprochen, bei der Sicherungsübereignung dagegen ſoll durch 
die Verneinung eines die Veräußerung hindernden Rechtes 
das Recht des Sicherungsnehmers nur auf das der wahren 
Natur dieſes Rechtes entſprechende Maß zurückgeführt werden. 
Der Sicherungsnehmer hat durchaus auch wirtſchaftlich ge- 
ſehen ein eigenes Recht, und dieſes iſt ein ſolches auf Siche⸗ 
rung ſeiner Forderung durch die übereigneten Gegenſtände 
und auf Befriedigung aus dieſen. Das RG. führt hierzu in 
RG. 91, 279 ff. aus, daß ein durch die Sicherungsübereignung 
erworbenes Recht nicht endgültig aus dem Vermögen des 
Sicherungsgebers (Abtretenden, Anvertrauenden, Fiduzianten) 
ausſcheide, es ſolle vielmehr ähnlich wie das Pfandrecht dem 
Gläubiger (Treuhänder, Fiduziar) nur zur Sicherung ſeiner 
Forderung dienen, und nur ſo lange dieſer Zweck es nötig 
macht, dürfe es der Gläubiger behalten. Die Sicherungsab⸗ 
tretung (für die Sicherungsübereignung muß aber dasſelbe 
gelten, da die Sicherungsabtretung nur eine Unterart der 
Sicherungsübereignung iſt), ſei zwar rechtlich keine Verpfän⸗ 
dung. Indeſſen vertrete das durch Sicherungsabtretung be- 
gründete Recht nicht nur wirtſchaftlich die Stelle eines Pfand⸗ 
rechts, ſondern es weiſe auch in rechtlicher Beziehung dem 
Pfandrechte verwandte Zuge auf. In dieſer Entſcheidung von 
der ausgehend die Gerichte ſchon längſt zu einer anderen Be⸗ 
urteilung des Sicherungseigentums, als der eines die Ver⸗ 
äußerung hindernden Rechtes hätten gelangen können, wird 
alſo im weiteſten Maße die Sicherungsübereignung dem Treu— 
handverhältnis gleichgeſtellt und andererſeits dem Sicherungs— 
nehmer ein dem Pfandrecht ähnliches eigenes Vermögensrecht 
zuerkannt. Dieſes Recht kann und ſoll er in der Zwangsvoll— 
ſtreckung geltend machen, und zwar durch eine Klage auf vor- 
zugsweiſe Befriedigung nach $ 805 ZPO. (8 346 NAD.), 
daß die Vorausſetzungen eines beſitzloſen Pfandrechts bei nicht 
formaler Betrachtungsweiſe vorliegen, iſt ſo oft erörtert, daß 
es hier keines Eingehens mehr darauf bedarf (vgl. auch 
Dankelmann: DI. 1934, 446). Den von letzterem vor⸗ 
geſchlagenen Umweg, daß der pfändende Glaubiger ſich die 
Anſprüche des Schuldners aus der Sicherungsübereignung 
pfänden laſſen müſſe, um den Sicherungsnehmer aus dem 
Rechte des Schuldners heraus zwingen zu können, ſich mit 


einer vorzugsweiſen Befriedigung zu begnügen, halte ich nicht 
für notwendig, denn letzten Endes kommt dies doch auf eine 
Anwendung des § 805 ZPO. hinaus. Warum alſo der Umweg? 

Im Konkurſe behandelt bekanntlich die Rechtſprechung 
längſt die Sicherungsübereignung als Pfandrecht. Wenn die 
gleiche Behandlung in der Einzelvollſtreckung damit abgelehnt 
wird, daß im Konkurſe eine Zwangsliquidation erfolge, bei 
der Einzelvollſtreckung aber zu erſtreben ſei, daß der Schuldner 
ſein Geſchäft fortführen könne, ſo iſt das m. E. eine Frage 
des Schuldnerſchutzes, der heute zwar weitgehendſt zu berück- 
ſichtigen iſt. Es hat darüber aber auf Antrag das VollſtrGer. 
zu entſcheiden, und es kann nicht den Parteien des Sicherungs⸗ 
übereignungsvertrages obliegen, von ſich aus den Schuldner⸗ 
ſchuz auch bei unwürdigen Schuldnern Dritten gegenüber 
durchzuſetzen, wozu die Anwendung des § 771 3PO. auf die 
Sicherungsübereignung führt. Bei der Anwendung des 8 805 
IPOD. aber iſt die Zwangsvollſtreckung als ſolche nicht be⸗ 
einträchtigt und erhält der Sicherungsgläubiger, ſofern ſeine 
Forderung und die Sicherungsübereignung der rechtlichen 
Prüfung ſtandhalten, daß, was ihm zukommt, ſo daß niemand 
beeinträchtigt iſt. Das aber iſt doch letzten Endes der Zweck 
jeder Rechtſprechung. Was insbeſ. den Steuerfiskus angeht, 
ſo beſteht ein großes Allgemeinintereſſe, nämlich, das an 
geordneten Finanzen als Grundlage eines geſunden Staats⸗ 
weſens, daran, daß er nicht durch Sicherungsübereignung ge⸗ 
hindert iſt, ſeine Befriedigung auch aus den übereigneten 
Gegenſtänden zu ſuchen. Was ſollte es für einen Sinn haben, 
wenn einerſeits kraft poſitiver Beſtimmungen des § 11 St⸗ 
AnpG. die übereigneten Gegenſtände als Vermögen des 
Steuerſchuldners gelten, andererſeits aber der Sicherungs⸗ 
nehmer in der Lage wäre, die Durchſetzung des Steuer⸗ 
anſpruchs durch Widerſpruchsklage illuſoriſch zu machen. Hof⸗ 
fentlich trägt die Charakteriſierung und rechtliche Behandlung 
des Sicherungsgebers als wirtſchaftlicher Eigentümer im 
Steuerrecht dazu bei, ihn auch im geſamten bürgerlichen Recht 
als ſolchen zu behandeln und demnach dem Sicherungsnehmer 
ein die Veräußerung hinderndes Recht abzuſprechen. 

Beachtenswert find übrigens auch noch die anderen Be⸗ 
ſtimmungen der 88 11 und 12 StAnp®., insbeſ. die Nr. 3 
und 5 des § 11. In Nr. 3 wird dem echten Treuhandver⸗ 
hältnis Nr. 2 auch der Tatbeſtand gleichgeſetzt, daß ein Treu⸗ 
händer zu getreuen Händen für den Treugeber einen Gegen⸗ 
ſtand erwirbt, worauf das RG. (vgl. RG. 84, 217 JW. 
1914, 596; 91, 16) die Grundſätze über das Treuhandver⸗ 
hältnis für nicht anwendbar erklärt hat. Wirtſchaftlich geſehen 
liegen aber die Dinge durchaus gleich, und für das Steuerrecht 
gibt es eben nur die wirtſchaftliche Betrachtungsweiſe. Ebenſo 
iſt es bei der Nr. 5, wo für das Steuerrecht das ſchwer zu 
handhabende Geſamthandseigentum als Bruchteilseigentum be⸗ 
handelt wird. Wie weit man hier im Zivilrecht folgen kann 
und ſoll, dürfte Gegenſtand einer intereſſanten und frucht⸗ 
bringenden Unterſuchung ſein. 


Die Nechtſprechung des Keichsgerichts auf dem Gebiete des Sts. und der 
ſeit Januar 1933 erlaſſenen ſtrafrechtlichen Geſetze und Verordnungen 
in Band 68 Heft 1, 2 und 3 der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen 
des Reichsgerichts in Straf ſachen 


Von Generalſtaatsanwalt i. R. Dr. Schneider-Neuenburg, Düſſeldorf 


Die drei erſten Hefte des Bd. 68 enthalten eine Reihe 
höchſt bedeutſamer Entſcheidungen ſachlich ſtrafrechtlicher 
Natur. Soweit ſie ſich mit den Beſtimmungen des StGB. 
und der nach dem Januar 1933 ergangenen Geſetze und VO. 
befaſſen, ſollen ſie nachſtehend, und zwar die erſteren tunlichſt 
nach der Syſtematik des StGB., zur Darſtellung gelangeit. 


I: 

Im Hinblick auf 8 2 Abſ. 2 St B. prüft die Eutſcheidung 
RGSt. 68, 171 = JW. 1934, 2053 die Anwendbarkeit der 
neuen Beſtimmungen der 88 330 a, 51 Abſ. 1, 2 und erörtert 
hierbei insbeſ. das Verhälknis des § 51 Abſ. 1 n. F. zu 8 51 


a. F. für den Fall des Zuſtandes einer Bewußtloſigkeit i. S. 
der letztgenannten Geſetzesbeſtimmung. Sie verlangt als erſte 
Vorausſetzung für die Anwendung des 8 2 Abſ. 2, daß die 
begangene Handlung, unter der ſie eine Handlung im ſachlich⸗ 
rechtlichen Sinne, nicht eine Tat im verfahrensrechtlichen 
Sinne (8264 StPO.) verſteht, einen Straftatbeſtand ſowohl 
des alten wie des neuen Geſetzes erfüllt, und erklärt in⸗ 
folgedeſſen die Heranziehung des § 330 zu einer Ver⸗ 
gleichung nur dann als zuläſſig, wenn die nach dieſer Vor⸗ 
ſchrift mit Strafe bedrohte Handlung bereits zur Zeit ihrer 
Begehung einem Strafgeſetz unterfiel. Zu dem Verhältniſſe 
des § 51 Abſ. 1 n. F. zu 8 51 a. F. für den Fall eines Zu⸗ 
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ſtandes der Bewußtloſigkeit i. S. dieſer letztgenannten Be⸗ 
ſtimmung legt die Eutſch. unter Hinweis auf die Entſch. 
RGSt. 64, 349; 67, 149 und in Übereinſtimmung mit der 
Entſch. RGSt. 68, 167 = ZW. 1934, 2064 dar, daß ſchon 
für den Zuſtand der Bewußtloſigkeit, durch den nach 8 51 
a. F. die freie Willensbeſtimmung ausgeſchloſſen war, der 
Nachweis einer derartigen Bewußtſeinsſtörung genügte, „bei 
der der Täter unfähig iſt, das Unrechtmäßige' oder „Ungeſetz⸗ 
liche“ der Tat einzuſehen, oder feinen Willen dieſer Einſicht 
gemäß zu beſtimmen oder nach dieſer Einſicht zu handeln“. 
Sie kommt damit zu dem Schluſſe, daß „wenn § 51 Abſ. 1 
n. F. von einer Unfähigkeit ſpricht, daß ‚Unerlaubte‘”, d. h. 
das Verbotene der Tat einzuſehen, damit die „Möglichkeit 
der Schuldausſchließung keineswegs erweitert, vielmehr min⸗ 
deſtens gegenüber der Unfähigkeit das ‚Unrechtmäßige‘ ein- 
zuſehen, verengt, und daß inſoweit § 51 a. F. gegenüber 8 51 
Abſ. 1 n. F. das mildere Geſetz iſt“. Was dagegen die Be⸗ 
ſtimmungen des § 51 Abſ. 2 anbelangt, ſo bieten dieſe im 
Falle des Vorliegens ihrer Vorausſetzungen eine günſtigere 
Beurteilung für den Angekl., wie das bisherige Recht, da nach 
ihnen eine Strafmilderung nach den Grundſätzen des Ver⸗ 
ſuches zuläſſig iſt. Darauf, daß jetzt Sicherungs- und Beſſe⸗ 
rungsmaßregeln angewendet werden können, kommt es bei 
Ermittelung des milderen Geſetzes nicht an, weil über ſie nach 
§ 2a allgemein nach dem Geſetz zu entſcheiden tft, das zur 
Zeit der Aburteilung gilt. Die oben genannte Entſcheidung 
RGSt. 68, 167 = JW. 1934, 2064 legt alsdann in Bezug 
auf 8 51 Abſ. 1 n. F. weiter dar, daß für die Frage des Vor⸗ 
liegens der Zurechnungsfähigkeit eine Prüfung ſowohl der 
Einſichts- wie der Willensfähigkeit erforderlich iſt und daß 
nur im Falle des Vorliegens beider Vorausſetzungen eine 
Zurechnungsfähigkeit als gegeben angenommen werden kann. 
Das Fehlen eines der beiden Vorausſetzungen genügt ſchon 
zu ihrem Ausſchluſſe. Die Entſcheidung führt ſodann weiter⸗ 
hin aus, daß § 51 Abſ. 2 im Gegenſatze zu dem Strafaus⸗ 
ſchließungsgrunde des § 51 Abſ. 1 „nur einen Strafmilde⸗ 
rungsgrund bildet, der zudem nur berückſichtigt zu werden 
braucht, aber nicht muß“. — Den Ausführungen der Ent⸗ 
ſcheidung RGSt. 68, 167 iſt in Übereinſtimmung mit der 
Anm. 2064 m. E. zuzuſtimmen; ebenſo, und zwar in Über⸗ 
einſtimmung mit den Anm. 2053, 2054 den Ausführungen 
der Entſcheidung RGSt. 68, 171, ſoweit dieſe ſich nicht mit 
dem Verhältniſſe des § 51 Abſ. 1 n. F. zu § 51 a. F. ber 
faſſen. Inſoweit vertritt in der Anm. Prof. Dr. Metzger 
(vgl. auch feine Darlegungen „Täterſtrafrecht“ im Deutſchen 
Strafrecht 1934, 130 f.) in überzeugender Weiſe den Stand⸗ 
punkt, daß bereits $ 51 a. F. i. S. der Unfähigkeit zu verſtehen 
ſei, das Unerlaubte der Tat, wie es auch im Wortlaute 
der heutigen Faſſung des § 51 heißt, einzuſehen, und daß des⸗ 
halb keines der beiden Geſetze das mildere ſei. Zu bemerken, 
hierzu iſt aber, daß das RG. ſeinen Rechtsſtandpunkt in dieſer 
Frage in zwei von verſchiedenen Senaten (2. und 6.) gefällten 
Entſcheidungen, die allerdings zeitlich nur kurz auseinander⸗ 
liegen, zum Ausdruck gebracht hat. An dieſer Stelle mag dann 
auch der Entſcheidung RGSt. 68, 35 = JW. 1934, 900 Er⸗ 
wähnung getan werden, die indes in der Hauptſache ver⸗ 
fahrensrechtlicher Natur iſt und inſoweit hier ausſcheidet. In 
ſachlich-⸗rechtlicher Hinſicht gibt fie die Auffaſſung des RG. 
wieder, daß ein Erwachſener zurechnungsfähig ſein kann, auch 
wenn feſtgeſtellt iſt, daß ſein Wiſſensgut das eines Kindes 
von 6 bis 7 Jahren nicht überſteigt. Mit Recht bemerkt 
hierzu die Anm. 1934, 900, daß es hierbei unklar bleiben 
muß, wie gleichwohl die zur Zurechnungsfähigkeit erforder⸗ 
liche übrigens auch vom Wiſſen nicht ganz zu trennende Ein⸗ 
ſicht in vollem Maße gegeben war.“ — Den § 4 Abſ. 2 N. 3 
StGB. berührt die Entſcheidung RGSt. 68, 125 = JW. 
1934, 1658. Sie prüft den Begriff eines „Polen deutſcher 
Reichsangehörigkeit“ i. S. des Art. 91 Abſ. 4 VV. Nach ein⸗ 
gehenden Erörterungen, denen ohne jede Einſchränkung bei⸗ 
zutreten iſt, gelangt ſie zum Ergebniſſe, daß, wenn auch eine 
für alle Fälle paſſende Begriffsbeſtimmung nicht möglich, 
nicht das äußere Verhalten, ſondern die Zugehörigkeit der 
Perſon nach ihrem inneren Weſen zum polniſchen Volkstum 
entſcheidend iſt. Hauptmerkmale hierfür ſind Abſtammung 
und Sprache i. S. der Mutterſprache. Fehlt einem deutſchen 


Reichsangehörigen dieſe Eigenſchaft, ſo kann er auch nicht für 
die polniſche Staatsangehörigkeit auf Grund des Art. 91 
Abf. 4 VV. optieren. Eine trotzdem für ihn abgegebene 
Optionserklärung iſt rechtsunwirkſam, ohne daß fie an⸗ 
gefochten zu werden braucht. — Mit den neuen Beſtimmungen 
der 88 20 a, 42 e, 42 k StGB., Art. 5 Ziff. 2 und 3 des Geſ. 
v. 24. Nov. 1933, 1 995, befaſſen ſich eine Reihe von recht be⸗ 
deutſamen Entſcheidungen, die nur im Zuſammenhang erörtert 
werden können, da die Beſtimmungen der 88 42 e und 42 K 
ſowie des Art. 5 Abſ. 2 u. 3 ſich auf den § 20a größtenteils 
aufbauen. Was zunächſt § 20 a anbelangt, jo kommen hier 
weſentlich die Entſcheidungen RGSt. 68, 98 = JW. 1934, 
1496 und 68, 149 = JW. 1934, 1662, daneben auch 68, 
174 JW. 1934, 2056 in Betracht, deren Ausführungen 
in Übereinſtimmung mit den Anm. SW. 1934, 1496, 1662 
und 2056 ohne Einſchränkung beizupflichten iſt. Die Entſchei⸗ 
dung RGSt. 68, 149, die zwar im Verfahren nach Art. 5 
Abſ. 2 ergangen, aber auch für § 20a Abſ. 1 von grundſätz⸗ 
licher Bedeutung iſt, umſchreibt den Begriff des „gefährlichen 
Gewohnheitsverbrechers“ näher dahin, daß zunächſt als „Ge⸗ 
wohnheits verbrecher“ eine Perſönlichkeit anzuſehen iſt, 
die infolge eines auf Grund charakterlicher Veranlagung be— 
ſtehenden oder durch Übung erworbenen inneren Hanges wie⸗ 
derholt Rechtsbrüche begeht und zur Wiederholung von Rechts- 
brüchen neigt. Zu dem Begriffe des „gefährlichen“ Gewohnheits⸗ 
verbrechers verlangt ſie eine beſtimmte Wahrſcheinlichkeit, daß 
von dem Täter mit Rückſicht auf die bisherige Häufung der 
Straftaten und die bisher gezeigte Hartnäckigkeit und Stärke 
feines verbrecheriſchen Willens, in Fortwirkung feines ver⸗ 
brecheriſchen Hanges eine weitere erhebliche Störung des 
Rechtsfriedens zu erwarten ſein muß. Mit dieſer Entſcheidung 
iſt, wie die Anm. 1662 zutreffend darlegt, das RG. erfreu⸗ 
licherweiſe den Verſuchen entgegengetreten, den Begriff des 
gefährlichen Gewohnheitsverbrechers nach der bisherigen Recht⸗ 
ſprechung des RG. über das Merkmal der gewohnheits⸗ 
mäßigen Begehung der Tat zu beſtimmen und ihn damit in 
einem dem Geſetz widerſprechenden Sinne einzuengen. Nach 
dieſer Richtung hin iſt auch in Übereinſtimmung mit der 
Anm. ZW. 1934, 1496 die Entſcheidung RGSt. 68, 98 zu 
begrüßen, die ausdrücklich die Annahme als fehlgehend be⸗ 
zeichnet, daß als gefährlicher Gewohnheitsverbrecher i. S. 
des § 20a nur Sittlichkeitsverbrecher, gewaltſame Einbrecher, 
Räuber oder Betrüger, die breite Volksſchichten um große 
Beträge ſchädigten, anzuſehen ſeien, nicht aber kleine Zech⸗ 
preller. Soweit ſich nach § 20 a der Begriff des gefährlichen 
Gewohnheitsverbrechers aus der „Geſamtwürdigung der Taten“ 
ergeben muß, findet die Entſcheidung RGSt. 68, 149 ihre 
Ergänzung in der Entſcheidung RGSt. 68, 174 = JW. 1934, 
2056, nach der ſich die Merkmale des gefährlichen Gewohn⸗ 
heitsverbrechers aus jeder der drei Straftaten erſehen laſſen 
müſſen, die $20a und mit ihm die übrigen Geſetzesvor⸗ 
ſchriften verlangen, die ſich an § 20 a anlehnen. Eine Rück⸗ 
falltat an ſich genügt hierzu noch nicht, da Rückfallverbrechen 
auch Gelegenheitsverbrechen ſein können. Die Entſcheidung 
RGSt. 68, 149 ſtellt endlich noch feſt, daß eine „rechtskräftige 
Verurteilung“ i. S. der genannten Geſetzesbeſtimmungen nicht 
vorliegt, wenn die erkannte Strafe in eine Geſamtſtrafe ein⸗ 
bezogen wird; ſie führt weiter aus, daß die bloße Tatſache 
einer dreimaligen Verurteilung nicht entſcheidend iſt, ſondern. 
daß nur ſolche Verurteilungen in Betracht zu ziehen ſind, 
denen jeweils eine nach der vorhergegangenen früheren Ver⸗ 
urteilung begangene Tat zugrunde liegt. Wie für 8 20 4 
Abſ. 1 jo iſt die Entſcheidung RGSt. 68, 149 auch von 
grundſätzlicher Bedeutung für die Sicherungsverwahrung nach 
§ 42 e, die nachträgliche Sicherungsverwahrung nach Art. 5 
Abſ. 2 und, wie die Anm. 1662 richtig bemerkt, auch für 
893 und Art. 13 des Gef. v. 24. April 1934, I 341, da dieſe 
Vorſchriften in der Faſſung ihrer Vorausſetzungen aufeinan⸗ 
der aufgebaut und inhaltlich auf die des § 20 Abſ. 1 ab⸗ 
geſtellt ſind. Zu dieſen Geſetzesbeſtimmungen erörtert dann 
die Entſcheidung noch deren über 8 20a Abſ. 1 hinaus⸗ 
gehende Vorausſetzung, daß die öffentliche Sicherheit die An⸗ 
ordnung bzw. die nachträgliche Anordnung der Sicherungs⸗ 
verwahrung erfordert. Sie umſchreibt dies Merkmal dahin, 
daß ein ſolches Maß von Gefahr von dem Verurteilten aus⸗ 
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gehen muß, daß dadurch der Beſtand der die öffentliche 
Sicherheit gewährleiſtenden Rechtsordnung unmittelbar be⸗ 
droht und eine wirkſame Abhilfe für die Zukunft im In⸗ 
tereſſe feiner Aufrechterhaltung geboten und auf andere Weiſe 
nicht zu erreichen iſt. Es darf daher, wie die Entſcheidung 
ausführt, nicht außer Betracht bleiben, ob die Gefährlichkeit 
des Verurteilten im Zeitpunkte ſeiner Entlaſſung aus der 
Strafhaft noch beſteht oder vorausſichtlich noch beſtehen wird. 
Was insbeſ. die nachträgliche Anordnung der Sicherungs⸗ 
verwahrung anbelangt, ſo führt die Entſcheidung inſoweit 
weiter aus, daß die Verbüßung der in Rede ſtehenden Strafe 
nach dem 1. Jan. 1934, gleichviel wie lange, noch angedauert 
hat. Etwaigen aus der bereits erfolgten Strafentlaſſung ſich 
ergebenden Bedenken ſteht wirkſam die Vorſchrift des Art. 14 
AusfG. v. 24. Nov. 1933, I 1000, entgegen, wonach einer⸗ 
ſeits die Unterſuchungshaft zugelaſſen und andererſeits die 
Stellung des zur Durchführung des Verfahrens erforder- 
lichen Antrages der Staatsanwaltſchaft zeitlich begrenzt iſt. Er⸗ 
wähnt ſei noch, daß ſowohl nach dieſer Entſcheidung wie auch 
nach der Entſcheidung RGSSt. 68, 176 — ZW. 1934, 2055, 
was durchaus zu begrüßen iſt, die Vorausſetzungen der Siche⸗ 
rungsverwahrung und damit auch die des § 20a in den 
Urteilsgründen derart dargelegt werden müſſen, daß das 
Rev. die richtige Geſetzesanwendung nachprüfen kann und 
daß die bloße Wiedergabe der Worte des Geſetzes hierzu 
nicht genügt; daß ferner, falls die Vorausſetzungen des 8 20a 
erſt in der Hauptverhandlung hervortreten, gemäß 8 265 
Abſ. 2 StPO. zu verfahren iſt, bevor die Sicherungsver⸗ 
wahrung angeordnet werden darf. Nicht unerwähnt bleiben 
ſoll aber auch, worauf die Anm. 1662 mit Recht hinweiſt, 
daß die Sicherungsverwahrung nach § 42e auch auf § 20a 
Abſ. 2 geſtützt werden kann und daß dieſe Anordnung auch 
dann möglich iſt, wenn die ſpäter abgeurteilte Tat vor der 
früheren Verurteilung liegt. Die Entſcheidung RGSt. 68, 
165 = JW. 1934, 1653 ſowie 68, 169 = ZW. 1934, 1573 
betreffen die Anordnung der Entmannung nach 8 42 x bzw. 
die nachträgliche Anordnung der Entmannung nach Art. 5 
Abſ. 3 a. a. O. Nach dieſer letzteren Entſcheidung, der auch in 
Übereinſtimmung mit der Anm. JW. 1934, 1573 nur zuzu⸗ 
ſtimmen iſt, trifft der Begriff „wegen eines Verbrechens oder 
eines Vergehens verurteilt“ nicht nur die vollendete, ſondern 
auch die verſuchte Tat und nicht nur den Täter ſelbſt, fondern 
auch den Anſtifter und Gehilfen, die beiden letzteren indes mit 
der Einſchränkung, daß auch ſie aus geſchlechtlicher Luſt ge⸗ 
handelt haben müſſen, während fonft, wie die Anm. 1573 
richtig bemerkt, weder der Anſtifter noch der Gehilfe die zum 
Tatbeſtande der angeſtifteten bzw. unterſtützten Tat ge⸗ 
hörende Abſicht zu haben braucht. Nach den Ausführungen 
der Entſcheidung RGSt. 68, 165 ſoll das Gericht zu dieſer 
Maßregel aber nur greifen, wenn eine ſorgfältige Prüfung 
ergibt, daß die Allgemeinheit bei Vornahme des Eingriffes 
vor weiteren Untaten des Täters verſchont bleibe und es ſoll 
ferner die Schwere des ſchädlichen Eingriffes mit der der 
Allgemeinheit von dem Sittlichkeitsverbrecher drohenden Ge⸗ 
fahr in Vergleich ſetzen. Hieraus ergibt ſich hiermit, wie auch 
die Anm. 1653 zutreffend ausführt, daß, wenn auch der 
Wortlaut des 8 42 k im Gegenſatze zu Art. 5 Abſ. 3 das 
Merkmal des Erforderniſſes der öffentlichen Sicherheit nicht 
enthält, die Anordnung dieſer Maßnahme vielmehr nur in 
das richterliche Ermeſſen ſtellt, daß auch eine Entmannung 
nach § 42 k nur angeordnet werden kann, wenn es zum 
Schutze der Allgemeinheit erforderlich iſt. Die Entſcheidung 
weiſt ferner noch auf eine beſonders ſorgfältige Prüfung der 
ſo einſchneidenden Maßnahme der Entmannung und in 
dieſem Zuſammenhange auch auf die Pflicht der Staats⸗ 
anwaltſchaft nach § 160 Abſ. 3 StPO. hin. Die Entſcheidung 
RGSt. 68, 169 = ZW. 1934, 1573 bejaht endlich noch 
nach eingehender Prüfung zutreffend die Frage, ob auf eine 
Entmannung auch dann erkannt werden kann, wenn der 
Täter noch eine ſehr lange Freiheitsſtrafe zu verbüßen hat. 
Sie weiſt darauf hin, daß nach § 42 k die Anordnung dieſer 
Maßregel neben der Strafe zu erfolgen hat, daß Ablehnung 
eines Antrages „zur Zeit“ den Vorſchriften der StPO. 
unbekannt iſt, ſeiner Wiederholung der Verbrauch des 
Klagerechtes entgegenſtehen würde. Weiter weiſt ſie darauf 
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hin, daß anderenfalls bei ſchwerſten Sittlichkeitsverbrechern — 
§ 178 StGB. droht eine Mindeſtſtrafe von 10 Jahren Zucht⸗ 
haus an — von dieſer Maßnahme Abſtand genommen wer⸗ 
den müſſe und daß endlich auch nach den ärztlichen Er⸗ 
fahrungen ſich die Wirkungen dieſer Maßnahmen auf den 
Geſchlechtstrieb ſehr oft erſt viel ſpäter einſtellten, ſo daß 
auch ärztlicherſeits ein Auſſchub der Entſcheidung über die 
Entmannung höchſt unerwünſcht ſei. — Die ſchon mehrfach 
erwähnte Entſcheidung RGSt. 68, 176 — JW. 1934, 2055 
enthalt alsdann noch den weiteren Rechtsgrundſatz, daß der 
Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte nur neben der Geſamt⸗ 
ſtrafe und nicht neben den Einzelſtrafen und nur bis zu 
der geſetzlichen Höchſtdauer ausgeſprochen werden kann. Sie 
ſchließt ſich inſoweit auch nach der Anm. 2055, die auch auf 
die manchen Zweifel beſeitigende n. F. des 876 StGB. hin⸗ 
weiſt, an die bisherige Rechtſprechung des RG. zu 8 76 
StGB. an. 

Mit den Beſtimmungen des § 46 StGB. beſchäftigt 
ſich die Entſcheidung RGSt. 68, 82 — JW. 1934, 1356. 
Sie enthält zunachſt zu § 46 Abſ. 1 die Feſtſtellung, 
daß die Freiwilligkeit des Rücktritts nur aus der Vor⸗ 
ſtellung des Täters heraus zu beurteilen iſt. Der Rücktritt 
iſt freiwillig, wenn der Täter die Ausführung unter der Vor⸗ 
ſtellung aufgibt, er wolle nicht den Verbrechenstatbeſtand ver⸗ 
wirklichen, obwohl ihm die Möglichkeit hierzu geboten ſei oder 
zu ſein ſcheint. Auch die objektive Unmöglichkeit ſchließt bei 
nicht beendetem Verſuche die Freiwilligkeit des Rücktritts an 
ſich nicht, ſondern nur dann aus, wenn der Täter eben auf 
Grund dieſer objektiven Unmöglichkeit die Durchführung der 
beabſichtigten Tat aufgegeben hat. Es iſt daher auch bei nicht 
beendeten Verſuchen mit untauglichen Mitteln und am un⸗ 
tauglichen Objekt ein freiwilliger Rücktritt nach § 46 Abſ. 1 
möglich. Die Entſcheidung erklärt ſodann weiterhin einen be⸗ 
endeten Verſuch dann als vorliegend, wenn der Täter alle 
Handlungen vorgenommen hat, die nach ſeiner Vorſtellung 
zur begrifflichen Vollendung der Tat gehören. Die innere 
Einſtellung des Täters iſt der maßgebende Ausgangspunkt 
für die Beurteilung, wann ſich ſeine im Rahmen des ge⸗ 
planten, aber im Endergebnis mißglückten Unternehmens 
entwickelte Tätigkeit als beendeter Verſuch darſtellt. Daran 
ändert ſich auch nichts, wenn der Täter noch weitere eigene 
Handlungen in ſeinen Plan mit aufgenommen, aber dem⸗ 
nächſt nicht ausgeführt hat, die den Eintritt eines weiteren 
Erfolges herbeiführen ſollten, der kein Tatbeſtandsmerkmal 
der gewollten ſtrafbaren Handlung mehr bildet. Wie die 
Anm. IW. 1934, 1356 richtig bemerkt, entſpricht die Ent⸗ 
ſcheidung in der Abgrenzung des beendeten von dem un⸗ 
beendeten Verſuche der herrſchenden Anſicht. Auch in ihrer 
weitgehenden ſubjektiven Auslegung im Falle des Vorliegens 
objektiv hindernder Umſtände, die der Täter nicht kennt, 
iſt ihr in Übereinſtimmung mit der genannten Anm. bei⸗ 
zutreten. Ebenſo iſt ihren, den beendeten Verſuch betreffen⸗ 
den, Darlegungen zuzuſtimmen, die mit den Ausführungen 
der Anm. dahin zu verſtehen ſind: „hat der Täter alles ge⸗ 
tan, was das Vorſtellungsbild ſeiner Tat ſoweit verwirklicht, 
daß zur tatbeſtandsmäßigen Vollendung der Tat nur noch 
objektives, von ſeinem Willen unabhängiges Geſchehen ge⸗ 
hört, ſo liegt ein beendeter Verſuch vor — auch dann, wenn 
er zwar noch weiteres tun will, dies aber lediglich die Fort⸗ 
ſetzung der zwar ſchon vollendeten Tat darſtellt. Die Voraus⸗ 
ſetzungen einer Anſtiftung eines Beamten zu einer Amts⸗ 
unterſchlagung, der ſelbſt aber nicht Beſitz oder Gewahrſam 
an dem unterſchlagenen Gute hat, bilden den Gegenſtand der 
Entſcheidung RGSt. 68, 90 — IW. 1934, 1359. Der 
fehlende eigene Gewahrſam des Täters an dem unter⸗ 
ſchlagenen Gegenſtande hindert nur ſeine Verurteilung als 
Täter oder Mittäter aus 8 246, nicht aber als Anſtifter. Der 
Beſitz oder Gewahrſam des Täters iſt bei 8246 StGB. ein 
ſtrafbegründender Umſtand, kein ſolcher aus § 50 StGB. 
Dasſelbe gilt inſoweit auch für $ 350 StGB., der ſich nur 
als ein beſonderer mit höherer Strafe bedrohter Fall des 
8 246 darſtellt, gekennzeichnet durch die perſönliche Eigenſchaft 
des Täters als Beamter und durch ſeine beſonderen Be⸗ 
ziehungen zum Gegenſtande der Unterſchlagung, ebenſo auch 
für 8351 StG B., der nur einen beſonderen Strafſchärfungs⸗ 
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grund ſchafft. Dieſe, 8246 zu §8 350, 351 ſtempelnden Um⸗ 
ſtände ſind allerdings perſönliche Eigenſchaften und Ver⸗ 
hältniſſe i. S. des 850 StGB., die einem Auſtifter nur zu⸗ 
gerechnet werden können, wenn ſie bei ihm vorliegen. Zur 
Verurteilung aus $$ 350, 351 i. Verb. m. 8 48 iſt daher er⸗ 
forderlich, daß in der Perſon des Anſtifters die beſonderen 
Verhältniſſe gegeben ſind, die gerade jene Strafſchärfung 
gegenüber der einfachen Unterſchlagung begründen, jo insbeſ. 
bei ſolchen aus 88351, 48, daß dem Anſtifter ſelbſt die 
Führung der Bücher uſw. inſoweit oblag, mag er ſich auch 
zur Erfüllung ſeiner Pflicht einer Hilfskraft bedient haben. 
Im übrigen geht die für Beamte geltende Sondervorſchrift 
des § 357, wie das RG. auch bereits früher angenommen, 
den allgemeinen Strafbeſtimmungen über Anſtiftung vor; ſie 
kommt ausſchließlich zur Anwendung, auch wenn daneben 
noch die Vorausſetzungen des § 48 gegeben find. Zu dieſer 
Entſch, iſt mit der Anm. JW. 1934, 1359 nur zu bemerken, 
daß ſich, ſoweit 8357 StGB. in Frage kommt, bereits 
unmittelbar aus dieſer Beſtimmung ſelbſt, insbeſ. aus ihrem 
Abi. 2 ergibt, daß die vom RG. für eine Beſtrafung wegen 
Anſtiftung zu einer Amtsunterſchlagung aufgeſtellten Vor⸗ 
ausſetzungen auch für die Straftat aus § 357 erfüllt fein 
müſſen. Aber auch $ 357 Abi. 1 iſt, wie die Anm. zutreffend 
darlegt, aus dem Zuſammenhange der ganzen Vorſchrift 
heraus dahin auszulegen, daß es ſich bei der von dem ver⸗ 
leiteten Beamten im Amte begangenen ſtrafbaren Handlung 
nur um eine ſolche handelt, die in den Macht- und Aufſichts⸗ 
bereich des verleitenden Vorgeſetzten fällt. — Nach der zu 
860 StGB. ergangenen Entſcheidung RGSt. 68, 37 = IB. 
1934, 1124 gilt der Grundſatz, daß für den Werterſatz die 
Teilnehmer der Tat als Geſamtſchuldner haften, nur für die 
Bezahlung des Wertes. Dies bedeutet, daß die übrigen zum 
Werterſatz Verurteilten befreit werden, wenn ein Beteiligter 
die Werterſatzſtrafe bezahlt, nicht aber, wenn er die feſtgeſetzte 
Erſatzfreiheitsſtrafe verbüßt; vielmehr muß, wenn die Be⸗ 
zahlung des Wertes von keinem Beteiligten zu erreichen iſt, 
jeder von ihnen die volle Erſatzſtrafe verbüßen. Wird einem 
zum Werterſatz Verurteilten auf Grund des § 60 StGB. die 
Unterſuchungshaft auf die Strafe des Werterſatzes an⸗ 
gerechnet, ſo wird dadurch allerdings nicht nur die Erſatz⸗ 
freiheitsſtrafe, ſondern in ſeiner Perſon in erſter Linie die 
Werterſatzſtrafe als verbüßt angeſehen; bezüglich der übrigen 
Beteiligten iſt aber die Rechtslage die gleiche, als wenn er 
nur die Erſatzfreiheitsſtrafe verbüßt hätte. Gegen dieſe Ent⸗ 
ſcheidung iſt nichts einzuwenden. 

Die Begehung von Gewalttätigkeiten in einer nicht ver⸗ 
botenen Verſammlung ſoll nach § 107 a Abſ. 2 StGB., wie 
die Entſcheidung RGSt. 68, 164 = JW. 1934, 1785 aus⸗ 
führt, unabhängig von ſonſtigen Strafbeſtimmungen, nur 
dann beſtraft werden, wenn damit ein beſtimmter Zweck, die 
Sprengung verfolgt, der erſtrebte Erfolg aber nicht ein⸗ 
getreten iſt. Zu einer Beſtrafung aus § 107 Abſ. 2 reicht 
daher Vorſatz und bedingter Vorſatz nicht aus; erforderlich 
iſt vielmehr darüber hinaus der beſtimmte, auf die Herbei⸗ 
führung des Erfolges der Verſammlungsſprengung gerichtete 
Wille. Die Auffaſſung, daß unter „Abſicht“ i. S. des 8 107 a 
Abſ. 2 nur der Vorſatz zu verſtehen ſei, und daß bedingter 
Vorſatz genüge, iſt irrig. Bedenken ſind gegen dieſe Entſchei⸗ 
dung nicht zu erheben. — Private Zahlungsaufforderungen, 
werden, wie die Entſcheidung RGSt. 68, 77 — ZW. 1934, 
902 darlegt, dadurch, daß ihnen der äußere Anſchein von 
Zahlungsbefehlen gegeben wird, ſolange nicht zu Zahlungs- 
befehlen, als nicht die geſetzlichen Vorſchriften gewahrt ſind. 
Der Erlaß privater Zahlungsaufforderungen gehört nicht zu 
den Befugniſſen eines öffentlichen Amtes, iſt noch viel weniger 
einem ſolchen vorbehalten. Der Umſtand, daß den Zahlungs⸗ 
aufforderungen durch die äußere Geſtaltung das Anſehen ge⸗ 
geben wird, als ſeien ſie von einer Gerichtsbehörde erlaſſen, 
genügt nicht zur Verwirklichung des Tatbeſtandes des 8 132 
StGB., denn zu dieſem gehört, daß ſich der Täter ſelbſt 
fälſchlich als Inhaber eines öffentlichen Amtes ausgibt und 
es genügt nicht, wenn er nur den Anſchein erweckt, als habe 
die zuſtändige Gerichtsbehörde — alſo ein Dritter — den 
Zahlungsbefehl erlaſſen. Das Ergebnis der Entſcheidung be⸗ 
friedigt nicht; fie läßt, wie auch die Anm. JW. 1934, 902 
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ausführt, einen Weg offen, durch den ein Täter, der bei 
rechtsunkundigen Perſonen den Anſchein erweckt hat, ſie 
hätten ſich ſeinen Amtshandlungen zu fügen, ſich ſeiner ſtraf⸗ 
rechtlichen Verantwortung entziehen kann. Der Anm. iſt 
darin vollkommen beizupflichten, daß es für die erſte Alter⸗ 
native des § 132 gleichgültig ſein muß, ob die Handlungen des 
Täters nach Form und Inhalt den geſetzlichen Vorſchriften 
entſprechen. Erſt dadurch wird dem Täter der Weg ver⸗ 
ſperrt, ſich ſeiner ſtrafrechtlichen Verantwortlichkeit durch 
Mängel ſeiner Amtshandlungen, die er vielleicht bewußt an⸗ 
gebracht hat, zu entziehen, die für Perſonenkreiſe, an die er 
ſich wandte, nicht erkennbar waren und auch nicht ſein ſollten. 
— Wie die Entſcheidung RGSt. 68, 130 — JW. 1934, 1358 
in rechtlicher Auswirkung des 8807 ZRD. zutreffend feſt⸗ 
ſtellt, kann in dem Verſchweigen eines Kaufmannsgeſchäftes 
bei Leiſtung eines Offenbarungseides ein Meineid nicht ge⸗ 
funden werden, da ein Kaufmannsgeſchäft nicht Gegenſtand 
einer Zwangsvollſtreckung ſein kann und deshalb der Offen⸗ 
barungspflicht nicht unterliegt. Sehr zu begrüßen ſind die 
Entſcheidungen RGSt. 68, 20 und 68, 131 = JW. 1934, 
1576, die in eingehenden, durchaus zutreffenden Darlegungen 
und Erörterungen die Frage klären und bejahen, ob ein Bann⸗ 
führer der HF. und ein Führer eines Arbeitslagers als Er⸗ 
zieher i. S. des 8174 Abſ. 1 N. 1 StGB. zu gelten haben. 
Die erſtere Entſcheidung erörtert eingehend Weſen und Zweck 
der HJ. als einer ſtaatlichen Erziehungseinrichtung und den 
Aufgabenkreis ihrer Führer, die in einer umfaſſenden Lehr⸗ 
und Erziehungstätigkeiß beſteht. Sie befaßt ſich weiter näher 
mit den Begriffen eines Lehrers und Erziehers i. S. des 
§ 174 Abſ. 1 N. 1 StGHB. und kommt zu dem Ergebniſſe, daß 
die Führer der HJ. nach ihrem Aufgabenkreiſe und nach ihrer 
Betätigung als Erzieher, Lehrer und zugleich als Beamter 
i. S. der 88 174 Abſ. 1 N. 1 und 2, 359 StGB. anzuſehen 
ſind, falls im einzelnen die Vorausſetzungen hierzu auf ſie 
zutreffen. Wer alsdann im einzelnen Falle als Lehrer, Er⸗ 
zieber oder Beamter im gedachten Sinne anzuſehen ift, iſt Frage 
der tatſächlichen Verhältniſſe des jeweiligen Falles, der ſich 
auch danach entſcheidet, wie ſich der einzelne Führer mit 
den Jugendlichen dienſtlich zu befaſſen hatte und befaßt hat. 
Die Entſcheidung weiſt dann noch ausdrücklich darauf hin, 
daß der in den Strafandrohungen des § 174 liegende Grund⸗ 
gedanke gerade auf den Führer der HJ. Anwendung finden. 
müſſe. Gleichartige Erwägungen treffen auch auf den Führer 
eines Arbeitslagers zu, der auch als ein Erzieher der in 
ſeinem Lager freiwilligen Arbeitsdienſt leiſtenden Arbeits⸗ 
dienſtwilligen i. S. des § 174 Abſ. 1 N. 1 anzuſehen iſt. 
Die oben erwähnte 2. Eutſcheidung ſtellt hierzu bezüglich des 
Weſens und Zweckes des freiwilligen Arbeitsdienſtes zu⸗ 
ſammenfaſſend feſt, daß bei dieſem die volkserzieheriſchen 
Aufgaben in den Vordergrund geſtellt ſind, und daß die 
Arbeit als hauptſächlichſtes Mittel zur körperlichen, geiſtigen 
und ſittlichen Schulung der Arbeitsdienſtfreiwilligen ange⸗ 
ſehen wird. — Eine Reihe der mit § 218 Abſ. 4 Satz 2 in 
Verbindung ſtehenden Zweifelsfragen ſind Gegenſtand der 
Entſcheidungen RGSt. 68, 13 = JW. 1934, 693 und 68, 
60 = JW. 1934, 1577. Was zunächſt die Frage anbelangt, 
wann das Verbrechen des § 218 Abſ. 4 Satz 2, der gewerbs⸗ 
mäßigen Verſchaffung von Abtreibungsmitteln vollendet iſt, 
ſo gehört hierzu, wie die erſtere Entſcheidung ausführt, zwar 
nicht, daß das Mittel zur Abtreibung verwendet wird, 
wohl aber, daß die Frau, der es verſchafft wird, ſchwanger 
und daß das Mittel zur Abtreibung wirklich geeignet iſt. 
Soweit die Schwangerſchaft und die Eignung lediglich in der 
Vorſtellung des Täters vorhanden ſind, kommt nur ein, aller⸗ 
dings nach der Rechtſprechung des RG. auch ſtrafbarer Ver⸗ 
ſuch am untauglichen Objekt und mit untauglichen Mitteln in 
Betracht. Weiterhin bezeichnet die Entſcheidung die Anſicht 
als rechtsirrig, die einen Fortſetzungszuſammenhang meh⸗ 
rerer an verſchiedenen Frauen zu verſchiedenen Zeiten vor⸗ 
genommenen Abtreibungshandlungen annimmt; ſolche Fälle 
können nur durch das Band der Gewerbsmäßigkeit zu einer 
rechtlichen Einheit zuſammengefaßt werden. Weſentlich ſind 
endlich die Ausführungen beider Entſcheidungen über das 
rechtliche Verhältnis der gewerbsmäßigen Verſchaffung von 
Abtreibungsmitteln zu der gewerbsmäßigen Abtreibung. Hier⸗ 
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nach werden durch die Verurteilung wegen gewerbsmäßiger 
Abtreibung nach § 218 Abf. 4 Satz 1 alle Einzelhandlungen 
umfaßt, die auf derſelben Abſicht der Gewerbsmäßigkeit be⸗ 
ruhen und auf Abtreibung der Leibesfrucht an der Schwan⸗ 
geren oder auf Erleichterung von Abtreibungen gerichtet ſind, 
als auch die, die darin beſtehen, daß der Schwangeren Ab⸗ 
treibungsmittel verſchafft werden. Sind die ſämtlichen Hand⸗ 
lungen in derſelben Abſicht begangen, ſich durch wiederholte 
Begehung von Abtreibungen oder Erleichterung von Abteei⸗ 
bungen eine fortlaufende Einnahmequelle zu verſchaffen, ſo 
kann nur wegen eines Verbrechens nach 8 218 Abſ. 4 Satz 1 
verurteilt werden, indem die in den Tatbeſtand des Satzes 2 
fallenden Handlungen aufgehen. Anders iſt indes, wie die 
Entſcheidung RGSt. 68, 60 = ZW. 1934, 1577 mit Recht 
ausführt, die Rechtslage, wenn neben der gewerbsmäßigen 
Verſchaffung eines Abtreibungsmittels nur eine verſuchte 
Abtreibung vorliegt, ebenſo aber auch, wenn bei dem Täter 
zunächſt die Abſicht beſtanden hätte, ſich durch wiederholte 
Beſchaffung von Abtreibungsmitteln eine dauernde Einnahme⸗ 
quelle zu verſchaffen, der Täter dann aber unter Aufgabe 
dieſer Abſicht Abtreibungen in Betätigung einer völlig neuen 
Abſicht vorgenommen hätte, hieraus einen Gewinn zu machen. 
Den Ausführungen der Entſcheidungen RGSt. 68, 13 — JW. 
1934, 693 und 68, 60 — IM. 1934, 1577 iſt zuzuſtimmen, 
denen der erſteren auch in Übereinſtimmung mit der Anm. 
JW. 1934, 698. Dieſe Anmerkung enthält weiterhin ſehr be⸗ 
achtenswerte Ausführungen über die Frage des Verhältniſſes 
zwiſchen der gewerbsmäßigen Mittelverſchaffung und der Bei- 
hilfe zur Abtreibung. Sie nimmt Tateinheit an, wobei die 
Strafe nach § 73 aus 8 218 Abſ. 4 Satz 2 feſtzuſetzen iſt. 
Die Anmerkung enthält ferner den ebenfalls ſehr beachtlichen 
Vorſchlag, die Faſſung der Vorſchrift über die Strafbarkeit 
der Mittelverſchaffung auf das „Unternehmen“ der Verſchaf⸗ 
fung abzuſtellen. — In feiner Entſcheidung RGSt. 68, 65 
JW. 1934, 1241 unterſucht das RG. eingehend die ſtraf⸗ 
rechtliche Wertung einer Benutzung einer Fernſprechanlage 
durch Einwurf einer geringwertigeren als der vorgeſchriebenen 
Münze in einen Münzfernſprecher, die zu dieſem Zwecke in 
ihrer Form verändert worden iſt. Soweit die Entſcheidung 
eine ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit aus 8 146 StGB., ſo⸗ 
wie aus §8 304, 317, 318 Abſ. 2 StGB. ablehnt, iſt nichts 
dagegen einzuwenden. Die Entſcheidung lehnt aber auch in 
eingehenden Darlegungen § 1 des Geſetzes v. 9. April 1900 
betreffend die Beſtrafung der Entziehung der elektriſchen Ar⸗ 
beit als nicht gegeben ab. Zur Begründung führt ſie aus, 
daß durch den Einwurf des Geldſtückes nur die Sperre aus“ 
gelöſt worden, die das Drehen der Nummernſcheibe zu ver⸗ 
hindern beſtimmt ſei, die Entziehung der elektriſchen Arbeit 
aber nicht, wie § 1 a. a. O. verlangt, mittels eines fremden 
Leiters, ſondern auf die gewöhnliche Weiſe erfolgt ſei. Den 
Tatbeſtand des § 263 erachtet die Entſcheidung dann als 
gegeben, wenn die Verbindung zwiſchen den beiden Teilneh⸗ 
mern entweder ganz oder teilweiſe durch Beamte der Reichs⸗ 
poſt hergeſtellt wird. Sie lehnt ihn aber ab hei beiderſeitigem 
Selbſtanſchluß, da hier keine Perſon getäuſcht und zu einer 
die Reichspoſt ſchädigenden Vermögensverfügung veranlaßt 
worden ſei. Die Ausführungen dieſer Entſcheidung zu 81 
w. o. a. und zu § 263 StGB. haben allſeits, insbeſ. in den 
eingehenden Ausführungen JW. 1934, 1609 ff. und den 
dort weiter angegebenen Stellen, ferner in JW. 1934, 2028 
mit Recht eine ſtarke Ablehnung gefunden; in den Ausfüh⸗ 
rungen zu 81 iſt, wie in JW. 1934, 1609 ff. dargelegt, 
das RG. „ohne zwingenden Grund von der ſich aus ſeiner 
bisherigen Rechtſprechung ergebenden Richtung abgewichen“; 
die Ausführungen zu § 263 mögen zwar der bisherigen 
Rechtſprechung entſprechen; ſie ſtehen aber mit der heutigen 
ſtrafrechtlichen Rechtsauffaſſung (vgl. hierzu auch die vor 
den Preſſevertretern gehaltene Rede des RI Miniſters Dr. 
Gürtner v. 28. Mai 1934) in glattem Widerſpruch 1). — 
Mit den 88 267 ff. StGB. befaſſen ſich die Entſcheidungen 
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NOS: 68, 2 JW. 1934, 693 und 68, 94 — JW. 1934, 
1578. Die erſtere Entſcheidung, der auch in Übereinſtimmung 
mit der Anm. S. 693 zuzuſtimmen iſt, erörtert im Hinblick auf 
35 267, 268 die ſtrafrechtliche Wertung des Gebrauches eines 
ſog. Decknamens bei Einſendung von Beiträgen an eine Zeit⸗ 
ſchrift. Nach ihren Ausführungen kommt hierbei die weſent⸗ 
lichſte Bedeutung dem Tatbeſtandsmerkmale eines Handelns 
in rechtswidriger Abſicht zu. Dieſes Merkmal iſt dahin zu 
kennzeichnen, daß der Gebrauch des falſchen Namens und 
der mit ihm unterzeichneten Urkunde darauf gerichtet iſt, ge⸗ 
rade durch die damit hervorgerufene Täuſchung über die 
Perſon des Urhebers im Rechtsleben einen Erfolg zu er⸗ 
reichen. Die zweite Entſcheidung, der ebenfalls beizupflichten 
iſt, erklärt die Fabriknummer eines Fahrgeſtells i. Verb. m. 
dem Kraftfahrzeug, an dem fie angebracht ift, bei beſtimmten 
Arten von Kraftfahrzeugen auch die Motornummer, weiterhin 
das Firmenſchild, insbe. das ſog. Typenſchild als beweiserheb⸗ 
liche Privaturkunden i. S. des § 267 SGB. — Die Entſch. 
RGSt. 68, 108 K — ZW. 1934, 1420, die ſich wie auch die 
Anm. 1420 in der Hauptſache mit § 239 KO., der aber hier 
ausſcheidet, befaßt, führt zu § 288 StGB. aus, daß die 
Beſtrafung wegen eines ſolchen Vergehens eine ſchuldneriſche 
Verpflichtung nicht vorausſetzt, ſondern daß Täter eines 
Vergehens aus 8 288 StGB. jeder ſein kann, der aus irgend⸗ 
welchen Gründen eine Zwangspollſtreckung des Gläubigers 
in Beſtandteile feines Vermögens zu dulden hat. Die Ent⸗ 
ſcheidung entſpricht der herrſchenden Auffaſſung und auch 
der bisherigen Rechtſprechung des RG. — Zu 8 332 StGB. 
ſind die Entſcheidungen RGGSt. 68, 70 = JW. 1934, 2068 
und 68, 177 ergangen. Die erſtere Entſcheidung prüft in 
zutreffender Weiſe die Frage, ob die Tätigkeit eines Poſt⸗ 
ſekretärs als gewählten Vorſtandsmitglieds einer Poſtkranken⸗ 
kaſſe eine Amtshandlung darſtellt. Zum Tatbeſtande des 
3 332 gehört, wie die Entſcheidung ausführt, daß die Hand⸗ 
lung, die eine Verletzung der Amts- und Dienſtpflicht ent⸗ 
hält, in das Amt des Beamten einſchlägt. Bei Beamten im 
ſtaatsrechtlichen Sinne trifft das auf alle Dienſte zu, die zu 
dem, den Beamten übertragenen, Geſchäftskreiſe gehören, 
gleichgültig welcher Art ſie ſind. Insbeſ. iſt es auch nicht 
erforderlich, daß ſie ſich als eine Dienſtverrichtung darſtellt, 
die mit rechtlicher Wirkſamkeit nur von einem öffentlichen 
Beamten vorgenommen werden kann, auch nicht, daß ſie un⸗ 
mittelbar der Verwirklichung der Staatsgewalt dient; ſie kann 
auch einen reinen Erwerbszweck oder den Abſchluß privat⸗ 
rechtlicher Rechtsgeſchäfte verfolgen. Weſentlich iſt lediglich, 
daß nicht eine reine Privathandlung des Beamten in Frage 
ſteht, ſondern, daß die Verrichtung dem Beamten als amt- 
liche Aufgabe zugewieſen iſt, und daß ſie nicht völlig außer⸗ 
halb des Aufgabenkreiſes der zuweiſenden Behörde liegt. Die 
zweite Entſcheidung erklärt es für die Anwendbarkeit des 8 332 
für unerheblich, ob der Beamte das Amt, das Nebenamt 
oder die Nebenbeſchäftigung freiwillig oder auf Grund öffent⸗ 
lich rechtlicher oder privater Verpflichtungen übernommen hat. 
Hat ſich der Beamte, ſei es auch erſt auf Grund erklärter 
Bereitſchaft, einen amtlichen Geſchäftskreis übertragen laſſen, 
treffen ihn auch die ſich hieraus ergebenden Pflichten. Beiden 
Entſcheidungen wird beizupflichten fein. — Zu dem Begriffe 
des „Empfangenen“ i. ©. des § 335, ſowie über den Gegen⸗ 
ſtand der Verfallerklärung, wenn die Beſtechungswerte an eine 
Mittelsperſon als Treuhänderin des Beſtochenen gewährt 
worden ſind, nimmt die Entſcheidung RGSt. 68, 113 JW. 
1934, 1499 Stellung. Nach ihren Ausführungen iſt Gegen⸗ 
ſtand des „Empfangenen“ nicht nur das, was der Beſtochene 
unmittelbar an ſich gebracht hat, ſondern, da 8335 ſich auf 
Leiſtungen aller Art bezieht, die durch einen Vermögenswert 
gekennzeichnet ſind, alles, was ihm auf irgendeine Weiſe tat⸗ 
ſächlich oder wirtſchaftlich zugute gekommen iſt, und zwar auch 
dann, wenn es nicht unmittelbar an ihn, ſondern an eine 
Mittelsperſon gelangt iſt, um es auf dieſem Umwege für 
ihn verfügbar zu machen oder ihm wenigſtens deſſen Ver⸗ 
mögenswert zufließen zu laſſen. Steht dem Beſtochenen gegen 


ſicht des RG. nicht angeſchloſſen, ſondern eine Verurteilung wegen 
Betruges eintreten laſſen. Die Begründung dieſer ohne Zweifel dem 
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die Mittelsperſon — im vorliegenden Falle handelte es ſich 
um die Abtretung von Geſchäftsanteilen an einen Treu⸗ 
händer — ein Anſpruch auf Übertragung des Empfangenen 
an ihn zu, ſo iſt dieſer Anſpruch die Form, in der die Be⸗ 
ſtechungswerte dem Beſtochenen unmittelbar zugefloſſen 
ſind und ſich noch bei ihm befinden. Obwohl das Emp⸗ 
fangene, wirtſchaftlich geſehen, dem Vermögen des Be⸗ 
ſtochenen zugerechnet werden muß, kann dies nicht den Gegen⸗ 
ſtand der Verfallerklärung bilden, da dieſe dann gegen den 
nicht mitverurteilten gegenwärtigen Inhaber ſich richten 
müßte, was unzuläſſig iſt. Gegenſtand der Verfallerklärung 
kann nur der Anſpruch ſelbſt ſein. Der Entſcheidung iſt bei⸗ 
zutreten, ebenſo iſt, wie die Anm. S. 1499 mit Recht bemerkt, 
zu billigen, daß das RG. hier die Konſtruktion, der es auf 
dem Gebiete der Untreue gefolgt iſt, nicht für durchſchlagend 
erachtet. — Wie die Entſcheidung RGSt. 68, 85 = SU. 
1934, 766 zu § 359 StGB. mit Recht ausführt, find auch 
unter der Herrſchaft des Art. 137 NVerf. 1919 kirchliche 
Beamte inſoweit als mittelbare Staatsbeamte anzuſehen, als 
ſie unter ſtaatlicher Aufſicht Kirchenvermögen verwalten. Ob 
eine ſtaatliche Aufſicht über die kirchliche Vermögensverwal⸗ 
tung beſteht, läßt ſich nur nach dem jeweils geltenden Lan⸗ 
desrecht entſcheiden. 


II. 


Mit den Beſtimmungen der BD. v. 21. März 1933, RG Bl. 
I, 135, befaſſen ſich die Entſcheidungen RGSt. 68, 33 — 
SW. 1934, 1911; 68, 120, 158 — JW. 1934, 1726, und 
zwar die letztere mit 88 1 und 2 und die erſtere mit 83 
dieſer VO. Was nun zunächſt die Entſcheidung RGSt. 68, 
158 anbelangt, ſo gelangen in ihr eine Reihe von Zweifels⸗ 
fragen zur Erörterung, die ſich aus den Beſtimmungen der 
88 1 und 2 ergeben. So die Frage, ob auch die NS DAP. 
ſelbſt als ein Verband i. S. dieſer Geſetzesbeſtimmung an⸗ 
zuſehen iſt, was immerhin zweifelhaft ſein kann, da, anders 
als bei 88 1 und 2 in 8 3 neben den Verbänden auch von 
den hinter der Regierung ſtehenden Parteien die Rede iſt. Die 
Entſch. räumt aber dieſe Zweifel aus und ſtellt feſt, daß 88 1 
und 2, klar erkennbar, das unbefugte Tragen von Uniformen 
und Abzeichen aller derjenigen Vereinigungen, und zwar ohne 
jede Einſchränkung, verbieten will, die hinter der Regierung 
ſtehen. Daher genießt auch das Parteiabzeichen den Schutz 
des Geſetzes. Um eine Vortäuſchung der Verbandsmitglied⸗ 
ſchaft durch das Tragen von Nachbildungen von Abzeichen, 
insbeſ. einer verkleinerten Nachbildung des Hoheitszeichens 
zu verhindern, erklärt die Entſcheidung weiterhin, daß das 
Tragen nur ſolcher Nachbildungen ſtraflos bleibt, die ſich von 
den amtlichen ſo deutlich unterſcheiden, daß keine Täuſchung 
möglich iſt. Die Anſicht, es handle ſich um eine erlaubte Nach- 
bildung, würde ſich lediglich als ein unbeachtlicher Straf⸗ 
rechtsirrtum darſtellen. Sodann kann es nach dem Wortlante 
des 82 Abſ. 1 zweifelhaft fein, welche ſtrafbare Handlungen, 
insbeſ., ob auch ein Betrug, zu dieſer Geſetzesbeſtimmung in 
Frage kommen könne. Die Entſcheidung geht davon aus, daß 
unter 82 Abſ. 1 nicht bloß ſolche Handlungen, die mit einer 
Gewalttätigkeit verbunden ſind, fallen, ſondern alle Hand⸗ 
lungen, die ſich in irgendeiner Weiſe gegen Perſonen oder 
Sachen richten. Hierunter rechnet ſie auch den Betrug, der in 
einer Einwirkung auf den Willen eines andern beſteht, zu⸗ 
folge deſſen dieſer entgegen ſeinem wirklichen Willen handelt. 
Weſentlich ſind endlich die Ausführungen der Entſcheidung 
über das Verhältnis des § 2 Abſ. 1 zu 8 1 Abſ. 2 und zu 
den ſonſt für ſtrafbare Handlungen gegen Perſonen oder 
Sachen in Betracht kommenden Geſetzen. Nach ihnen ſtellt 
die Vorſchrift des § 2 Abſ. 1, ſoweit fie das Tragen von 
Uniformen und Abzeichen betrifft, einen beſonders ſchweren 
Fall des 81 Abſ. 2 unter erhöhte Strafe. Liegen mehrere 
Einzelfälle vor, die teils unter 81 Abſ. 2, teils unter 8 2 
Abſ. 1 fallen und hat der Täter auf Grund eines einheitlichen 
Vorſatzes gehandelt, ſo liegt nur eine einheitliche, fortgeſetzte 
Handlung vor, und kann nur eine Beſtrafung aus § 2 Abſ. 1 
in Frage kommen. Neben 8 2 Abſ. 1 behalten die für Straf⸗ 
taten gegen Perſonen oder Sachen ſonſt in Betracht kommen⸗ 
den Strafvorſchriften ihre Bedeutung; fie können daher mit dem 


Verbrechen aus 8 2 Abſ. 1 fachlich oder rechtlich zuſammen⸗ 
treffen. Zu 83 BD. legt die Entſcheidung RGGSt. 68, 33 
eingehend dar, daß ſchon nach dem allgemeinen Sprach⸗ 
gebrauch und der ſonſtigen Ausdrucksweiſe des Geſetzes die 
Unwahrheit oder die gröbliche Entſtellung als ein Tat⸗ 
beſtandsmerkmal, aber nicht die Wahrheit oder Nichtent⸗ 
ſtellung als ein Strafausſchließungsgrund anzuſehen iſt. Nur 
der erfüllt den Tatbeſtand des § 3 Abſ. 1, dem bekannt ge 
weſen iſt, daß die behaupteten Tatſachen unwahr oder gröblich 
entſtellt waren, oder der wenigſtens mit einer ſolchen Mög⸗ 
lichkeit gerechnet, die Behauptung aber trotzdem aufgeſtellt 
hat. Weiterhin führt zu 83 die Entſcheidung RGSt. 68, 
120 aus, daß unter dem Begriff „Aufſtellen einer Behaup⸗ 
tung tatſächlicher Art“ dasſelbe zu verſtehen iſt, wie unter 
dem Begriffe der „Behauptung einer Tatſache“ i. S. des 
8186 StGB., wonach auch eine in Form eines Urteils ge⸗ 
kleidete Außerung ſich als eine tatſächliche Behauptung dar⸗ 
ſtellt, Sofern dies Urteil zu beſtimmten einzelnen Vorgängen 
oder Geſchehniſſen in äußerlich erkennbarer Weiſe in Bezug 
geſetzt iſt. 83 a. a. O. trifft aber nur eine Behauptung, 
hinter der etwas Greifbares ſteckt; dies iſt bei der der vorliegen⸗ 
den Entſcheidung zugrunde liegenden Außerung „die SA. 
und die SS. ſeien lauter Lumpen“ nicht der Fall. Dagegen 
iſt, wie die Entſcheidung weiter ausführt, in dieſer Auße⸗ 
rung eine Beleidigung i. ©. des 8 185 StGB. zu erblicken. 
Gegen dieſe die 88 1, 2 und 3 VD. v. 21. März 1933 be⸗ 
rührende Entſcheidung dürfte nichts einzuwenden ſein. — 
Eine bedeutungsvolle, wenn auch zu Bedenken Anlaß gebende 
Entſcheidung iſt endlich die Entſcheidung RGSt. 68, 15 — 
IW. 1934, 1910, die fi mit der Auslegung des 8 2 des Gef. 
v. 14. Juli 1933, I 479, befaßt. Wie die Entſcheidung aus⸗ 
führt, fällt nicht jede Unterſtützung einer früher beſtandenen 
politiſchen Partei unter § 2 des Geſ. v. 14. Juli 1933. Dieſes 
Geſetz ſtellt im Gegenſatze zu den früheren Beſtimmungen des 
85 VO. v. 19. Dez. 1932, I 548 und 8 11 des früheren 
Rep&h®. nicht eine bloße Unterſtützung einer der früher 
beſtandenen politiſchen Parteien unter Strafe, ſondern nur die 
Neubildung einer Partei und die Aufrechterhaltung des 
organiſatoriſchen Zuſammenhalts einer anderen Partei als 
der der NSDAP. Unter „organiſatoriſchem Zuſammenhalt“ iſt 
die Verbundenheit zu verſtehen, die unter den Anhängern 
einer Partei durch die bewußte Unterordnung unter den Ge⸗ 
ſamtwillen der Partei und durch das gemeinſchaftliche För⸗ 
dern der Parteiziele entſteht, und äußerlich dadurch zum Aus⸗ 
drucke kommt, daß die von ihr umfaßten Perſonen ein Glied 
der Parteiorganiſation bilden. Der Aufrechterhaltung eines 
organiſatoriſchen Zuſammenhalts kann ſich daher als Täter 
nur ſchuldig machen, wer entweder ſchon vor der Auf⸗ 
löſung der Partei an ihm beteiligt war, oder wer ſich ihm 
nachher bewußt durch Unterordnung unter den Geſamt⸗ 
willen der Partei und Eingliederung in deren noch be⸗ 
ſtehende Organiſation anſchließt und irgendwie zur Fort⸗ 
ſetzung dieſes Zuſammenhalts der Parteiorganiſation tätig 
wird. Andere Perſonen können nicht als Täter, ſondern nur 
als Gehilfen in Frage kommen, aber nur dann, wenn ſie 
in dem Bewußtſein handeln, durch ihre Tätigkeit gerade die 
Aufrechterhaltung der Parteiorganiſation zu fördern. Wie 
auch die Anm. 1910 bemerkt, iſt es unzweifelhaft richtig, 
daß nicht jede Unterſtützung einer früheren politiſchen Partei 
unter § 2 des Geſ. fällt. Indes iſt, wie die Anm. überzeugend 
darlegt, mit Rückſicht auf den Wegfall der in den früheren 
geſetzlichen Beſtimmungen unter Strafe geſtellten Unter⸗ 
ſtützung einer politiſchen Partei, die in der Entſcheidung dem 
$ 2 gegebene Auslegung, wenn fie auch dem Wortlaute des 
Geſetzes nicht widerſpricht, wohl als eine zu enge anzuſehen. 
Sie entſpricht auch nicht dem Zwecke des Geſetzes, der jeg⸗ 
lichen Verſuch zur Wiederherſtellung der alten Parteien kraft⸗ 
voll verhindern will. Hierzu iſt aber gerade unter dieſen 
Umſtänden eine möglichſt weite Auslegung des Geſetzes un⸗ 
bedingt erforderlich. Auch ſoweit die Entſcheidung weiterhin 
die Täterſchaft auf Angehörige der Partei beſchränkt, ſcheint 
fie mir, ebenfalls in Übereinſtimmung mit der Anm. eine zu 
enge Auslegung des Geſetzes zu ſein; aus dem Wortlaute 
des Geſetzes iſt ſie jedenfalls nicht zu entnehmen. 
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Lundſtellenverzeichnis der Entſcheidungen des Reichsgerichts in Straffachen 


Von Rechtsanwalt Rudolf Henſen, Berlin 


Die nachſtehenden in Band 68, Hefte 1—3 der Sammlung der Entſcheidungen des Reichsgerichts in Strafſachen abgedruckten 
Entſcheidungen ſind an den angegebenen Stellen in der Juriſtiſchen Wochenſchrift veröffentlicht 


RGSt. 68, 1: 18. Dez. 1933, 3 D 1088/33, Werterſatz. Erſatzfrei— 
heiteſtrafe. Verbüßung durch Unterſuchungshaft: JW. 1934, 
431 2 


NOSt. 68, 2: 9. Jan. 1934, 1 D 1318/33, Urkundeufälſchung. 
Rechtswidrige Abſicht: JW. 1934, 693 14 

NESt. 68, 8: 15. Jan. 1934, 3 D 1237/33, Branntweinaufſchlag. 
$ 468 RAbg O.: JW. 1934, 698 18 

RESt. 68, 11: 16. Jan. 1934, 4 D 253/33, Einziehung bei Zoll⸗ 
hinterziehung: JW. 1934, 564 21 

RGSt. 68, 13: 19. Jan. 1934, 4 D 298/33, Verſchaffen von Ab⸗ 
treibungsmitteln. Abtreibung: JW. 1934, 693 13 

RES, 68, 15: 23. Jan. 1934, 4 D 18/4, Organiſatoriſcher Zu⸗ 
ſammenhalt einer Partei: JW. 1934, 1910 11 

RGSt. 68, 18: 9. Jan. 1934, 1 D 1470/33, § 357 StPO. Verfah⸗ 
rensvorausſetzungen: JW. 1934, 773 25 

RGSt. 68, 26: 26. Jan. 1934, 1 D 1296/33, Weingeſetz: JW. 
1934 837 5 

NESt. 68, 33: 22. Jan. 1934, 3 D 1426/33, Abwehr heim⸗ 
tückiſcher Angriffe gegen die Regierung uſw.: JW. 1934, 1911 12 

NESt. 68, 35: 23. Jan. 1934, 1 D 1412/33, Beſtellung eines Ver⸗ 
teidigers. Zurechnungsfähigkeit: JW. 1934, 900 12 

St. 68, 37: 29. Jan. 1934, 3 D 1312/33, Geſamthaftung bei 
Werterſatz: JW. 1934, 1124 16 

ROSE. 68, 39: 1. Febr. 1934, 2 D 1378/33, Waffe im techniſchen 
Sinne: ZW. 1934, 1240 10 

RGSt. 68, 42: 6. Febr. 1934, 4 D 199/33, Einziehung von Veför⸗ 
derungsmitteln: JW. 1934, 772 23 

RGSt. 68, 44: 6. Febr. 1934, 4 D 106/33, Einziehung von Be⸗ 
förderungsmiteln: JW. 1934, 1243 13 

NOSSt. 68, 45: 6. Febr. 1934, 1 D 396/32, § 468 (8 433 a. F.) 
RAbgO. Verjährung: JW. 1934, 1361 25 

NOS. 68, 60: 16. Febr. 1934, 4 D 57/34, Verbrauch der Straf-- 
klage. Sammelſtraftat: JW. 1934, 1577 17 

RESt. 68, 65: 18. Dez. 1933, 2 D 462/33, Automatenbetrug. Elek⸗ 
triſche Arbeit. Münzfälſchung: ZW. 1934, 1241 11 

Ri St. 68, 70: 29. Jan. 1934, 2 D 1293/33, Amtshandlung. Ge⸗ 
ſchäftlicher Betrieb. Bevorzugung: JW. 1934, 2068 11 

RGSt. 68, 77: 29. Jan. 1934, 2 D 1374/3, Amtsanmaßung: 
JW. 1934, 902 14 

RGSt. 68, 82: 12. Febr. 1934, 2 D 56/34, Rücktritt vom Verſuche: 
JW. 1934, 1356 1 

NOS. 68, 85: 13. Febr. 1934, 4 D 64/3, Sachſen. Kirchenkaſſie⸗ 
rer als Beamter: JW. 1934, 766 16 

RGSt. 68, 88: 26. Febr. 1934, 3 D 1483/33, Verweigerung des 
Wortes zur Stellung von Beweisanträgen: ZW. 1934, 1055 15 

RSt. 68, 90: 1. März 1934, 2 D 126/34, Anſtiftung zur Amts⸗ 
unterſchlagung. Verhältnis zu 8 357 StGB.: ZW. 1934, 1359 22 

RESt. 68, 92: 5. März 1934, 2 D 623/33, Straffeſtſetzung nach 
§ 158 VZollG. a. F.: JW. 1934, 1855 9 

RSt. 68, 94: 5. März 1934, 2 D 1012/33, Kraftwagenſchild, 
Fahrgeſtell⸗ und Motornummer als Urkunden: JW. 1934, 
1578 18 


NGSL. 68, 98: 17. April 1934, 4 D 403/34, Gefährliche Gewohn⸗ 
heitsverbrecher. Sicherungsverwahrung: JW. 1934, 1496 13 

RSS. 68, 99: 2. März 1934, 1 D 142/33, Vermögensſteuerhinter⸗ 
ziehung: JW. 1934, 1503 22 

RGSt. 68, 105: 12. März 1934, 2 D 206/34, Mangelhafter Er⸗ 
öffnungsbeſchluß: JW. 1934, 1366 26 

NOS. 68, 108: 20. Marz 1934, 1 D 1088/33, „Schuldner“ nach 
sg 239 ff. KO. Gütergemeinſchaft: JW. 1934, 1420 18 

NEST. 68, 110: 23. März 1934, 4 D 225/34, Verhandlungsleitung. 
Entſcheidung des Gerichts: ZW. 1934, 1914 17 

NRESt. 68, 113: 12. März 1934, 2 D 121/34, Beſtechung. Verfall⸗ 
erklärung: JW. 1934, 1499 17 

RGSt. 68, 115: 26. März 1934, 3 D 269/84, Bauſparkaſſen: JW. 
1934, 1360 24 

RGSt. 68, 119: 10. April 1934, 1 D 36/34, Unlauterer Wett⸗ 
bewerb. Beauftragter: JW. 1934, 1360 23 

RES. 68, 120: 17. April 1934, 1 D 33/34, Abwehr heimtückiſcher 
Angriffe. Behauptung tatſachlicher Art: JW. 1934, 2072 27 

Ri St. 68, 125: 23. April 1934, 10 T B 28/34, Auslieferung. 
Polen deutſcher Reichsangehorigkeit: ZW. 1934, 1658 20 

RGSt. 68, 130: 26. März 1934, 3 D 224/34, Offenbarungseid. 
Kaufmannsgeſchäft: JW. 1934, 1358 ı7 

RGSt. 68, 131: 12. April 1934, 2 D 211/34, Freiwilliger Arbeits⸗ 
dienſt. Lagerführer als Erzieher: JW. 1934, 1576 14 

RGSt. 68, 136: 17. April 1934, 1 D 12/34, DevVO. Wertpapier⸗ 
verkauf durch Mittelsperſon: JW. 1934, 1786 10 

NESH. 68, 149: 19. April 1934, 2 D 333/34, Nachträgliche Siche⸗ 
rungsverwahrung: JW. 1934, 1662 28 

RGSt. 68, 158: 24. April 1934, 1 D 294/34, Unbefugtes Tragen 
von Parteiabzeichen: JW. 1934, 1726 5 

NROSt. 68, 164: 26. März 1934, 2 D 70/4, Verſammlungsſpren⸗ 
gung: JW. 1934, 1785 5 

Rh St. 68, 165: 26. April 1934, 2 D 379/34, Entmannung: JW. 
1934, 1653 10 

NOSt. 68, 167: 4. Mai 1934, 4 D 339/34, Selbſtverſchuldete 
gel Verminderte Zurechnungsfähigkeit: JW. 1934, 
064 4 

RGSt. 68, 169: 15. Mai 1934, 4 D 484/34, Entmannung: JW. 
1934, 15739 

RES. 68, 171: 17. Mai 1934, 2 D 347/34, Bewußtloſigleit. Mil⸗ 
deſtes Geſetz: ZW. 1934, 2053 15 

RGSt. 68, 174: 29. Mai 1934, 4 D 346/34, Sicherungsverwah⸗ 
rung: JW. 1934, 20567 

RGSt. 68, 176: 29. Mai 1934, 4 D 455/34, Verluſt der bürger⸗ 
lichen Ehrenrechte. Sicherungsverwahrung: JW. 1934, 2055 10 

RGSt. 68, 181: 28. Mai 1934, 3 D 102/34, Steuerhinterziehung. 
Rückfall. Verbüßung von Strafen: JW. 1934, 2071 35 

RGSt. 68, 185: 1. Juni 1934, 4 D 635/34, MStGᷣO. Reviſion 
des Gerichtsherrn: JW. 1934, 1661 27 

RSt. 68, 187: 4. Juni 1934, 2 D 905/33, Treuhänder. Ver⸗ 
mögensſteuer. Steueramneſtie. Irrtum: JW. 1934, 2155 > 


Die Anderkonten der Rechtsanwälte und Notare 
Von Gerichtsaſſeſſor Dr. Heinz Aengenheiſter, Düſſeldorf 


Seit Ende des Jahres 1931 beſteht im Bankverkehr 
die Einrichtung der ſog. Anderkonten. Sie verdankt ihre Ent⸗ 
ſtehung einer Anregung des Vorſtandes der Berliner An- 
waltskammer, der die maßgebenden deutſchen Bankverbände 
— der Zentralverband des deutſchen Bank- und Bankier⸗ 
gewerbes, der deutſche Sparkaſſen⸗ und Giroverband und der 
Verband deutſcher öffentlich⸗rechtlicher Kreditanſtalten — Folge 
geleiſtet haben. Anlaß zu der Anregung war, daß ſich bei 
der bankmäßigen Verwahrung und Verwaltung fremder 
Gelder oder ſonſtiger Werte durch Rechtsanwälte und Notare 
mehrfach Mißhelligkeiten ergeben hatten. Dieſerhalb haben 
die genannten Verbände in gemeinſamer Arbeit mit dem Vor⸗ 
ſtand der Berliner Anwaltskammer einen Formularvertrag 
geſchaffen, der beſondere Geſchäftsbedingungen für ſolche 
Bankkonten enthält, die, wie es in den Bedingungen heißt, 
„micht eigenen Zwecken des Kontoinhabers dienen ſollen“ und 


daher im Gegenſatz zu den „Eigenkonten“ des Bankkunden 
als deſſen „Anderkonten“ bezeichnet werden ). 


1) Die Anderkonten find inzwiſchen in der Literatur verſchiedent⸗ 
lich behandelt worden: Opitz: BankArch. XXXI, 35 ff.; XXXIII, 81 fr 
u. 518 ff.; Simonfon: Mitt. der Vereinigung von Oberbeamten 
im Bankgewerbe 1931, 141; Löwenberg: Bank Arch. XXXI, 157; 
Siebert, Das rechtsgeſchäftliche Treuhandverhältnis, Nr. 68 der 
Arbeiten zum Handels⸗, Gewerbe⸗ und Landwirtſchaſtsrecht, hrsg. von 
Dr. E. Heymann, S. 340 ff.; derſ.: Bank Arch. XXXI, 386; Aen gen⸗ 
heiſter, Das Treuhandkonto, ein Beitrag zum deutſchen Treuhand⸗ 
recht, Heft 27 der Bonner rechtswiſſenſchaftlichen Abhandlungen, 1933, 
S. 86ff.; Heilbrunn: 89 R. 98, 185 ff.; v. Karger: DAR, 1934, 
117ff., Grunsfeld: Bank Arch. XXX, 484; XXXIV, 60; 
Oenicke: Bank Arch. XXXIII, 882; XXXIV, 62. Vgl. auch die vor 
Einrichtung der Anderkonten veröffentlichten Ausführungen über Treu⸗ 
handkonten: Friedmann, Verhandl. des 36. DT., Bd. L 3. Lief., 
1930, S. 978ff.; Littmann, Das Bankguthaben, Heft 7 der „Bei⸗ 


Aufſätze 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Die neue Einrichtung war zunächſt nur für Rechts⸗ 
anwälte und Notare vorgeſehen. Später wurde ſie auch dem 
Stande der Wirtſchaftsprüfer zugänglich gemacht?). Ferner 
bedienen ſich ihrer neuerdings noch andere Gruppen der 
Bankkundſchaft, insbeſ. die Treuhandgeſellſchaften 2). Was 
die Rechtsanwälte betrifft, iſt ihnen inzwiſchen die Führung 
von Anderkonten durch Richtlinien der Reichsrechtsanwalts⸗ 
kammer zur Berufspflicht gemacht). Der Rechtsanwalt darf 
alſo Werte, die nicht zu ſeinem eigenen Vermögen gehören, 
ſondern von ihm im Auftrage anderer verwaltet werden, 
nur noch auf Anderkonto, dagegen nicht mehr auf einem der 
üblichen Sonderkonten oder gar auf ſeinem Hauptkonto an⸗ 
legen. Die Bedeutung, die damit die Einrichtung der Ander⸗ 
konten insbeſondere für die Anwaltſchaft erhalten hat, liegt 
auf der Hand. 

Die Mißhelligkeiten, die ſich bei der bankmäßigen Ver⸗ 
waltung fremder Werte durch Rechtsanwälte und Notare 
(im folgenden kurz Anwälte genannt) eingeſtellt hatten und 
die den unmittelbaren Anlaß zur Einführung der Ander⸗ 
konten bildeten, waren dadurch bedingt, daß ſich die Trennung 
der fremden Werte von dem eigenen Vermögen des Anwalts 
nicht immer in ausreichendem Maße gewährleiſten ließ. 
Führte z. B. der Anwalt ihm anvertraute Gelder ſeinem 
Privatkonto zu, ſo war die Verquickung dieſer Gelder mit 
feinem eigenen Vermögen ſchon infolge des banküblichen Ver⸗ 
rechnungs⸗ und Zurückbehaltungsrechtes unvermeidlich. Aber 
auch die Anlage der fremden Werte auf Separatkonto bot 
hiergegen keinen ſicheren Schutz. Denn auch die Separatkonten 
unterliegen, wenn nicht abweichende Vereinbarungen im 
Einzelfall getroffen ſind, den normalen Geſchäftsbedingungen 
der Banken; danach aber gelten alle Konten eines Kunden, 
gleichviel welcher Art ſie ſind und welche Bezeichnung ſie 
tragen, als Teile eines einheitlichen Kontokorrents i. S. der 
88 355—357 HGB.s). Unter dieſen Umſtänden mußten die 
Intereſſen der Bank (die vielleicht dem Anwalt mit Rückſicht 
auf ein größeres Separatguthaben, von deſſen beſonderer 
Eigenſchaft ihr nichts bekannt war, Kredit gewährt hatte) 
mit den Intereſſen desjenigen, aus deſſen Vermögen das 
Guthaben herrührte, in Kolliſion geraten, ſobald die Bank 
das Guthaben zur Deckung der Verpflichtungen des Anwalts 
in Anſpruch nahm. Davon abgeſehen mußte die mangelhafte 
Trennung zwiſchen eigenem und fremdem Vermögen des An⸗ 
walts immer dann zu Unzuträglichkeiten führen, wenn per⸗ 
ſönliche Gläubiger des Anwalts ſich aus deſſen Bankguthaben 
zu befriedigen ſuchten. In dieſen Fällen war es notwendige 
Folge der Verquickung zwiſchen eigenen und fremden Werten, 
daß die Klarſtellung der Rechtszuſtändigkeit hinſichtlich der 
einzelnen Guthabenforderungen erſchwert und ſomit die Rechte 
der Auftraggeber des Anwalts in Frage geſtellt wurden. 

Dieſen Schwierigkeiten zu begegnen, war das Beſtreben 
der Bankverbände und der Berliner Anwaltskammer bei 
Aufſtellung der beſonderen Geſchäftsbedingungen für Ander⸗ 
konten. Neben den die Sicherung der Bank bezweckenden Vor⸗ 
ſchriften ſtehen daher die zum Schutz der Auftraggeber des 
Anwalts vorgeſehenen Beſtimmungen im Vordergrund. Nach⸗ 
ſtehend ſeien die Geſchäftsbedingungen, deren jede einzelne 
über ihren ſpeziellen Inhalt hinaus für die Geſamtbeurtei⸗ 
lung des Anderkontos von Bedeutung iſt, im Wortlaut wie⸗ 
dergegeben: 


Geſchäftsbedingungen 
für Anderkonten der Rechtsanwälte und Notare 
1. Konten und Depots (beides nachſtehend Konten genannt) 
werden bei den Banken und Bankhäuſern (worunter im 
folgenden auch öffentliche Banken und Sparkaſſen ver⸗ 
ſtanden werden ſollen) nach deren allgemeinen Geſchäfts⸗ 
bedingungen unter dem Namen oder der Firma des 


träge zur Kenutnis des Rechtslebens“, hrsg. von Arthur Nußbaum, 
1931, S. 55 ff. 

2) Vgl. die Veröffentlichung in InduchKBerl Mitt. 1933, 577. 

3) Opitz: Bank Arch. XXXIII, 82 Anm. 3. 

4) Opitz: Bank Arch. XXXI, 37; ſiehe auch Nr. 30 der Richt⸗ 
linien für die Ausübung des Anwaltsberufs, aufgeſtellt von der Reichs⸗ 
rechtsanwaltskammer. 

5) Opitz: Bank Arch. XXXI, 35. 


Kontoinhabers geführt. Die als Kontoinhaber genannte 
Perſon oder Firma iſt der Bank gegenüber berechtigt und 
verpflichtet. Sämtliche bei irgendeiner Stelle der Bank 
geführten Konten eines Kontoinhabers gelten als Teile 
eines einheitlichen Kontokorrents; das gilt insbeſondere 
auch für Sonderkonten jeder Art. 

Neben dieſen Konten für eigene Zwecke des Konto⸗ 
inhabers (Eigenkonten) werden für Rechtsanwälte und 
Notare (beide nachſtehend Anwälte genannt) Konten er⸗ 
richtet, die nicht eigenen Zwecken des Kontoinhabers 
dienen ſollen und die nicht Beſtandteile eines einheitlichen 
Kontokorrents find (Anderkonten), bei denen aber gleich⸗ 
wohl der Anwalt — wie bei ſeinen Eigenkonten — der 
Bank gegenüber der allein berechtigte und verpflichtete 
Kontoinhaber iſt. 

2. Die Eröffnung eines Anderkontos bedarf eines ſchrift⸗ 
lichen Antrages des Anwalts auf einem Vordruck der 
Bank. Der Kontoeröffnungsantrag enthält die Er⸗ 
klärung des Anwalts, daß das zu eröffnende Konto nicht 
eigenen Zwecken des Kontoinhabers dienen ſoll. Eigenen 
Konten darf der Anwalt nur ſolche Werte zuführen, die 
ihn ſelber betreffen. Der Bank gegenüber iſt ein auf An⸗ 
trag eines Anwalts errichtetes Konto ein Eigenkonto, ſo⸗ 
fern ihr nicht bei Eröffnung des Kontos eine aus⸗ 
drückliche ſchriftliche gegenteilige Erklärung des Anwalts 
zugeht. Geht eine ſolche Erklärung der Bank nach Er⸗ 
öffnung des Kontos zu, ſo werden die bis zu dieſem 
Zeitpunkte an dem Konto begründeten Rechte der Bank 
hierdurch nicht berührt. 

3. Mehrere Anderkonten für denſelben Kontoinhaber führt 
die Bank unter Nummernbezeichnung getrennt. 

4. Die Bank nimmt keine Kenntnis davon, wer bei einem 
Anderkonto Rechte gegen den Kontoinhaber geltend zu 
machen befugt iſt. Rechte Dritter auf Leiſtung aus einem 
Auderkonto beſtehen der Bank gegenüber nicht. Die Bank 
hält ſich demgemäß auch nicht für berechtigt, einem 
Dritten Verfügungen über das Anderkonto zu geſtatten, 
ſelbſt wenn nachgewieſen wird, daß das Konto in ſeinem 
Intereſſe errichtet worden iſt. Die Bank gibt einem 
Dritten über das Anderkonto Auskunft, wenn er ſich 
durch eine ſchriftliche Ermächtigung des Kontoinhabers 
ausweiſt. 

5. Die Bank betrachtet das Anderkonto nicht als geeignete 

Unterlage für Kreditgewährung. Sie wird demnach bei 

dem Anderkonto weder das Recht der Aufrechnung, noch 

ein Pfand⸗ oder Zurückbehaltungsrecht geltend machen, 
es ſei denn wegen ſolcher Forderungen, die in bezug auf 
das Anderkonto ſelbſt entſtanden ſind. 

Anſprüche aus einem Anderkonto können nicht ab⸗ 

getreten werden. Der Kontoinhaber iſt nicht berechtigt, 

die Eigenſchaft ſeines Kontos als eines Anderkontos auf⸗ 
zuheben. Die Bank hat die Rechtmäßigkeit der Ver⸗ 
fügungen des Kontoinhabers in ſeinem Verhältnis zu 

Dritten nicht zu prüfen. Die Bank lehnt demnach jede 

Verantwortung für den aus einer unrechtmäßigen Ver⸗ 

fügung des Kontoinhabers einem Dritten entſtehenden 

Schaden ab. 

. Der Inhaber eines Anderkontos gilt der Bank gegenüber 

als berechtigt, ſeine Anderkonten auf einen anderen An⸗ 

walt umſchreiben zu laſſen; zu einer Umſchreibung auf 
eine andere Perſon iſt der Kontoinhaber nicht berechtigt. 

Eine Kontovollmacht kann nur einem anderen Anwalt, 

und zwar auch mit Wirkung über den Tod des Konto⸗ 

inhabers hinaus, erteilt werden. 

Das Recht der Bank, ſich in den geſetzlich vor⸗ 
geſehenen Fällen durch Hinterlegung zu befreien, wird 
durch dieſe Regelung nicht berührt. 


1. Die Beſtimmungen zu Nr. 1 und 2 verfolgen den 
Zweck, zum Schutz der Bank und der Auftraggeber des Ander⸗ 
kontoinhabers eine reinliche Scheidung der Anderkonten von 
den Eigenkonten, zu denen ſowohl das Stammkonto als auch 
die ſämtlichen Sonderkonten des Anwalts zählen, herbei⸗ 
zuführen. Dieſe Scheidung ſchafft gegenüber dem früheren 
Zuſtand Klarheit. Früher mußte die Bank im Sonderkonten⸗ 
verkehr damit rechnen, daß der Anwalt mit der Einrichtung 
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eines Sonderkontos nicht immer — zur beſſeren überſicht für 
ihn ſelbſt — das Auseinanderhalten eigener Werte be⸗ 
zweckte, ſondern daß es ſich hierbei um fremde Werte handeln 
konnte, die er durch Anlegung auf Sonderkonto von feinem 
eigenen Vermögen getrennt wiſſen wollte. Inſolgedeſſen war 
mindeſtens die Ausübung des banküblichen Pfandrechts in 
Frage geſtellt, ſobald der Bank entgegengehalten werden 
konnte, ſie hätte die beſondere Zweckbeſtimmung des Kontos 
aus dieſen oder jenen Umſtänden erkennen müſſen s). Heute 
dagegen kann die Bank davon ausgehen, daß alle dem Anwalt 
nicht zuſtehenden Werte auf Anderkonten angelegt find”), und 
es ſich demgemäß auf allen übrigen Konten des Anwalts — 
auch den Sonderkonten — um eigene Werte des Kontoinha⸗ 
bers handelt s). 

2. Nach Nr. 4 der Geſchäftsbedingungen ſind Rechte 
Dritter auf Leiſtung aus einem Anderkonto der Bank gegen⸗ 
über ausgeſchloſſen. Der Auftraggeber des Anwalts, aus 
deſſen Vermögen die dem Anderkonto zugeführten Werte 
ſtammen oder für den ſie beſtimmt ſind, hat alſo keinerlei 
Anſpruch gegen die Bank. Die Bedingungen ſprechen dem⸗ 
gemäß aus, daß die Bank keine Kenntnis davon nimmt, 
wer bei einem Anderkonto befugt iſt, Rechte gegen den Konto⸗ 
inhaber geltend zu machen. — Obwohl gegen dieſe Beſtimmun⸗ 
gen, wie weiter unten zu zeigen ſein wird, Bedenken be⸗ 
ſtehen, haben die Bankverbände eine anderweitige Rege⸗ 
lung, die auch dem Auftraggeber des Anwalts gewiſſe Rechte 
einräumt, nicht für tragbar erachtet?). Zur Begründung 
wird angeführt, daß der Bank anderenfalls umſtändliche und 
gefahrdrohende Legitimationsſchwierigkeiten erwachſen könnten; 
auch würde ſie in Streitigkeiten zwiſchen dem Kontoinhaber 
und ſeinem Auftraggeber hineingezogen, denen ſie ſich nur 
durch Hinterlegung entziehen könnte, — ein Ausweg, den die 
Banken nicht gern wählen, weil niemandem damit gedient iſt. 

3. Die folgenden Beſtimmungen der Anderkontobedin⸗ 
gungen befaſſen ſich mit dem Schutz der Auftraggeber des 
Anderkontoinhabers, in deren Intereſſe das Konto errichtet 
iſt. Bei der Ausarbeitung dieſer Beſtimmungen kam es 
darauf an, eine doppelte Sicherung zu erzielen. Zunächſt 
mußte, ſoweit das überhaupt möglich war, unrechtmäßigen 
Verfügungen des Kontoinhabers über das Anderkonto vor⸗ 
gebeugt werden. Dieſem Zweck dienen das in Nr. 6 enthaltene 
Verbot der Abtretung ſowie die Vorſchrift, daß der Konto⸗ 
inhaber nicht berechtigt iſt, die Eigenſchaft eines Kontos als 
eines Anderkontos aufzuheben; lediglich die Umſchreibung 
des Anderkontos auf einen anderen Anwalt iſt geſtattet 
(Nr. 7). — Sodann mußte es als eine der wichtigſten Auf⸗ 
gaben erſcheinen, den Gläubigern des Anderkontoinhabers den 
Zugriff auf das Anderkonto unmöglich zu machen. Soweit 
die Bank ſelbſt als Gläubigerin des Anderkoutoinhabers in 
Betracht kommt, iſt dieſes Ziel erreicht; denn das Ander⸗ 
konto iſt nicht Beſtandteil eines einheitlichen Kontokorrents 
(Nr. 1), und die Bank verzichtet ausdrücklich darauf, bei 
dem Anderkonto ein Aufrechnungs⸗, Zurückbehaltungs⸗ und 
Pfandrecht wegen ihrer Forderungen gegen den Anwalt gel⸗ 
tend zu machen (Nr. 5). Was dagegen die übrigen Gläubiger 
des Anderkontoinhabers betrifft, ſo konnte natürlich deren 
Zugriff auf das Anderkonto nicht durch eine dies unter⸗ 
ſagende Beſtimmung ausgeſchloſſen werden. Man mußte ſich 
vielmehr darauf beſchränken, der Hoffnung Ausdruck zu geben, 
daß es den Gläubigern des Anderkontoinhabers in Anbetracht 
der rechtlichen Ausgeſtaltung, die die Geſchäftsbedingungen 
erfahren hatten, nicht gelingen werde, ſich aus dem Ander⸗ 
konto zu befriedigen. 

Ob dieſe Hoffnung berechtigt iſt, bedarf allerdings der 
Erörterung. — Bei dem Rechtsverhältnis zwiſchen dem An⸗ 
walt und ſeinem Auftraggeber handelt es ſich inhaltlich um 
ein Treuhandverhältnis, das eine Guthabenforderung zum 
Gegenſtand hat 10). Damit iſt jedoch über die Rechtsnatur dieſes 
Verhältniſſes noch nichts geſagt; denn das beſtehende deutſche 


6) Opitz: BankArch. XXXIII, 519. 

2) Opitz: Bank Arch. XXXI, 37. 

8) Pgl. aber die Ausführungen über Fremdkonten unten unter 6. 

9) Opitz: BanbArch. XXXIII, 85. 

10) Vgl. die zutreffenden Ausführungen Oenickes: Bankeirch. 
XXXII, 885. 


Recht kennt kein ſpezifiſches Treuhandverhältnis. Wohl kennt 
es Hilfsmittel, die es ermöglichen, ein dem wirtſchaftlichen 
Bedürfnis mehr oder weniger entſprechendes Treuhandver⸗ 
hältnis zu ſchaffen. Als ſolche Hilfsmittel ſind vor allem zu 
nennen: Fiduzia und Ermächtigung. Beide ſind grundſätzlich 
voneinander verſchieden. Das fiduzfariſche Rechtsverhältnis 
iſt dadurch gekennzeichnet, daß der Treuhänder (Fiduziar) die 
als Treugut vorgeſehenen Werte zu vollem Recht übertragen 
erhält; er wird alſo Eigentümer ihm anvertrauter Sachen 
und Gläubiger ihm anvertrauter Forderungen oder ſonſtiger 
Rechte, während der Treugeber nur obligatoriſche Anſprüche 
behält. Bei der Ermächtigung dagegen bleibt der Treugeber 
Eigentümer der Sachen und Inhaber der Rechte, die den 
Gegenſtand des Treugutes bilden; der Treuhänder iſt ledig⸗ 
lich ermächtigt und legitimiert, die ſich aus dieſer Rechts⸗ 
ſtellung ergebenden Befugniſſe im eigenen Namen auszuüben. 

Welches der beiden Hilfsmittel für die Geſtaltung von 
Treuhandverhältniſſen den Vorzug verdient, iſt eine lebhaft 
umſtrittene Frage n). Es braucht jedoch hierauf im Rahmen 
dieſes Aufſatzes nicht eingegangen zu werden, weil für das 
Treuhandverhältnis an der Anderkontoforde— 
rung die Ermächtigung ausſcheidette). Das ſollte 
ernſtlich nicht beſtritten werden! Wäre es anders, ſo müßte 
ſich die Rechtslage dahin geſtalten laſſen, daß der Auftrag⸗ 
geber des Anwalts (bzw. derjenige, in deſſen Intereſſe der 
Anwalt handelt) Inhaber der Anderkontoforderung würde, 
während der Anwalt nur die Ermächtigung zur Verfügung 
über das Konto erhielte. Wie aber ſoll eine ſolche Geſtal⸗ 
tung möglich ſein, wo doch die Geſchäftsbedingungen be⸗ 
ſtimmen, daß der Bank gegenüber nur der Anwalt berechtigt 
iſt, und daß Anſprüche aus einem Anderkonto nicht ab⸗ 
getreten werden können. Der Auftraggeber des Anwalts 
könnte doch nur Inhaber der Guthabenforderung werden, 
wenn dieſe entweder von vornherein in feiner Perſon ber 
gründet !?) oder nachträglich, nachdem fie zunächſt in der 
Perſon des Anwalts zur Entſtehung gelangt iſt, an ihn ab⸗ 
getreten würde 10). Das erſtere iſt aber nach dem in den Ge⸗ 
ſchäftsbedingungen zum Ausdruck gekommenen Willen der 
Bank nicht der Fall 15), und das letztere — die Abtretung — 
iſt unterſagt und daher gemäß § 399 BGB. nicht möglich. 
Demgegenüber kann man auch den Gedanken nicht verwerten, 
daß die Bank ſicherlich dann keine Bedenken hätte, den Auf⸗ 
traggeber des Anwalts als Inhaber der Guthabenforde⸗ 
rung anzuerkennen, wenn damit eine Verfügungs⸗ 
befugnis des Auftraggebers über das Ander⸗ 
konto nicht verbunden wäre!). Denn eine ſolche Ge⸗ 
ſtaltung der Rechtslage läßt ſich nach geltendem Recht ſelbſt 
unter Mitwirkung des Auftraggebers nicht erreichen. Dieſer 
könnte ſich zwar wirkſam verpflichten, nicht über das Ander⸗ 


11) Siehe die ausführlichen Darlegungen in meiner Abhandlung 
„Das Treuhandkonto“ S. 13 ff. 

12) Zuſtimmend Gruns feld: Bank Arch. XXXIII, 456/57; 
auch die Mehrzahl der übrigen Schriftſteller geht ohne weiteres 
von einem fiduziariſchen Rechtsverhältnis aus. Abweichend Opitz: 
BankArch. XXXIII, 85 u. 87; Oenicke: Bank Arch. XXXIII, 484; 
Siebert: Bank Arch. XXXI, 387, die für die Geſtaltung des Treu⸗ 
handverhältniſſes an der Anderkontoforderung auch die Ermächtigung 
heranziehen wollen; ſchwerlich mit Recht! Der von Opitz aufgeſtellte 
Satz: Herr der Forderung iſt der Anderkontoinhaber, Herr des Ver⸗ 
mögens aber der Betreute, trifft durchaus zu, ſpricht aber gerade für 
ein fiduziariſches Rechtsverhältnis; denn das iſt ja die Eigenart eines 
jeden fiduziariſchen Verhältniſſes, daß das Treugut rechtlich dem Treu⸗ 
hander zuſteht, wirtſchaftlich aber zum Vermögen des Treugebers 
bzw. des Betreuten gehört. 

13) Das wäre der Fall, wenn zwiſchen der Bank und dem 
Anwalt ein Vertrag zugunſten Dritter zuſtande käme, durch den der 
Auftraggeber des Anwalts unmittelbar Inhaber der Guthabenforde⸗ 
rung würde. Vgl. Opitz und Siebert a. a. O. Beides kann aus 
den im Text augegebenen Gründen nicht angenommen werden. 

14) Was durch Inſichgeſchäft des Anwalts gemäß $ 181 BGB. 
geſchehen Könnte. 

15) Pgl. Ziff. 4 u. 6 der Geſchäftsbedingungen: Rechte oder An⸗ 
ſprüche Dritter beſtehen der Bank gegenüber nicht! Was ſoll alſo in 
der Perſon des Auftraggebers begründet werden? 

16) Dieſen Gedanken verwenden Siebert a. a. O. S. 343 und 
im Bank Arch. XXXI, 387, und offenbar auch Opitz: BankArch. 
XXXIII, 85 u. 87 (unter III). 
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konto zu verfügen; eine ſolche Verpflichtung hätte aber nach 
§ 137 Abſ. 1 BGB. keine abſolute Wirkung, fo daß die Ver⸗ 
fügungsmöglichkeit dennoch vorhanden wäre 1). 

Als ein Fall der Ermächtigung kann alſo das Treuhand⸗ 
verhältnis an der Anderkontoforderung nicht aufgefaßt wer⸗ 
den, und dementſprechend kann den Gläubigern des Konto⸗ 
inhabers der Zugriff auf das Anderkonto nicht mit der Be⸗ 
gründung verwehrt werden, daß es ſich um Werte Dritter 
handele, hinſichtlich derer dem Kontoinhaber lediglich eine 
Verfügungsermächtigung eingeräumt ſei. Es kommt viel⸗ 
mehr nur die Annahme eines fiduziariſchen 
Verhältniſſes in Frage. Das wäre an ſich kein Nach⸗ 
teil, weil auch in dieſem Fall der Dritte, dem das Treu⸗ 
gut wirtſchaftlich gehört, vor dem Zugriff der Gläubiger des 
Treuhänders geſchützt iſt; denn das RG. billigt dem Treu⸗ 
geber (Fiduziant) in ſtändiger Rechtſprechung Interveutions⸗ 
und Ausſonderungsrecht gegenüber den Gläubigern des Treu⸗ 
händers zu. Aber — und das iſt von Bedeutung für die 
Anderkonten — das RG. macht hierbei die Einſchränkung, 
daß es als Treugut nur ſolche Werte anerkennt, die une 
mittelbar aus dem Vermögen des Treugebers in die 
Hände des Treuhänders gelangk ſind. Dagegen lehnt es die 
Annahme eines Treuhandverhältniſſes ab, wenn jemand einen 
Gegenſtand nur für Rechnung und im Intereſſe eines anderen 
als ſtiller Stellvertreter für dieſen erworben hat und in⸗ 
folge des Vertretungsverhältniſſes dem anderen nur ein 
ſchuldrechtlicher Anſpruch auf übereignung des erworbenen 
Vermögensſtückes zuſteht (Unmittelbarkeitsprinzip und Surro⸗ 
gationsverbot) 18). Es genügt alſo nicht, daß der Treuhänder 
einen Gegenſtand erworben hat, von dem man, weil die 
Anſchaffung mit Mitteln des Treugebers und in deſſen 
Intereſſe erfolgt iſt, ſagen kann, daß er wirtſchaftlich zum 
Vermögen des Treugebers gehöre. Erforderlich iſt vielmehr 
die unmittelbare Übertragung eines bisher auch rechtlich 
zum Vermögen des Treugebers gehörenden Gegenſtandes auf 
den Treuhänder. Anderenfalls würde, wie das RG. aus⸗ 
führt, der Begriff des Treuhandverhältniſſes ins Unbeſtimmte 
zerfließen, und damit würde die Grenze der dinglichen und 
perſönlichen Rechte zum Schaden des Verkehrs und der 
Kreditſicherheit verwiſcht. 

Hinſichtlich der Forderung aus einem An⸗ 
derkonto liegt eine unmittelbare Übertragung 
vom Treugeber auf den Treuhänder faſt nie⸗ 
mals vort] In der Regel entſteht das Anderkontogut⸗ 
haben durch Einzahlung, Überweifung oder durch Einziehungs⸗ 
geſchäfte (Wechſel, Schecks uſw.), wobei die auf Anderkonto 
eingehenden Werte entweder von dem Anderkontoinhaber 
oder von ſeinem Auftraggeber oder von einem Dritten der 
Bank zugeführt werden. In allen dieſen Fällen wird die 
Kontoforderung, die den Gegenſtand des Treuhandverhält⸗ 
niſſes bildet, erſt durch die Gutſchrift der betreffenden Werte 
begründet, die die Bank zugunſten des Kontoinhabers vor⸗ 
nimmt. Der Kontoinhaber, der als Treuhänder fungiert, er⸗ 
wirbt ſomit die Kontoforderung von der Bank, nicht von. 
dem Treugeber. Von Unmittelbarkeit im Sinne der reichs⸗ 
gerichtlichen Rechtſprechung kann alſo keine Rede ſein. 

Dennoch iſt anzunehmen, daß die Rechtſprechung den 
Zugriff der perſönlichen Gläubiger des Kontoinhabers auf 
das Anderkonto nicht zulaſſen wird. Denn die Einrichtung 
des Anderkontos weiſt eine Beſonderheit auf, durch die ſie 
ſich von anderen treuhandartigen Tatbeſtänden weſentlich 
abhebt: ſie macht das Treuhand verhältnis offen⸗ 
kundig, indem ſie ſchon durch ihren Namen 
für jedermann zu erkennen gibt, daß es ſich hier 


17) Allg. anerkannt. Vgl. Friedmann a. a. O. S. 832 u. 937; 
ausdrücklich mit Bezug auf Bankkonten: RG.: JW. 1925, 467; 
Littmann a. a. O. S. 61. 

18) Grundlegend RG. 84, 314 JW. 1914, 679; vgl. neuer⸗ 
dings RG. 133, 87 JW. 1931, 3105. 

19) Übereinſtimmend Opitz: BankArch. XXXIII, 84; v. Karger: 
DIZ. 1934, 117; Siebert: Bank Arch. XXXI, 387; Heilbrunn: 
3 R. 98, 187; auch Löwenberg a. a. O., der aber durch Gleich⸗ 
ſtellung von Geld und Guthabenforderung doch wieder zur Annahme 
einer unmittelbaren Übertragung kommt. Grunsfeld a. a. O. 
überſieht bei feinem Löſungsverſuch das Unmittelbarkeitsprinzip. 


um Werte handelt, die wirtſchaftlich nicht dem 
Kontoinhaber zuſtehen. Die Bedeutung dieſes Unter⸗ 
ſchiedes hat neuerdings Opitz mit Nachdruck betont 20). Tat⸗ 
ſächlich liegt in der Offenkundigkeit ein Weſensmerkmal des 
Anderkontos, das nicht überſehen werden darf. Iſt es doch 
gerade die mangelnde Offenkundigkeit, die das RG. bisher 
immer wieder veranlaßt hat, an dem Erfordernis der Un⸗ 
mittelbarkeit als erſter Vorausſetzung für die Anerkennung 
eines Treuhandverhältniſſes feſtzuhalten. Selbſt bei unmittel⸗ 
barer Übertragung liegt ja darin, daß das Treugut in der 
Hand des Treuhänders in der Regel als ſolches nicht er⸗ 
kennbar iſt, eine Gefahr für die Verkehrs⸗ und Kredit⸗ 
ſicherheit. Mit Recht erſcheint es daher dem RG. unerträg⸗ 
lich, auch da ſchon ein Treuhandverhältnis als vorhanden an⸗ 
zuſehen, wo jemand im eigenen Namen einen Gegenſtand er⸗ 
worben und dabei lediglich im Auftrag und für Rechnung 
eines anderen gehandelt hat. — Bei dem Anderkonto da⸗ 
gegen fallen dieſe Bedenken fort. Hier kann keine Rede davon 
ſein, daß, wollte man von dem Erfordernis der Unmittel⸗ 
barkeit abſehen, „der Begriff des Treuhandverhältniſſes voll⸗ 
ſtändig ins Unbeſtimmte zerfließen würde“. Denn die Ein⸗ 
richtung der Anderkonten dient ja gerade dazu, die Ab⸗ 
grenzung fremder Vermögenswerte von den eigenen Werten 
des Kontoinhabers zu ermöglichen, und ſie macht die fremden 
Werte für jeden als ſolche erkennbar. Dadurch bietet ſie, 
obwohl eine unmittelbare Übertragung des 
Treugutes im Verhältnis zwiſchen dem Ander- 
kontoinhaber und feinem Auftraggeber in der 
Regel nicht vorliegt, die Gewähr dafür, daß 
die Gefahr für die Verkehrs- und Kreditſicher⸗ 
heit, die das RG. im Auge hat, bei dem Andere» 
konto wenn nicht ausgeſchloſſen, fo doch jeden- 
falls weſentlich geringer iſt als bei anderen 
Treuhandverhältniſſen, bei denen eine un⸗ 
mittelbare Übertragung zwiſchen Treugeber 
und Treuhänder ſtattgefunden hat. Trifft das 
aber zu, ſo erſcheint es gerechtfertigt und geboten, das Rechts⸗ 
verhältnis an der Anderkontoforderung als ein Treuhand⸗ 
verhältnis (fiduziariſches Verhältnis) anzuerkennen und nicht 
durch ſtarres Feſthalten an dem Grundſatz der Unmittelbar⸗ 
keit eine Einrichtung zu entwerten, die von maßgebenden 
Stellen gerade im Intereſſe der Verkehrsſicherheit geſchaffen 
worden iſt. Durch die Anlegung fremder Werte auf Ander⸗ 
konto ſoll das Vertrauen des Publikums zu den berufs⸗ 
mäßigen Verwaltern ſeines Vermögens gefeſtigt, und ſollen 
Unzuträglichkeiten auf dieſem Gebiet vermieden werden 2). 
Das Gegenteil würde erreicht, wenn man den Zugriff der 
perſönlichen Gläubiger des Kontoinhabers auf das Ander⸗ 
konto zuließe. Man darf daher wohl erwarten, daß die 
Rechtſprechung dem Auftraggeber des Anderkontoinhabers, 
dem die auf Anderkonto angelegten Werte wirtſchaftlich ge⸗ 
hören, Interventions- und Ausſonderungsrecht gegenüber 
den Gläubigern des Kontoinhabers zuerkennen wird. Das 
entſpricht der Forderung nach „Billigkeit“, die in dieſer 
Hinſicht von jeher für das RG. maßgebend geweſen iſt 22). 


4. In engem Zuſammenhang mit der Frage nach dem 
Interventions⸗ und Ausſonderungsrecht der Auftraggeber 
des Anderkontoinhabers ſtehen die unter Nr. 8 der Ge⸗ 
ſchäftsbedingungen für Anderkonten getroffenen Beſtimmun⸗ 
gen. Hier iſt der Fall behandelt, daß bei einer Pfändung der 
Guthabenforderungen eines Bankkunden, der neben ſeinen 
Eigenkonten auch ein oder mehrere Anderkonten unterhält, 
der Pfändungsbeſchluß ſich nicht ausdrücklich auf die Ander⸗ 
konten erſtreckt. In den genannten Beſtimmungen iſt zum 
Ausdruck gebracht, daß die Bank in ſolchem Falle die Ander⸗ 
konten nicht als betroffen anſehen und dementſprechend in 
der Auskunft an den Pfändungsgläubiger nur das Vor⸗ 
handenſein der Anderkonten, nicht aber den Kontoſtand und 
ſonſtige Einzelheiten erwähnen wird. Gegen dieſe Regelung 
jind unter Hinweis auf die 8S 829, 840 3 PO. Bedenken 


20) Bank Arch. XXXIII, 86; vgl. auch Oeniche: BankArch. 
XXXIII, 884. 

21) Siehe die eingehenden Ausführungen Opitz' a. a. O. 

22) Pgl. NG. 79, 121 = JW. 1912, 645. 
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laut geworden 22). Man Hat eingewandt, die Bank könne 
nicht von ſich aus den Umfang der Forderungspfändung be⸗ 
ſtimmen und ſei daher zur Auskunft über die Anderkonten. 
auch dann verpflichtet, wenn dieſe in dem Pfändungstitel 
nicht ausdrücklich erwähnt ſeien. Denn daraus, daß nur der 
Anderkontoinhaber der Bank gegenüber berechtigt und ver⸗ 
pflichtet ſei, ergebe ſich ohne weiteres, daß von einer Pfän⸗ 
dung, die ſich ſchlechthin auf die Bankkonten des Konto⸗ 
inhabers beziehe, auch das Anderkonto ergriffen werde; 
Sache der Auftraggeber des Anderkontoinhabers ſei es als⸗ 
dann, gegen die Pfändung des Anderkontos zu intervenieren. 


Dieſer Auffaſſung muß widerſprochen werden. Zwar 
trifft es zu, daß dem Bankkunden hinſichtlich ſeiner Ander⸗ 
konten ebenſoſehr die Rechtſtellung eines vollberechtigten In⸗ 
habers zukommt wie hinſichtlich ſeiner eigenen Konten. Hier⸗ 
bei handelt es ſich aber um eine rein formellrechtliche Be⸗ 
trachtungsweiſe, die nicht immer zu richtigen Ergebniſſen. 
führt. Wirtſchaftlich liegen die Dinge nämlich anders, und 
die wirtſchaftliche Geſtaltung hat auf dem Gebiete fidu⸗ 
ziariſcher Rechtsverhältniſſe auch rechtliche Bedeutung, wie 
ſich darin zeigt, daß dem Treugeber Interventions⸗ und Aus⸗ 
ſonderungsrecht wie einem Eigentümer zugebilligt werden. 
Erkennt man nun an, daß auch das Rechtsverhältnis zwiſchen 
dem Anderkontoinhaber und ſeinem Auftraggeber als fidu⸗ 
ziariſches Rechtsverhältnis mit der Folge des Interventions⸗ 
und Ausſonderungsrechts für den Auftraggeber anzufehen 
iſt, ſo erſcheint es nur folgerichtig, zum mindeſten aber zweck⸗ 
mäßig, der in den Geſchäftsbedingungen für Anderkonten 
niedergelegten Auffaſſung zuzuſtimmen 24). Dabei iſt in 
erſter Linie zu berückſichtigen, daß es dem Gläubiger, der 
die Bankguthaben ſeines Schuldners in Anſpruch nimmt, 
ſicherlich nicht darauf ankommt, auch ſolche Guthaben zu 
pfänden, die zwar formellrechtlich dem Schuldner zuſtehen, 
aus denen er ſich aber wegen des Interventionsrechtes des 
wirtſchaftlich Berechtigten dennoch nicht befriedigen kann. Die 
Pfändung ſolcher Guthaben wird der Gläubiger um fo weniger 
wünſchen, als ihm durch die zu erwartende Intervention un⸗ 
nötige Unannehmlichkeiten und Unkoſten zu entſtehen drohen. 
Es entſpricht alſo nicht dem Intereſſe des Gläubigers — 
und daher auch nicht ſeinem mutmaßlichen Willen —, durch 
den Pfändungsbeſchluß, der ohne Erwähnung der Ander⸗ 
konten lediglich die angeblichen Forderungen des Schuldners 
gegen die Bank erfaßt, auch die Anderkonten als gepfändet 
zu betrachten. Vielmehr empfiehlt es ſich, die Anderkonten 
nicht zu den Forderungen des Schuldners im Sinne der 
58 829 ff. ZPO. zu zählen. Und das läßt ſich zwanglos 
damit begründen, daß das Anderkontoguthaben wirtſchaftlich 
zum Vermögen eines anderen gehört und dieſe anderweitige 
Vermögenszugehörigkeit rechtlich nicht erſt im Interventions⸗ 
verfahren, ſondern auch ſchon bei der Vollſtreckung gegen den 
Schuldner zu beachten iſt. 


Natürlich iſt dem Gläubiger nicht verwehrt, durch einen 
dahingehenden ausdrücklichen Antrag die Pfändung der An- 
derkonten des Schuldners zu bewirken. Dazu kann er Ver⸗ 
anlaſſung haben, wenn der Verdacht beſteht, daß der 
Schuldner unter Mißbrauch der Einrichtung, vielleicht gar 
in betrügeriſcher Abſicht, eigene Werte auf Auderkonto ver- 
bracht hat. In dieſem Falle bedarf es lediglich der Be⸗ 
hauptung des pfändenden Gläubigers, daß es ſich bei dem 
Anderkontoguthaben um eigene Werte des Schuldners 
handle 25). Das Vollſtreckungsgericht hat dieſe Behauptung 
nicht auf ihre Richtigkeit nachzuprüfen, da nur die „an⸗ 
geblichen“ Forderungen des Schuldners gepfändet werden 2s). 
Es hat aber darauf zu achten, daß überhaupt eine ſolche 
Behauptung vorliegt, weil anderenfalls der Antrag, die 
Anderkonten zu pfänden, nicht ſchlüſſig begründet iſt; denn 
das Guthaben aus einem Anderkonto zählt, wie geſagt, nicht 
zu den Forderungen des Schuldners im Sinne der §8 829 ff. 


23) Grunsfeld: BankArch. XXXIII, 455: v. Karger: Dig. 
1934, 117. 

24) Wie hier Opitz: BankArch. XXXIII, 87 (unter IV); 
DOenicke daſ. S. 482/83 (unter 1); Löwenberg a. a. O.; vgl. 
Simonſon a. a. O. S. 143. 

25) Übereinſtimmend Opitz und Löwenberg a. a. O. 


ZPO., es ſei denn, daß eigene Werte des Schuldners auf 
Anderkonto angelegt ſind. 

5. Mit der Frage nach dem Interventions⸗ und Aus⸗ 
ſonderungsrecht ſteht ferner die Beſtimmung unter Nr. 3 
der Geſchäftsbedingungen in Zuſammenhang. In Ergänzung 
dieſer Beſtimmung ſchreiben die Richtlinien der Anwalts⸗ 
kammern vor, daß die Verwahrung fremder Werte für jede in 
Betracht kommende Maſſe (getrennt nach Auftraggeber oder 
Zweckbeſtimmung) geſondert auf Anderkonten zu erfolgen 
hat. Das Anderkonto ſoll alſo nach Abſicht der beteiligten 
Stände kein Sammelkonto ſein. Dadurch wird erreicht, daß 
jederzeit aus den Akten des Anderkontoinhabers i. Verb. m. 
der Kontobezeichnung einwandfrei feſtgeſtellt werden kann, 
wer im Falle eines Zugriffs der perſönlichen Gläubiger zum 
Widerſpruch oder im Falle des Konkurſes zur Ausſonderung 
berechtigt iſt. Im übrigen iſt die Vorſchrift auch deswegen zu 
begrüßen, weil gegen die Benutzung des Anderkontos als 
Sammelkonto rechtliche Bedenken beftehen ??). Ein Treuhand⸗ 
verhältnis iſt begrifflich nur an beſtimmten konkreten Gegen⸗ 
ſtänden denkbar, und im Bankverkehr wird die Konkreti⸗ 
ſierung eines beſtimmten Guthabens in erſter Linie durch 
Führung eines beſonderen Kontos bewirkt. Werden dagegen 
mehrere Poſten, die den Gegenſtand verſchiedener Treuhand⸗ 
verhältniſſe bilden, auf ein⸗ und demſelben Konto verbucht, 
jo verlieren ſie ihre Selbſtändigkeit, indem ſich bei Zu⸗ und 
Abgängen auf dem Konto ſtändig eine Verrechnung volle 
zieht, die nicht dieſen oder jenen Poſten betrifft, ſondern alle 
Poſten in ihrer Geſamtheit gleichmäßig erfaßt 28). Es liegt 
daher die Gefahr nahe, daß die Konkretiſierung der Einzel⸗ 
poſten, die dann nur noch durch die Buchführung des Konto⸗ 
inhabers erfolgt, von der Rechtſprechung nicht als aus⸗ 
reichend anerkannt wird. 

6. Es bleibt nun noch zu erörtern, ob das Anderkonto 
für die Anlage aller Art von Werten geeignet iſt, die nicht 
als eigene Werte des Kontoinhabers anzuſehen ſind. Dieſe 
Frage iſt vor allem hinſichtlich ſolcher Werte zweifelhaft, 
über die dem Kontoinhaber nach geſetzlicher Vorſchrift nicht 
die freie Verfügung zuſteht. Hierbei handelt es ſich um 
Mündel⸗, Pflegſchafts⸗ und Nachlaßgelder, bei denen die 
Verfügung des geſetzlichen Vertreters in zahlreichen Fällen 
an die richterliche Zuſtimmung gebunden iſt, ſodann auch um 
Werte aus der Konkursmaſſe, ſoweit der Konkursverwalter 
gemäß § 137 KO. nur mit Zuſtimmung des Gläubigeraus⸗ 
ſchuſſes verfügen darf. Was die Mündel⸗, Pflegſchafts⸗ und 
Nachlaßgelder betrifft, ſchreiben die Richtlinien der Berliner 
Anwaltskammer deren Anlegung auf Anderkonto ausdrücklich 
vor. Hiergegen beſtehen aber, worauf Opitz zutreffend hin⸗ 
weiſt 2s), ernſte Bedenken; denn die Anderkonten find, wie ins⸗ 
beſondere die Ziff. 1, 4 und 6 der Geſchäftsbedingungen 
zeigen, auf das freie Verfügungsrecht des Kontoinhabers 
abgeſtellt. Opitz hält daher die Anlage der bezeichneten 
Werte auf Anderkonto nur in folgenden Fällen für zu⸗ 
läſſig; Mündel⸗, Pflegſchafts⸗ und Nachlaßgelder nur dann, 
wenn hierzu eine allgemeine Ermächtigung des Gerichts ge⸗ 
mäß 8 1825 BGB. vorliegt oder wenn es ſich bei dem ge⸗ 
ſetzlichen Vertreter um den elterlichen Gewalthaber handelt, 
da deſſen Verfügungen der gerichtlichen Kontrolle grundſätz⸗ 
lich nicht unterliegen; Werte aus der Konkursmaſſe nur 
dann, wenn entweder ein Gläubigerausſchuß nicht vorhanden 
iſt oder die Gläubigerverſammlung den Konkursverwalter 
zur alleinigen Verfügung über das Bankguthaben ermäch⸗ 
tigt hat. 

M. E. iſt allerdings auch in dieſen Fällen das Ander⸗ 
konto für die Anlage der betreffenden Werte ungeeignet. Wie 
oben ausgeführt, iſt das Anderkonto nach ſeiner Ausgeſtal⸗ 
tung, die es durch die Geſchäftsbedingungen erfahren hat, 
ein fiduziariſches Konto, d. h. der Kontoinhaber iſt als 
Fiduziar vollberechtigter Inhaber des Guthabens, der ſeinem 
Auftraggeber nur obligatoriſch zur Treue verpflichtet iſt. 
Ganz anders dagegen liegen die Verhältniſſe in den Fällen 
geſetzlich geregelter Verwaltungsmacht (Vormundſchaft, Pfleg⸗ 

26) Stein⸗Jonas, Bem. II, 3 zu 8829 BRD. 

27) Hierzu vgl. Littmann a. a. O. S. 61ff. 


28) Staub⸗Gadow, 14. Aufl., Anh. zu § 357 HGB. Anm. 1a. 
29) Bank Arch. XXXIII, 518 ff. 
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ſchaft, Konkursverwaltung, Teſtamentsvollſtreckung ufm.). Hier 
beruht die Rechtsmacht des Verwalters nicht auf einer Voll⸗ 
rechtübertragung, ſondern auf einem geſetzlichen Stellver⸗ 
tretungs⸗ bzw. Ermächtigungsverhältnis, bei dem das Recht 
als ſolches (Eigentum uſw.) bei dem Betreuten verbleibt und 
der Verwalter nur die Befugnis zur Verfügung über das 
Recht erhält 0). In dieſen Fällen erſcheint die Annahme 
eines fiduziariſchen Verhältniſſes, wie es bei dem Ander⸗ 
konto nach den Geſchäftsbedingungen vorausgeſetzt werden 
muß, nicht nur nicht wünſchenswert, ſondern regelmäßig auch 
gar nicht möglich. Man vergegenwärtige ſich z. B. den Fall, 
daß einer dieſer geſetzlichen Verwalter bei der Übernahme der 
Verwaltung ein Konto der betreuten Perſonen vorfindet, über 
das er nunmehr das Verfügungsrecht ausübt; hier kann man 
unmöglich zur Annahme eines fiduziariſchen Verhältniſſes 
gelangen. Aber auch dann, wenn ſich z. B. der Verwalter 
zum Zwecke der Verwaltung der ihm anvertrauten Werte ein 
Konto neu errichten läßt, ſcheitert eine ſolche Annahme in 
der Regel daran, daß es ſich in den genannten Fällen um 
Sondervermögen handelt, bei denen der Grundſatz der Surro- 
gation geſetzlich feſtgelegt iſt und ſomit die Guthabenforde⸗ 
rung ipso jure in der Perſon des Betreuten zur Entſtehung 
kommt, aus deſſen Vermögen die dem Konto zugeführten 
Werte ſtammen 31). An dieſer Rechtsfolge kann natürlich 
auch durch Vereinbarungen zwiſchen dem Kontoinhaber und 
der Bank, wie fie die Geſchäftsbedingungen für Anderkonten 
enthalten, nichts geändert werden. 

Richtig und zweckmäßig erſcheint es daher, Mündel⸗, 
Pflegſchafts- und Nachlaßgelder ſowie Werte aus der Kon⸗ 
kursmaſſe in allen Fällen nicht auf Anderkonten, ſondern. 
auf ſog. Fremdkonten anzulegen. Darunter verſteht man 
ſolche Konten, die für beſtimmte oder beſtimmbare, aus 
irgendeinem Grunde nicht verfügungsberechtigte oder an der 
Verfügung behinderte Perſonen eingerichtet werden, und über 
die ein Dritter kraft geſetzlicher Ermächtigung das Ver⸗ 
fügungsrecht ausübt. Von den Anderkonten unterſcheiden ſie 
ſich weſentlich dadurch, daß der verfügungsberechtigte Dritte 
nicht Kontoinhaber, ſondern lediglich zur Verfügung über 
das Konto ermächtigt iſt, das einem anderen zuſteht s). Dabei 
darf die Ermächtigung des Dritten, wie ſchon aus der Be⸗ 
griffsbeſtimmung hervorgeht, nur auf geſetzlicher Grundlage 
beruhen, wie es in den hier behandelten Fällen zutrifft. 
Denkbar wäre allerdings, daß ſolche Konten auch dann er⸗ 
richtet werden, wenn die Ermächtigung des Verfügungs⸗ 
berechtigten ſich aus vertraglichen Vereinbarungen ergibt. 
Die Banken lehnen jedoch in dieſen Fällen die Errichtung 
von Fremdkonten regelmäßig ab, weil bei der rechtsgeſchäft⸗ 


30) Friedmann a. a. O. S. 827 ff. 
31) Hinſichtlich der Konkursmaſſe: Jaeger, Anm. 62 zu 81 KO. 
32) Vgl. Opitz: BankArch. XXXIII, 82. 
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„Wir können uns keinen Wiederaufſtieg 
des deutſchen Volkes denken, wenn nicht 
wieder erſteht auch die deutſche Kultur und 
vor allem die deutſche Kunſt.“ 

Adolf Hitler. 


Die bis zum Umbruch des Jahres 1933 erlaſſenen deutſchen 
Geſetze enthalten keine Begriffserklärung des Architekten. Auch 
das BGB. enthält keine für den Architekten eigentümlichen 
Satzungen. Und die ſchematiſchen Vorſchriften des BGB. werden 
dem ethiſchen und wiſſenſchaftlichen Sondercharakter dieſer frei⸗ 
beruflichen Leiſtung und deren gemeinwirtſchaftlichen Bedeutung 
nicht gerecht. Aus dieſem Bedürfnis nach einer Sonderregelung 
der Rechtsſtellung der Architekten iſt ſchon vor Jahrzehnten die 
Verbandsnorm: „Gebührenordnung und Vertragsbeſtimmungen 
der Architekten“ in ihren verſchiedenen Faſſungen entſtanden. Aber 
der geſetzliche Schutz des Berufes und der Berufsausübung der 
Architekten iſt erſt durch die erſte Anordnung des Präs. der Reichs⸗ 
kammer der bildenden Künſte vom 28. Sept. 1934 geſchaffen worden. 
Auch die Reichskammer der bildenden Künſte, eine „Körperſchaft 
des öffentlichen Rechts“ und ein Teil der Reichskulturkammer, iſt 
„keine Einrichtung innerhalb des Staates oder gar neben ihm, 
ſondern der Staat ſelbſt in einer neuen Form“ (ſiehe 
die Begründung zum Reichskulturkammergeſetz v. 22. Sept. 1933 
[RGBl. I, 661]: Dt. Reichsanz. u. PrStaatsanz. v. 26. Sept. 1933 
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lichen Ermächtigung außer dem Ermächtigten, der mit der 
Bank in Geſchäftsverbindung tritt, auch derjenige, der die Er⸗ 
mächtigung erteilt hat, der Bank gegenüber verfügungs⸗ 
berechtigt wäre s). Sie beſchränken daher die Errichtung von 
Fremdkonten auf die Fälle geſetzlicher Verwaltungsmacht, 
bei der eine mit der Verfügungsberechtigung des Verwalters 
konkurrierende Verfügungsberechtigung der betreuten Per⸗ 
ſonen nicht gegeben iſt, und verweiſen im übrigen auf die 
Einrichtung der Anderkonten. 

7. Zuſammenfaſſend unterſcheiden wir alſo nunmehr drei 
Arten von Bankkonten: Eigenkonten, Anderkonten und Fremd⸗ 
konten. Zu den Eigenkonten zählen alle Konten des Bank⸗ 
kunden, die nicht ausdrücklich als Ander⸗ oder Fremdkonten 
errichtet ſind; auch die Sonderkonten des Bankkunden ge⸗ 
hören, wie ſchon oben erwähnt, zu den Eigenkonten. Dieſen 
Eigenkonten darf der Bankkunde nur ihn ſelber betreffende, 
d. h. ihm rechtlich und wirtſchaftlich zuſtehende Werte zu⸗ 
führen. Alle übrigen Werte, die ſeiner Verfügungsmacht 
unterliegen, hat er auf Ander⸗ oder Fremdkonten anzu⸗ 
legen. Dabei iſt, weil für Fremdkonten beſondere Geſchäfts⸗ 
bedingungen noch nicht beſtehen, bei deren Errichtung darauf 
zu achten, daß zweckentſprechende Vereinbarungen mit der 
Bank getroffen werden, daß zum mindeſten die beſondere 
Natur der auf dieſen Konten angelegten Werte (Mündelgelder 
uſw.) der Bank gegenüber ausreichend klargeſtellt wird. Da⸗ 
gegen bedarf es bei der Errichtung von Anderkonten lediglich 
eines dahingehenden Antrages, der die Zuſicherung enthält, 
daß das Konto nicht beſtimmt iſt, eigenen Zwecken des An⸗ 
tragſtellers zu dienen 54); alles übrige ergibt ſich alsdann 
aus den Geſchäftsbedingungen für Anderkonten. 

Es iſt zu wünſchen, daß ſich die neue Einrichtung der 
Anderkonten, von der ſchon jetzt lebhaft Gebrauch gemacht 
wird, mehr und mehr einbürgert. Wenn auch die Einrichtung 
in den genannten Fällen geſetzlicher Verwaltungsmacht für 
die Anlage fremder Werte ungeeignet iſt, ſo bleiben doch 
zahlloſe Fälle, in denen es ſich insbeſondere für Rechts⸗ 
anwälte, Notare, Wirtſchaftsprüfer, Treuhandgeſellſchaften 
und andere Gruppen der Bankkundſchaft empfiehlt, die ihnen 
von ihren Auftraggebern anvertrauten oder für dieſe be⸗ 
ſtimmten Werte einem Anderkonto zuzuführen. Was die 
Fremdkonten betrifft, ſo wäre es zu begrüßen, wenn auch 
für dieſe Art von Bankkonten beſondere Geſchäftsbedingungen 
geſchaffen würden. Damit würde das Konto- und Treuhand⸗ 
problem, das durch die Einrichtung der Anderkonten eine 
Teillöſung erfahren hat, erneut vorangetrieben, und es 
würde zugleich der Entwicklung des geſamten Treuhand» 
weſens ein neuer Auftrieb gegeben. 

33) Siehe oben unter 3. 


34) Für dieſen Antrag ſtellen die Banken beſondere Formulare 
zur Verfügung. 


Nr. 225). Das auf Grund des § 25 der 1. DurchfVO. z. Reichskul⸗ 
turfammer®. v. 1. Nov. 1933 (RG Bl. I, 797) erlaſſene, am 1. Okt. 
1934 in Kraft getretene „Architektengeſetz“ v. 28. Sept. 1934 be⸗ 
ſtimmt feinem weſentlichen Inhalt nach u.a, folgendes: Voraus⸗ 
ſetzung für die Ausübung des Berufes als Architekt iſt die Ein⸗ 
gliederung in die Reichskammer der bildenden Künſte durch den 
Fachverband für Baukunſt, den Bund deutſcher Architekten e. V. 

Mitglied des Bundes deutſcher Architekten kann nur werden, 

wer: 

a) bei der Erzeugung und Erhaltung von Kulturgut mitwirkt, 
wobei als Kulturgut jede Leiſtung und Schöpfung der Baukunſt 
gilt, wenn fie der Offentlichkeit übermittelt wird; 

b) die für die Ausübung der Tätigkeit erforderliche Zuver⸗ 
läſſigkeit und Eignung beſitzt. 

Die Bezeichnung „Architekt“ kann von jetzt an nur noch von 
denjenigen Mitgliedern der Reichskammer der bildenden Künſte 
geführt werden, die durch den Fachverband für Baukunſt in die 
Kammer eingegliedert worden ſind. Die eingegliederten Architekten 
ſind verpflichtet, die Berufsbezeichnung „Architekt“ — mit dem 
Zuſatz: Mitglied der Reichskammer der bildenden Künſte — in 
ihrer geſamten beruflichen Tätigkeit zu führen. Nach § 5 des Archi⸗ 
tektengeſetzes, welches einen weiteren Bauſtein in die ſtändiſche 
Organiſation eingefügt hat, tragen die Architekten gegenüber der 
Offentlichkeit, den Behörden und den Auftraggebern die Verant⸗ 
wortung für die Einhaltung der Richtlinien deutſcher Kultur und 
Baugefinnung, für die Einordnung der Bauten in das Bild ihrer 
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Umgebung in Stadt und Land und für die Einhaltung der bau⸗ 
polizeilichen und ſonſtigen für das Bauen maßgebenden geſetzlichen 
Beſtimmungen. 

Für den Architekten, der in die Kammer eingegliedert iſt, ſind 
nunmehr bedeutſame „Berufsgrundſätze“ maßgebend. Dieſe 
verlangen u. a. einen ſchriftlichen Vertrag mit dem Auftraggeber, 
ſowie die Ablehnung unentgeltlicher Arbeiten, insbeſ. von Skizzen, 
Vorentwürfen oder Entwürfen. Dieſe Vorſchriften ſind beſonders 
erfreulich. Denn nicht ſelten entſtanden Rechtsſtreitigkeiten, in 
denen die Frage des Zuſtandekommens des Architektenvertrages 
und die Frage der Entgeltlichkeit oder Unentgeltlichkeit der Archi⸗ 
tektenleiſtungen eine große Rolle ſpielten. Von noch größerer Be⸗ 
deutung iſt die geſetzliche Beſtimmung, daß für das Vertragsver⸗ 
hältnis zwiſchen dem Architekten und ſeinem Auftraggeber die ein⸗ 
gangs erwähnten „Gebührenordnung und Vertragsbeſtimmungen 
der Architekten“ maßgebend ſind. Damit haben ſich die Gerichte 
nicht mehr mit der viel umkämpften Rechtsnatur des Architekten⸗ 
vertrages — ob und wann für das Rechtsverhältnis zwiſchen dem 
Architekten und feinem Bauherrn die Vorſchriften der 88 611 ff. 
BGB. (Dienſtvertrag) oder der SS 631 ff. BGB. (Werkvertrag) zur 
Anwendung gelangen — zu befaſſen. Denn nach den nunmehr mit 
Geſetzeskraft verſehenen „Vertragsbeſtimmungen“ — ein inte⸗ 
grierender Beſtandteil der Gebührenordnung — gelten, ſoweit die 
Vertragsbeſtimmungen nichts anderes beſagen, lediglich die Vor⸗ 
ſchriften über den Werkvertrag. Während die Anſprüche des Archi⸗ 
tekten aus einem Dienſtvertrag in zwei Jahren verjähren würden 
($ 196 BGB.) kommt jetzt nur noch die 30jährige Verjährungsfriſt 
des § 195 BGB. in Frage. 

Begrüßt wird in Architektenkreiſen auch die Beſtimmung des 
§ 7 des Architektengeſetzes. Hiernach find die Architekten als Mit⸗ 
glieder der Reichskammer der bildenden Künſte berechtigt, eigene 
Entwürfe zu Bauten als baupolizeiliche Eingaben bei den zuſtän⸗ 
digen Behörden einzureichen und dort für den Bauherrn zu ver⸗ 
treten. 

Übrigens: Wer ohne Mitglied der Reichskammer der bilden⸗ 
den Künſte zu ſein, trotzdem den Architektenberuf im Sinne der 
Anordnung vom 28. Sept. 1934 ausübt oder ihren Vorſchriften zu⸗ 
widerhandelt, wird mit Ordnungsſtrafen belegt (§ 9 der Anord⸗ 
nung i. Verb. m. § 28 der 1. DurchfVO. z. ReichskulturkammerG. 
v. 1. Nov. 1933 [RG Bl. I, 799). 

Der Leiter der Kunſt⸗ und Kulturabteilung im Reichsmini⸗ 
ſterium für Volksaufklärung und Propaganda, MinR. von Keu⸗ 
dell, hat die Anordnung betr. den Schutz des Berufes und die 
Berufsausübung der Architekten v. 28. Sept. 1934 1 als 
„das Wine dich für die deutſchen Architekten“ bezeichnet 
(ſiehe Baugilde, Ztſchr. des Bundes Deutſcher Architekten, Heft 21 
v. 10. Nov. 1934). 

Schon am 1. Okt. 1934 iſt eine ſofort in Kraft getretene er⸗ 
gänzende Anordnung des 0 der Reichskammer der bil⸗ 
denden Künſte Pe Sie beſagt: „Wer der Reichskammer der 
bildenden Künſte den Nachweis erbringt, daß er z. Zt. des Inkraft⸗ 
tretens der erſten Anordnung betr. den Schutz des Berufes und die 
Berufsausübung der Architekten v. 28. Sept. 1934 vertragsmäßig 
verpflichtet war, Pläne für Bauten zum Zwecke der Einreichung 
bei den Baupolizeibehörden auszuarbeiten, iſt ohne Rückſicht auf die 
Vorſchriften der erſten Anordnung berechtigt, dieſe Pläne bis zum 
1. Dez. 1934 bei den Baupolizeibehörden einzureichen und für den 
Bauherrn zu vertreten.“ 

Bereits dieſe Übergangsbeſtimmung beſchränkt den Kreis der 
Perſonen, die Pläne bei der Baupoltzeibehörde einreichen können ). 

Endlich bringt eine ſofort in Kraft getretene 3. Anordnung 
des Präſidenten der Reichskammer der bildenden Künſte v. 20. Nov. 
1934 weitere wichtige Beſtimmungen wie: Leiſtungen und Arbeiten 
rein techniſcher Art fallen nicht unter den Begriff der baulichen 
Geſtaltung i. S. der §88 2 und 3 der 1. Anordnung betr. den 
Schutz des Berufes und die Berufsausübung der Architekten. Zu 
den Leiſtungen und Arbeiten rein techniſcher Art ſind zu rechnen: 
Bauliche Anderungen im Inneren beſtehender Gebäude, ſowie An⸗ 
bauten, Ergänzungen oder Erneuerungen, die nach außen entweder 
überhaupt nicht hervortreten, oder das Geſicht des Stadt⸗ oder 
Ortsbildes oder der Landſchaft nicht beeinfluſſen. Beſtehen Zweifel 
darüber, ob eine bauliche Arbeit unter den Begriff der baulichen 
Geſtaltung fällt, ſo entſcheidet der Präſident der Reichskammer der 
bildenden Künſte oder der von ihm beauftragte Leiter der Lan⸗ 
desſtelle. Daß die Architektengeſetzgebung des Dritten Reiches Ar⸗ 
beiten rein bautechniſcher Art nicht erfaßt, daß dieſe Arbeiten den 
Baugeſchäften nach wie vor verbleiben, darauf hat der Präſident 
der Reichskammer der bildenden Künſte, Prof. E. Hönig, ſchon 


1) Die Friſt für die Einreichung von Plänen bei den Bau⸗ 
polizeibehörden im Sinne der 2. Anordnung des Präſidenten der 
Reichskammer der bildenden Künſte v. 1. Okt. 1934 iſt durch 
eine 4. Anordnung des Präſidenten der Reichskammer der bilden⸗ 
den Künſte v. 29. Nov. 1934 bis zum 2. Jan. 1935 verlängert 
worden. 
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am 27. Okt. 1934 auf der 1. Jahrestagung des Fachverbandes 
für Baukunſt hingewieſen (ſiehe Baugilde a. a. O. Heft 21 v. 
10. Nov. 1934). Wenn übrigens nach $ 8 des Architektengeſetzes v. 
28. Sept. 1934 die Architekten verpflichtet ſind, die Oberleitung 
ſolcher Bauten auszuüben, deren baupolizeiliche Eingaben von 
ihnen eingereicht wurden, jo heißt es jetzt erläuternd im $ 2 der 
3. Anordnung des Präſidenten der Reichskammer der bildenden 
Künſte v. 20. Nov. 1934: 

„Unter der Oberleitung i. S. des § 8 der 1. Anorduung betr. 
den Schutz des Berufes und die Berufsausübung der Architekten 
iſt die künſtleriſche Oberleitung zu verſtehen. Hierzu gehören nicht 
die verantwortliche techniſche Leitung der Ausführung und die ört⸗ 
liche Bauführung.“ 

Auf die zum Teil heftige Stellungnahme des Baugewerbes 
gegen das Architektengeſetz iſt wohl auch der § 3 der 3. Anordnung 
des Präſidenten der Reichskammer der bildenden Künſte zurück⸗ 
zuführen. Dieſe Beſtimmung lautet: 

„() Iſt an dem Sitz einer Baupolizeibehörde kein Architekt 
vorhanden, der gem. § 7 der 1. Anordnung betr. den Schutz des 
Berufes und die Berufsausübung der Architekten eigene Entmürfe 
zu Bauten als baupolizeiliche Eingaben bei den zuſtändigen Be⸗ 
hörden einzureichen und dort für den Bauherrn zu vertreten berech⸗ 
tigt iſt, und würden ſich hieraus nachweisbar Stockungen des 
Arbeitsmarktes ergeben, jo kann nach Maßgabe des Abf. 2 für 
Perſonen, die Entwürfe zu Bauten bei den Baupolizeibehörden ein⸗ 
reichen wollen, Befreiung von der Pflicht zur Zugehörigkeit zur 
Kammer wegen geringfügiger oder gelegentlicher Ausübung der 
Architektentätigkeit bewilligt werden. 

(2) Die Befreiung von der Zugehörigkeit zur Reichskammer 
der bildenden Künſte wird für die Planbearbeitung des einzelnen 
Bauwerkes ausgeſprochen, wenn 

1. die befreite Perſon die für die Ausübung der Tätigkeit er⸗ 
forderliche Zuverläſſigkeit und Eignung beſitzt, 

2. der Nachweis der Stockung des Arbeitsmarktes durch eine 
Erklärung des Treuhänders der Arbeit oder ſeines örtlich 
Beauftragten erbracht iſt. 

Der Antrag auf Befreiung iſt an den Leiter der örtlich zuſtändigen 
Landesſtelle der Reichskammer der bildenden Künſte zu richten. 
Über die Befreiung wird gegen Zahlung einer Verwaltungsgebühr 
von 3 , eine Beſcheinigung erteilt, die der Baupolizeibehörde 
bei der Einreichung der Baupläne vorzulegen iſt.“ 

Zum Schluß ſei betont: Auch für die Zukunft iſt eine weitere 
Ergänzung der bisherigen Architektengeſetzgebung, insbef. bezüglich 
des Planungsmonopols der Architekten, zu erwarten (l. Deutſche 
Bauzeitung Heft 50 v. 12. Dez. 1934). Ferner bedarf es noch einer 
notwendigen Anwetſung der zuſtändigen ſtaatlichen Miniſterien 
an die ihnen unterstellten Hochbauämter zur Anwendung und ge- 
nauen Durchführung der neuen Architektengeſetzgebung (ſiehe u. a. 
Bauamt und Gemeindebau (Zentralblatt der deutſchen Stadt-, 
Kreis⸗ und Landbauämter) Heft 25 v. 7. Dez. 1934). Aber ſchon 
durch die oben erwähnten Anordnungen ?): Rahmengeſetze 
heutiger Prägung — auch Architektur iſt Geſinnung — hat 
der Präſident der Reichskammer der bildenden Künſte mit 
Recht die ungeeigneten oder berufsfremden Perſonen getroffen, 
die ſich bisher als Architekten bezeichnen und zum Scha⸗ 
den der Allgemeinheit betätigen konnten. Gerade die Kammerarchi⸗ 
tekten bieten eine beſondere Gewähr dafür, daß die Sünden libe⸗ 
raliſtiſcher Freiheit auf dem Gebiete unſeres Bauweſens ſich nicht 
wiederholen, daß vor allem zwei Aufgaben der Gegenwart und Zu⸗ 
kunft einer allgemein befriedigenden Löſung entgegengeführt 
werden: 

Die Altſtadtſanierung und Siedlung. 
Dr. Eberhard Schutte, Wuppertal-Barmen. 


Die Bestätigung des Entſchuldungsplans 

Nachdem von den vielen anhängigen landwirtſchaftlichen Ent⸗ 
ſchuldungsverfahren einige ſo weit gediehen ſind, daß die Entſchul⸗ 
dungsſtellen den Gerichten die Entſchuldungspläne zur Beſtatigung 
vorlegen, ſollen im folgenden einige im Beſtätigungsverfahren zu be⸗ 
achtende Punkte kurz angedeutet werden. Zunächſt einige materieller 
Natur. 

Trotz wiederholter, von maßgebender Stelle her ergangener Be⸗ 
ſcheide ſcheint in Gläubigerkreiſen immer noch Unklarheit über den 
Begriff „rückſtändiger“ Zinſen zu herrſchen. Einige wollen Art. 15 
der Z. Durchf VO. v. 15. Sept. 1933 dahin auslegen, daß die nach dem 
Sch Rich. ermäßigten Zinſen erſt vom Tage der Eröffnung des Ver⸗ 
fahrens zu zahlen ſeien. Für die Zeit vor der Eröffnung dagegen 
ſeien die höheren Zinſen zu zahlen. Dieſe Anſicht iſt falſch. Rückſtän⸗ 
dig i. S. des Art. 15 a. a. O. find Zinſen, die zur Zeit der Ver⸗ 
fahrenseröffnung fällig waren und nicht gezahlt ſind. Alle anderen 


2) Die Veröffentlichung der Amtlichen Bekanntmachungen der 
Reichskammer der bildenden Künſte wird auch fernerhin im „Völ⸗ 
kiſchen Beobachter“ erfolgen. 
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ſind auch dann als laufende und daher als ermäßigte Zinſen zu be⸗ 
handeln, wenn ſie für eine zum Teil vor der Verfahrenseröffnung 
liegende Zeit geſchuldet werden. Eine Dreiteilung der Zinſen in rück⸗ 
ſtändige, nichtermäßigte laufende für die Zeit bis zur Eröffnung und 
ermäßigte laufende für die Zeit nach der Eröffnung des Verfahrens iſt 
unzuläſſig (ogl. Richtlinien zur landwirtſchaftlichen Schuldenregelung 
vom 13. Juni 1934 Teil II Nr. 7 und 11, ſowie Beſcheid des Reichs⸗ 
miniſters für Ernährung und Landwirtſchaft vom 1. Aug. 1934, ab- 
gedruckt in den „Amtl. Mitteilungen in Entſchuldungsſachen“ Heft 80 
S. 63). 

Nicht ganz ſo klar iſt die Behandlung der nach der Verordnung 
über die Zinserleichterung für den landwirtſchaftlichen Realkredit vom 
27. Sept. 1932 (RG Bl. I, 480) entſtandenen Zuſatzforderungen. Die 
Frage iſt die, ob dieſe Zuſatzforderungen in den Entſchuldungsplan 
mit dem vollen für die Dauer von zwei Jahren (1. Okt. 1932 bis 
30. Sept. 1934) entſtandenen oder nur mit dem ermäßigten Betrag 
aufzunehmen ſind, der dem Zeitraum vom 1. Okt. 1932 bis zum Tage 
der Eröffnung des Entſchuldungsverfahrens entſpricht. Soweit er⸗ 
ſichtlich, iſt die Frage bisher nur im erſteren Sinne beautwortet wor⸗ 
den. Es wird darauf hingewieſen, daß die Zuſatzforderungen (Hypo⸗ 
theken) nicht ſukzeſſive mit den einzelnen Zinsfälligkeitszeitpunkten, 
ſondern ſofort mit dem Jukrafttreten der Zinserleichterungsverord⸗ 
nung, und zwar in voller Höhe, entſtanden ſeien. Demgemäß könne 
die Ermäßigung der Anſprilche des Hypothekengläubigers auf Grund 
des SHRO. keine Ermäßigung der Zuſatzforderung (Hypothek) zur 
Folge haben. Einige Entſchuldungsſtellen ſetzen nur den ermäßigten 
Betrag ein. 

Richtig iſt, daß nach $7 i. Verb. m. § 1 der genannten Ver⸗ 
ordnung die Zuſatzforderung (Hypothek) mit dem Inkrafttreten der 
Verordnung in voller Höhe für die Dauer von zwei Jahren entſtanden 
iſt. Daß ſich die Zuſatzforderung unter beſtimmten Umſtänden er⸗ 
mäßigt, iſt in $7 BD. und in Art. 7 Durchf.⸗ und ErgVO. dazu 
vom 24. Nov. 1932 (RGBl. I, 534) ausdrücklich geſagt. Das iſt im 
SHRG. nicht geſchehen. Daß der Geſetzgeber an die auf Grund der 
Zinserleichterungsverordnung entſtandenen Zuſatzforderungen (Hypo⸗ 
theken) gedacht hat, ergibt ſich einmal aus der Beſt. „unter Berück⸗ 
ſichtigung der geſetzlichen Zinskürzungen“ in den 88 14, 83 Schott. 
Weiterhin folgt dies auch aus Art. 16 der 6. DurchfVO. zum SHNE. 
ſowie aus dem Geſetz über die Zinserleichterung für den landwirtſchaft⸗ 
lichen Realkredit vom 28. Sept. 1934 (RGBl. I, 860). Daraus, daß 
nirgends etwas über die Ermäßigung der Zuſatzforderungen (Hypo⸗ 
theken) gejagt iſt, ergibt ſich ohne weiteres, daß dieſe keiner Ermaßi⸗ 
gung auf Grund des Scha. unterliegen. Das erſcheint zunächſt un⸗ 
billig, weil jo den Schuldnern, die das Entſchuldungsverfahren mit 
Erfolg vor dem 30. Sept. 1934 beantragt haben, die durch das 
SHRG. gewährten Vorteile für längere oder kürzere Zeit entgehen. 
Das müſſen dieſe in Kauf nehmen. Denn auf Grund der für fie ent- 
ſtandenen Zuſatzforderungen (Hypotheken) haben die Grundkredit- 
anſtalten Schuldverſchreibungen ausgegeben, gegen deren Übertragung 
ihnen das Reich Schatzanweiſungen zur Verfügung ſtellt (8 14 Zins⸗ 
erleichterungsVO. und Art. 16—18 DurchfVO.; vgl. auch 8 1 Abſ. 2 
Ziff. 1—3 des erwähnten Gef, v. 28. Sept. 1934). Da dieſe Schatz⸗ 
anweiſungen durch die Zuſatzforderungen (Hypotheken) gedeckt find, 
würde dem Reich bei Ermäßigung der Zuſatzforderungen u. U. ein 
Ausfall entſtehen, der viel ſchwerer tragbar wäre als der ſo den Be⸗ 
triebsinhabern entgehende Vorteil der Zinsſenkung (ſo auch Pfundt⸗ 
ner⸗Neubert, „Das neue Reichsrecht“ zu Art. 16 der 6. Durchf⸗ 
VO. z. SHRO.; Radloff: JW. 1934, 2604 u. a.). Eine amtliche 
Anordnung in dieſem Punkt wäre gleichwohl erwünſcht. 

Wenn die Prüfung des Eutſchuldungsplans in materieller Hin⸗ 
ſicht keinen Grund ergibt, die Beſtätigung zu verſagen, ſo fragt es 
ſich, wie nunmehr zu verfahren iſt. Das Scha. jagt nur, daß der 
Entſchuldungsplan der Beſtatigung durch das AG. bedarf (8 20), 
ferner daß auf Grund einer Ausfertigung des beſtätigten Plans oder 
eines Auszuges daraus die Eintragungen im Grundbuch herbeizu⸗ 
führen find (8 52 Abſ. 2) und endlich, daß mit der Beſtatigung das 
Entſchuldungsverfahren aufzuheben iſt (8 21 Abſ. 1). Damit iſt keines⸗ 
wegs Klargejtellt, was das Entſchuldungsgericht im einzelnen zu tun 
hat. Ob es nach Prüfung des materiellen Inhalts des Plans dieſen 
ohne weiteres beſtätigen und das GBA. um Eintragung der Rechts⸗ 
änderung erſuchen kaun, oder ob es nicht vorher den beteiligten 
Gläubigern Kenntnis über die Behandlung ihrer Forderungen nach 
dem Plan zu geben und dieſe dazu zu hören hat. 

Unter Berückſichtigung der durch das Geſetz angeordneten, für 
die Glaubiger nicht unweſentlichen Ermäßigung der Zinſen und der 
Feſtſchreibung der Forderungen ſowie mit Rückſicht auf die allgemeine 
Unkenntnis in Gläubigerkreiſen und das dadurch bedingte Mißtrauen 
erſcheint es geboten, die Gläubiger über die beabſichtigte Behandlung 
ihrer Forderungen zu informieren und zu hören. Das iſt um ſo an⸗ 
gebrachter, als nach § 14 Ziff. 3 SHRO. ein Gläubiger u. U. Wider⸗ 
ſpruch gegen die Behandlung ſeiner Forderung erheben kann. Dieſe 
Möglichkeit iſt dem Gläubiger genommen, wenn er von dem Inhalt. 
des Plans nichts erfährt. 

Eine Benachrichtigung der Gläubiger iſt auch vom Reichs⸗ 
miniſter für Ernährung und Landwirtſchaft vorgeſchrieben. In 
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Heft 109 der Amtl. Mitteilungen in Entſchuldungsſachen iſt inzwi⸗ 
ſchen das vom Miniſter in den Richtlinien v. 13. Juni 1934 Teil II 
Nr. 1 in Ausſicht geſtellte „Muſter eines den Gläubigern mitzuteilen⸗ 
den oder zuzuſtellenden Auszuges aus dem Entſchuldungsplan“ er⸗ 
ſchienen. Wie ſich aus der ebendort abgedruckten Bekanntmachung 
des Reichsminiſters für Ernährung und Landwirtſchaft v. 7. Nov. 
1934 ergibt, erhebt diefer amtliche Vordruck keinen Anſpruch darauf, 
für jeden Fall geeignet zu ſein. Hauptzweck iſt, daß der einzelne 
Gläubiger erfährt, wie feine Forderung behandelt wird. Es wird daher 
zweckmäßig ſein, das amtliche Muſter der Mitteilung aufzuteilen. 
Dabei wird man praktijch unterſcheiden die Mitteilung an Gläubiger, 
die bisher durch ein Grundpfandrecht innerhalb der Mündelſicherheits⸗ 
grenze geſichert waren, an ſolche, die bisher nicht geſichert waren, an 
Gläubiger, die ohne Antrag, und die Mitteilung an Gläubiger, die 
auf Antrag bar abgelöſt werden. Was in jedem der vier Fälle den 
einzelnen Gläubigern mitzuteilen iſt, ergibt ſich ohne weiteres aus 
dem amtlichen Muſter. Auf dieſe Weiſe wird vermieden, daß in dieſem 
Abſatze geſtrichen werden müſſen und der Gläubiger nachher nicht mehr 
weiß, was nun eigentlich für ihn gilt. Die Auszüge aus dem Ent⸗ 
ſchuldungsplan, die nach der erwähnten Bekanntmachung von der 
Entſchuldungsſtelle anzufertigen und dem Entſchuldungsgericht mit dem 
Entſchuldungsplan einzureichen find, werden dom Entſchuldungsgericht 
den einzelnen Gläubigern mittels eines Begleitſchreibens (formlos) 
zugeſandt. 

In dieſem Schreiben werden die Gläubiger darauf hingewieſen, 
daß der Plan zu ihrer Einſicht bis zu einem beſtimmten Termin offen⸗ 
liegt. Endlich empfiehlt es ſich dringend, einen Termin zur Beſpre⸗ 
chung (Verhandlung) des Plans mit den Gläubigern zu beſtimmen und 
ihnen anheimzuſtellen, in dieſem Termin zu erſcheinen. Von dieſem 
Termin iſt der Entſchuldungsſtelle Nachricht zu geben ſowie der Be⸗ 
triebsinhaber dazu zu laden. Dies einmal, um ihn in geeigneter 
Weiſe auf ſeine Verpflichtungen nach dem Plan hinweiſen zu können, 
zum anderen aus weiter unten angeführten Gründen. 

Mag auch ein ſolches, nach § 48 Scheich. jedenfalls zuläſſiges 
Verfahren nicht vorgeſchrieben ſein (für das Zwangsvergleichsverfah⸗ 
ren vgl. 8 38), zweckmäßig iſt es und entſpricht dem allgemeinen Ver⸗ 
fahrensgrundſatz: Audiatur et altera pars. Die geringe Mühe wird 
jeder Entſchuldungsrichter auf ſich nehmen müſſen, um auf dieſe 
Weiſe den Gläubigern das Wort aus dem Munde zu nehmen, ohne 
ſie zu fragen, werde in empfindlicher Weiſe in ihre Rechte eingegrif⸗ 
fen. Gewiß werden entfernt wohnende Gläubiger im Termin nicht er⸗ 
ſcheinen, zumal wenn es ſich um geringe Forderungen handelt. Das 
ſchadet nichts, denn ſolche erfahren aus der ſchriftlichen Mitteilung 
das Wichtigſte. Die Praxis wird aber zeigen, daß von der Möglich⸗ 
keit der Einſicht des Plans und ſeiner Beſprechung reger Gebrauch 
gemacht wird. Auf die angegebene Weiſe laſſen ſich viele Mißverſtänd⸗ 
niſſe und Unftimmigkeiten auf ſeiten der Gläubiger beheben. 

Nachdem ſo verfahren iſt, kann der Plan beſtatigt werden. Dies 
hat in Form eines beſonderen Beſchluſſes zu erfolgen. Mit ihm kann, 
da gegen den die Beſtätigung ausſprechenden Beſchluß ein Rechtsmittel 
nicht gegeben iſt (88 20, 50 SHRG.), der Beſchluß über die Auf⸗ 
hebung des Verfahrens verbunden werden. Der Beſchluß iſt dem Be⸗ 
triebsinhaber zuzuſtellen, für die Entſchuldungsſtelle genügt die Mit⸗ 
teilung einer Ausfertigung. Iſt die Zuſtellung an den Betriebsinhaber 
erfolgt, womit der Beſchluß wirkſam wird, ſo kann nunmehr das 
GBA. um Eintragung gemäß 8 52 SHRG. erſucht werden. 

Dabei iſt zu beachten: Die Eintragungen, die nach § 52 Abf. 1 
vorzunehmen ſind, erfolgen auf Grund einer Ausfertigung des be⸗ 
ſtätigten Entſchuldungsplans oder eines Auszuges daraus. Es bürfte 
genügen, dem Erſuchen, in dem dem GBA. genau anzugeben iſt, was 
es eintragen ſoll, eine Ausfertigung des Bogens des beſtätigten 
Plans beizufügen. Aus ihm iſt alles für die Eintragung im Grund⸗ 
buch Weſentliche erſichtlich. 

Was die auf Erſuchen des Entſchuldungsgerichts einzutragende 
Anderung einer bisherigen dinglichen Belaſtung des Grundſtücks an⸗ 
geht, jo ſei auf folgendes hingewieſen: Häufig wird der nach dem Ent⸗ 
ſchuldungsplan in das Grundbuch einzutragende Kapitalbetrag von der 
bisher eingetragenen Summe abweichen, ſei es, daß darauf Abzah⸗ 
lungen geleiftet jind, ſei es, daß rückſtändige Zinſen dem Kapital zu⸗ 
geſchlagen werden. Es wird alſo nach durchgeführter Entſchuldung im 
Grundbuch ein Grundpfandrecht eingetragen ſein, das im Betrage 
ſowie in Zins⸗ und Rückzahlungsbedingungen von dem bisher ein⸗ 
getragenen verſchieden iſt. Es entſteht daher die Frage, ob die alte 
Eintragung gelöſcht und in Sp. 4 der III. Abteilung (des preußiſchen 
Grundbuchformulars) ein völlig neues Grundpfandrecht zu den ſich 
aus dem SHRG. ergebenden Bedingungen eingetragen werden kann 
oder ob die Anderung in Sp. „Veränderungen“ einzutragen iſt. 
Gegen die letztere Art wird, wenn bisher nur wenige ſich jetzt ändernde 
Grundpfandrechte eingetragen waren, nichts einzuwenden ſein, da dann 
die Überjichtfichkeit des Grundbuchs nicht verlorengeht. Anders da⸗ 
gegen, wenn bisher mehrere Grundpfandrechte eingetragen waren und 
bei dieſen allen oder mehreren von ihnen die durch die Entſchuldung 
herbeigeführten Anderungen in Sp. „Veränderungen“ eingetragen wer⸗ 
den. In dieſen Fällen läge es im Intereſſe der überſichtlichkeit des 
Grundbuchs, die doch vor kurzem erſt wiederhergeſtellt worden iſt, 


63. Jahrg. 1934 Heft 51/52] 


Aufſätze 


die alte Eintragung löſchen und ein neues Grundpfandrecht eintragen 
zu können. Dabei ware natürlich die Rangfolge der bisherigen Ein⸗ 
tragungen zu wahren. Auch in dieſer Beziehung könnte durch Loſchung 
des alten und Eintragung eines neuen Grundpfandrechts Überſicht⸗ 
lichkeit geſchaffen werden. Waren in der Schuldurkunde, auf Grund 
deren das Recht früher eingetragen worden war, beſondere, vom 
SHARE. nicht berührte Vereinbarungen getroffen, jo bleiben dieſe 
auch jetzt beſtehen. Dies wäre in der neuen Eintragung durch Bezug⸗ 
nahme auf die Schuldurkunde zum Ausdruck zu bringen. 

Auf dieſe Weiſe würden weder die Rechte der Gläubiger noch die 
des Eigentümers beeinträchtigt und die Überjichtlihkeit des Grund⸗ 
buchs bliebe gewahrt. Auf den gegebenenfalls über die eingetragenen 
Rechte erteilten Briefen wäre die Anderung zu vermerken. 

Nach 815 SHNEG. find die bisher nicht geſicherten Forderungen 
durch Eintragung von gleichrangigen (Geſamt⸗) Hypotheken an berei⸗ 
teſter Stelle zu ſichern. 

Dieſe Forderung des Geſetzes iſt an ſich ohne weiteres zu ver⸗ 
wirklichen, ſo daß das Erſuchen an ſich keine Schwierigkeiten macht. 
Das GBA. wird um Eintragung gleichrangiger Hypotheken mit den 
ſich aus § 14 SHNG. ergebenden Bedingungen bzgl. Zinſen und 
Tilgung erſucht. Dabei iſt aber zu beachten, daß mangels einer ent⸗ 
gegengeſetzten Beſtimmung im Schach. nach $ 1116 BGB. über die 
Hypothek ein Brief zu erteilen iſt. Das bedeutet, daß für jede nach 
8 15 neu einzutragende Hypothek ein Brief gebildet werden muß, mag 
die Forderung auch noch jo gering fein. Daß die Bildung dieſer 
Briefe bei der großen Zahl der neu einzutragenden Hypotheken nicht 
nur die GBA. mit ungeheurer Arbeit belaſtet, ſondern auch für den 
Staat ſehr koſtſpielig iſt (8 57 Schach.), ift ohne weiteres klar. Die 
aufgewendete Arbeit und die Unkoſten erſcheinen darüber hinaus faſt 
völlig zwecklos, wenn es ſich bei den zu ſichernden Forderungen um 
ſolche Handelt, die, ſei es ohne, ſei es auf Antrag von der Entſchul⸗ 
dungsſtelle abgelöſt werden. In dieſen Fallen der Ablöſung, die 
gemäß $ 16 Abſ. 2 SHNG. längſtens innerhalb eines Jahres nach 
Beſtätigung des Entſchuldungsplans zu erfolgen hat, geht die Forde⸗ 
rung einſchließlich der für den urſprünglichen Gläubiger eingetragenen 
Hypothek auf die Entſchuldungsſtelle über (8 19 Abſ. 1 ShREG.). Für 
die durch den Forderungsübergang geſchaffene Rechtslage iſt § 412 
i. Verb. m. 8401 BGB. maßgebend. 

Bei der Briefhypothek braucht zwar die Entſchuldungsſtelle als 
neue Gläubigerin im Gegenſatz zur Buchhypothek die Umſchreibung 
im Grundbuch auf fie nicht herbeizuführen. Zu ihrer Legitimation 
genügt ein öffentlich beglaubigtes Anerkenntnis der kraft Geſetzes er⸗ 
folgten Übertragung der Forderung und der Beſitz des Briefes, deſſen 
Eigentümerin ſie geworden iſt und deſſen Herausgabe ſie verlangen 
kann (58 1160, 1155 BGB.). Die Entſchuldungsſtellen werden aber 
von der ihnen durch Art. 16 der 3. DurchfVO. zum Scheich. gegebe⸗ 
nen Möglichkeit, alle oder einzelne der nach der Ablöſung auf ſie 
übergehenden Hypotheken zu einer einheitlichen Hypothek zuſammen⸗ 
zufaſſen, mit gutem Grund regelmäßig Gebrauch machen. Über dieſe 
einheitliche Hypothek iſt dann, wenn nicht jetzt bei ihrer (gebühren⸗ 
freien) Eintragung auf die Erteilung des Briefes verzichtet wird, ge⸗ 
mäß § 66 GBO. ein neuer gemeinſchaftlicher Brief (gebührenfrei) zu 
erteilen. Die kurz vorher den urſprünglichen Gläubigern erteilten 
Hypothekenbriefe ſind alſo einzuziehen, gegebenenfalls ſogar unter 
Aufwendung nicht geringer Koſten für kraftlos zu erklären. 

Um all dieſe mehr oder weniger zweckloſe Arbeit und unnötige 
Auslagen zu vermeiden, wären an ſich zwei Wege möglich. Der ein⸗ 
ſachſte wäre der geweſen, daß der Geſetzgeber entweder die Erteilung 
von Hypothekenbriefen über die nach § 15 SHNG. einzutragenden 
Hypotheken — bei den bisher ſchon eingetragenen Grundpfandrechten 
bewendet es bei den Vereinbarungen — ausdrücklich völlig ausge⸗ 
ſchloſſen oder doch wenigſtens die Erteilung eines Briefes von einer 
beſtimmten Höhe der Forderung abhängig gemacht hätte, wie dies in 
Anlehnung an Art. 6 der DurchfVO. zum Aufwch. v. 29. Nov. 1925 
in 8 10 &BBereinG. geſchehen iſt. Leider iſt bisher eine ſolche ge⸗ 
ſetzliche Regelung nicht erfolgt, ſo zweckmäßig und dringend er⸗ 
erwünſcht ſie auch wäre. Denn nicht ſo einfach iſt der zweite, bisher 
einzige Weg, die Bildung von Hypothekenbriefen zu vermeiden. 

Die Erteilung des Hypothekenbriefes kann gemäß $ 1116 Abſ. 2 
BGB. ausgeſchloſſen werden. Dazu iſt Einigung des Grundſtücks⸗ 
eigentümers und des Gläubigers ſowie Eintragung im Grundbuch er⸗ 
forderlich. Die Ausſchlußerklärung muß in der durch § 29 GBO. vor⸗ 
geſchriebenen Form erfolgen. 

Wird, wie oben vorgeſchlagen, vor Beſtätigung des Entſchul⸗ 
dungsplans ein Termin zu einer Beſprechung mit den Gläubigern und 
dem Betriebsinhaber abgehalten, ſo kann die Ausſchlußerklärung in 
dieſem von Schuldner und Gläubiger zu Protokoll des Entſchuldungs⸗ 
richters abgegeben werden. Damit ift den Vorſchriften des 8 1116 
BGB., 8 29 GBO. genügt, wenn darauf der Ausſchluß des Briefes im 
Grundbuch vermerkt wird. 

Wie, wenn Gläubiger in dem Termin nicht erſcheinen, was ins⸗ 
beſondere bei entfernt wohnenden der Fall ſein wird? Formellrecht⸗ 
lich genügt es in dieſen Fällen, wenn der im Termin erſchienene Be⸗ 
triebsinhaber (Eigentümer) den Ausſchluß der Briefe bewilligt. Denn 
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nach 8 19 GBO. erfolgt eine Eintragung, wenn der ſie bewilligt, deſſen 
Recht von ihr betroffen wird. Durch die Eintragung der Hypothek 
wird das Eigentum betroffen, nicht aber ein Recht des Glaubigers. 
Dieſer erwirbt früheſtens durch die Eintragung ein dingliches Recht. 
Daher genügt auch die Bewilligung des Eigentümers, die vom Ent⸗ 
ſchuldungsrichter protokolliert der Form des § 29 GBO. entſpricht, 
um für die einzutragende Hypothek die Erteilung eines Briefes gemäß 
§ 1116 Abſ. 2 BGB. auszuſchließen (vgl. hierzu die Komm. zu 8 1116 
Abſ. 2 BGB. und 8 19 GBD.). 

Iſt für den Grundbuchbeamten die Bewilligung des Eigentümers 
allein in einem ſolchen Falle auch ausreichend, ſo iſt damit die nach 
§ 1116 Abſ. 2 BGB. erforderliche Einigung noch nicht gegeben. Doch 
macht auch das keine beſondere Schwierigkeit. Der Eigentümer er⸗ 
klärt im Termin ſein Einverſtändnis mit dem Ausſchluß der Briefe. 
Die im Termin nicht erſcheinenden Gläubiger ſind zu veranlaſſen, ihr 
Einverſtändnis ſchriftlich abzugeben und ihre Unterſchrift beglaubigen 
zu laſſen. Die Beglaubigung feiner Unterſchrift kann der Gläubiger 
um bequemſten am AG. ſeines Wohnorts erlangen, das dieſe nach 
857 Schach. gebührenfrei vorzunehmen hat. Der fo mögliche Aus⸗ 
ſchluß der Briefe läßt ſich ohne Verzögerung erreichen, indem das 
Entſchuldungsgericht die einzelnen Gläubiger in dem oben erwähnten, 
an alle zu richtenden Begleitſchreiben zu der Mitteilung über die Be⸗ 
handlung ihrer Forderung darauf hinweiſt. Es wird zweckmäßig 
ſein, dieſem Schreiben den vorgeſchriebenen Wortlaut der vom Glau⸗ 
biger abzugebenden Erklärung beizufügen, damit ihm unnötige Sorge 
erſpart bleibt; ein Schaden entſteht ihm ja nicht. 

Auch dieſe Mühe wird der Entſchuldungsrichter zur Vermeidung 
der größeren Belaſtung der GBA. und zur Erſparung unnötiger Aus⸗ 
lagen für den Staat auf ſich nehmen müſſen. Denn ſo wird in aus⸗ 
reichendem Maße den Belangen des einzelnen Gläubigers und auch 
denen des Staates gedient. Iſt an ſich ſo an der Bildung von Brie⸗ 
fen vorbeizukommen, fo wird man doch bei dieſer Art bei den Gläu⸗ 
bigern auf Schwierigkeiten ſtoßen. Dieſe werden im allgemeinen zur 
Ausſchließung der Briefe ihre Zuſtimmung nicht erteilen in dem Ge⸗ 
danken, es könnte ihnen dadurch noch weiterer Nachteil entſtehen. 
Daher wäre zu wünſchen, daß bald eine geſetzliche Regelung der oben 
erwähnten Art getroffen würde. 

GerAſſ. H. Piller, Troisdorf (Rhld.). 


Beſchränkte EL A na und bürgerliches 
echt 


Die am 1. Jan. 1935 in Kraft tretenden Beſtimmungen der 
neuen 88 850 Abſ. 3 und 850 (b) Abſ. 4 3 O. (Gef. zur Anderung 
von Vorſchr. über die Zwangsvollſtreckung v. 24. Okt. 1934 [RG Bl. 
10700 beſeitigen grundſätzlich die unterſchiedliche Behandlung, die 
bislang die Unterhaltsanſprüche der Verwandten, Ehegatten und 
früheren Ehegatten einerſeits und der unehelichen Kinder ander⸗ 
ſeits bei ihrer Vollſtreckung in das Dienſt⸗ oder Arbeitseinkommen 
des Unterhaltspflichtigen erfuhren (vgl. § 850 Abſ. 4 ZPO. a. F.; 
8 4 Ziff. 3 und 4 (a) LohnbeſchlG.). Indem ſie die bisher für An⸗ 
ſprüche unehelicher Kinder geltende Ordnung, daß dem Schuldner 
die für den eigenen notdürftigen und ſeiner Familie ſtandes⸗ 
gemäßen Unterhalt erforderlichen Beträge zu belaſſen ſind, unter 
allgemeiner Erhöhung des notdürftigen Schuldnerunterhalts auf 
den notwendigen und mit der gebotenen Ranganweiſung, auf alle 
geſetzlichen Unterhaltsforderungen ausdehnen, erklären fie das 
Recht der Verwandten, Ehegatten und früheren Ehegatten zu unbe⸗ 
ſchränkter Pfändung für abgeſchafft. Da nun aber die der bis⸗ 
herigen Vollſtreckungsregelung entſprechenden Sachnormen des 
BGB. — der unbeſchränkten Pfändung ſtand die im Rechtsſtreit 
vorzunehmende Nachprüfung der Leiſtungsfähigkeit des pflichtigen 
Verwandten, Ehegatten oder früheren Ehegatten (§8 1603, 1360 f., 
1578 f. BGB.), die beſchränkte des unehelichen Kindes der Außer⸗ 
achtlaſſung der Zahlungsfähigkeit des Erzeugers in § 1708 Abſ. 1 
BGB. gegenüber — eine gleichzeitige Abänderung nicht erfahren, 
ſo ſtellen ſich einer Anwendung der neuen Beſtimmungen bei jenen 
Unterhaltsanſprüchen der Verwandten, Ehegatten und früheren 
Ehegatten Schwierigkeiten entgegen, denen gegenüber das bürger⸗ 
liche Recht eine Berufung des Pflichtigen auf ſeinen eigenen not⸗ 
wendigen Unterhalt willentlich ausſchließt. Nach 8 1603 Abſ. 2 
BGB. haben Eltern alle verfügbaren Mittel mit ihren unterhalts⸗ 
berechtigten minderjährigen unverheirateten Kindern gleichmäßig 
zu teilen, auch wenn ihr eigener notdürftiger Unterhalt nicht ge⸗ 
wahrt bleibt; der als allein ſchuldig geſchiedene (oder ihm nach 
$ 1583 BGB. gleichſtehende) Ehegatte kann gegebenenfalls nur den 
zur Beſtreitung des notdürftigen, nicht des notwendigen, eigenen 
Unterhalts erforderlichen Teil ſeiner Einkünfte zurückbehalten 
(§ 1579 Satz 1 BGB.); bei beſtehender Ehe hat der Ehemann und, 
wenn ſie unterhaltspflichtig iſt, auch die Ehefrau ohne Rückſicht 
auf das Maß des eigenen Unterhalts wenn nötig alles Verfüg⸗ 
bare mit dem Gatten zu teilen (58 1360 und 1361 Abſ. 1 BGB.) 1), 
und ſelbſt die im Falle des Getrenntlebens zugunſten des Mannes 


1) Vgl. RRKomm.“ Anm. 5 und 7 zu § 1361 BGB. 
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wirkende Vorſchrift des 8 1361 Abſ. 2 BGB. will deſſen not⸗ 
dürftigen Unterhalt nicht gewährleiſten. 

In allen dieſen Fällen (d. h. immer wenn es ſich nicht um 
Unterhaltsanſprüche von Verwandten aufſteigender Linie oder von 
Enkeln und ferneren Abkömmlingen handelt) hat das erkennende 
Gericht den Unterhalt nach bürgerlichem Recht — wie bei den An⸗ 
ſprüchen der unehelichen Kinder — ohne Rückſicht auf den not⸗ 
wendigen Unterhalt des Pflichtigen zu bemeſſen, iſt aber hier — 
anders als bei den außerehelichen Anſprüchen — geſetzlich gehalten, 
der Bemeſſung eine Prüfung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe, 
insbeſ. auch der ſonſtigen Verpflichtungen des Schuldners, zugrunde 
zu legen. Nun kann nicht angenommen werden, daß der Geſetzgeber, 
der das Prozeßgericht anweiſt, die einem minderjährigen unver⸗ 
heirateten Kinde, dem Ehegatten oder einem früheren Ehegatten 
geſchuldeten Unterhaltsbeträge nach Prüfung der wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe ohne Rückſicht auf (und daher mit möglichem Eingriff 
in) den notwendigen Unterhalt des Pflichtigen feſtzuſetzen, gleich⸗ 
zeitig das Vollſtreckungsgericht anweiſen will, dem Schuldner unter 
allen Umſtänden den notwendigen Unterhalt zu belaſſen. Es würde 
dem erforderlichen Anſehen ſtaatlicher Urteile nicht entſprechen, 
wenn ihnen auf Grund derſelben zu prüfenden und geprüften 
Sachlage, die ihren Inhalt nach bürgerlichem Recht bedingt, von 
dem (gar im Rechtsmittelzuge untergeordneten) Vollſtreckungs⸗ 
gericht die volle Durchführung verſagt und damit die Beachtlichkeit 
abgeſprochen werden müßte. Endlich und vor allem würde es mit 
dem Rechtsempfinden unſeres Volkes und ſeinen ſittlichen Auf⸗ 
faſſungen über Ehe und Elternſchaft durchaus unvereinbar ſein, 
wenn unterhaltspflichtige Eltern ihren hungernden unmündigen 
Kindern oder Ehegatten dem darbenden Gefährten entgegenhalten 
dürften, daß zunächſt ihr eigener notwendiger Unterhalt ſicher⸗ 
geſtellt ſein müſſe, auch wenn für die Kinder oder den Gatten nichts 
übrigbleibe. 

Solchen Erwägungen kann nicht entgegengehalten werden, 
daß die neuen Beſtimmungen nur die Vollſtreckung in den Arbeits⸗ 
entgelt beſchränken und es dem Unterhaltsgläubiger unverwehrt 
ließen, ſeine volle Befriedigung in dem übrigen Schuldnervermögen 
zu ſuchen. Denn die naturgemäße Erfahrung, daß für die Befrie⸗ 
digung des laufend fällig werdenden Unterhaltsanſpruchs in der 
erdrückenden Überzahl der Fälle nur das laufend verdiente Arbeits⸗ 
einkommen zur Verfügung ſteht, muß auch die Grundlage einer 
nicht lebensfremden Erörterung bilden. Überdies iſt die ganze Ge⸗ 
ſetzgebung über den Pfändungsſchutz des Arbeitsentgelts im letzten 
Grunde ſelbſt durch die Erfahrung veranlaßt und gerechtfertigt, 
daß dem Schuldner in aller Regel andere verwertbare Mittel nicht 
zur Verfügung ſtehn. 

Es muß mithin angenommen werden, daß die neuen Vor⸗ 
ſchriften der SS 850 Abſ. 3, 850 (b) Abſ. 4 ZPO. einer reſtloſen 
Vollſtreckung der laufenden Unterhaltsanſprüche von minder⸗ 
jährigen unverheirateten Kindern, Ehegatten und früheren Ehe⸗ 
gatten in das laufende Dienft- oder Arbeitseinkommen des Unter⸗ 
haltspflichtigen nicht im Wege ſtehen wollen, und daß daher wegen 
dieſer laufenden Anſprüche unter einſchränkender Auslegung des 
§ 850 Abſ. 3 Satz 2 ZPO. eine unbeſchränkte Pfändung nach wie 
vor zuzulaſſen iſt. 

Die Abſichten des Geſetzgebers ſind in der amtlichen Erläute⸗ 
rung (Deutſche Juſtiz 1364), den Veröffentlichungen der Sach 
bearbeiter ), und dem Bericht der Akademie für Deutſches Recht s) 
deutlicher zum Ausdruck gebracht ). Danach iſt es der Zweck der 
hier in Rede ſtehenden neuen Beſtimmungen, die Härte des bis⸗ 
herigen (Vollſtreckungs⸗) Rechts zu beſeitigen, daß wegen der Un⸗ 
terhaltsanſprüche von Verwandten und Ehegatten, insbeſ. wegen 
der Rückſtände, erbarmungslos kahlgepfändet werden konnte; eine 
Härte, deren ſich der Schuldner mittels der Klagen nach SS 323 
und 767 ZPO. nicht ausreichend habe erwehren können. 

Zu einer Kahlpfändung konnte es, da das bürgerliche Recht 
dem Unterhaltspflichtigen ſelbſt bei den weiteſtgreifenden Anſprü⸗ 
chen (der unmündigen Kinder und Ehegatten) mindeſtens ſoviel 
beläßt, wie es dem Unterhaltsberechtigten zuſpricht, nur in drei, 
möglicherweiſe auch zuſammenwirkenden, Fällen kommen: 1. wenn 
wegen angeblicher ($ 767 ZPO.) oder wirklicher Rückſtände voll⸗ 
ſtreckt wurde; 2. wenn das Dienſt⸗ oder Arbeitseinkommen des 
Schuldners ſich nach dem Urteil weſentlich verringert hatte (§ 323 
ZPO.); 3. wenn die Unterhaltsrente nach größeren Zeiträumen be⸗ 
meſſen und in größeren Zeitabſtänden fällig war als der Arbeits⸗ 
entgelt und bei Fälligkeit ſogleich in vollem Umfang zur Voll⸗ 


2) Volkmar: JW. 1934, 2823 f.; Zeitſchr. der. Akad. für 
Deutſches Recht, S. 195; Jonas: Deutſche Juſtiz S. 1342; DIZ. 
S. 1318. 

) Lent: ZLeitſchr. der Akad. für deutſches Recht, S. 191. 

) Der ZPO.⸗Entwurf des RM. von 1931 ſah eine freiere, 
auf das Ermeſſen des (nur durch Sollvorſchriften geleiteten) Voll⸗ 
ſtreckungsgerichts geſtellte Regelung vor (val. § 958 Abſ. 5 und 
S. 545). 


ſtreckung gebracht wurde (beiſpielsweiſe war es möglich, wegen 
einer monatlichen Unterhaltsrente den erſten Wochenlohn reſtlos 
wegzupfänden). Aus dem Zuſammenwirken der Abſichten des Ge⸗ 
ſetzgebers, einerſeits dem Vollſtveckungsſchuldner den notwendigen 
Unterhalt aus ſeinem Arbeitseinkommen zu belaſſen, anderſeits 
aber die volle Verwirklichung der Unterhaltsanſprüche unmündiger 
Kinder, gegenwärtiger und früherer Ehegatten nicht von vorn⸗ 
herein unmöglich zu machen, ergeben ſich bezüglich dieſer Fälle 
folgende Überlegungen: 

Zu 1. In praeteritum non vivitur: die Beitreibung der Rück⸗ 
ſtände iſt für die gegenwärtige und künftige Lebensführung auf 
dem durch die Unterhaltsnormen des BGB. vorgezeichneten Fuße 
nicht erforderlich. Die Beſtimmungen und Gedanken des bürger⸗ 
lichen Rechts zwingen daher hinſichtlich der Rückſtände nicht zu 
einer einſchränkenden Auslegung der neuen SS 850 Abf. 3, 850 (b) 
Abſ. 4 ZPO. 

Zu 2. Da die Schutzbeſtimmung des § 850 Abſ. 3 Satz 2 
ZPO. gegenüber den laufenden Anſprüchen des minderjährigen 
unverheirateten Kindes, des Gatten und des früheren Ehegatten 
(wie dargelegt) verſagt, und weil es die in der Geſetzeserläuterung 
amtlich erklärte Auffaſſung des heutigen Geſetzgebers iſt, daß die 
Vorſchrift des 8 328 ZPO, den Bedürfniſſen des Schuldners nicht 
genüge (und durch das Geſetz eine unmittelbar wirkende Ergänzung 
im Vollſtreckungsverfahren erhalten ſolle), ſo iſt das Vollſtreckungs⸗ 
gericht hinſichtlich dieſer Anſprüche zur Vermeidung von Kahlpfän⸗ 
dungen und unberechtigten Härten für verpflichtet zu halten, im 
Falle einer den Vorausſetzungen des § 323 ZPO. genügenden Ver⸗ 
ringerung des Dienſt⸗ oder Arbeitseinkommens des Unterhalts⸗ 
ſchuldners (auf deſſen Erinnerung hin) durch Feſtſetzung eines ent⸗ 
ſprechenden pfändungsfreien Betrages das Ergebnis einer etwaigen 
Klage aus § 323 3PO. für das Lohnpfändungsverfahren vor⸗ 
wegzunehmen. 

Beiſpiel: Ein kinderloſes Ehepaar lebe getrennt; der Mann 
verdiene monatlich 240 %, rein und ſei verurteilt, der Frau eine 
monatliche Unterhaltsrente von 80 ./ zu zahlen; verringert ſich 
das Einkommen des Mannes auf 120 , jo darf ihm nur der 
80 Ae überſteigende Betrag gepfändet werden. 

Eine dahin zielende Erinnerung des Schuldners kann jedoch 
nur dann gegeben fein, wenn ihm infolge der Einkommensver⸗ 
ringerung bei Vollſtreckung des laufenden Unterhaltsanſpruchs 
weniger verbliebe, als ihm nach § 850 Abſ. 3 Satz 2 ZPO. zu 
belaſſen wäre. Ferner muß mit Rückſicht auf § 1579 Satz 1 BGB. 
angenommen werden, daß dem früheren Ehegatten ſtets minde⸗ 
ſtens der zur Beſtreitung des notdürftigen Unterhalts erforderliche 
Einkommensteil freizulaſſen iſt. 

Beläßt die laufende Vollſtreckung der urteilsmäßig feſtgeſetzten 
Unterhaltsrente dem pflichtigen Elternteil, Ehegatten oder frühe⸗ 
ren Ehegatten den notwendigen Unterhalt nicht s), und tritt eine 
weſentliche Anderung der für die Verurteilung maßgebenden Ver⸗ 
hältniſſe dadurch ein, daß die Bedürftigkeit des Berechtigten ſich 
mindert, ſo bedingt der offenbare Geſetzeswille, dem Schuldner 
(tunlichſt) den notwendigen Unterhalt aus ſeinem Arbeitseinkom⸗ 
men zu belaſſen, ferner die Annahme, daß auch hier vom Voll⸗ 
ſtreckungsgericht auf Erinnerung den geänderten Verhältniſſen nach 
den Grundſätzen des $ 323 ZPO. durch Aufrichtung geeigneter 
Pfändungsſchranken Rechnung zu tragen, höchſtens aber der nach 
§ 850 Abi. 3 Satz 2 ZPO. ſich ergebende Betrag von der Pfändung 
zu verſchonen iſt. 

Zu 3. St die Unterhaltsrente von unmündigen Kindern, 
Ehegatten und früheren Ehegatten (weil nach größeren Zeit⸗ 
räumen bemeſſen) in größeren Zeitabſtänden fällig als das Dienſt⸗ 
oder Arbeitseinkommen des Unterhaltspflichtigen, und würde die 
Vollſtreckung wegen der vollen laufenden Unterhaltsrate in einen 
Einkommensabſchnitt dem Schuldner für dieſen Abſchnitt entweder 
gar nichts oder nicht den nach § 850 Abſ. 3 Satz 2 ZPO. ſich er⸗ 
gebenden Betrag belaſſen, dann zwingt der erklärte Zweck des 
neuen Geſetzes, die Möglichkeit einer Kahlpfändung auszuſchließen 
und dem Schuldner tunlichſt den notwendigen Unterhalt zu ge⸗ 
währleiſten, zu der Folgerung, daß das Vollſtreckungsgericht von 
Amts wegen durch Feſtſetzung pfändungsfreier Beträge eine den 
Schuldner möglichſt ſchonende, d. h. gleichmäßige Umlegung der 
Unterhaltsrente auf die entſprechenden Einkommensabſchnitte her⸗ 
beizuführen hat; jedoch darf dem Schuldner jeweils höchſtens der 
dem § 850 Abſ. 3 Satz 2 ZPO. zu entnehmende Betrag belaſſen 
bleiben. 

Beiſpiel: Ein kinderloſer von der Ehefrau getrennt lebender 
Mann verdiene wöchentlich 30 %%, reinen Lohn und ſei verurteilt, 
der Frau eine monatliche Unterhaltsrente von 40 % zu zahlen; 
die Pfändung tft auf den 20 %% überfteigenden Wochenlohnbetrag 
zu beſchränken. — Verdient der Ehemann wöchentlich 60 . und 


„) Die gleichmäßige Befriedigung der gleichſtehenden Unter⸗ 
haltsberechtigten iſt durch SS 1603, 1609 Abſ. 2, 1579 Abſ. 1 Satz 2 
BGB. geſichert. 
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iſt er zur Zahlung einer monatlichen Unterhaltsrente von 80 Ra 
verurteilt, jo find ihm nicht 40 e, jondern nur die zur Beſtrei⸗ 
tung des notwendigen (Großſtadt⸗) Unterhalts erforderlichen 
25 H, wöchentlich freizulaſſen. 

GerAſſ. Dr. Joſeph Engels, Düſſeldorf. 


Die Darlehen aus Mitteln der wertſchaffenden Arbeits- 
loſenfürſorge im Eutſchuldungs verfahren 


Derartige Darlehen ſind der Landwirtſchaft zum Bau von 
Landarbeiterwohnungen in zahlreichen Fällen zur Verfügung ge⸗ 
ſtellt worden. Die Darlehen wurden gegen hypothekariſche Sicher⸗ 
ſtellung zinsfrei ausgegeben, dabei die Kündbarkeit von einem 
außerordentlichen Kündigungsrecht in Sonderfällen abgeſehen aus⸗ 
geſchloſſen und nur die Verpflichtung des Darlehnsempfängers, 
das Darlehn in jährlichen, der Höhe nach gleichbleibenden Be⸗ 
trägen (etwa in 15 gleichen Jahresraten) zu tilgen, feſtgelegt. 

Für die Behandlung im Entſchuldungsverfahren entſteht die 
Frage, ob dieſe Darlehen bereits unkündbare Tilgungsforderungen 
im Sinne des Schad. find. Bejahendenfalls würden die verein⸗ 
barten Tilgungsſätze ohne Rückſicht auf ihre Höhe grundſätzlich 
beſtehen bleiben und lediglich ausnahmsweiſe nach § 83 Abſ. 3 
Sch. i. d. Faſſ. des 2. Geſetzes zur Ergänzung des SHRG. 
v. 17. Ott. 1934 (RGBl. 1, 998) dann die Möglichkeit der Herab⸗ 
ſetzung auf ¼%/%p gegeben fein, wenn der Betriebsinhaber anders 
nicht oder nur unter unbilliger Kürzung anderer Forderungen 
entſchuldet werden könnte. Sind die aus Mitteln der wertſchaffen⸗ 
den Arbeitsloſenfürſorge gegebenen Darlehen dagegen bisher noch 
keine unkündbaren Tilgungsforderungen im Sinne des Geſetzes, 
ſo würden ſie im Entſchuldungsverfahren nach Maßgabe des § 84 
SHRE. in ſolche umzuwandeln ſein. Dabei müßten — nicht könn⸗ 
ten — die Tilgungsraten herabgeſetzt werden, und zwar regel⸗ 
mäßig auf den Satz von % ͤ, der nur mit ausdrücklicher Zus 
ſtimmung des Betriebsinhabers überſchritten werden darf. 

Nicht in Zweifel zu ziehen iſt, daß die Forderungen unkünd⸗ 
bar im Sinne des Scha. ſind. Zwar iſt der Darlehnsgeber nach 
den getroffenen Vereinbarungen berechtigt, in gewiſſen Sonder⸗ 
fällen die ſofortige Rückzahlung des Kapitals zu verlangen. Die 
Vereinbarung einer außerordentlichen Kündigung oder Fälligkeit 
aus beſonderem Anlaß nimmt einer Forderung, bei der das Recht 
des Gläubigers, ſtets und ohne beſondere Vorausſetzung Zahlung 
zu verlangen, ausgeſchloſſen iſt, jedoch nicht den Charakter der 
Unkündbarkeit (vgl. Teil II Nr. 37 der Richtlinien zur landwirt⸗ 
schaftlichen Entſchuldung v. 13. Juni 1934). Dieſer wird auch 
dadurch nicht beeinträchtigt, daß etwa die in den Darlehnsbedin⸗ 
gungen vorgeſehenen Vorausſetzungen einer außerordentlichen 
Kündigung bei Eröffnung des Entſchuldungsverfahrens vorlagen, 
wenn nur bis zur Eröffnung des Entſchuldungsverfahrens von 
dem Kündigungsrechte kein Gebrauch gemacht iſt. Iſt dies aller⸗ 
dings geſchehen und das Darlehn damit vor Eröffnung des Ent⸗ 
ſchuldungsverfahrens fällig geworden, jo handelt es ſich nicht mehr 
um eine unkündbare Forderung (vgl. Richtlinien a. a. O.). 

Mehr Schwierigkeiten bereitet die Prüfung, ob die Dar⸗ 
lehen aus der wertſchaffenden Arbeitsloſenfürſorge als Tilgungs⸗ 
forderungen im Sinne des SHNG. anzusprechen ſind. Das Weſen 
einer Tilgungsforderung beſteht nach Teil II Nr. 35 der Richtlinien 
darin, daß zum Zwecke der allmählichen Tilgung des Kapitals 
Zuſchläge zu den Zinſen gezahlt werden, jährlich alſo dieſelbe Jah⸗ 
resleiſtung zu erbringen iſt, wovon entſprechend der fortſchrei⸗ 
tenden Kapitalstilgung ein immer geringer werdender Teil auf 
die Verzinſung entfällt. Im Gegenſatze zu den Tilgungsforde⸗ 
rungen ſtehen Abzahlungsforderungen, die nicht den Tilgungsfor- 
derungen im Sinne des Sch R. gleichzuſtellen find. Ihr Merk⸗ 
mal beſteht nach den Richtlinien darin, daß trotz regelmäßig gleich⸗ 
bleibender jährlicher Abzahlungsbeträge die Jahresleiſtung des 
Schuldners infolge der ſich fortſchreitend ermäßigenden Zins⸗ 
betrage ſtetig fällt. Da die Darlehen aus der wertſchaffenden 
Arbeitsloſenfürſorge unverzinslich find, find dieſe Unterſcheidungs⸗ 
merkmale der Richtlinien für ſie nicht ohne weiteres verwertbar. 
Man könnte verſucht ſein, ihre Eigenſchaft als Tilgungsforderun⸗ 
gen deswegen zu bejahen, weil hier eine Verringerung der jähr⸗ 
lichen Leiſtungen nicht eintritt; denn die auf das Kapital zu 
verrechnenden Jahresleiſtungen ſind gleichbleibend, und Zinſen, 
die ſich fortſchreitend verringern könnten, werden nicht gezahlt. 
Eine derartige Schlußfolgerung wäre indeſſen unrichtig. Iſt eine 
un verzinsliche Forderung nach einem beſtimmten Plane rückzahl⸗ 
bar, ſo ſtellen ſich die einzelnen Leiſtungen des Schuldners ſchon 
rein ſprachlich nicht als Aufwendungen zum Zwecke der Tilgung, 
ſondern als unmittelbare Kapitalsabzahlungen dar. Daß es ſich 
hier auch in Wahrheit um Abzahlungsforderungen im Sinne der 
Richtlinien handelt, zeigt ſich, wenn man einmal annimmt, es 
würde unter Beſtehenlaſſen der Darlehnsbedingungen im übrigen 
aus irgendwelchen Gründen nachträglich die Verzinslichkeit der 
Forderungen vereinbart. Die Zinsleiſtung würde ſich dann ent⸗ 
ſprechend der jährlich fortſchreitenden Kapitalsrückzahlung von 
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Jahr zu Jahr ermäßigen, während dies nicht der Fall ſein dürfte, 
wenn es ſich um Tilgungsforderungen handelte. Dieſes Ergebnis 
iſt auch wirtſchaftlich geſehen das richtige. Nach dem § 14 Sch⸗ 
NG. konnen bei der Umwandlung von Forderungen in unkünd⸗ 
bare Tilgungsforderungen Tilgungsſätze von ½—5 %% zwiſchen 
Schuldner und Entſchuldungsſtelle vereinbart werden; im Nicht⸗ 
einigungsfalle darf das Entſchuldungsgericht einen Tilgungsſatz 
bis zur Höhe von 2% feſtſetzen. Der Geſetzgeber iſt dabei offen⸗ 
bar davon ausgegangen, daß höhere Sätze als 5% mit dem Cha⸗ 
rakter einer Tilgungsforderung nicht vereinbar erſcheinen (vgl. 
Harmening⸗Paetzold, Die landwirtſchaftliche Schulden⸗ 
regelung S. 107). Die Jahresleiſtungsbeträge bei den Darlehen 
der wertſchaffenden Arbeitsloſenfürſorge ſind aber regelmäßig höher 
vereinbart. Bei der oben angenommenen, ſehr häufigen Verein⸗ 
barung der Rückzahlung in 15 gleichen Jahresraten würde ſich 
ein Satz von 6,66% ergeben; vielfach find noch kürzere Rück⸗ 
zahlungszeiten vereinbart. — Zuſammenfaſſend iſt feſtzuſtellen, daß 
die Darlehen aus der wertſchaffenden Arbeitsloſenfürſorge keine 
Tilgungsforderungen im Sinne des Scha. und demgemäß im 
Entſchuldungsverfahren nach der eingangs genannten Vorſchrift 
des § 84 SHRE. zu behandeln find. 

Bemerkt ſei, daß eine Ablöſung der Darlehen in bar oder in 
Schuldverſchreibungen nicht in Frage kommt, da Reichs- und 
Staatsſtellen nach I 64 ShNG. verpflichtet find, ſich mit der 
Umwandlung ihrer landwirtſchaftlichen Forderungen in Tilgungs⸗ 
ſchulden einverſtanden zu erklären. Eine Verzinslichkeit der bisher 
unverzinslichen Darlehen tritt durch das Entſchuldungsverfahren 
nicht ein; denn die in $ 84 SHRE. vorgeſehene Feſtſetzung eines 
Zinsſatzes von 4% ee nur ſolche Forderungen, die bisher 
nicht geringer oder überhaupt nicht zu verzinſen waren (vgl. Har⸗ 
mening⸗Paetzold a. a. O. S. 263). Im Zwangsvergleichs⸗ 
verfahren iſt zu beachten, daß eine Kapitalskürzung von Dar⸗ 
lehen aus der wertſchaffenden Arbeitsloſenfürſorge nach Art. 28 
Abſ. 1 Ziff. 1 der 6. VO. zur Durchführung der landwirtſchaft⸗ 
lichen Schuldenregelung v. 7. Juli 1934 (RGBl. I, 609) unzu⸗ 


läſſig ift. 8 
AR. Dr. Doſe, Marienwerder. 


Die Zuſammenſchreibung und Vereinigung der Erbhof⸗ 
grnundſtücke 

Nach § 58 Abſ. 2 Satz 2 RErbhoſch. ſoll das GBA. dahin 
wirken, daß der Bauer ſeine Grundſtücke zu einem einzigen vereinigen 
laßt (8 890 Abſ. 1 oder 2 BGB.). Stellt er den Antrag nicht, fo muß 
die Zuſammenſchreibung der Grundſtücke auf einem Blatt gem. Satz 1 
erfolgen. Da zur Zeit dieſe Geſchäfte aus 853 allerorts in Angriff 
genommen worden ſind, erſcheint eine. Erörterung der dabei auf⸗ 
tauchenden Fragen erforderlich. 

Das GBA. wird den in Frage kommenden Bauern zunächſt einen 
Hinweis gem. Satz 2 erteilen. Bei Bauern, deren Grundſtüchke nicht 
ſchon auf einem Blatt ſtehen, wird die Bemerkung anzufügen ſein, 
daß ihre Zuſammenſchreibung erfolgen werde, falls nicht binnen an— 
gemeſſener Friſt (2 Wochen) der Antrag auf Vereinigung der zum Hof 
gehörigen Grundſtücke geſtellt wird. (Der Antrag bedarf der Form 
des 829 GBO., die Zuſtimmung irgendwelcher Berechtigten iſt aber 
nicht erforderlich.) Das Verfahren iſt gebührenfrei; Schreibgebühren 
find dagegen zu zahlen. Ste ſchrecken erfahrungsgemäß ab; iſt bei 
einem Hof die Vereinigung erfolgt und hat der Bauer die Rechnung 
über dieſe Koſten erhalten, ſo gehen aus dem betr. Dorf Anträge auf 
Vereinigung nicht mehr ein. Dem wird dadurch zu begegnen ſein, daß 
man die Bauern in der erwähnten Belehrung darauf hinweiſt, daß 
dieſe geringen Koſten ihnen auf jeden Fall erwachſen, da die kraft 
Geſetzes auch ohne Antrag erfolgende Zuſammenſchreibung ſie in gleicher 
Höhe entſtehen läßt. 

A. An zwei Vorausſetzungen wird auch in den Fällen des 8 53 
feſtgehalten werden muſſen. Zunächſt an dem desſelben Eigentums; 
dies ſchon mit Rückſicht auf die Folgen einer etwaigen Eheſcheidung 
für die Erbhofeigenſchaft eines Ehegatten gehörigen Hofs: LErbhGer. 
Celle: JW. 1934, 2566. Man wird alſo u. U. die Grundſtucke a) des 
Mannes, b) der Frau und c) die in ihrem gemeinſchaftlichen Eigen⸗ 
tum ſtehenden getrennt zuſammenſchreiben bzw. vereinigen müſſen. — 
Das weitere Erfordernis, daß Verwirrung nicht zu beſorgen ſei, wird 
angeſichts des Vollſtreckungsverbots bei Erbhöfen meiſtens gegeben ſein. 

Bei Gefahr der Verwirrung des GB. durch eins der beteiligten 
Grundſtücke wird man die Maßnahmen aus 8 53 II an dieſem einen 
nicht ſcheitern laſſen, ſondern fie allein bei den übrigen vornehmen. 

B. Das Verfahren des GBA. N 

In jedem Falle findet zunächſt die Abſchreibung der zu 
übertragenden Grundſtücke von ihren Blättern und die Zuſammen⸗ 
ſchreibung auf dem Blatt des Hauptgrundſtücks (der Hofſtelle) unter 
neuen Nummern ſtatt. Es werden alſo etwa Steinkirchen Bl. 13 und 88 
zunächſt bei Lübben Bl. 5 unter den lfd. Nr. 2 und 3 eingetragen. 
Die Abſchreibung bedarf angeſichts der Tatſache, daß das übliche 
(jedoch nur für die Abſchreibungen eines Teiles des Beſtandes ge- 
ſchaffene) Formular 97 für die Fälle des § 53 unzweckmäßig iſt, 
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einiger Hinweiſe. Man fertigt am beſten folgendes Formular, das für 
alle notwendig werdenden Abſchreibungen nach 8 53 verwendbar iſt: 


V. 


1 Einzütragen be?! 5d Role: 
Verzeichnis der Grundſtücke 

a) Abſchreibungen 
Sp. 13: 
Sich e 

— dieſes Grundbuchs — am 

b) In den Spalten 1—12 find die Eintragungen z. lfd. Nr.. 
der Grundſtücke zu röten. ) 

2. Abteilungen I bis III: 

Röten die Eintragungen z. lfd. Nr. .. der Grundſtücke!!) 

3. Sämtliche Seiten mit Eintragungen ſind rot zu durchkreuzen. 

4. Der Aufſchrift iſt folgender Vermerk anzufügen: 

Dieſes Blatt iſt infolge Abſchreibung ſeines ganzen Ve⸗ 
ſtandes geſchloſſen am .. . 2) 8) 

5. Die Schließung auf dem Deckel bemerken! 

6. Weitere Verfügungen beſonders. 

Hierzu iſt zu bemerken: Zu Anm. 1: Nur die Eintragungen 
zu dem abgeſchriebenen Beſtand ſind zu röten, 88 Abſ. VII AV. — 
Güthe⸗Triebel, 5. Aufl., Erl. 7 (a. E.) zu 8 19 AV. laſſen die 
Meinung entſtehen, daß ſämtliche Eintragungen gerötet werden 
müßten. 

Zu Anm. 2: Es braucht nicht geſagt zu werden, wohin der Be⸗ 
ſtand abgeſchrieben iſt, denn das ergibt ſich aus der zu Ziff. 1 der 
Verfügung vorgeſchriebenen Eintragung im Beſtandsverzeichnis. A. A. 
— unrichtig —: Brand⸗ Schnitzler, 8 22, S. 47. 

Zu Anm. 3: Weitere Eintragungen erfolgen nicht. Es iſt insbeſ. 
nicht nötig, in den Abt. II und III die Übertragung der hier ein⸗ 
getragenen Laſten zu vermerken, Güthe-Triebel a. a. O. Der 
Kommentar erwähnt an dieſer Stelle, daß er in der 3. Aufl. noch 
die abweichende Anſicht vertreten hat, die aber unzutreffend ſei. Hier 
muß auf ein bedauerliches Verſehen hingewieſen werden: Die bezeich⸗ 
nete, irrtümliche Anſicht wird auch noch in der 5. Aufl. ausgeſprochen, 
nämlich in der Erl. 12 c zu 84 GBD., und es ergibt ſich ſomit 
ein Widerſpruch zwiſchen jenen beiden Stellen in der 5. Aufl. ſelbſt, 
der berichtigt werden muß. 

Die S. 2—4 des Formulars 97 find für die Maßnahmen aus 
§ 53 entbehrlich. 

C. Zuſammenſchreibung, bzw. Vereinigung. 

Das gebräuchliche Formular 98 reicht hierfür im allgemeinen aus. 
Jedoch iſt zu bemerken: Bei Vereinigung der zuſammengeſchriebenen 
Grundſtücke muß im Beſtandsverzeichnis verfügt werden, daß die Ein⸗ 
tragungen in den Sp. 1—10 (nicht 121) zu den lfd. Nrn. der bisher 
ſelbſtändigen Grundſtücke gerötet werden, in dem obigen Beiſpiel alſo 
die Nrn. (Lübben Bl. 5) 1, 2, 3, aus denen dann die neue Nr. 4 ge⸗ 
bildet wird. Iſt das Hauptgrundſtück nur durch Verweiſung auf einen 
beglaubigten Kataſterauszug bezeichnet, ſo muß dieſer um die Beſtands⸗ 
angaben hinſichtlich der hinzugekommenen Grundſtücke ergänzt werden. 

Die Übernahme von Laſten läßt zwei intereſſante und ſehr wich⸗ 
tige Fragen auftauchen. Sie beziehen ſich auf die grundbuchmäßige 
Behandlung von Geſamthypotheken und überhaupt von Rechten, 
die auf den beteiligten Grundſtücken zur Mithaft eingetragen ſind. 

Es entſteht zunächſt die Frage, ob es angängig iſt, eine auf 
ſänitlichen drei Grundſtücken (f. o.) laſtende Hypothek nach Lübben 
Bl. 5 derart zu übernehmen, daß man in der Abt. III unter der 
Nummer, die die Hypothek dort hat, in der Spalte „Veränderungen“ 
vermerkt, daß für dieſes Recht nunmehr auch die Nrn. 2 und 3 des 
Beſtandsverzeichniſſes verhaftet ſind. Das würde jedoch falſch ſein. 
Das Recht muß in der Hauptſpalte erſcheinen. Einmal deshalb, weil 
nur ſo der Rang zum Ausdruck gebracht werden kann, den es im 
Verhältnis zu anderen, ebenfalls von dem alten Blatt übernommenen 
Rechten hat, zum anderen, weil bei einer Enthaftung von Lübben Bl. 5 
Nr. 1 das auf den neuen Nrn. 2 und 3 loder den entſprechenden Be⸗ 
ſtandteilen des etwaigen neuen Grundſtücks Nr. 4) ruhende Recht, das 
ja nicht auch auf dieſen Beſtandteilen gelöſcht zu werden braucht, in 
der Hauptſpalte überhaupt nicht eingetragen wäre. Es ſind alſo die 
auf Steinkirchen Bl. 13 und 88 haftenden Rechte mit der Einleitung: 
„Folgende Laſten: .. .“ in die Hauptſpalte zu übernehmen. 

Güthe⸗Triebel, Erl. 20 zu § 49 G80., halten dieſes 
Verfahren für „unzuläſſig, mindeſtens aber für unzweckmäßig, weil 
dadurch der Anſchein einer doppelten Belaſtung erweckt“ werde. Das 
iſt nicht richtig. Jener Anſchein kann nicht entſtehen, weil die Spalte 2, 
lfd. Nr. d. belaſteten Grundſtücke, deutlich macht, daß es ſich um 
eine Belaſtung verſchiedener Grundſtücke mit einer Geſamthypothek 
handelt. — „Übertragung“ eines Rechts iſt aber auch außerdem allein 
die wörtliche Übernahme der betr. Eintragung in das andere Blatt 
mit dem erwähnten einleitenden Vermerk, jo Güthe-Triebel 
ſelbſt, a. a. O. und Erl. 16 zu 86 GBO. Lediglich folgende Ver⸗ 
einfachungen erſcheinen zuläſſig: Bei Übernahme derſelben Laſt von 
mehreren Blättern die, daß eingetragen wird etwa „lfd. Nr. 6 auf 
2, 3. Folgende Laſt ... von Steinkirchen Bd. I, Bl. 13 und Bd. III, 


iſt übertragen nach. Bd., Bl. 


Bl. 88 hierher übertragen am ...“. Und ferner iſt nicht zu beanſtanden, 
wenn ein gegenſtandsloſer Vorrangvermerk bei der im übrigen wört⸗ 
lichen Übernahme der Laſt weggelaſſen wird. 

Nun werden aber die Blätter Steinkirchen 13 und 88 ge⸗ 
ſchloſſen. Die Eintragungen in der Hauptſpalte ſprechen aber immer 
noch von der Mithaft von Lübben Bl. 5 und Steinkirchen 13 und 88. 
Aus dem Vermerk über die Übertragung der Laſt z. lfd. Nr. 6 
— ſ. o. — ergibt ſich zwar, daß eine Mithaft der Steinkirchener 
Grundſtücke nicht mehr beſtehen kann. Für die urſprüngliche Ein⸗ 
tragung der Laſt bei Lübben Bl. 5 trifft dies aber nicht zu. Gleich⸗ 
wohl bedarf es auch hier keiner klarſtellenden Vermerke. Nach 83 
GBO. gibt Bl. 5 nur „für das Grundſtück“ Bl. 5 Auskunft; das 
Schickſal der Belaſtungen in dem Steinkirchener Grundbuch — etwa 
bei einer Umſchreibung dieſer Blätter wegen Unüberſichtlichkeit — 
erhält in ihm keinen Ausdruck. Nur für den Fall des Erlöſchens 
einer Geſamtbelaſtung ſchreibt $ 49 Abweichendes vor. 


D. Beſonderes gilt bei den noch in großem Umfange in Ge⸗ 
brauch befindlichen alten Grundbüchern, die nach den Muſtern I 
u. II der Pr&BD. v. 5. Mai 1872 (GS. 446 ff. [473]) eingerichtet find, 

Sie verzeichnen im Beſtandsverzeichnis — dem „Titel“ des 
Muſters 1 — häufig mehrere Grundſtücke unter beſonderen Nummern, 
die aber rechtlich nur ein Grundſtück ſind. Das iſt dann der Fall, 
wenn die ſpäter eingetragenen dem zuerſt eingetragenen als „Zubehör“ 
zugeſchrieben worden find, was ſich aus Abt. I ergibt. Es kann 
ſich dies aber auch aus außergrundbuchlichen Tat⸗ 
beſtänden ergeben; m. a. W.: Die Grundſtücke können nach der 
PrGBoO. einander als Zubehör zugeſchrieben ſein, ohne daß dies im 
Grundbuch irgendwie zum Ausdruck gelangt wäre; es kann ſich z. B. 
aus den bei der Auflaſſung abgegebenen Erklärungen ergeben; vgl. 
Güthe⸗Triebel, Erl. 1 zu $5 GBO. Man wird alſo u. U. die 
Auflaſſungen aus der Zeit vor 1900 durchſehen muſſen. Die Ver⸗ 
einigung der Grundſtücke unter einer Nummer war nach altem Recht 
nicht erforderlich. Ohne Antrag des Eigentümers kann ſie auch jetzt 
nicht nachgeholt werden: Güthe⸗Triebel, Erl. 18 zu 85; 2 zu 
889; Bem. 11 vor 8 13; 889 GBD. trifft hier nicht zu, Erl. 23 
zu 82. 

Die Prüfung, ob nur ein Grundſtück vorliegt trotz verſchiedener 
Nummern im Beſtandsverzeichnis, wird in Preußen für Eintragungen 
nach Inkrafttreten der GBO. von 1872 durch deren 8 61 vereinfacht, 
der anordnet, daß die „Zuſchreibung“ (d. i. die als Zubehör) oder die 
„Übertragung“ (als ſelbſtändiges Grundſtück) im Grundbuch (Abt. J) 
zu vermerken ſei. Hier kann man ſich alſo an die Faſſung der Ein⸗ 
tragungen halten. — Für ſolche aus früherer Zeit iſt jedoch zu 
beachten: Die Hypothekenordnung von 1783 kennt nur das Real⸗ 
folienſyſtem; jedes Blatt gibt nur über ein Grundſtück Auskunft. 
Die Bedürfniſſe der Gegenden mit zerſplittertem Grundbeſitz erzwangen 
jedoch Ausnahmen; es können alſo auch im Geltungsbereich der Hypo⸗ 
thekenordnung auf einem Blatt verſchiedene, rechtlich ſelbſtändige 
Grundſtücke verzeichnet ſein. Ob das der Fall iſt, ſagt das Grund⸗ 
buch nicht; vgl. dazu § 44 12 AL R., Dernburg, Preuß. Privat⸗ 
recht, I., 862, zu 6 u. 7 und 8 195. Führt die erforderliche ſorg⸗ 
fältige Prüfung zu keinem Ergebnis, wird der Grundſatz der Hypo⸗ 
thekenordnung durchgreifen, daß jedes Blatt nur ein Grundſtück, 
ſei es auch unter verſchiedenen Nummern, verzeichnet. 

Im Titel des alten Muſters I wird unter Spalte „Abſchreibungen“ 
eingetragen, was oben zu La vorgeſehen iſt. Da dem Muſter eine 
Aufſchrift fehlt, wird dieſem Vermerk zu 1a der Zuſatz anzufügen 
ſein: „.. . und dieſes Blatt iſt geſchloſſen am ...“ Nur bei dieſem 
Verfahren fällt der Schlußvermerk mit dem Übertragungsvermerk zu⸗ 
ſammen und kann Nr. 4 obiger Verfügung geſtrichen werden. Zuläſſig 
und zweckmäßig erſcheint indeſſen, den Schlußvermerk zu 4 beizubehalten 
und ihn über den Kopf des Titels zu ſetzen; a. A. anſcheinend 
Güthe⸗Triebel, Erl. 7 zu 8 19 AV. 

Bei Benutzung von Einlagebogen wird häufig 831 Abſ. 7 AV.) 
überſehen, nach dem auf dem Einlagebogen zu vermerken iſt, 
welche Stelle des Blattes er fortſetzt. 

Mit Rückſicht darauf, daß die Hofſtelle häufig auf dem älteſten 

latt verzeichnet iſt, das zur Übernahme anderer Grundſtücke wenig 
geeignet iſt, wird ſich empfehlen, die Zuſammenſchreibung nicht auf 
dieſem, ſondern auf einem etwaigen neueren Blatt vorzunehmen, falls 
eines der zum Erbhof gehörigen Grundſtücke auf einem ſolchen ver⸗ 
zeichnet iſt, und dieſes Blatt wenigſtens zu den für den Gemeindebezirk 
eingerichteten Grundbüchern gehört, in dem die Hofitelle liegt. Die 
Zuſammenſchreibung eines in Lübben gelegenen Hofs auf einem Stein⸗ 
kirchener Blatt wird jedoch zu vermeiden ſein. — Häufig iſt der Hof 
lediglich durch Verweiſung auf einen Kataſterauszug bezeichnet. Soll 
er auf das neuere Blatt eines anderen Grundſtücks übertragen und 
jein Blatt geſchloſſen werden, fo muß der Kataſterauszug mit über⸗ 
nommen werden. Eine Vereinigung anderer Grundſtücke mit dem 
Hofgrundſtück bietet alsdann keine Beſonderheit gegenüber der Regel 
des 8 3 II AV. GerAſſ. Dr. Bull, Lübben. 


1) In der Faſſung v. 19. Nov. 1931 (J Ml. 373 ff.). 
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Sind die Altenteilsleiſtungen aus einem Erbhofe herab- 
zuſetzen, wenn einer der berechtigten Gatten wegfällt? 


1 


Das ErbhGer. Celle bejaht dieſe Frage (JW. 1934, 2989), 
das ErbhGer. Nürnberg verneint fie ebenda. Schieck wendet 
ſich a. a. O. gegen den Celler Spruch. Ich bin der Auffaſſung, daß 
beide Anſichten zutreffend ſind, nur muß man die landſchaft⸗ 
lichen Beſonderheiten dabei im Auge behalten. Von einer einheit⸗ 
lichen Auffaſſung, wie ſie Schieck unter IV vorausſetzt, kann keine 
Rede ſein. In Nordweſtdeutſchland herrſchen die Übergabeverträge 
vielfach vor. Riehl (Weſtfäliſches Bauernrecht, 1896, S. 165) fand 
unter 60 Fällen des Beſitzwechſels 50 Übergabeverträge; wir ſelbſt 
fanden im Dorfe Windheim a. d. Weſer bei 95 alten Beſitzungen in 
der Zeit von 1820—1900 unter 163 Fällen des Überganges 
138 Übergabeverträge (Ein Niederſächſiſches Dorf, 1927, S. 140). 
Hier wird meiſtens eine Herabſetzung der Altenteilsbezüge für den 
Fall vereinbart, daß einer der Überlaſſer ſtirbt. 

9 — Einführung des BOB. waren die Meinungen durchaus 
geteilt: 

Im gemeinen wie im preußiſchen Rechte wurde ver⸗ 
einzelt die Anſicht vertreten, daß der Überlebende den ganzen Aus⸗ 
zug ungeſchmälert fortzubeziehen habe (Darmſtadt bei Seuff. 1 Nr. 328; 
Förſter⸗Eccius III 8188 A 91). Nach einer anderen Auf⸗ 
faſſung ſollte die Leibzucht nur inſoweit herabgeſetzt werden, als das 
bei Berückſichtigung der Bedürfniſſe des Überlebenden und der Lei⸗ 
ſtungsfähigkeit des Hofes billig erſchien (Runde, Leibzucht 554; 
Seuff. 25 Nr. 256, Celle). Eine weitere Meinung wollte die teil⸗ 
baren Bezüge ſchlechthin halbieren, ſoweit ſie nicht unbedingt 
voll geleiſtet werden müffen, damit der überlebende feine bisherige 
Lebenshaltung aufrechterhalten kann (Rechtsfälle des ObTrib. II 
Nr. 69; Str. 7, 36; Koch 8 602 J 11, A 60; Seuff. 34 Nr. 226, 
Celle; Gruchot 12, 447f.; vgl. Seuff. 20, 151, Stuttgart). 

Infolge dieſer Verſchiedenheit überließ der Geſetzgeber durch den 
Art. 96 EGBGB. die Regelung den Ländern und ihren Aus⸗ 
führungsgeſetzen. Dieſe aber ließen und laſſen die früheren Mei⸗ 
nungsverſchiedenheiten weiter beſtehen: Bayern (47), Württem⸗ 
berg (168), Heſſen (61) und Anhalt (13) gewähren bei Ehe⸗ 
gatten den Überlebenden das volle Leibgedinge weiter, ſoweit 
nicht die Leiſtungen ausſchließlich für den beſonderen Bedarf des Ver⸗ 
ftorbenen beſtimmt waren. In dieſen Gebieten hat alſo der über⸗ 
lebende Ehegatte die Rente, die Naturalien und andere an ſich teil⸗ 
bare Leiſtungen im gleichen Umfange zu beanſpruchen, wie ſie den 
beiden Gatten vorher zugeſtanden hakten. War die Leibzucht für an⸗ 
dere Perſonen als Ehegatten beſtellt worden, ſo wird der 
Verpflichtete durch den Tod eines Berechtigten zu deſſen Kopfteile 
frei, ſoweit die Teilung möglich iſt, ohne daß die Rechte des oder 
der Überlebenden beeinträchtigt werden (Bayern, Heſſen, Anhalt 
a. a. O.; Württ. 167). 

Preußen (10), Sachſen (1163), Lippe (64), Schaum⸗ 
burg⸗Lippe (23) und Lübeck (42) ſetzen in jedem Falle, alſo 
auch bei Ehegatten, die teilbaren Bezüge und den Kopfteil des Ver⸗ 
ſtorbenen herab. Das gilt namentlich auch für die bloß zum Ge⸗ 
brauch beſtimmten Leiſtungen, wie Räume, Möbeln, Leibzuchtsland, 
Vieh nebſt Stallung (Rechtsfälle II Nr. 69). 

Dieſe Verſchiedenheit der Ausführungsgeſetze in dem noch jetzt 
geltenden Wortlaute ergibt, daß von einer einheitlichen Auffaſſung 
und Übung entgegen der Anſicht von Schieck nicht geſprochen wer⸗ 
den kann. Die ErbhGGer, werden danach in jedem Falle bei der 
Frage, ob ein vertraglicher Altenteil für den Hof tragbar iſt, auf die 
Gepflogenheiten der fraglichen Gegend billige Rückſicht nehmen 
müſſen. In dieſer Beziehung ſtimme ich den Ausführungen von 
Schieck unter VI zu. Die Erbhofbehörden ſollen, namentlich in der 
jetzigen Zeit der Eingewöhnung, das Erbhofrecht dem Landvolke ge⸗ 
rade dadurch nahebringen, daß man in liebgewordenen Neben⸗ 
dingen, die das Weſenkliche des Erbhofrechtes nicht ſtören, groß⸗ 
zügig denkt. Von dieſem Geſichtspunkte aus hätte das Erbhber. 
Celle in der hier fraglichen Entſcheidung möglicherweiſe zu einem 
anderen Ergebniſſe gelangen Können. A 

IR. Dr. Wilhelm Meher , Bielefeld. 


II. 

Wenn Meyer die Allgemeingültigkeit meiner Ausführungen, 
ſoweit ſie althergebrachtes Brauchtum betreffen, beſtreitet, ſo bin ich 
nicht in der Lage, ihm hierin zu widerſprechen. Meine praktiſchen 
Erfahrungen und meine Kenntnis des Brauchtums beſchränken ſich in 
der Hauptſache auf Altbayern, ſo daß ich zu den Verhältniſſen in an⸗ 
deren geſunden Bauerngegenden nichts ſagen konnte, aber auch nichts 
ſagen wollte. Die Gültigkeit des rechtlichen Teiles meiner Ausfüh⸗ 
rungen wird jedoch dadurch in keiner Weiſe berührt. Dieſe ſcheint 
Meyer auch nicht angreifen zu wollen. 

Notar Schieck, Markt Grafing b. München. 
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IR zu einem Rangrücktritt die Genehmigung des 
Anerbengerichts erforderlich? 

Beyer: JW. 1934, 2834 vertritt die Meinung, daß zur 
Rechtswirkſamkeit eines Rangrücktritts mit einer Erbhofhypothel 
oder ⸗Grundſchuld die Genehmigung des AnerbG. notwendig ſei. 

Er folgert dies daraus, daß die hierzu nach $ 880 Abſ. 2 BGB. 
erforderliche Zuſtimmung des Eigentümers eine Verfügung über das 
Anwartſchaftsrecht auf die künftige Eigentümergrundſchuld darſtelle. 
Über die Eigentümergrundſchuld könne der Bauer nach § 15 Abf. 3 
der 2. DurchfVO. z. RErbhof. nicht ohne Genehmigung verfügen. 
Was aber von dem Vollrecht gelte, müſſe auch auf das Anwartſchafts⸗ 
recht hierauf zutreffen. 

Dieſer Anſicht muß widerſprochen werden. 815 Abſ. 3 der 
2. DurchfVoO. verbietet nicht jede Verfügung über die Eigentümergrund⸗ 
ſchuld, ſondern ausdrücklich nur deren Veräußerung oder Belaſtung. 

Der Rangrücktritt iſt ſeinem Weſen nach weder das eine noch 
das andere, er iſt insbeſ. auch keine Erweiterung der bereits be⸗ 
ſtehenden Belaſtung. 

Allerdings führt die Inhaltsänderung, die der Rangaustauſch 
hinſichtlich der in Betracht kommenden Rechte zur Folge hat, dazu, 
daß das zurücktretende Recht zugunſten des vortretenden belaſtet wird 
(RGRKomm. § 880 Anm. 2), d. h. daß es die vorzugsweiſe Befrie⸗ 
digung des vortretenden Rechtes aus den vollſtreckungsfreien Erbhof⸗ 
erzeugniffen ſowie aus den Miet⸗ und Pachtzinſen dulden muß 
(8805 ZPO. u. 8 1124 BGB. i. Verb. m. § 12 BO. v. 26. Mai 
1933 [RG Bl. I, 3021). 

Das iſt jedoch keine Belaſtung im techniſchen Sinne, wie ſie 
§ 15 Abſ. 3 der 2. DurchfVoO, nach dem allgemeinen Sprachgebrauch 
vorausſetzt. 

Als ſolche Belaſtungen der Eigentümergrundſchuld können viel⸗ 
mehr nur der Nießbrauch und das Pfandrecht in Frage kommen 
(RGRKomm. § 873 Anm. 5). 

Der Zweck dieſer Vorſchrift, die verhindern ſoll, daß auf dem 
Wege über die Eigentümergrundſchuld dem Grundgedanken des 8 37 
RéErbhof . zuwider ohne Genehmigung über die Subſtanz des Erb⸗ 
hofes verfügt werden könnte, erfordert keine andere Auslegung. 
Denn durch einen Rangrücktritt wird die Subſtanz des Erbhofes in 
keiner Weiſe berührt. 

Man kann auch nicht, wie Beyer meint, das Erfordernis 
der Genehmigung aus $ 56 RErbhoſch. mit der Begründung ab⸗ 
leiten, daß der Rangaustauſch immer nur die Verſtrickung an das 
Leihkapital fördere. 

Das Geſetz ergibt eindeutig, daß die Befreiung des Bauern aus 
der Abhängigkeit vom Leihkapital durch das grundſätzliche Verbot 
neuer Belaſtungen ($ 37) und durch das weitgehende Vollſtreckungs⸗ 
verbot gegenüber bereits beſtehenden oder ausnahmsweiſe zugelaſſenen 
neuen Belaſtungen (8 38) erreicht werden ſoll. 

Für eine ausdehnende Auslegung des § 15 Abſ. 3 a. a. O. 
in dieſem Sinne iſt daher, da Zweifel nicht beſtehen, kein Raum. 

Demnach iſt wie der Rücktritt mit einer Eigentümergrundſchuld 
ſelbſt auch die Zuſtimmung des Eigentümers zum Rücktritt einer 
Hypothek oder Fremdgrundſchuld an einem Erbhof ohne die Ge⸗ 
nehmigung des Anerb®, voll rechtswirkſam. 

Notar Dr. Ries, Babenhauſen (Schw.). 


Die landwirtſchaftliche Entſchuldung in Dansig 

Auch in Danzig hat die nationalſozialiſtiſche Regierung ols eine 
ihrer vornehmſten Aufgaben die Rettung des Bauernſtandes vor dem 
wirtſchaftlichen Zuſammenbruch angeſehen. Am 1. Okt. 1933 trat eine 
vom 22. Sept. 1933 datierte Verordnung zur Regelung der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Schuldverhältniſſe in Kraft. Nach mehrfachen Anderungen 
ft fie unter dem 30. Juni 1934 neu gefaßt worden (Danzch Bl. 499). 
Doch wurden inzwiſchen wiederum einige kleinere Ergänzungen vor⸗ 
genommen. 

Der Inhalt der Danziger Regelung läßt zwei Grundſätze er⸗ 
kennen. Forderungen aus langfriſtigem Realkredit werden in Til⸗ 
gungsforderungen unter Zinsherabſetzung umgewandelt. Bei anderen 
Forderungen, insbeſondere ſolchen aus kurzfriſtigem Realkredit, aus 
Perſonalkredit ſowie Rückſtänden an Abgaben uſw. tritt als Schuld⸗ 
ner an Stelle des Bauern eine eigens zu dieſem Zweck errichtete 
Staatliche Treuhandgeſellſchaft. Dieſe beiden Grundſätze erfahren im 
einzelnen Durchbrechungen. 

Die Umwandlung in Tilgungsforderungen betrifft alle Hypo⸗ 
theken nebſt den zugrunde liegenden Forderungen mit Ausnahme der 
Sicherungshypotheken und derjenigen Verkehrshypotheken, die zur 
Sicherung eines laufenden bankmäßigen Perſonalkredites dienen. Sie 
betrifft ferner Grundſchulden nebſt den durch ſie geſicherten Forderun⸗ 
gen, ſoweit es ſich um eine dauernde Kapitalanlage handelt. Die 
Tilgung erfolgt mit ½ % jährlich und beginnt am 1. Okt. 1936. 
Forderungen der vorgenannten Art, die bereits Tilgungsforderungen 
ſind, erfahren eine entſprechende Abänderung ihres Tilgungsſatzes. 
Das Kapital der Hypotheken und Grundſchulden erhöht ſich um die 
Zinsrückſtände, die aus der Zeit vor dem 31. Dez. 1932 geſchuldet 
werden. Es mindert ſich bei Forderungen, die bereit? Tilgungsfokde⸗ 
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rungen waren, um die getilgten Beträge. Die Verzinſung des Kapi⸗ 
tals wird neu geregelt, und zwar wird im ſogenannten Verfahren der 
einfachen Laſtenſenkung (Verfahren A) der Zinsſatz bei Aufwertungs⸗ 
hypotheken und erſtwertigen Hypotheken auf 4% Zinſen, bei anderen 
Hypotheken auf 2½ 0% herabgeſetzt. Erſtwertig iſt eine Hypothel 
dann, wenn ſie innerhalb von 400% des Grundvermögensſteuer⸗ 
wertes liegt. Iſt die Verſchuldung ſo hoch, daß dieſe Zinsherabſetzung 
nicht ausreicht, um eine erfolgreiche Entſchuldung zu gewährleiſten, 
jo kaun die Entſchuldungsſtelle eine „weitere Laſtenſenkung“ (Ver⸗ 
fahren B) vornehmen, nämlich den Zinsſatz der zweitwertigen Hypo⸗ 
theken auf 20% herabſetzen und die Erſtwertigkeit auf 30% des 
Grundvermögensſteuerwertes begrenzen. Der Zinsſatz für Aufwer⸗ 
tungshypotheken bleibt 4% . Weitere Kürzungen bedürfen der Zu⸗ 
ſtimmung der Gläubiger, die in einem beſonderen Akkordverfahren 
eingeholt wird (Verfahren C). Jedoch kann die Entſchuldungsſtelle, 
wenn mit einigen Gläubigern eine Einigung erzielt wird, gegen die 
widerſtrebenden Gläubiger als Zwangsmaßnahme eine Herabſetzung 
der Zinſen auf 30% bei erſtwertigen und 1¼½ 9 bei zweitwertigen 
Forderungen anordnen. 

Eine Ausnahme von dieſer Regelung bilden die nach deut⸗ 
ſchem Recht aufgewerteten Hypotheken. Sie werden von der Ent⸗ 
ſchuldung nicht berührt. 

Rentenſchulden in Abt. III des Grundbuches werden bezuglich 
der Jahresleiſtung in einer der Zinsſenkung bei Hypotheken ent» 
ſprechenden Weiſe herabgeſetzt. 

Reallaſten (Altenteile, auch ſoweit fie eine Dienſtbarkeit darſtellen) 
werden nach Art und Umfang von der Entſchuldungsſtelle neu feſt 
geſetzt, falls eine erfolgreiche Entſchuldung dies erfordert. Das gilt 
grundſätzlich auch für die als Reallaſten eingetragenen Roggenrenten. 
Jedoch macht die Entſchuldungsſtelle von dieſem Recht keinen Ge⸗ 
brauch, da die Roggenentſchuldung durch ein beſonderes Geſetz er⸗ 
folgen ſoll. 

Alle übrigen Schulden (Schwimmſchulden) des Bauern werden, 
ſoweit ſie Betriebsſchulden find und vor dem 1. Aug. 1933 (in Aus⸗ 
nahmefällen gilt ein ſpäterer Stichtag) entſtanden ſind, von der Staat⸗ 
lichen Treuhandgeſellſchaft übernommen. Das gilt auch von den 
Rückſtänden an Hypotheken- und Grundſchuldzinſen der in Tilgungs⸗ 
forderungen umgewandelten Poſten, ſoweit dieſe Zinſen für eine Zeit 
nach dem 31. Dez. 1932 geſchuldet werden und vor dem 3. Okt. 1933 
fällig geworden ſind. Vorausſetzung für die Übernahme iſt eine recht 
zeitige Anmeldung im Entſchuldungsverfahren. Verſpätet angemeldete 
Forderungen werden in Tilgungsforderungen unter Eintragung im 
Grundbuch umgewandelt. Die Staatliche Treuhandgeſellſchaft ihrerſeits 
erwirbt in Höhe des übernommenen Schuldenbetrages eine Tilgungs⸗ 
forderung mit dinglicher Sicherung an den entſchuldeten Grundſtücken. 
Die Tilgung beträgt 1% jährlich. Dazu tritt im Verfahren A ein 
Zinsſatz von 1%, im Verfahren B von 19% jährlich. Die Staatliche 
Treuhandgeſellſchaft zahlt die übernommenen Schulden in zehn Halb⸗ 
jahresraten aus. Die erſte Rate ſoll am 1. April 1935 in den bis 
dahin durchgeführten Verfahren gezahlt werden. Einige wenige For⸗ 
derungen {ind ſofort als bevorrechtigte Forderungen zu bezahlen. In 
dieſer Kategorie find beſonders zu erwähnen Saatbeſtellungskredite, 
Zwangsverwaltungsvorſchüſſe, gewiſſe Lohnforderungen und Handwer⸗ 
kerlöhne, letztere bis zum Betrage von 500 G. Eine Verzinſung der 
von der Staatlichen Treuhandgeſellſchaft übernommenen Forderungen 
findet nach dem 1. Okt. 1933 nicht mehr ſtatt. Die für dieſe Forde⸗ 
rungen beſtehenden Sicherheiten (Pfandrechte aller Art, Bürgſchaften, 
Sicherungsübereignungen uſw.) erlöſchen mit dem Tage der Über⸗ 
fe d. h. mit dem Tage der Beendigung des Entſchuldungsver⸗ 
ahrens. 

Entſchuldungsſtelle iſt in Danzig das AG., und zwar das AS. 
Stadt Danzig für das ganze Gebiet des Freiſtaates. Beim AG. iſt 
für die Entſcheidung beſonders wichtiger Fragen, insbeſondere der 
Zulaſſung eines Entſchuldungsantrages, ein Entſchuldungsausſchuß ge⸗ 
bildet, der ſich außer einem Amtsrichter als Vorſitzenden aus zwei 
Vertretern der Bauernſchaft, einem Vertreter der Staatlichen Treu⸗ 
handgeſellſchaft und einem Gläubigervertreter zuſammenſetzt. 

Als Vertreter der Bauernſchaft wirkt der Landesbauernführer 
perſönlich mit. Durch die Zuſammenfaſſung aller Entſchuldungsver⸗ 
fahren an einer Stelle wird eine Gleichmäßigkeit der Entſcheidungen 
erzielt, die den Erlaß von Ausführungsverordnungen oder Richt⸗ 
linien überflüſſig gemacht hat. Die Errichtung der Eutſchuldungs⸗ 
ſtelle beim AG. hat eine beſonders raſche Abwicklung der Entſchul⸗ 
dungsverfahren ermöglicht. Gegenüber der deutſchen Regelung beſteht 
allerdings der Nachteil, daß die Verhältniſſe der einzelnen Bauern 
der Entſchuldungsſtelle nicht in dem Maße bekannt ſind, wie das bei 
den deutſchen Entſchuldungsſtellen regelmäßig der Fall ſein wird. 
Einen Ausgleich bildet aber hier die Einrichtung des Entſchuldungs⸗ 
ausſchuſſes, dem zu Auskünften die geſamte Standesorganiſation der 
Bauernſchaft zur Verfügung ſteht. 

Einige Zahlen mögen zur Erläuterung genannt werden. Es 
wurden im Freiſtaat Danzig 3700 Entſchuldungsanträge geſtellt. 
Davon ſind 1064 Anträge abgelehnt oder freiwillig zurückgenommen 
worden. In 1515 Sachen war am 1. Nov. 1934 das Entſchuldungs⸗ 
verfahren bereits durchgeführt. An bevorrechtigten Schwimmſchulden 


waren bis zum gleichen Tage rund 3000 000 Gulden ausgezahlt 
worden. 

Erwähnenswert iſt, daß in Danzig die Entſchuldung mit der 
Landgewinnung zu Siedlungszwechen verknüpft worden ift. Betriebe, 
bei denen die Staatliche Treuhandgeſellſchaft Schulden übernehmen 
muß, deren Höhe 15% des Grundvermögensſteuerwertes überſteigt, 
ſind gehalten, Land zu Siedlungszwecken zur Verfügung zu ſtellen. 
Dabei iſt jedoch darauf Rückſicht zu nehmen, daß die Möglichkeit er⸗ 
folgreicher Bewirtſchaftung bei dem abgebenden Betrieb erhalten bleibt. 

Nach Durchführung der Entſchuldung bleibt das entſchuldete 
Grundſtück auch weiterhin gewiſſermaßen unter Beobachtung des Ent- 
ſchuldungsausſchuſſes. Neubelaſtung und Veräußerung ſowie Ver⸗ 
fügungen über Eigentümergrundſchulden ſind an ſeine Genehmigung 
gebunden. Der während des Entſchuldungsverfahrens beſtehende 
Zwangsvollſtreckungsſchutz gilt auch nach Durchführung der Entſchul⸗ 
dung inſoweit, als eine Zwangsverſteigerung der Genehmigung des 
Entſchuldungsausſchuſſes bedarf. Damit werden gewiſſe Ziele des 
Erbhofch., welches in Danzig zur Zeit noch nicht übernommen iſt, für 
den entſchuldeten Betrieb erreicht. 

Gar. Habich, Danzig. 


Hat der unbemittelte Verletzte einen Anſpruch gegen 
den Schädiger auf Befreiung von Schulden? 


In JW. 1934, 2394 hat das RG. die Auffaſſung vertreten, 
daß der zum Schadenserſatz Verpflichtete nicht gehalten iſt, den 
Geſchädigten von Anſprüchen Dritter zu befreien, wenn dieſe wegen der 
Verhältniſſe des Geſchädigten völlig uneinbringlich find. Inſoweit liege 
kein Schaden vor. 

Dieſer Standpunkt iſt verfehlt. 

Das RG. beruft ſich auf S. 2395 unter IV zur Rechtfertigung 
ſeiner Auffaſſung auf eine Entſch. des 3. Ziv Sen. v. 22. Dez. 1914 
(RG.: Warn. 1915 Nr. 75 — Gruchot 59, 910 Nr. 70 - LZ. 
1915, 998) und ſagt: „Bei dieſer Auslegung iſt der genannte Senat 
bis in die neueſte Zeit ſtehengeblieben.“ Soweit ich habe feſtſtellen 
können, find in der Zeit vom Jahre 1914 „bis in die neueſte Zeit“ 
über die zur Erörterung ſtehende Frage keine Entſch des RG. er⸗ 
gangen, jedenfalls nicht veröffentlicht worden, abgeſeben von der vonn 
RG. ſelbſt angeführten Entſch. v. 7. Jan. 1933, V 385/32. 

Das RG. hat, und zwar der gleiche Senat, im Jahre 1911 
Recht 1911 Nr. 3624), eine Entſch. gefällt, die einen anderen 
Standpunkt einnimmt und nach meiner Anſicht dem Rechtsgefühle 
mehr entſpricht. Das RG. betont in dieſer Entſch., daß es für den 
Anſpruch auf Befreiung von einer Schuld „ohne Belang ſei, daß 
infolge der ſchlechten Vermögensverhältniſſe des Erſatzberechtigten die 
Forderung des Dritten gegen dieſen nur geringen Wert hat“. Mit. 
dieſen Worten ſagt das RG. nichts anderes, als daß der zum Scha⸗ 
denserſatz Verpflichtete gehalten iſt, den Geſchädigten auch dann von 
Auſprüchen dritter Perſonen zu befreien, wenn der Geſchädigte wegen 
ſeiner ſchlechten Vermögenslage nicht in der Lage iſt, die Verpflich⸗ 
tung gegenüber dem Dritten zu erfüllen. Damit bejaht das RG. zu⸗ 
gleich aber auch, daß dem unbemittelten Verletzten ein Schaden ent⸗ 
ſtanden iſt. Eine andere Deutung läßt der vorſtehend wiedergegebene 
Satz aus der Entſch, vom Jahre 1911 nicht zu. 

Es wäre nach meiner Anſicht wünſchenswert, wenn das RG. 
zu dieſer, ſeiner früheren Auffaſſung zurückkehren würde. Leider hat 
der Senat in der Eutſch. v. Dez. 1914 und auch in der Entſch. IW. 
1934, 2394 nicht zum Ausdruck gebracht, aus welchen Erwägungen 
die frühere, dem Geſchädigten günſtigere Auffaſſung nicht mehr hat 
aufrechterhalten werden können. 

In Deutſche Inſtiz 1933, 707 (Heft 49) hat Goebel in dem 
Aufſatze „Eine bedenkliche Praxis“ zu der aufgeworfenen Frage Stel- 
lung genommen. Er unterſucht, ob für den unbemittelten Verletzten 
überhaupt ein „Schaden“ im Rechtsfinne vorliege, und bejaht das. 

Bei Beantwortung der Streitfrage iſt vor allem zu prüfen, ob 
der Standpunkt des RG. den Intereſſen der ſämtlichen beteiligten 
Perſonen, das ſind der Geſchädigte, der Schädiger und der Dritte 
(der Gläubiger der Geſchädigten) gerecht wird. Das muß nach meiner 
Meinung mit Entſchiedenheit verneint werden. Man nehme nur 
den folgenden, in der Praxis der Gerichte häufigen Fall: 

Eine völlig unbemittelte Perſon wird vom Kraftwagen über⸗ 
fahren. Die Art der Verletzungen macht eine größere Operation nötig 
und anſchließend langes Krankenhauslager. Arzt und Krankenhaus 
haben lediglich einen Anſpruch gegen den Verletzten. Sie haben 
dieſen behandelt und aufgenommen und ſollen nun keinen Pfennig 
für ihre Tätigkeit erhalten! Sie haben den Nachteil und der Schädiger, 
der die Schuld an dem Unfall mit ſeinen Folgen trägt, ſoll nur 
deshalb, weil der Verletzte arm iſt, den Vorteil haben, die Arzt- und 
Krankenhauskoſten uſw. nicht bezahlen zu brauchen! Es dürfte klar 
ſein, daß der Schädiger einen ſolchen Vorteil nicht verdient! Und 
doch ſieht das RG. in der zur Beſprechung ſtehenden Entſch. dieſen 
Vorteil als „berechtigt“ an; denn es erklärt, daß die Anerkennung 
der Befreiungspflicht des Schädigers dem Geſchädigten „keinen 
(berechtigten) Vorteil bringen würde. Es hält alſo den Vorteil für 
unberechtigt, den der zahlungsunfähige Verletzte dadurch erwirbt, 
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daß er von einer ihn wegen ſeiner Vermögensloſigkeit (angeblich!) 
nicht drückenden Schuld freigeſtellt wird. Ebenſo meint das RG., 
daß dem Dritten, hier dem Arzt und dem Krankenhauſe, dadurch ein 
unberechtigter Vorteil zuteil werde, daß ihm an Stelle des 
leiſtungsunfähigen Geſchädigten der leiſtungsfähige Schädiger zugeführt 
werde. Dieſer Gedankengang des NG. iſt mit dem gefunden Rechts⸗ 
empfinden nicht vereinbar. 

Erſcheint es ſchon fraglich, ob Schulden, die man nicht be⸗ 
zahlen kann, nicht drücken, ſo iſt es doch jedem recht und billig 
denkenden Menſchen ſicherlich eine drückende Laſt zu wiſſen, daß er 
den Arzt, der ihn durch ſeine Behandlung vielleicht vor ſchweren 
dauernden Gebrechen und Leiden bewahrt hat, für ſeine Tätigkeit nicht 
bezahlen kann. Jeder Verletzte, der einen Arzt zur Behandlung heran⸗ 
ziehen muß, hält es für ganz ſelbſtverſtändlich, daß der 
Schädiger für die Koſten aufkommen muß. Und ebenſo wird der Arzt 
naturgemäß die Behandlung in der ſelbſtverſtändlichen An⸗ 
nahme übernehmen, daß er fein Honorar von dem vermögenden Scha⸗ 
diger erhalten werde, der ja dem Verletzten für den entſtandenen, 
Schaden haftet. Der Arzt, das Krankenhaus werden in eine peinliche 
Lage verſetzt. Die Behandlung, die Operation des Schwerverletzten 
dürfen und können ſie nicht ablehnen, da ſchwere körperliche Folgen, 
vielleicht ein Menſchenleben auf dem Spiele ſtehen. Andererſeits it. 
der Arzt, der vielleicht kein größeres Einkommen hat, dringend darauf 
angewieſen, das durch ſein Tätigwerden verdiente Honorar auch 
wirklich zu erhalten. Das iſt keineswegs ein unberechtigter 
Vorteil, den der Arzt da erhalten würde, wie das RG. meint! 

Die Auffaſſung des NG. nimmt einſeitig die Intereſſen des 
Schädigers wahr. Dieſen Intereſſen ſtehen gegenüber die berechtigten 
Belange des Verletzten und ſeiner Gläubiger. Bei Abwägung dieſer 
ſich gegenüberſtehenden Intereſſen muß nach meiner Anſicht der 
klagende Verletzte beſſer abſchneiden als der Schädiger. Es darf hierbei 
nicht vergeſſen werden, daß der Schädiger in der Regel aus ſchuld⸗ 
haftem Verhalten, zum mindeſten bei Kraftwagen⸗, Eiſenbahnuufällen 
aus dem Geſichtspunkte der Gefährdungshaftung dem Verletzten, ver⸗ 
pflichtet iſt. Gerade aus dieſem Grunde ſcheint es mir angezeigt, die 
Belange des Verletzten und deſſen in ſeinem Intereſſe handelnder 
Gläubiger, die beide ohne ihr Verſchulden in dieſe mißliche 
Lage geraten find, über die Belange des ſchuldhaft handelnden Schä- 
digers zu ſetzen. Das führt dazu, daß auch der unbemittelte Verletzte 
einen Anſpruch auf Befreiung gegen den Schadiger hat. 

Dafür ſpricht auch der Umſtand, daß man niemals weiß, ob 
nicht der jetzt Unbemittelte ſpater einmal zu Vermögen kommt 
und dann ſeine Gläubiger bezahlen kann und muß. 

Er würde dann, wenn er kein Feſtſtellungsurteil in Händen 
hätte, dieſen nach der Auffaſſung des RG. erſt jetzt mit der Beſſerung 
ſeiner Vermögenslage neu entſtandenen Schaden in einer neuen 
Klage gegen den Schädiger geltend machen müſſen. 

Genau ſo wie in dem erörterten Beiſpiele iſt die Sachlage bei 
ſämtlichen anderen Schadenserſatzanſprüchen aus unerlaubter Hand⸗ 
lung und auch aus Vertrag zu beurteilen, ſofern der Fall vorliegt, 
daß durch das Verhalten des Schadigers oder des vertragsbrüchigen 
Teils für den Verletzten bzw. den vertragstreuen Teil die Notwen⸗ 
digkeit erwuchs, dritten Perſonen gegenüber Verbindlichkeiten ein⸗ 
zugehen, zu deren Erfüllung er ſelbſt nicht in der Lage iſt. 

Ich glaube nach allem, daß man zur Vermeidung weiterer Pro⸗ 
zeſſe und vor allen Dingen, um zu einer befriedigenden und dem 
Rechtsgefühl entſprechenden Löſung der Streitfrage zu gelangen, dieſe 
anders entſcheiden muß, als ſie das RG. entſcheidet. 

RA. Dr. Kurt⸗Heinr. Meyer, Bielefeld. 


Zum Begriff des „Vorenthaltens der Mietſache“ 
.J. der SS 557 und 568 868, 

Den Ausführungen von RA. Braun: JW. 1934, 2022 zu 
dem Urteil des OLG. Hamburg (HanſchZ. 1912, 252), ebenſo wie dem 
Urteil ſelbſt kann heute nicht mehr beigetreten werden. 

Nach dieſer alten Eutſch. ſoll der Vermieter auch dann, wenn 
er ſein geſetzliches Pfandrecht ausübt, weil der Mieter den Mietzins 
für das letzte Quartal ſchuldig blieb, nicht den Anſpruch aus 8 557 
BGB. haben. Dieſe Auffaſſung ſcheint veraltet und unrichtig (vgl. 
hierzu auch Braun: JW. 1934, 2022). Zweifellos hat der Ver⸗ 
mieter recht, wenn er fein geſetzliches Pfandrecht ausübt, weil der 
Mieter mit Miete im Rückſtand iſt. Der Sinn des geſetzlichen Pfand⸗ 
rechts würde dann aber völlig ins Gegenteil verkehrt, wenn ein zah⸗ 
lungsſchwacher Mieter für die letzten Monate keine Miete zu zahlen 
brauchte, daun noch viele Wochen in den Räumen ſeine Sachen un⸗ 
entgeltlich — auf Koſten des Vermieters — aufbewahren könnte und 
nur für die letzten Monate des Vertragsverhältniſſes nachträglich und 
verſpätet, nicht aber für die Zeit, während der er in den Räumen we⸗ 
gen einer eigenen Vertragswidrigkeit und auf Grund eines geſetzlichen, 
Pfandrechts feſtgehalten werden mußte, keine Miete zahlen müßte. 
Hier dürfte die Entwicklung unſeres Rechtsgefühls über das Urteil 
aus der Zeit von 1912, allein aus dem Geſichtspunkt von Treu und 
Glauben, völlig hinweggegangen ſein. Anders liegt der Fall, der von 
Braun a. a. O. erwähnt wird, wonach der Vermieter ſich nicht auf 


§ 557 BB. ſtützen kaun, wenn er eine berechtigte Kündigung des 
Mieters ablehnt. Hier hat das NG. zutreffend (RG. 103, 289) zu⸗ 
ungunſten des Vermieters entſchieden; denn hier hat der Vermieter 
den Mieter gegen ſeinen Willen in den Räumen feſtgehalten, indem er 
eine berechtigte Kündigung ablehnte und den Mieter im unklaren ließ, 
was für die Zukunft gelten ſolle. In ſolchen Fällen wird der Ver⸗ 
mieter nur ungerechtfertigte Bereicherung des Mieters geltend machen 
können, indem er im allgemeinen wird darauf hinweiſen können, daß 
der Mieter ja woanders auch hätte Miete zahlen müſſen. Immerhin 
wird der Vermieter den Einwand des Mieters der billigen Miete oder 
ſogar des Verluſtes eines für ihn günſtigen Vertrages oder anderer 
ſchwerer Schäden, die der Vermieter dem Mieter zugefügt hat, ge⸗ 
wärtigen müſſen. 
RA. Dr. Scheuermann, Berlin. 


IR die Berichtigung des Pfändungsbeſchluſfſes auf Be- 
treiben der Partei oder von Amts wegen zuzuſtellen? 


Nach § 829 Abſ. 2 Saß 1 3PO. hat der Gläubiger den Pfän⸗ 
dungs⸗ und Überweiſungsbeſchluß dem Drittſchuldner und dem Schuld⸗ 
ner zuſtellen zu laſſen. Die Koſten des Gerichtsvollziehers dafür ſind 
in dem Beſchluß ziffernmäßig enthalten. Sie ſind Koſten der Zwangs⸗ 
vollſtrechung und fallen gemäß 8 788 ZPO. dem Schuldner zur Laſt. 
Der Drittſchuldner muß fie, wenn der Anſpruch des Schuldners gegen 
den Drittſchuldner zu Recht beſteht, an den Gläubiger zugleich mit 
dem Hauptanſpruch abführen. 

Durch das Geſetz zur Anderung von Vorſchriften über die Zwangs⸗ 
vollſtreckhung v. 24. Okt. 1934 (RGBl. I, 1070) iſt die Pfändungs⸗ 
grenze von 165 AM auf 150 AM geſenkt worden. Nach Art. 3 8 850 
Abſ. 4, § 850 b Abſ. 5 und nach Art. 7 Abſ. 3 iſt der Pfändungs⸗ 
beſchluß auf Antrag zu berichtigen. Die Veranlaſſung zu dieſer Be⸗ 
richtigung gibt weder der Gläubiger, noch der Schuldner, noch der 
Dritte; ſie iſt eine Folge der veränderten Geſetzgebung. 

Da dieſer neue Beſchluß die Forderung des Schuldners an den 
Drittſchuldner in weiterem Umfange ergreift als der bisherige alte 
Beſchluß und ſomit als Ergänzung und Erweiterung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung angeſehen werden könnte, erſcheint es naheliegend, an⸗ 
zunehmen, daß der Gläubiger auch den neuen Beſchluß auf ſein Be⸗ 
treiben durch den Gerichtsvollzieher zuſtellen laſſen muß. Dadurch 
entſtehen natürlich neue Koſten, die zunächſt den Glaubiger treffen 
und von ihm eingezogen werden. Der Gläubiger würde aber das Be⸗ 
ſtreben haben, dieſe Koſten auf den Schuldner abzuwälzen. Wenn die 
Zuſtellungskoſten nicht, wie in dem früheren Beſchluß, auch in dem 
Berichtigungsbeſchluß gleich dem Schuldner auferlegt werden können, 
ſo daß auch ſie der Drittſchuldner mitzahlen muß, bliebe wohl nur 
übrig, ſie auf Antrag des Gläubigers nachträglich durch den Urkunds⸗ 
beamten des Prozeßgerichts feſtzuſetzen. Dieſer Weg muß indeſſen 
nicht immer zum Ziel führen, weil die Koſten der Zwangsvollſtreckung 
dem Schuldner bloß inſoweit zur Laſt fallen, als ſie notwendig waren 
(89 788, 91 35D.) Übrigens müßte der Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß nach 
§ 104 Abſ. 1 ZPO. wieder von Amts wegen dem Schuldner zugeſtellt 
werden. Auf Grund dieſes Schuldtitels könnte erſt nach Ablauf 
einer Woche (8 798 a. a. O.) ein neuer Pfändungsbeſchluß von dem 
Vollſtreckungsgericht erlaſſen werden, der auf Betreiben des Gläu⸗ 
bigers zuzuſtellen iſt. Jedenfalls entſtehen hier immer weitere Koſten 
und Zeitverſaumniſſe, die vermeidbar erſcheinen und vermieden wer⸗ 
den müſſen, weil ſie den ſchon in Bedrängnis befindlichen Schuldner 
immer noch mehr belaſten. 

Nach alledem iſt es angebracht, den Berichtigungsbeſchluß als 
das anzuſehen, was er in der Tat auch iſt: als einen nichtverkündeten 
Beſchluß, der nach § 329 Abſ. 3 Saß 1 ZPO. von Amts wegen den 
Beteiligten zuzuſtellen iſt. Hier muß allerdings der an ſich unbeteiligte 
Fiskus die Zuſtellungskoſten tragen. Aber das muß er eben aus 
Gründen der Rechtsſicherheit tun. Eine abweichende Sonderregelung 
hat der Geſetzgeber diesmal nicht getroffen. So fallen alle Schwierig⸗ 
keiten hinſichtlich der Koſtenfrage fort. Dieſe Schwierigkeiten tauchen 
insbeſ. dann auf, wenn nicht der Gläubiger, ſondern der Schuldner 
oder der Dritte die Berichtigung beantragt. Gerade der Dritte würde 
kaum ohne Klage wieder in den Beſitz ſeiner Auslagen kommen, — 
ein durchaus unerwünſchtes Ergebnis. 

Juſttzinſpektor Proſt, Berlin. 


Beginnt eine neue Arreſtvollzugsfriſt (8 929 Abf. 2 
390.), wenn der Arreſtbeſchluß auf den Widerſpruch 
des Schuldners durch Urteil aufgehoben, das Arteil 
aber auf Ginſpruch oder Berufung des Gläubigers 
befeitigt und der Arveſt bestätigt wird? 

Nach 8 929 ZRO. iſt die Vollziehung des Arreſtes unſtatthaft, 
wenn ſeit der Verkündung oder Zuſtellung des Arreſtbefehls an den 
Antragſteller ein Monat verſtrichen iſt. Wird der Arreſtbefehl im 
Widerſpruchs verfahren beſtätigt, jo beginnt mit dem beſtätigenden 
Urteil keine neue Friſt, ebenſowenig, wenn das Urteil auf die Be 
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rufung des Schuldners im zweiten Rechtszug beſtätigt wird. Das iſt 
unbeitritten. 

Zweifelhaft iſt die Rechtslage, wenn auf den Widerſpruch des 
Schuldners der Arreſt zunächſt durch Urteil aufgehoben, auf die Be⸗ 
rufung (oder den Einſpruch) des Gläubigers aber auch das Aufhebungs⸗ 
urteil ſeinerſeits aufgehoben und der frühere Arreſtbefehl beſtätigt wird. 
Nach Anſicht von Stein⸗Jonas (8 929 Anm. II 1) und Baum⸗ 
bach (8 929 Anm. 2B) beginnt mit der Verkündung des Berufungs⸗ 
urteils eine neue Friſt, dagegen find KG.: JW. 1923, 83; 1928, 2155 
und Friedenthal: 33. 53, 413, nach deren Auffaſſung keine 
neue Friſt beginnt und die darüber, ob über die Zuläſſigkeit des 
Arreſtes noch entſchieden werden kann, nachdem nach ihrer Anſicht 
die Vollziehung des Arreſtes gar nicht mehr zuläſſig iſt, verſchiedene 
Auffaſſungen vertreten; für die Zuläſſigkeit der Entſcheidung KG.: 
JW. 1928, 2155; dagegen KG.: JW. 1929, 83 und Frieden⸗ 
e ene 

Eine nähere Begründung, warum mit der Verkündung des 
Berufungsurteils eine neue Vollziehungsfriſt beginnen muß oder nicht, 
iſt für keine der beiden Anſichten vorgebracht. Beide dürften in der 
bisher vertretenen Form nicht zutreffend ſein. 

Wird der Arreſtbeſchluß durch Urteil im Widerſpruchsverfahren 
aufgehoben, jo bleibt der Arreſtbefehl, ſolange das Aufhebungsurteil 
nicht rechtskräftig iſt, beſtehen (RG.: IW. 1901, 81). Wird das Auf⸗ 
hebungsurteil in der Berufungsinſtanz ſeinerſeits aufgehoben, ſo 
kommt eine Wiederherſtellung des Arreſtbeſchluſſes nicht in Betracht, 
da ja der Beſchluß noch beſteht, es wird lediglich durch die Aufhebung 
des Aufhebungsurteils die Möglichkeit beſeitigt, daß durch Rechts⸗ 
kräftigwerden des Aufhebungsurkeils der Arreſtbefehl aufgehoben wird. 
Solange aber das Aufhebungsurteil vom BG. nicht beſtätigt iſt, 
bleibt der Arreſtbefehl beſtehen. 

Er kann nach wie vor weiter vollſtreckt werden. Es iſt in 
dieſem Fall dem KG. und Friedenthal recht zu geben, wenn fie 
es ablehnen, mit dem Aufhebungsurteil eine neue Vollziehungsfriſt 
beginnen zu laſſen. 

Anders jedoch, wenn das Aufhebungsurteil gem. 8 708 Ziff. 5 
für vorläufig vollſtreckbar erklärt iſt, was auch ohne Parteiantrag 
geſchehen muß, und was in der Praxis den Regelfall bildet, ſofern 
nicht der Gläubiger rechtzeitig in der mündlichen Verhandlung (§ 714) 
unter Hinweis auf den ihm aus der Vollſtreckung des Aufhebungs⸗ 
urteils erwachſenden unerſetzbaren Nachteil gem. 8 712 den Antrag 
geſtellt hat, das Aufhebungsurteil nicht für vorläufig vollſtreckbar zu 
erklären. 

Iſt das Aufhebungsurteil für vorläufig vollſtreckbar erklärt, ſo 
kann der Schuldner nach 8 775 Ziff. 1 die Aufhebung vollzogener 
Vollſtreckungen erreichen und eine weitere Zwangsvollſtreckung aus 
dem Arreſtbefehl verhindern. 

Dem Arreſtbefehl wird damit ſeine Macht als Vollſtreckungs⸗ 
titel entzogen, Gläubiger kann ihn nicht mehr vollſtrecken, mag auch 
die Vollziehungsfriſt des 8 928 Abſ. 2 längſt noch nicht abgelaufen 
fein. Der Arreſtbefehl iſt als Vollſtreckungstitel praktiſch beſeitigt. 

Damit muß auch der Lauf der Friſt des § 929 Abf. 2 aufhören, 
da Gläubiger ja gar keine Möglichkeit mehr hat, Vollſtreckungen 
vorzunehmen. 

Wird nun das vorläufig vollſtrechbare Aufhebungsurteil in der 
Berufungsinſtanz ſeinerſeits aufgehoben, ſo wird dadurch die Voll⸗ 
ftreckbarkeit des Arreſtbefehls wiederhergeſtellt. Da der Gläubiger 
nun neu ſeine Vollſtreckungsmaßnahmen vornehmen muß, ſo iſt es 
durchaus gerechtfertigt, nun auch eine neue Monatsfriſt beginnen 
zu laſſen. 

Eine Gefährdung des Schuldners kann darin ſchon deshalb nicht 
liegen, da die Vorausſetzungen für den Arreſt vom BG. neu geprüft 
werden und ſie noch in der Verhandlung vor dem BG. vorliegen 
müſſen. 

Ein neuer Friſtenlauf beginnt auch dann, wenn der Gläubiger 
in entſprechender Anwendung der 88719, 707 die Einſtellung der 
Zwangsvollſtreckung des Aufhebungsurteils erreicht (vgl. Baum⸗ 
bach 8 925 Anm. II B). Denn fie ändert nichts daran, daß die Voll⸗ 
ſtrechungsmacht aus dem Arreſtbefehl durch das Aufhebungsurteil 
zunächſt beſeitigt war. Zudem wird die Einſtellung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung ohnehin in vielen Fällen zu ſpät kommen. 

Die in der Überfchrift geſtellte Frage iſt daher dahin zu ent⸗ 
ſcheiden: Wird der Arreſtbefehl durch vorläufig vollſtreckbares Urteil 
aufgehoben, ſo beginnt die Vollziehungsfriſt mit der das Aufhebungs⸗ 
urteil beſeitigenden Entſcheidung neu zu laufen. 

War dagegen das Aufhebungsurteil gem. 8 712 nicht für vor⸗ 
läufig vollſtreckbar erklärt, jo kann eine neue Vollziehungsfriſt nicht 
beginnen, da der Gläubiger ja den Arreſtbefehl trotz Aufhebungsurteil 
weiter vollſtrecken konnte. Das BG. kann daher in dieſem Falle, 
falls die Vollziehungsfriſt vor der Verhandlung über die Berufung 
abgelaufen iſt, ohne daß Gläubiger den Arreſt vollzog, nur das Auf⸗ 
hebungsurteil beſtätigen, da der Arreſtbefehl durch friſtloſen Ablauf 
der Vollſtreckungsfriſt gegenſtandslos geworden iſt (RG. 67, 165; 
51, 134; KG.: JW. 1923, 83 ff.; a. M. KG.: JW. 1928, 2155). 

RA. Herbert Schneider, Karlsruhe. 


Der Schadenserſatzanſpruch des S 945 30. umfaßt 
auch die dem Schuldner entſtandenen Verfahrenskaſten 


In Ergänzung der Ausführungen Neumanns: JW. 
1934, 2957, wird darauf hingewieſen, daß das KG. die gleiche Frage 
in einem Urteil v. 27. Febr. 1933: JW. 1933, 2470 5, erörtert hat 
und mit gleicher Begründung wie Neumann zu demſelben Er⸗ 
gebnis gekommen iſt. 

Neumanns Einſchränkung, daß für Anwaltskoſten im 
amtsgerichtlichen Widerſpruchsverfahren Erſatz nicht verlangt wer⸗ 
den könne, iſt dagegen als unvereinbar mit dem Gedanken des 
§ 91 Abſ. 2 Satz 1 ZPO. abzulehnen. 

RA. Helmuth Raſch, Berlin. 


Auswahl von Armenanwälten 
AV. des RupraM. vom 10. Dezember 1934 (IVb 6122) 
(Deutſche Juſtiz S. 1572) 


Bei der Beiordnung von Rechtsanwälten in Armenſachen wer⸗ 
den außerhalb des ehemaligen oberſchleſiſchen Abſtimmungsgebiets 
zweckmäßig folgende Grundſätze zu beachten fein: 

Durch die Beiordnung eines Rechtsanwalts ſoll die arme 
Partei nach dem Willen des Geſetzes denſelben Schutz erhalten, den 
eine begüterte Partei durch eigene Auswahl eines Anwalts er⸗ 
langen kann. Deshalb werden bei der Auswahl des beizuordnenden 
Anwalts Wünſche der Partei nach Möglichkeit zu berück⸗ 
ſichtigen ſein. Wenn ein Wunſch nicht ausdrücklich geäußert wird, 
läßt ſich ein ſolcher vielfach aus den Umſtänden des Falles ent⸗ 
nehmen, insbeſ., wenn ein Anwalt in Vollmacht der Partei um das 
Armenrecht nachſucht oder in anderer Weiſe — etwa als Mitglied 
der NS. Rechtsbetreuungsſtelle — für die Partei in derſelben Sache 
bereits tätig geworden ift. Gibt die Partei das Armenrechtsgeſuch 
zu Protokoll, jo wird fie von dem den Antrag aufnehmenden Be⸗ 
amten zweckmäßig nach etwaigen Wünſchen zu fragen ſein. Die 
Empfehlung eines beſtimmten Rechtsanwalts durch Juſtizbeamte 
iſt verboten. 

Wird ein Wunſch nicht geäußert, ſo iſt der Anwalt ſo auszu⸗ 
wählen, wie es den berechtigten Belangen der Partei 
und ihren mutmaßlichen Wünſchen entſpricht. Es wird 
dabei davon auszugehen ſein, daß eine ariſche Partei die Beiord⸗ 
nung eines ariſchen Anwalts erwartet. Berührt der Rechtsſtreit 
Fragen, die Sonderkenntniſſe erfordern, ſo wird möglichſt ein ge⸗ 
rade auf dieſem Gebiet erfahrener Anwalt auszuwählen ſein. 

Im übrigen ift bei der Zuteilung der Armenſachen forgfältig 
darauf zu achten, daß Bevorzugungen einzelner Anwälte vermieden 
werden. Das ſchließt aber nicht aus, daß das Gericht bei der Ver⸗ 
teilung der Armenſachen der wirtſchaftlichen Lage der ihm 
für die Beiordnung zur Verfügung ſtehenden Anwälte in ange⸗ 
meſſenem Umfange Rechnung trägt. 

Über die Beiordnungen find liſtenmäßige Nachwei⸗ 
ſungen zu führen, aus denen die Zahl der auf die einzelnen 
Anwälte entfallenden Armenſachen jederzeit erſichtlich iſt. Wie dieſe 
Kontrolle zweckmäßig zu geſtalten iſt, hängt weſentlich von den 
Verhältniſſen des einzelnen Gerichts, insbeſ. feiner Größe und der 
Zahl der bei ihm zugelaſſenen Anwälte, ab. Die Präſidenten und 
Gerichtsvorſtände werden erſucht, die hierzu erforderlichen Anord⸗ 
nungen zu treffen, insbef. die in dieſer Hinſicht bereits beſtehenden 
Einrichtungen auf ihre Zweckmäßigkeit zu überprüfen. 

Die bisher im Reich und in den Ländern geltenden Erlaſſe 
und Verfügungen über die Beiordnung von Armenanwälten wer⸗ 
den im Geltungsbereich dieſer Allgemeinen Verfügung gegen⸗ 
ſtandslos. 


Haftpflichtecke 
der Allianz und Stuttgarter Verein, Verſicherungs⸗Aktien⸗ 
Geſellſchaft 


1. Die Hypothek erſtreckt ſich auch auf das Inventar, ſelbſt 
nach deſſen Verkauf und Verpachtung des Grundſtücks. (Verkauftes 
Inventar wird jedoch von der Haftung für die Hypothek frei, wenn 
es vom Grundſtück entfernt wurde, bevor Inventarbeſchlag erfolgt ift.) 

Es empfiehlt ſich doch vorſichtigerweiſe, den Inventarkäufer 
hierüber zu belehren und im Vertrag aufzunehmen, daß Belehrung 
hierwegen erfolgt iſt. 

2. An Formbedürftigkeit denken. An der Gültigkeit von Form⸗ 
vorſchriften hat ſich nichts geändert. 

3. An die Stelle der Wechſelordnung iſt das neue Wechſelgeſetz 
getreten (RGBl. 1933, 1, 399, 1019). 
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Anwaltliche Schweigepflicht auch in Devifenjachen 


Die Reichsrechtsanwaltskammer hatte den Herrn Reichswirt⸗ 
ſchaftsminiſter um eine authentiſche Stellungnahme zur Auslegung 
des § 32 DevBO. v. 23. Mai 1932 im Hinblick auf die Verpflich⸗ 
tung des Anwalts zur Berufsverſchwiegenheit gebeten. Der Herr 
Reichswirtſchaftsminiſter hat darauf in einem uns heute mitge⸗ 
teilten Runderlaß an die Präſ. der LFin A. folgendes angeordnet: 

„In letzter Zeit iſt mehrfach die Frage aufgeworfen worden, 
ob Rechtsanwälte und Verteidiger der Verpflichtung 
zur Auskunftserteilung nach § 32 DevVO. wegen ſolcher Tatſachen 
unterliegen, die ihnen bei Ausübung ihres Berufes anvertraut 
worden find. Die Frage kann nach geltendem Recht zweifelhaft er⸗ 
ſcheinen, da einerſeits $ 300 StGB. die unbefugte Offenbarung der 
dem Rechtsanwalt anvertrauten Berufsgeheimniſſe unter Strafe 
ſtellt, andererſeits § 32 DevV O. keine ausdrückliche Ausnahme von 
der Auskunftspflicht vorſieht (ogl. demgegenüber § 177 RA O.). 
Ohne zu der Rechtsfrage endgültig Stellung zu nehmen, neige ich 
der Auffaſſung zu, daß es ſich hier um eine Pflichtenkolliſion han⸗ 
delt, für deren Löſung der allgemeine Grundſatz der Pflichtenab⸗ 
wägung zugrunde zu legen iſt. Angeſichts der Bedeutung, die der 
Wahrung des Berufsgeheimniſſes für die Stellung der Rechtsan⸗ 
waltſchaft als Organ der Rechtspflege und damit für das ſtaatliche 
Intereſſe an der Rechtspflege zukommt, möchte ich vermieden 
wiſſen, daß dieſer Widerſtreit der Pflichten praktiſche Bedeutung 
gewinnt. Ich ordne daher an, daß die Deviſenſtellen von der Be⸗ 
fugnis, nach $ 32 DevVO. Auskunft zu verlangen, keinen Ge⸗ 
brauch machen gegenüber Verteidigern und Rechtsanwälten wegen 
ſolcher Tatſachen, die ihnen bei Ausübung ihres Berufs anvertraut 
worden ſind. Für die Fälle, in denen anzunehmen iſt, daß die Be⸗ 
rufung auf das Berufsgeheimnis zu unlauteren Zwecken miß⸗ 
braucht wird, insbeſ., wenn der Verdacht einer ſtrafbaren Begün⸗ 
ſtigung durch einen Rechtsanwalt oder Verteidiger beſteht, behalte 
ich mir die Entſcheidung darüber vor, ob von den Befugniſſen nach 
§ 32 Dev VO. Gebrauch gemacht werden ſoll. 

Ich habe die Reichsbank gebeten, bei der Handhabung ihrer 
Auskunftsbefugnis nach 8 32 DevVO. nach den gleichen Grund- 
ſätzen zu verfahren und in den Ausnahmefällen der Ziffern 1 und 2 
dieſes Erlaſſes ein Auskunftsverlangen nur nach Fühlungnahme 
mit mir zu ſtellen“ (Aktenz. Dev. I 55 708). 

Wir geben den vorſtehenden Erlaß nochmals bekannt (Geſv. 
256/38; erſte Bekanntgabe im Dez. 1933). 


Keine Abwälzung der Gewerbeſteuer 


Auf Veranlaſſung der Reichsrechtsanwaltskammer bringen 
wir in Erinnerung: 

„Es iſt rechtlich und berufspolitiſch bedenklich, die Erhebung 
eines Gebührenzuſchlages zur Abgeltung der Gewerbeſteuer etwa 
zur Berufspflicht zu machen. Dies hindert keinen Anwalt daran, 
im Einzelfalle mit feinem Auftraggeber eine beſondere Ver⸗ 
einbarung über die Abgeltung zu treffen; in dieſem Fall iſt 
es aber Berufspflicht, auf die Abweichung von den geſetzlichen 
Gebührenſätzen imvoraus, alſo nicht erſt in der Koſtenrechnung, 
ausdrücklich hinzuweiſen (vgl. Richtlinien für die Ausübung des 
Anwaltsberufs Nr. 33). 
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Aus den Mitteilungen der 
Berliner Anwaltskammer 


Abſchriften der Terminsprotokolle über Beweis⸗ 
aufnahmen vor dem erſuchten Richter 


Wir haben angeregt, daß den Prozeßbevollmächtigten bei Be⸗ 
weisaufnahmen vor dem erſuchten Richter ſtets unverzüglich Durch⸗ 
ſchläge der Terminsprotokolle überſandt werden, und zwar noch 
bevor die Akten von dem erſuchten Gericht wieder zurückgeſandt 
werden. — Auf unſer Schreiben hat der KGPräſ. den § 19 Abſ. 8 
der Geſchäftsordnung für die Geſchäftsſtellen der ordentlichen Ge⸗ 
richte vom 21. Okt. 1931 erneut in Erinnerung gebracht. Nach dieſer 
Vorſchrift hat bei Weitergabe von Zivilprozeßakten an mehrere 
Rechtshilfsgerichte die erſte Stelle den Parteien oder Parteiver⸗ 
tretern vor der Weiterſendung alsbald unmittelbar Protokollub⸗ 
ſchriften zu erteilen, wenn ein Antrag auf Erteilung folder Ab⸗ 
ſchriften vorliegt. 


Es bleibt hiernach den Berufsgenoſſen, die auf ſofortige Er⸗ 
teilung von Protokollabſchriften durch das erſuchte Gericht Wert 
legen, überlaſſen, beim Prozeßgericht ausdrücklich einen entſpre⸗ 
chenden Antrag zu ſtellen. (Das Aktenzeichen des an uns gerich- 
teten Schreibens des KGPräſ. v. 22. Okt. 1934 lautet: 18 41 
A 1292 2; Aktenzeichen des Kammervorſtandes: GV 247/33.) 


zahlung von Vergütungen an die Stationsreferendare 


Nach Material, das der Reichsrechtsanwaltskammer von der 
Reichsfachgruppe der Jungjuriſten im BRS”. vorgelegt wurde, 
haben die Vorſtände der Anwaltskammern zu der Frage, ob an 
Stationsreferendare in der Anwaltsſtation Vergütungen gezahlt 
werden, auch in jüngſter Zeit noch in ganz verſchiedener Weiſe 
Stellung genommen. Mehrere Anwaltskammern haben es für be⸗ 
rufswidrig erklärt, Stationsreferendare gegen Vergütung zu beſchäf⸗ 
tigen, wohingegen eine andere Kammer es für eine Berufspflicht 
des Anwalts erklärt, die Hilfsleiſtung eines Referendars ange⸗ 
meſſen zu vergüten. 


Die Frage der Honorierung von Hilfsarbeitern und Referen⸗ 
daren iſt keine Frage des anwaltlichen Berufsrechts. Berufs⸗ 
pflicht des Anwalts kann es nur ſein, den ihm überwieſenen Refe⸗ 
rendar ordnungsmäßig auszubilden, ohne dabei ſeine Arbeitskraft 
für die mechaniſche Erledigung von Arbeiten zu verwenden, die ihn 
in der Ausbildung nicht fördern (ogl. Richtlinien für die Aus⸗ 
übung des Anwaltsberufs, Ziff. 23). Ob dafür eine Vergütung ge⸗ 
zahlt wird, iſt für das Berufsrecht gleichgültig. Es wird dies da⸗ 
von abhängen, ob der Referendar für den Anwalt praktiſch verwend⸗ 
bare Arbeit leiſtet, wobei die Perſönlichkeit des Referendars und 
die . Lage des Anwalts ausſchlaggebend mitſprechen 
werden. 


Die freie Vereinbarung hierüber wird nicht etwa von einer 
Genehmigung durch die Anwaltskammer abhängig gemacht. Die 
entgeltliche Beſchäftigung iſt jedoch im Negelfalle für den Refe⸗ 
rendar beamtenrechtlich anzeige- und genehmigungspflichtig. Iſt 
dem Referendar die Beſchäftigung gegen Entgelt von ſeiner Dienſt⸗ 
behörde verboten, ſo darf ſelbſtverſtändlich der Anwalt nicht zur 
Übertretung eines ſolchen Verbots ſeine Hand bieten (GV. 159, 32). 
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Die Einſendung von Büchern begründet keinen Anſpruch auf Beſprechung. Eine Rückſendung kann in keinem Fall erfolgen 


Das neue deutſche Reichsrecht, herausgegeben von Hans 
Pfundtner, Geh. RegR., Staatſekretär im Reichsminiſte⸗ 
rium des Innern, und RA. Dr. Reinhard Neubert, Prä⸗ 
ſident der Reichsrechtsanwaltskammer, unter Mitwirkung 
von Dr. F. G. Medicus, Miniſterialrat im Reichsmini⸗ 
ſterium des Innern. 26. Lieferung. Berlin 1934. In⸗ 
duſtrieverlag Spaeth & Linde. Preis je Blatt 0,04 AM 
und Poſtgebühren. 

Entſprechend der Fülle neuer Geſetze bringt die 26. Lieferung 
des Pfundtner⸗Neubert umfangreiche Ergänzungen (145 Blatt) 
der bisherigen Sammlung; ſie enthält im weſentlichen das bis zum 
16. Nov. 1934 im RGBl. veröffentlichte Material. 


Der öffentlich⸗ rechtliche Abſchnitt gibt u. a. das Geſetz 
zur Regelung der öffentlichen Sammlungen und die Beſtimmungen 
über die Ausübung des Begnadigungsrechts in Dienſtſtrafſachen wieder. 

Der zweite Teil, Rechtspflege, bringt drei Geſetze: Auf⸗ 
löſung und Löſchung von Geſellſchaften und Genoſſenſchaften, Ande⸗ 
rung des Genoſſenſchaftsgeſetzes, Verlängerung des Vollſtreckungs⸗ 
ſchutzes in der Binnenſchiffahrt. 

Im Wirtſchaftsrecht findet man das Geſetz über die deutſche 
Verrechnungskaſſe, über die ſtatiſtiſche Abgabe, über die Beſtellung 
des Reichskommiſſars für die Preisüberwachung, ein Ergänzungsgeſetz 
zur landwirtſchaftlichen Schuldenregelung u. a. 

Das Sozial⸗ und Arbeitsrecht enthält Verordnungen 
zur Sozialverſicherung, Krankenverſicherung und Zulaſſung der Arzte 
zu den Krankenkaſſen. 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


Die Lieferung bringt ferner (unberechnet) die Texte der 
neuen Steuergeſetze, um die Bezieher des Pfundtner⸗Neubert 
möglichſt raſch von dieſen wichtigen Geſetzen zu unterrichten. Dieſe 
Beſtimmungen ſind noch nicht erläutert. Die Erläuterungen folgen in 
der nächſten Lieferung und werden dann an Stelle der Texte ein⸗ 
geordnet. 


Die Geſetzgebung des Kabinetts Hitler. Die Geſetze im 
Reich und Preußen ſeit dem 30. Januar 1933 in ſyſte⸗ 
matiſcher Ordnung mit Sachverzeichnis. Herausgegeben 
von Dr. Werner Hoche, Miniſterialrat im Reichsminiſte⸗ 
rium des Innern. Berlin 1934. Verlag Franz Vahlen. 
Heft 9 (16. Juni bis 15. Auguſt 1934). Preis ſteif kart. 
4,80 Hal, Ganzleinen 5,70 K.. Heft 10 (16. Auguſt 
bis 31. Oktober 1934). Preis kart. 5.90 RM, geb. 7 RM 


Mit lobenswerter Schnelligkeit folgt die weitverbreitete Samm⸗ 
lung: „Die Geſetzgebung des Kabinetts Hitler“ der Rechtsentwichlung. 
Die beiden vorliegenden Hefte 9 und 10 (ausgegeben Ende Auguſt 
und Mitte November) bringen die geſamten im Reich und in Preußen 
in der geit vom 15. Juni bis zum 31. Okt. ergangenen Geſetze auf 
etwa 1300 Seiten. Der große Wert dieſer lückenloſen Sammlung der 
neuen Geſetzgebung, die neben den Geſetzen auch die Durchführungs⸗ 
verordnungen in überſichtlicher Ordnung enthält, wird noch erhöht 
durch die Wiedergabe der zur Veröffentlichung gelangten Begründungen 
und das einzigartige Regiſter, das es jedem Benutzer ermöglicht, 
mühelos in kürzeſter Zeit das gewünſchte Geſetz zu finden. Die Samm⸗ 
lung (Heft 1—10) bietet einen Überblick über die geſetzgeberiſche Tätig⸗ 
keit ſeit dem 30. Jan. 1933 und iſt eine vollſtändige Bibliothek des 
nationalſozialiſtiſchen Rechts. Hervorgehoben werden muß auch die 
unbedingte Zuverläſſigkeit der Bearbeitung, die in anderen Samm⸗ 
lungen des neuen Rechts leider nicht immer zu finden iſt. Gemeſſen 
an dem Inhalt und Umfang des Werkes iſt der Preis durchaus mäßig, 
Heft 9 (554 Seiten) 4,80 AM, Heft 10 (726 Seiten) 5,90 RM. Die 
Sammlung erſcheint laufend in Abſtänden von etwa zwei N 


Prof. Dr. Dr. h. c. Hermann Derſch und Min Dir. Dr. Erich 
Volkmar, Mitglieder der Akademie für Deutſches Recht: 
Arbeitsgerichtsgeſetz i. d. Faſſ. des Geſ. v. 10. April 1934. 
5., völlig neu bearb. Aufl. Mannheim 1934. Deutſches 
Druck- und Verlagshaus GmbH. XVI u. 614 S. Preis 
in Leinen geb. 18 K. 


Die parlamentariſchen und außerparlamentariſchen Kämpfe um 
das ArbchG. find noch in friſcher Erinnerung. Die Schärfe, mit der 
dieſe Kämpfe geführt wurden, war ſelbſt für eine Zeit, die jeden Geſetz⸗ 
entwurf weithin der öffentlichen Kritik preisgab, ungewöhnlich. Noch 
kurz vor der Verabſchiedung des Geſetzes im Reichstag erhoben die 
deutſchen Richter und Anwälte in gemeinſamer Erklärung v. 25. Nov. 
1926 (JW. 1926, 2789) ernſteſten Widerſpruch, und als Wortführer 
der Wiſſenſchaft ſtellte ſich ihnen in Wilhelm Kiſch einer der 
namhafteſten Prozeßrechtslehrer zur Seite: JW. 1926, 2800 ff. Auch 
bei ſeinem Inkrafttreten haben wir das Geſetz hier nicht allzu freund⸗ 
lich begrüßt: JW. 1927, 1505 ff. Unſere Kritik hat ſich in mancher 
Hinſicht wohl als verfehlt erwieſen, weil ſie zu ſtark an überlieferter 
Lehrmeinung und hergebrachter Amtsgewohnheit feſthielt und ſich 
damit den Blick nach vorwärts verbaute. So mögen wir wohl über- 
ſehen haben, daß ein Prozeßgeſetz keine Präziſionsmaſchine iſt, ſondern 
eine Ordnung für denkende Menſchen, und daß ſehr viel, wenn nicht 
alles auf den guten Willen ankommt, mit dem die Beteiligten an die 
Handhabung des Geſetzes herangehen. Erſt in der Praxis erkannten 
wir die wertvollen Anſätze für die Weiterentwicklung des Sozialrechts 
und des Prozeßrechts, die das ArbchGG. in ſich trug. Wer die Dinge 
in der Nähe ſehen durfte — wenn auch nur wie der Berichterſtatter 
in der beſcheidenen Stellung eines nebenamtlichen Vorſitzenden —, 
dem drängte ſich alsbald die Überzeugung auf, daß das Arbeitsgerichts⸗ 
verfahren namentlich im erſten Rechtszug in doppelter Hinſicht hervor⸗ 
ragende erzieheriſche Wirkung auf alle Beteiligten ausübte: es diente 
der Vorbereitung des ſozialen Friedens, und es lehrte uns, 
von der Formgebundenheit des ordentlichen Zivilprozeſſes 
allmählich uns zu löſen, die Formenſtrenge nicht mehr zu über⸗ 
ſpannen, ſondern überall nach Sinn und Zweck der einzelnen Ver⸗ 
fahrensvorſchrift zu fragen. So iſt es gelungen, manche Unebenheit 
des Geſetzes durch verſtändige Handhabung auszugleichen und dem 
Arbeitsgericht das Vertrauen weiter Volkskreiſe zu gewinnen. 

Auf dieſem nicht immer leichten Wege iſt der Kommentar von 
Derſch und Volkmar, der 1927 zuerſt erſchien, von allem An⸗ 
fang an bahnbrechend vorangegangen. Das iſt ſein unſchätzbares Ver⸗ 
dienſt, und es kann zu ſeinem Lobe in der Tat nichts Neues mehr 
geſagt werden. Die Aufgabe, die ſich die Verf. geſtellt haben, iſt ſeit 
dem Erſcheinen der 4. Aufl. i. J. 1931 (angezeigt von Mansfeld: 
JW. 1932, 1244) weſenllich ſchwieriger geworden. Denn es hat ſich 


bei der Neubearbeitung nicht nur um die Anderung einzelner Vor⸗ 
ſchriften gehandelt, die ſich aus dem ArbOG. v. 20. Jan. 1934 und 
anderen Geſetzen ergeben und zu der Neufaſſung v. 10. April 1934 
geführt haben. Vielmehr waren auch die Einwirkungen in Betracht zu 
ziehen, die das Gef. zur Anderung des Verfahrens in bürgerl. Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten v. 27. Okt. 1933 auf den arbeitsgerichtlichen Prozeß 
ausübt (im Zuſammenhang dargeſtellt von Volkmar: DArba. 2, 
39 ff.), und vor allem mußte die grundlegend veränderte Richtung be⸗ 
rückſichtigt werden, die der Weiterentwicklung des Arbeitsrechts durch 
die Leitgedanken des ArbOG. gegeben worden iſt. Die Verf. haben 
die Aufgabe glänzend gelöſt, und die Verbindung von wiſſenſchaftlicher 
Zuverläſſigkeit und praktijcher Anſchauung, die ihren Kommentar 
von jeher kennzeichnete, geben die Gewähr dafür, daß Mansfelds 
Vorausſage ſich auch an der vorliegenden Neubearbeitung erfüllt: 
dieſes Buch wird ſeinen Siegeszug fortſetzen! 
RA. Dr. W. Oppermann, Dresden. 


OLGR. a. D. Dr. W. Mann: Erbgang im Dritten Reich. 
Kurze Darſtellung des Allgemeinen Erbrechts und des Erb: 
hofrechts. Dieſſen vor München 1934, Verlag Joſ. C. Huber. 
142 S. Preis 2.RM. 


Das vorliegende Büchlein will in erſter Linie in der Hand 
des mit dem bäuerlichen Recht befaßten Laien über das Erbrecht 
nach BOB. und nach dem RExbyofG. aufklären. Von dieſer Ziel⸗ 
a aus betrachtet kann es mit gutem Recht als gelungen an⸗ 
geſprochen werden und wird beſonders beim bäuerlichen Anerben⸗ 
richter und bei der rechtsbelehrenden Tätigkeit der Kreisbauern⸗ 
führer häufiger auch einem Bedürfnis begegnen. 

Die Darſtellung iſt gemeinverſtändlich, leicht lesbar und geht 
auf alle Fragen auf dem von ihm behandelten Gebiete ein, ohne 
ſich aber auf juriſtiſche Streitfragen einzulaſſen. 

Auch dem Juriſten gibt es wertvolle Anregungen, insbeſ. 
durch ſeine Gegenüberſtellung des allgemeinen Erbrechts und des 
Anerbenrechts nach dem NErbhof®. Gerade aus dieſem Grunde 
wird auch der Richter, RA. oder Notar das Büchlein nicht ohne 
Nutzen in die Hand nehmen. Beſonders zu empfehlen wäre ſeine 
Lektüre aber dem jungen Rechtsſtudenten, der hier einen leicht⸗ 
verſtändlichen und zuverläſſigen Führer in einem neuen Rechts⸗ 
gebiet erhalt und durch die vergleichsweiſe Heranziehung des 
Erbrechts nach BGB. einen wertvollen Überblick über die gegen⸗ 
ſeitigen Zuſammenhänge bekommt. 

Notar Dr. Seybold, Berlin. 


ErbhGGerR. u. OLGR. Dr. jur. Otto Wöhrmann: Der Hofes⸗ 
übergabevertrag nach dem Reichserbhofgeſetz. Berlin 1934. 
Carl Heymanns Verlag. 55 S. Preis 2,40 .. 


Eine Arbeit, die ſich ausſchließlich mit dem Übergabevertrag 
befaßt, muß beſonders bei den Notaren großem Intereſſe begegnen, 
iſt der Übergabevertrag doch das Haupttätigkeitsfeld des Notars, 
ſpeziell des Landnotars. Vielen Notaren werden die Ausführungen 
des Verf. eine willkommene Unterſtützung in ihrem Beſtreben ſein, 
die Hofesübergaben ganz im Einklang mit dem Geſetz zu beurkun⸗ 
den, dabei aber die Familienverhältniſſe des Bauern und die 
Wünſche innerhalb der Familie nach Möglichkeit zu berückſichtigen. 

Mit Recht ſieht der Verf. im Übergabevertrag eine vorweg⸗ 
genommene Erbfolge. Er bildet hieran anſchließend aber dadurch 
einen eng abgegrenzten Begriff, daß er auf den Übergabevertrag 
die Vorſchriften über die Erbfolge ohne weiteres anwendet. Hierin 
beſteht eine große Gefahr; der aus theoretiſchen Erkenntniſſen 
hergeleitete Begriff wird zu einer Herrſchaft erhoben, die ihm nicht 
zukommt. 

Was den Begriff des Übergabevertrags angeht, fo liegt darin, 
daß er wirtſchaftlich eine Vorwegnahme der Erbfolge bedeutet 
und regelmäßig mit Rückſicht auf die künftige Erbfolge geſchloſſen 
wird, noch nicht, daß die Vorſchr. über das Erbrecht und die Gren⸗ 
zen, die das Geſetz für dieſes gezogen hat, uneingeſchränkt An⸗ 
wendung finden. Denn die wirtſchaftliche Bedeutung als vorweg⸗ 
genommene Erbfolge ändert daran nichts, daß der Übergabevertrag 
eine Veräußerung iſt und eine ſolche bleibt. Dafür, was in dem 
Übergabevertrag als rechtlich zuläſſig vereinbart werden kann, ſind 
deshalb die Vorſchr. für die Veräußerung maßgebend. Die wirt⸗ 
ſchaftliche Bedeutung des Übergabevertrags als vorweggenommene 
Erbfolge kommt dabei in den Erwägungen zur Geltung, die das 
Anerb. bei der Erteilung der Genehmigung anſtellt. Damit 
ſteht feft, daß das Anerbch. das Abweichen von einer zwingenden 
erbrechtlichen Vorſchr. ſehr wohl genehmigen kann, wenn es auch 
die Genehmigung zu einer ſolchen Abweichung nur erteilen wird, 
wenn ihm dies nach den Verhältniſſen des einzelnen Falles un⸗ 
bedingt notwendig erſcheint. Auf dieſe Weiſe ſtehen auch nach der 
hier vertretenen Anſicht die erbrechtlichen Vorſchriften des RErb⸗ 
hof. in einem engen Zuſammenhang mit dem Übergabevertrag, 
1 aber deſſen Charakter als Veräußerung unter Lebenden zu 

eſeitigen. 


63. Jahrg. 1934 Heft 51/52] 
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Dieſe Auslegung dürfte auch mit der Meinung von Vo⸗ 
gels übereinſtimmen, der in Anm. V zu § 37 feines Kommen⸗ 
tars wiederholt bemerkt, daß das Anerb(ß. Abweichungen von den 
erbrechtlichen Vorſchriften des RErbhofch. nur unter den Voraus⸗ 
ſetzungen genehmigen wird, unter denen es eine entſprechende erb⸗ 
rechtliche Beſtimmung genehmigen würde, wie er auch jagt, daß 
den Geſchwiſtern grundſätzlich Leiſtungen nur im Rahmen des § 30 
RErbhof®. eingeräumt werden ſollen. Gerade hieraus ergibt ſich 
aber, daß auch Vogels die für den Übergabevertrag durch die 
erbrechtlichen Beſtimmungen des RErbhof®. gezogenen Grenzen 
nicht als zwingend anſieht, ſondern als Richtſchnur, die der An⸗ 
erbenrichter bei der Erteilung der Genehmigung nicht außer acht 
laſſen ſoll, wenn nicht beſondere Verhaltniſſe ihm dies notwendig 
erſcheinen laſſen. 

Aus dieſen Darlegungen erhellt, daß meine Anmerkung in 
JW. 1934, 2166 3, auf die der Verf. bei der Bildung feines Be⸗ 
griffs Bezug nimmt (S. 3), nur beſagen ſollte, daß zum Weſen 
des Übergabevertrags ſein enges Verhältnis zur künftigen Erb⸗ 
folge gehört, daß alſo der Grundbeſitz „mit Rückſicht auf die künf⸗ 
tige Erbfolge“ übergeben wird. Wenn im weiteren auch in meiner 
Anmerkung vom Übergabevertrag als „vorweggenommener Erb⸗ 
folge“ geſprochen wurde, ſo war damit nur die wirtſchaftliche Be⸗ 
deutung, nicht aber die rechtliche Natur des Übergabevertrags ge- 
ſtreift. 

Trotzdem die als Ausgangspunkt gewählte Begriffsbeſtim⸗ 
mung hiernach nicht voll gebilligt wird, verliert dadurch die Arbeit 
ihre praktiſche Bedeutung nicht. Sie zeigt größte Sachkenntnis und 
berückſichtigt Literatur und Rechtſprechung in weiteſtem Maße. Da⸗ 
durch bietet ſie ſoviel Belehrung, daß ſie jeder mit Gewinn zur 
Hand nehmen wird, der mit der Abfaſſung oder Genehmigung von 
Übergabeverträgen zu tun hat. 

Die Ergebniſſe ſind auch in faſt allen Fragen zu billigen, 
beſonders deshalb, weil das Ermeſſen des Richters bei der Ertei⸗ 
lung der Genehmigung zumeiſt die Grenze ziehen wird, die der 
Verf. ſchon aus dem Begriff herleitet. Gerade gegen dieſe begriffs⸗ 
mäßige Begrenzung muß aber Stellung genommen werden, da ſie 
den Übergabevertrag in Feſſeln zwängt, die zu unbilligen Härten 
führen könnten. Auch ohne dieſe aus dem Begriff hergeleiteten 
Feſſeln wird es der von den Grundlinien des Geſetzes durchdrun⸗ 
gene Notar und Richter verſtehen, den Vertrag im Einvernehmen 
mit den Beteiligten ſo zu geſtalten, daß er im Regelfall ganz den 
Forderungen entſpricht, die ſich als praktiſches Ergebnis aus den 
Ausführungen des Verf. entnehmen laſſen. Er behält aber dann 
noch die Freiheit, int beſonders gelagerten Fall dieſen Rahmen zu 
überſchreiten, ſoweit dies erforderlich erſcheint. 

Notar Dr. Seybold, Berlin. 


Dr. Mitzſchke, LER. im Reichs⸗ u. Preuß. Juſtizminiſterium: 
Das Pachtſchutzrecht im Reich und in Preußen. Klein- 

gartenordnung, Pachtſchutzordnung und Pächterſchutzgeſetz. 
Textausgabe mit einer Einleitung und den wichtigſten 
Rechtsentſcheiden des Kammergerichtes herausgegeben unter 
Benutzung amtlichen Materials. Berlin. Paul Parey⸗ 
Verlag. 79 S. Preis ſteif broſch. 2,60 K.. 

Nachdem durch Geſ. v. 9. Dkt. 1934 (RGBl. I, 913) die 
RPachtſchd. bis zum 30. Sept. 1936 ihre Geltung behält, iſt dieſer 
Rechtsführer durch die Pachtſchd., der ſowohl die KEN PT. berück⸗ 
ſichtigt wie auch auf die ſtändige Verbindung der neuen Belt. mit den 
früheren verweiſt, ein ſicherer Wegweiſer für jeden bäuerlichen 
Berater. 1 

Wer ſeit den Kriegswirtſchaftsjahren unſere Pachtſchutzgeſetz⸗ 
gebung in der Praxis verfolgt hat, muß feſtſtellen, daß jeder Laien⸗ 
beiſitzer des PE A. nur dann wirtſchaftsvernünftig an einer Entſch. 
mitwirken kaun, der die Entwicklungsgeſchichte der Schutzbeſtimmun⸗ 
gen verfolgt hat. Aus dieſem Grunde iſt der dem Geſetzestexte vor⸗ 
ausgehenden Einleitung über den Werdegang der PachtſchO. wie 
auch über das durch die Bundesrats BO. v. 4. April 1916 betr. 
Feſtſetzung von Pachtpreiſen für Kleingärten begründete Kleingarten⸗ 
recht ein beſonderer Aufklärungswert zuzubilligen. Da der Verf. 
zu den Geſetzesreferenten gehört, möchte ich ihm doch die Prüfung der 
Frage nahelegen, ob der in § 36 PrpachtſchO. ausführlich behandelte 
Vollmachtsnachweis bei einer Vertretung durch einen Rechtsanwalt 
de lege ferenda gemildert werden kann. Es erſcheint doch die Recht⸗ 
ſprechung, die einen Nachweis der Vollmacht des Anwaltes vor dem 
PE. im Sinne des § 36 Abf. 2 (845) Prpachtſcho. als nicht er⸗ 
bracht anſieht, wenn der Anwalt vor dem PEN. in Gegenwart der 
Partei verhandelt hat und die Partei damit einverſtanden geweſen iſt, 
ſtark formaliſtiſch und damit unzeitgemaß. Für wen tritt denn der 
Anwalt, der verhandelt, dem die Partei fein Recht, für ſie zu ver⸗ 
handeln, vor dem zuſtändigen PE A. noch erklärt, auf. Schließt das 
Auftreten in dieſer Form nicht jeden Zweifel an einer Vollmachts⸗ 
erteilung aus? — 

Der in unzähligen Geſetzen und Verordnungen ſeit 1920 (für 


die Kleingarten⸗ und KleinlandpO. ſeit 1919) verſtreute und den 
Zeitbedürfniſſen angepaßte Stoff iſt überſichtlich geordnet und gibt auf 
allen, auch den verwandten Gebieten, wie Jagd⸗, Fiſchereipacht⸗, 
Erbhofgeſetz, ſoweit ſie das Pachtſchutzrecht berühren, zuverläſſige 
Auskunft. RA. Ernſt Böttger, Berlin. 


Dr. Eugen Kempermann: Die Erkenntnis des Verbrechens 
und ſeiner Elemente. Ein Beitrag zur Revolution der 
ſtrafrechtlichen Dogmatik. Berlin 1934. Verlag für 
Staatswiſſenſchaften und Geſchichte, GmbH. 56 S. Preis 
broſch. 4 A. 


Die der Offentlichkeit bekanntgegebenen Ergebniſſe der Straf⸗ 
rechtskommiſſion haben bisher bei dem juriſtiſchen Publikum nur 
auffallend wenig kritiſche Betrachtungen ausgelöſt. Die vorliegende 
Schrift Kempermanns ſetzt ſich ebenfalls nicht eine derartige 
Kritik zum Ziel, wenn ſie auch gelegentlich zu der — inzwiſchen 
allerdings teils erlaſſenen teils überholten — Preußiſchen Denk⸗ 
ſchrift von 1933 Stellung nimmt. Sie kommt aber gerade recht, 
daß die in ihr niedergelegten Anregungen bei dem Reformwerk 
berückſichtigt werden können. Das verdient die gewandt und an⸗ 
ſchaulich geſchriebene Abhandlung jedenfalls. Ihr Obertitel iſt nicht 
beſonders glücklich gewählt. Die Arbeit will die allgemeine Me⸗ 
thodenlehre des Rechts zwar nicht zum Abſchluß, aber doch einen 
weiteren Schritt vorwärts bringen. Zu dieſem Zwecke unterſucht 
der Verfaſſer, ob die Behandlung, die heute die ſtrafrechtliche 
Dogmatik dem „Verbrechen“ widmet, Beifall verdient. Er ver⸗ 
neint dieſe Frage und weiſt der Phänomenologie, die (nach 
Huſſerl) neben der Erforſchung des Weſens der pſycho⸗phyſi⸗ 
ſchen Gegenſtände alle Objektivitäten höherer Ordnung, alle Wert⸗ 
objekte und praktiſchen Objekte, wie Staat, Recht, Sitte uſw. zu 
Baden und die ihnen innewohnenden Probleme zu löſen hat, 
die Aufgabe zu, Wandel zu ſchaffen. Iſt die nur auf die pſycho⸗ 
phyſiſche Welt abgeſtellte Erkenntnis ungeeignet, das Weſen der 
ſtrafrechtlichen Phänomene zu erfaſſen, ſo ſoll die — ſich an das 
im Bewußtſein Gegebene haltende — Phänomenologie alles 
beſchreiben, was ſich dem Bewußtſein darbietet. Nicht um damit 
irgendwelche ſelbſtändigen Ergebniſſe zu zeitigen, ſondern nur um 
darzutun, in welcher Weiſe durch phänomenologiſche Erforſchung 
das Weſen der Gegenſtände erkannt werden kann, beſchäftigt ſich 
Kempermann mit der Schuld (S. 21 ff.), mit den Schuld⸗ 
elementen (S. 41), mit dem Verſuche (S. 43) und mit einzelnen 
Tatbeſtänden des Beſonderen Teils (S. 45). Hier iſt nicht der 
Raum, um ſich mit Kempermann im einzelnen auseinander⸗ 
zuſetzen. Jedenfalls zeigt ih Kempermann als ſcharfer und 
kühner Denker, deſſen Darlegungen von neuen Gedanken erfüllt 
ſind und faſt ausnahmslos gut anſprechen. Ausgezeichnet iſt, was 
Kempermann zur Schuld ausführt, vortrefflich ſeine Auf 
faſſung von der Ehre, wenn man auch nicht allen Punkten im 
einzelnen beipflichtet. So bin ich im Gegenſatze zu Kemper⸗ 
mann der Anſicht, daß die Ehre auf ſittlicher Baſis beruht, ſo 
daß die Äußerung, ein anderer ſei häßlich, nicht zu den Beleidi⸗ 
gungen zählt. Auch meine ich, daß die Ehre in der allgemeinen 
Menſchenwürde gründet und daher begrifflich — nicht freilich 
praktiſch — bei allen Menſchen gleich iſt, ſo daß die „Künſtler⸗ 
ehre“, die „Beamtenehre“ und die weiteren Abſtufungen, die ge⸗ 
meinhin gemacht werden, den inneren Kern des Ehrbegriffes nicht 
berühren. Solche Abweichungen in der Auffaſſung vermindern 
natürlich in keiner Weiſe den hohen Wert der Kempermann⸗ 
ſchen Arbeit. Die Methodenlehre wird nur Gewinn ziehen, wenn 
fie auf dem von Kempermann aufgezeigten Wege das Weſen 
der Rechtserſcheinungen zu erfaſſen ſucht. 

Nach der drucktechniſchen Seite ſei bemerkt, daß ſich der Ver⸗ 
lag ein Verdienſt erwürbe, wenn er der Druckerei aufgäbe, im 
Texte alle Eigennamen zur beſſeren Überſichtlichkeit geſperrt oder 
kurſiv zu drucken. GenStA. Dr. Alf r. Weber, Dresden. 


Dr. Wolfgang Ehrhardt, Berlin: Verurteilung auf Grund 
wahlweiſer Tatſachenfeſtſtellungen. Düſſeldorf. Verlag 
G. H. Nolte. 

Die vorliegende Arbeit war abgeſchloſſen, bevor die Ver⸗ 
öffentlichung in der FW. 1934, 294 geſchehen und der Beſchluß der 
Ver. StrSen. v. 2. Mai 1934 (RGSt. 68, 257 = JW. 1934, 2049) 
ergangen war. Da dieſer Beſchluß noch keine befriedigende Löſung 
gebracht hat, iſt auch die vorliegende Unterſuchung von Wert, wie 
es frühere Arbeiten zu dieſer Frage geweſen ſind. Wenn man (wie 
der Beſchluß der Vereinigten Strafſenate ausführt) den Grundſatz 
nicht preisgibt, daß nur auf einer eindeutigen tatſächlichen Grund⸗ 
lage verurteilt werden dürfe, aber doch (zunächſt einmal) die Ver⸗ 
urteilung auf wahldeutiger Grundlage zuläßt für den Zweifel, ob 
Diebſtahl oder Hehlerei, ſo bleibt für ſpäter die Frage zu löſen, 
wo eine Grenze zu ziehen ſei. Der Verf. lehnt eine allgemeine, vor⸗ 
behaltloſe Zulaſſung ab und hält eine Begrenzung für nötig. Er 
findet dieſe in dem § 264 StPO. gegeben und will eine Verurtei⸗ 


Schrifttum 


Juriſtiſche Wochenschrift 


lung auf wahldeutiger Grundlage nur zulaffen, wenn Identität 
der Tat vorliege. Diefe Einſchränkung mag fürs erſte beſtehen. 
Aber was iſt Tateinheit? Der Verf. ſagt, entgegen der Auffaſſung 
des § 264 StppO., in der reichsgerichtlichen Rechtſprechung. „Tat 
gleich tatbeſtandsmäßige Handlung“, alſo „Tateinheit“ nur im 
Falle „der Idealkonkurrenz, wenn wenigſtens eines der Hand⸗ 
lungselemente einer doppelten juriſtiſchen Beurteilung fähig iſt, 
und bei einem Verſtoß gegen dasſelbe Rechtsgut“. Die Anſicht des 
Verf. engt die Zuläſſigkeit zu ſehr ein. Eine klare Nennung einiger 
Gegenüberſtellungen hätte die Sache anſchaulicher, greifbarer ge⸗ 
macht — vielleicht auch gezeigt, daß jene enge Auffaſſung nicht 
brauchbar wäre. Fälle, wo es nicht zuläſſig fein ſoll, hat Grün⸗ 
hut genannt (Aſchaff. Ziſchr. 1934, 327 ff.). Ich glaube, die Löſung 
wird ſich aus der Rechtsübung ſchließlich dahin ergeben, daß die 
Verurteilung auf wahldeutiger Grundlage grundſätzlich zugelaſſen 
wird und nur gewiſſe äußerſte Fälle auf Grund einer mehr ge⸗ 
fühlsmäßigen Ablehnung ausgeſchieden werden. Grünhut will 
3. B. beim Zweifel, ob Abtreibung oder Betrug, ob Wildern oder 
Hehlerei, keine wahlweiſe Verurteilung zulaſſen. Ich hätte hier 


keine Hemmungen. 
RG R. Dr. A. Zeiler, Leipzig. 


Erwin Rieſch: Der Begriff „Militärluftfahrzeug“ im Luft⸗ 
recht. (Völkerrechtsfragen. Eine Sammlung von Vorträgen 
und Studien. 42. Heft.) Berlin und Bonn 1934. Ferd. 
Dümmlers Verlag. Preis kart. 6 RM. 

Der Verf. verfolgt den Begriff des Militärluftfahrzeugs bis 
auf jene Zeiten zurück, wo Fauchille mit ſeinem berühmten 
Aufſatz über das Luftgebiet die Grundſteine zum Luftrecht ſetzte. 
Es iſt nicht ohne Reiz, wie in den wiſſenſchaftlichen Schriften, 
ſtaatlichen Geſetzen und zwiſchenſtaatlichen Vereinbarungen der Vor⸗ 
kriegszeit die Meinungen durcheinander gingen, wie man die Füh⸗ 
rung, das Eigentum, die Natur des Dienſtes, die Beſatzung, die 
dienſtliche Zuteilung und anderes mehr als Anknüpfung wählte 
Die Handhabung im Weltkriege ging von Anfang an dahin, daß 
es auf die Indienſtſtellung bei der Wehrmacht ankam. Darüber 
hinaus wurde die Mitführung eines Kennzeichens für notwendig 
gehalten. Von dieſer Handhabung hat man ſich nach dem Welt- 
kriege zum Teil wieder entfernt, ja, die Franzoſen brachten es zur 
Knebelung Deutſchlands fertig, durch die Noten der Botſchafter⸗ 
Konferenzen v. 14. April 1922 und 24. Juni 1925, den Begriff des 
Militärluftfahrzeugs rein nach der Stärke der Antriebsmaſchine 
zu beſtimmen. Auch in der Vereinbarung v. 22. Mai 1926 wurde 
noch einmal das Militärluftfahrzeug ausſchließlich nach techniſchen 
Merkmalen bewertet. Daß ſich dieſe Verirrungen franzöſiſcher 
Siegerübermacht nicht im Völkerrecht durchſetzen Konnten, iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich. 

Wenn der Verf. es auf die Zuteilung zur Wehrmacht ab⸗ 
ſtellen will, ſo folgt er einer Anknüpfung, die bereits früher 
gelegentlich vorgeſchlagen worden war und die den Vorteil hat, 
daß der Begriff nicht nach ſchwankenden perſönlichen Geſichts⸗ 
punkten oder Eigentumsverhältniſſen feine Beurteilung finden muß. 

Wenn allerdings Rieſch die Kriegsluftfahrzeuge beſonders 
ſcharf von den „Militärluftfahrzeugen“ getrennt wiſſen will, ſo 
wird man hier den Eindruck nicht los, daß er allzuſehr das 
Theoretiſche in den Vordergrund ſchiebt. Rieſch gibt ſelbſt zu, 
daß Kriegsluftfahrzeuge nur in ganz beſtimmten Fällen nicht 
gleichzeitig Militärluftfahrzeuge ſind, ſo etwa dann, wenn ſie von 
einent privaten Luftfahrzeugwerk für die Wehrmacht gebaut, aber 
von dieſer noch nicht abgenommen worden ſind (S. 92). Verlohnt 
es aber wirklich, um dieſer Luftfahrzeuge willen eine fo ſcharfe Unter⸗ 
ſcheidung zu machen? Es hat nur dann Sinn, den Begriff des 
Kriegsluftfahrzeugs abzutrennen, wenn ein hinreichender Teil der 
Kriegsluftfahrzeuge nicht zugleich Militärluftfahrzeuge ſind. 

Vielleicht iſt an dieſer Begriffstrennung, die der Verf. vor⸗ 
nimmt, die Verwendung des Wortes Militärluftfahrzeug nicht 
ganz unſchuldig. Ich gebe zu, daß auch ich feiner Zeit dieſen Aus⸗ 
druck benutzt habe. Aber das Fremdtvort „Militär“, das Luther 
und Leſſing noch nicht gekannt haben, hat ſich auf dem Umweg 
über Frankreich auch in der deutſchen Wiſſenſchaft feſtgeniſtet. Auf 
der Pariſer Zuſammenkunft 1910 verſtand der Ausſchuß unter dent 
Begriff milikäriſch „alles, was ſich auf die Wehrmacht bezieht“ 
(Rieſch S. 33/35). Wenn das aber richtig iſt, ſollten wir in 
Deutſchland nicht von militäriſchen, ſondern von Wehrmachtluft⸗ 
fahrzeugen ſprechen, wie denn de Visſcher die Militärluftfahr⸗ 
zeuge als ſolche, die der nationalen Verteidigung, alſo der Wehr⸗ 
macht zugeteilt find, bezeichnet (S. 83). Daß die kriegsver⸗ 
wendungsfähigen Luftfahrzeuge mit den Wehrmachtluftfahrzeugen 
nichts zu tun haben, hat Rieſch zutreffend hervorgehoben. 

RA. Dr. K. Volkmann, Düſſeldorf. 


Dr. Walther Hug, Prof. an der Handelshochſchule St. Gallen: 
Zur Reuiſivn des ſchweizeriſchen Aktienrechts. St. Gallen 


1934. Verlag der Fehr'ſchen Buchholg. Preis Fr. 3,75 


—= 3,20 RA. 

Die Schrift hat für uns, die wir vor der Reform des Aktien- 
rechts aus nationalſozialiſtiſchem Denken heraus ſtehen, beſonderes 
Intereſſe. Obwohl der Verf. auf eine weltanſchauliche Unterbauung 
der Grundlagen, von denen er ausgeht, verzichtet, kommt er doch 
weitgehend zu gleichen Forderungen, wie ſie bei uns heute vertreten 
werden. Er lehnt die von den verſchiedenen Intereſſentengruppen ent⸗ 
wickelten ideologiſchen Begründungen der „aktienrechtlichen Demo» 
Rratie” und der Lehre vom „Unternehmen an ſich“ ab und verſucht, 
die beteiligten Belange der Aktionäre, der Gläubiger, der Arbeit- 
nehmer, der Geſamtwirtſchaft angemeſſen auszugleichen. 

Wenn er freilich meint, die Intereſſen der Glaubiger, der Arbeit⸗ 
nehmer und der Geſamtwirtſchaft träten erſt mittelbar in 
die Erſcheinung, ſie könnten daher nur inſoweit Berückſichtigung 
finden, als die AktG. ihrem eigentlichen Zwecke, den Intereſſen der 
Aktionäre zu dienen, nicht entfremdet werde, ſo iſt demgegenüber zu 
betonen, daß wir die Berückſichtigung der Aktionärintereſſen nur 
aus dem Geſamtintereſſe der nationalen Geſamt⸗ 
wirtſchaft heraus und in feinem Rahmen anzuerkennen und 
abzugrenzen vermögen. Aber auch von ſeiner Grundlage ausgehend, 
kommt der Verf. ebenfalls zu der billigenswerten Hauptforde⸗ 
rung, daß eine Stärkung und Sicherung der eigent⸗ 
lichen Unternehmensleitung anzuſtreben ſei. Die 
Kompetenzen zwiſchen Verwaltung und Generalverſammlung ſeien neu 
abzugrenzen, dieſer dürfe nur die Entſcheidung verbleiben in den 
wichtigſten Fragen, die den ſtrukturellen Beſtand der Geſellſchaft und 
die Wahl der Organe betreffen. Das ſtimmt weilgehend mit den 
Vorſchlägen überein, die der Altienrechtsausſchuß der Akademie für 
Deutſches Recht jüngſt erſtattet hat; vgl. Heft 1 der Ztſchr. d. Aka⸗ 
demie S. 28. 

Als notwendiges Korrelat it nach dem Verf. eine ver⸗ 
ſtärkte geſetzliche Sicherung der Aktionäre zu erſtreben. 
Er will Mehrſtimmrechtsaktien nur innerhalb eng gezogener 
Schranken anerkennen; beachtenswert iſt der Vorſchlag, dem Richter 
auf Klage eines einzelnen Aktionärs ein Recht zu ihrer Aufhebung 
aus wichtigem Grund zu geben (S. 48). Der Verf, befürwortet ferner 
die Einſchränkung des Depotſtimmrechts der Banken auf ſolche 
Kundenaktien, für die eine beſondere ſchriftliche Vollmacht vorliegt, 
ferner das Verbot des Stimmrechts der „wirtſchaftlich eigenen“ Aktien 
der Geſellſchaft; endlich die Aufhebung der Stimmrechtsbeſchränkung 
wegen Intereſſenkolliſion, an deren Stelle die Nachprüfung des Be⸗ 
ſchluſſes durch den Richter treten ſoll, ob der Beſchluß den Ans 
forderungen von Treu und Glauben entſpricht. Das Problem der 
Anonymität wird freilich vom Verf. in feiner wahren Bedeutung nicht 
erkannt. 

Aber man erſieht doch aus dieſen Beiſpielen, wie die Spannung 
zwiſchen dem geſetzlichen und dem lebenden Aktienrecht, die ſich aus 
dem Wandel der wirtſchaftlichen Verhältniſſe und unſerer Anſchauungen 
vont Weſen und den Aufgaben der AktG. und des wirtſchaftlichen 
Organiſationsrechts ergibt, auch in der Schweiz zu gleichen Frage⸗ 
ſtellungen und Löſungen drängt, wie die, denen wir zuſtreben. 

Die klar geſchriebene Schrift des Verf. darf deshalb als ein 
dankenswerter Beitrag zur weiteren Reviſionsarbeit auf dem Gebiet 
des Alktienrechts begrüßt werden, zumal fie auf das deutſche Recht 
und die deutſchen Reformvorſchläge eingeht. Zu bedauern bleibt nur, 
daß der Verf. die Arbeiten des Aktienrechtsausſchuſſes der Akademie 
für Deutſches Recht nicht mehr berückſichtigen konnte. 

Prof. Dr. Heinrich Lehmann, Köln. 
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A. Ordentliche Gerichte 
Reichsgericht 


[ Abdruck in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des 
Reichsgericht. — T Anmerkung.) 


a) Zivilſachen 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Kaiſer und Huber 


1. 8 139 BGB. Wenn die Leiſtungen oder 
Gegenleiſtungen aus einem — hier bereits ab⸗ 


geſchloſſenen — Mobiliarvertrage ganz oder 
zum Teil mit zu den Leiſtungen oder Gegen- 
leiftungen aus einem anderen — hier in Aus⸗ 


ſicht genommenen — Grundſtückskaufvertrag ge⸗ 
hören, ſo liegt eine rechtliche Einheitlichkeit 
beider Verträge rechtsnotwendig derart vor, 
daß das Zuſtandekommen des in Ausſicht ge⸗ 
nommenen Geundſtückskaufvertrages Ge⸗ 
ſchäfts bedingung für die Wirkſamkeit des 
äußerlich bereits abgeſchloſſenen Mobiliarver⸗ 
trages iſt. 

Die Wirkſamkeit des zwiſchen den Parteien abgeſchloſſenen 
Mobiliarvertrages hängt entſcheidend davon ab, ob dieſer 
Vertrag einen von dem in Ausſicht genommenen Grunde 
ſtückskaufvertrage unabhängigen ſelbſtändigen Vertrag dar⸗ 
ſtellen ſollte, wofür bei der äußerlichen Trennung in zwei 
verſchiedenen Urkunden eine tatjächliche Vermutung ſpricht 
(vgl. RG. 79, 439 ); 103, 295 2)), oder ob die Parteien 
durch ausdrückliche oder ſtillſchweigende Erklärung den Ab⸗ 
ſchluß des Grundſtückskaufvertrages zur Bedingung für 
die Wirkſamkeit des Mobiliarkaufvertrages gemacht haben 
(vgl. dazu RG. 103, 297 = JW. 1924, 1246). Dabei 
kommt es nicht auf den wirtſchaftlichen Zuſammenhang 
der beiden Geſchäfte, ſondern auf ihren rechtlichen Zuſam⸗ 
menhang an. Ein rechtlicher Zuſammenhang iſt dann gegeben, 
wenn die beiden Geſchäfte trotz ihrer getrennten Beurkundung 
in einem rechtlichen Bedingungsverhältniſſe zueinander ge⸗ 
ſtanden haben in der Weile, daß der Beſtand des Mobiliar⸗ 
vertrages von dem Zuſtandekommen des Grundſtückskauf⸗ 
vertrages abhängen ſollte. Nicht genügen würde es, wenn die 
Parteien nur darauf vertraut hätten, es werde nach Ab⸗ 
ſchluß des Mobiliarvertrages auch der Grundſtückskaufver⸗ 
trag zuſtande kommen, und wenn ſie in dieſem Vertrauen 
davon Abſtand genommen hätten, den Eintritt der Erwar⸗ 
tung zu einer Geſchäftsbedingung zu erheben (vgl. RG.: JW. 
1925, 2236 ). Entſcheidend iſt alſo, ob der in Ausſicht ge⸗ 
nommene Grundſtückskaufvertrag mindeſtens ſtillſchweigend 
zur Geſchäftsbedingung für die Wirkſamkeit des äußerlich 
bereits abgeſchloſſenen Mobiliarvertrages gemacht worden 
iſt. Eine ſolche rechtliche Einheitlichkeit zweier Verträge liegt 
jedoch rechts notwendig immer dann vor, wenn die 
Leiſtungen oder Gegenleiſtungen aus dem einen — hier be⸗ 
reits abgeſchloſſenen — Vertrage ganz oder zum Teil mit zu 
den Leiſtungen oder Gegenleiſtungen aus dem anderen — hier 
in Ausſicht genommenen — Vertrage gehören; alsdann ſtellt 
der bereits abgeſchloſſene Vertrag rechtsnotwendig nur einen 
vorweggenommenen Teil des in Ausſicht genommenen zu⸗ 
ſammengeſetzten einheitlichen Vertrages dar, von deſſen Zu⸗ 
ſtandekommen ſeine Wirkſamkeit abhängt (vgl. RG. 114, 
230 ff. 3)). 

Die Feſtſtellungen des BG. ergeben klar und zweifels⸗ 
frei, daß die in dem privatſchriftlichen Vertrage vor⸗ 
geſehenen Zahlungsverpflichtungen der Kl. ſowie die von ihr 
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zu leiſtende Anzahlung nicht nur die Gegenleiſtung für das 
verkaufte Mobiliar, ſondern bereits einen Teil des Kauf⸗ 
preiſes für das Grundſtück bilden ſollten, deſſen Erwerb 
durch die Kl., entſprechend dem notariellen Vertragsangebote, 
in Ausſicht genommen war. Der Mobiliarvertrag war hier⸗ 
nach nichts anderes als ein vorweggenommener Beſtandteil 
des beabſichtigten Geſamtkaufvertrages über Grundſtück und 
Mobiliar; er bildete mit dem noch abzuſchließenden Kaufe 
vertrage über das Grundſtück rechtsnotwendig eine Einheit 
und konnte daher für ſich allein ſchon deshalb keinen Be⸗ 
ſtand haben, weil er der Formvorſchrift des §S 313 BGB. 
nicht genügte. 

Schon dieſer Geſichtspunkt erweiſt die Berechtigung des 
aus dem mangelnden Beſtande des Mobiliarvertrages her⸗ 
geleiteten Klagebegehrens. 


Unterſtützend kommt der Umſtand in Betracht, daß der 
Mobiliarvertrag von einer Verpflichtung der Kl., den ge⸗ 
ſtundeten Teil des Kaufpreiſes von 4000 AM irgendwie 
ſicherzuſtellen, nichts enthält, daß aber das notarielle Ver⸗ 
tragsangebot über das Grundſtück für dieſe 4000 AM aus 
dem Mobiliarvertrage und für den geſamten beurkundeten 
Grundſtückskaufpreis von 35000 RM die Eintragung einer 
einheitlichen Hypothek von 39 000 ., auf dem von der Kl. 
zu erwerbenden Grundſtücke vorſieht. Eine natürliche Be⸗ 
trachtungsweiſe kann auch bei Berückſichtigung dieſer Ver⸗ 
einbarung zu keinem anderen Ergebnis führen, als daß 
beide Verträge — der bereits abgeſchloſſene Mobiliarvertrag 
und der in Ausſicht genommene Grundſtückskaufvertrag — 
eine Einheit im Rechtsſinne darſtellen ſollten. Zu demſelben. 
Schluß muß endlich auch die Tatſache führen, daß ein Teil 
des angeblichen Mobiliarkaufpreiſes ſowohl nach dem In⸗ 
halte des privatſchriftlichen Vertrages, als auch nach dem 
Inhalte des notariellen Vertragsangebotes am Tage der 
Grundſtücksübergabe fällig werden ſollte. 

(U. v. 28. Sept. 1934; II 70/34. — Hamm.) [v. B.] 

2. 8157 BGB. Hat ein Verletzter in einem 
Vergleiche dem anderen Teile (hier einer Ber- 
ſicherungsgeſellſchaft in Gemäßheit ihres For— 
mulars) gegenüber auf alle Anſprüche verzichtet, 
auch wenn künftig noch andere als die bis dahin 
bekannten Folgen ſich ergeben ſollten, ſo bleibt 
nach Eintritt einer erheblichen Spätfolge im 
Wege der Vertragsauslegung doch zu prüfen, ob 
der Vertragswille auch dieſe Folge mitumfaßte. 
Unfallverletzte dürfen eine eingehende Aufklä⸗ 
rung über die Tragweite allgemeiner Verzichts⸗ 
erklärungen durch die Schadens regulierungs⸗ 
beamten erwarten. f) 


Am 11. April 1925 wurde der Kl. durch Verſchulden des 
Bekl. verletzt (Verrenkung des Hüftgelenks). Der Kl. wurde am 
29. Aug. 1925 geſundgeſchrieben, nachdem Dr. M., der leitende 
Arzt des Krankenhauſes, am 27. Juli 1925 folgende Beſchei⸗ 
nigung ausgeſtellt hatte: „Der (Kl.) hat ſich ... bei mir vor⸗ 
geſtellt. Die Verletzungen und deren Folgen ſind ſo weit ge⸗ 
beſſert, daß ich mit Beſtimmtheit annehmen kann, daß er in 
etwa ſechs Wochen wieder arbeitsfähig ſein wird.“ Die Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft des Bekl. zahlte an den Kl. die Kur⸗ 
koſten mit 725 RM und fernere 250 RM. Auf Grund zwi⸗ 
ſchen dem Kl. und W., dem Regulierungsbeamten der Ver⸗ 


Zu 2. Dem Urt. des NG. iſt im Ergebnis beizuſtimmen. Es 
handelt ſich um eine Entſch. von großer Tragweite, namentlich für 
Verſicherungsgeſellſchaften. Die Begründung iſt, wenn auch nicht in 
allem beifallswert, jo doch ſorgfältig abgewogen, die Entſch. ſelbſt in 
ihrer ſcharfen Umgrenzung als Präzedenzfall beſonders zu beachten. 

Zur Diskuſſion ſteht das ſeit Krieg und Geldentwertung um⸗ 
ſtrittene Problem der nachträglichen Abänderung oder Aufhebung von 


409 


3266 


ſicherungsgeſellſchaft, geführter Vergleichsverhandlungen kam 
im Sept. 1925 gemäß einem von W. zur Verfügung geſtellten 
Formblatt ein Vergleich zuſtande, wonach der Bekl. an den 
Kl. zwecks außergerichtlicher Erledigung 2750 RM zu zahlen 
hatte. In der Urkunde heißt es: „Der (Kl.) verzichtet unter 
Ausſchluß jeder Nachforderung, aus welchem Grunde es auch 
ſei, auf alle Anſprüche, welche ihm aus dem Unfall, auch wenn 
künftig noch andere als die bis jetzt bekannten Folgen ſich er⸗ 
geben ſollten, gegen (den Bekl.) etwa zuſtehen konnten. 

1931, nach mehrmaliger Verſagung und ſchließlich er⸗ 
zielter Bewilligung des Armenrechts, erhob der Kl. Klage auf 
Zahlung einer Rente, indem er behauptete: 

Nach dem Vergleichsſchluß ſei er zunächſt voll arbeits⸗ 
fähig geweſen. Erſt i. J. 1928 habe ſich bei ihm infolge des 
Unfalls eine neue Erkrankung herausgeſtellt, die dann erſt⸗ 
malig am 21. Juli 1928 durch Dr. R. als eine ſchwere ge⸗ 
ſtaltverändernde Hüftgelenkentzündung (Arthritis deformans) 
erkannt worden ſei, die die Erwerbsfähigkeit des Kl. in ſei⸗ 
nem Berufe als Stuckateur für dauernd um mindeſtens 40 bis 
500% herabſetze. Dieſe Unfallfolge ſei für beide Parteien zur 
Zeit des Vergleichsabſchluſſes unvorherſehbar geweſen. Damals 
ſeien beide Teile davon ausgegangen, das Gutachten des 
Dr. M., das bei den Verhandlungen vorgelegen habe, ſei zu⸗ 
treffend und alſo die Heilung des Kl. faſt erreicht. Dafür 
ſpreche auch die Geringfügigkeit der Summe von etwa 300 At, 
die für künftige Erwerbsbeeinträchtigung in Anſatz gebracht 
ſei. Demnach ſei die neue Unfallfolge von dem Vergleich nicht 
berührt und daher vom Bekl. noch zu entſchädigen. 

BG. erklärte die Klage dem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt. Die Rev. wurde zurückgewieſen. 

Die Ausführungen des angef. Urt. gehen im weſentlichen 
dahin: Der Kl. habe bewieſen, daß die Parteien beim Ver⸗ 
gleichsſchluß von ganz beſtimmten, damals vorliegenden Tat⸗ 
ſachen, insbeſ. von ganz beſtimmten Vorſtellungen über den 
Heilerfolg ausgegangen ſeien. Sie hätten geglaubt, die Hei⸗ 
lung ſei geſichert und im weſentlichen bereits erfolgt. Daß 
ſpäter, i. J. 1928, eine Verſchlimmerung des Leidens eintreten 


feſt abgeſchloſſenen Verträgen. Es iſt das alte Problem von Wind⸗ 
ſcheids Vorausſetzung, das in den Zeiten wirtſchaftlicher Un⸗ 
wälzungen wieder aktuell wurde. Oertmann prägte für dieſen Fall 
den Begriff der „Geſchäftsgrundlage“ als „die beim Geſchaftsſchluß 
zutage tretende und vom etwaigen Geſchäftsgegner in ihrer Bedeutſam⸗ 
keit erkannte und nicht beanſtandete Vorſtellung eines Beteiligten 
— oder die gemeinſame Vorſtellung mehrerer Beteiligten — vom Sein 
oder vom künftigen Eintritt gewiſſer Umſtände, auf deren Grundlage 
der Geſchäftswille ſich aufbaut“. Von der Windſcheid ſchen Voraus⸗ 
ſetzung unterſcheidet ſich dieſer Begriff dadurch, daß er nicht auf den 
Willen, ſondern auf die Vorſtellung der Parteien abgeſtellt iſt, ſodann, 
daß er nicht einſeitig, ſondern zweiſeitig gedacht iſt — alſo die ins 
Zweiſeitige und Erkenntnistheoretiſche überſetzte Vorausſetzung. An 
ihre Stelle wollen Leuel (Arch ZivPr. 74, 213 ff. u. 123, 161 ff.) und 
Locher (ArchgZivPr. 121, I ff.) den Begriff des „Geſchäftszweckes“ 
ſetzen, Krückmann den „vituellen Vorbehalt“ (Arch ZivPr. 131, ff. 
u. 257 ff.). Andere verſuchen dem Problem mit der in früheren Geſetz⸗ 
büchern allgemein anerkannten clausula rebus sic stantibus bei⸗ 
zukommen (vgl. Stahl, Clausula rebus sie stantibus). Wieder 
andere verwenden die aus $ 242 BGB. zu folgernde Nichtzumutbar⸗ 
keit der Leiſtung (Nipperdey, Vertragstreue und Nichtzumutbar⸗ 
keit der Leiſtung, 1921) oder die Intereſſenvereitlung (Heck, Schuld⸗ 
recht) oder die Aquivalenzverfehlung als echte Zweckverfehlung beim 
gegenſeitigen Vertrag. Näher kann leider auf dieſem beſchränkten 
Raum hierauf nicht eingegangen werden. Soſehr aber im einzelnen 
auch Streit herrſcht, ſo zeigt doch gerade dieſe Buntheit der Anſichten, 
wie ſehr das Problem die Rechtswiſſenſchaft beſchäftigt. 

Das RG. hat zwar bald den einen oder anderen Begriff in 
vereinzelten beſonderen Erkenntniſſen verwendet, ſich aber prinzipiell 
zu keinem bekannt. Vorſichtig taſtend geht es auf dieſem Gebiete 
— und mit Recht — vor, um nicht das, was es auf der einen Seite 
gibt, durch Verluſt der Rechtsſicherheit auf der anderen Seite wieder 
zu verlieren. In obigem Falle vermeidet es ſogar das RG. offen⸗ 
kundig, einen von den angeführten Begriffen zu verwenden. Es ver⸗ 
ſucht die aus Billigkeitsgründen zu erſtrebende Entſch, offenbar auf 
8 157 BGB., auf den Parteiwillen, zu ſtützen. Daneben geht es aber 
auch von den Tatſachen und beſtimmten Vorſtellungen aus, von denen 
die Parteien bei Vergleichsſchluß ihrerſeits ausgegangen ſeien. Dieſe 
doppelte Art der Argumentierung erſcheint nicht bedenkenfrei; denn 
nimmt man als Ausgangspunkt die Vorſtellungen der Parteien, ſo 
verlegt man den Schwerpunkt wie Oertmann in das Erkenutnis⸗ 
theoretiſche außerhalb des Vertrages, ſtützt man ſich auf den 
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könnte, hätten ſie nicht vorausſehen können. Die vier ver⸗ 
nommenen ärztlichen Sachverſtändigen ſeien darüber uneins, 
ob ſelbſt ein Arzt mit der Möglichkeit des Auftretens der 
Arthritis deformans als Unfallſpätfolge nach dem damaligen 
Stande der Wiſſenſchaft habe rechnen müſſen. Sie hielten es 
aber für ausgeſchloſſen, daß damals ein Laie an eine ſolche 
Entwicklungsmöglichkeit hätte denken können. Dem Kl. als 
Laien auf ärztlichem Gebiete habe eine ſolche Vorſtellung 
offenbar ferngelegen. Das gleiche habe aber auch für W. zu 
gelten, auf deſſen Beurteilung es nach den zutreffenden Aus⸗ 
führungen des Bekl. gemäß § 166 BGB. ankomme. Auch er 
ſei trotz einer gewiſſen praktiſchen Erfahrung in Unfallfolgen 
Laie auf dieſem Gebiet und ſelbſt in den Kreiſen der Fachärzte 
ſei, wie näher dargelegt wird, erſt etwa um die Unfallzeit 
erſtmals die Anſicht vertreten worden, daß bei eingerenkten 
Hüftgelenkverrenkungen die Gefahr einer ſpäteren Arthritis 
beſtehe. W. habe denn auch bei ſeiner Vernehmung nichts 
davon geſagt, daß er bei den Vergleichsverhandlungen an eine 
ſolche Spätfolge gedacht habe, vielmehr habe er nur allgemein 
von Riſiko geſprochen. W. habe dementſprechend ſeiner Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft auch nur berichtet, er habe das Riſiko des 
Verlaufs der Sache berückſichtigen müſſen, das der Kl. gel⸗ 
tend gemacht habe, und das darin beſtehe, daß der Kl. noch 
nicht in der Lage ſei, Leitern und Gerüſte zu begehen, wie 
ſolches ſein Beruf erfordere. Die Verſicherungsgeſellſchaft ſelbſt 
jet ausweislich ihres Schreibens v. 24. Juli 1925 der An⸗ 
ſicht geweſen, ſchon damals ſeien Spuren des Unfalls bei dem 
Kl. nicht mehr vorhanden. Überdies aber ſeien ſich die bei den 
Verhandlungen Beteiligten, insbeſ. auch W., darüber einig 
geweſen, daß nach verhältnismäßig kurzer Zeit irgendwelche 
Unfallfolgen nicht mehr zurückbleiben würden. Als beachtliche 
Unfallfolge ſei nur der Umſtand betrachtet worden, dem Kl. 
werde vielleicht das Beſteigen von Leitern und Gerüſten 
Schwierigkeiten bereiten. Lediglich aus der Erwägung, daß die 
Unfallfolgen etwa erſt noch etwas ſpäter als Anfang Okt. 1925 
vollſtändig beſeitigt ſein könnten, ſei eine „Riſikoprämie“ für 
die Zeit bis zur Herſtellung der vollen Erwerbsfähigkeit des 


Parteiwillen, ſo ſucht man die Handhabe der Vertragsänderung gerade 
im Vertragsinhalte ſelbſt. Aus den dem Vertragsabſchluß zugrunde 
liegenden Vorſtellungen können allerdings auf den Parteiwillen Schlüſſe 
gezogen werden. Dies iſt aber nirgends in der Entſch. zum Ausdruck 
gebracht, ſondern beide Gründe ſtehen nebeneinander und neben einem 
dritten: der unzumutbaren Aquivalenz von Leiſtung und Gegenleiſtung 
(„Der von der Nevifton geſchätzte Betrag würde außer allem Ver⸗ 
hältnis zu dem Schaden ſtehen ...). 

Unzweifelhaft iſt hier das zu erſtrebende Ergebnis: Dem Ver⸗ 
gleich iſt unbeſchränkte Wirkung zu verſagen. Der Begründungen 
gebe es, wie oben gezeigt, viele. Die Frage iſt zunächſt, ob man das 
Argument im Vertragsinhalt — im Parteiwillen — oder außerhalb 
desſelben — in den Vorſtellungen der Parteien — ſucht. Das RG. 
tut beides, geht erſt von den Vorſtellungen der Parteien aus, um dann 
offenbar hieraus einen Schluß auf den Parteiwillen zu ziehen. Dieſe 
doppelte Begründung mit vertraglichen und außervertraglichen, alſo 
heterogenen Elementen iſt nicht zu billigen. Dem Parteiwillen kommt 
nicht in Verträgen die Rolle zu, die man ihm gern — ſo auch hier — 
zuſchreibt. M. E. iſt gerade beim Vergleich der Schwerpunkt nicht auf 
den vertraglichen Willen, ſondern die vorvertraglichen Vorſtellungen 
der Parteien zu legen, von denen ſie bei Schließung des Vertrages 
ausgingen. Dieſen Weg weiſt der Fall des 8779 BGB., der ſich zwar 
mit unſerem nicht deckt, aber boch völlig gleichartig gelagert iſt. Hier 
wie dort gehen die Parteien von Vorſtellungen aus, die ſich ſpäter 
als unrichtig erweiſen. Im Falle des 8 779 ſind dieſe Vorſtellungen 
ſo abweichend von der Wirklichkeit, daß bei Kenntnis der wahren 
Sachlage überhaupt kein Streit entſtanden wäre. In unſerem Falle 
dagegen wäre bei wahrer Kenntnis der Sachlage entweder überhaupt 
kein Vergleich, zum mindeſten aber nicht ein Vergleich dieſes Inhalts 
zuſtande gekommen. Dieſem Vergleich kann daher nur eine Wirkung 
zukommen, die auf den Tatbeſtand beſchränkt iſt, den die Parteien 
bei Vertragsſchluß vor Augen hatten. Verändert ſich dagegen die Sach⸗ 
lage ſo grundlegend, daß der eigentliche Tatbeſtand völlig außerhalb 
der Vorſtellungen der Parteien liegt und nach vernünftiger, ſogar 
ſachverſtändiger Beurteilung vom damaligen Standpunkt aus liegen 
müßte, ſo muß die Wirkung des abgeſchloſſenen Vergleiches — trotz 
des umfaſſenden Wortlautes eines vorgedruckten Formulars — auf 
den urſprünglichen Sachverhalt beſchränkt werden (vgl. RG. 140, 283). 
Das RG. ſpricht mit Recht in einem ſolchen Fall von einem „be⸗ 
grenzten Vergleich“. 0 A „ 

Wann eine grundlegende Veränderung anzunehmen iſt, beſtimmt 
ſich beim gegenſeitigen Vertrag danach, ob Leiſtung und Gegenleiſtung 
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Kl. vereinbart worden. Demnach ſeien die Parteien entgegen 
dem Wortlaut des Vergleichsangebots v. 5. Sept. 1925 über⸗ 
einſtimmend davon ausgegangen, daß der im Wege des Ver⸗ 
gleichs abzugeltende Schadenskreis in ſeinem Umfange ein im 
weſentlichen überſehbarer und begrenzter geweſen ſei. Der ſpä⸗ 
ter eingetretene Schaden habe außerhalb des Vorgeſtellten ge⸗ 
legen und ſei für die Beteiligten nach dem damaligen Sad)- 
ſtand unvorherſehbar geweſen. Dieſer Schaden ſei aber auch ſo 
erheblich, daß bei feiner Kenntnis beide Parteien nach den 
Grundſätzen des redlichen Verkehrs den Vergleich nicht ge⸗ 
ſchloſſen haben würden. Daß der Kl. den Vergleich nicht ein⸗ 
gegangen wäre, könne angeſichts des Umfangs ſeines Schadens 
und der in gar keinem Verhältnis dazu ſtehenden Riſikoprämie 
von etwa 200-300 RA nicht zweifelhaft fein. Aber auch der 
Bekl. hätte dem Kl. den Vergleich nach den Grundſätzen des 
redlichen Verkehrs nicht zumuten dürfen, weil er ſonſt unter 
Ausnutzung der Notlage des Kl. dieſen ſchwer geſchädigt hätte. 
Da ſich nach alledem der Wille der Parteien nicht auf die 
vergleichsweiſe Abgeltung des erſt ſpäter ſich neu bemerkbar 
machenden Schadens bezogen haben könne, vielmehr überein⸗ 
ſtimmend einen zur Zeit des Vertragsſchluſſes begrenzt er⸗ 
ſcheinenden Schadenskreis ins Auge gefaßt habe, ſo könne ſich 
der Bekl. nicht darauf berufen, der jetzt geltend gemachte Scha- 
den ſei durch den Vergleich bereits abgegolten. 

Dieſe Ausführungen geben zu irgendwelchen rechtlichen 
Bedenken keinen Anlaß, entſprechen vielmehr durchweg den 
Darlegungen des Urt.: RG. 131, 278 (vgl. insbeſ. S. 283), 
denen der erk. Sen. überall beitritt (vgl. RGRKomm., 8. Aufl., 
Erl. 30 zu § 779). Die Angriffe der Rev. führen zu keinem 
anderen Ergebnis. 

Die Rev. geht ſchon inſofern von einem irrigen Geſichts⸗ 
punkt aus, als fie von einer „ergänzenden“ Vertragsaus⸗ 
legung ſpricht. Eine ſolche kommt hier nicht in Betracht, iſt 
auch vom Vorderrichter nicht vorgenommen worden. Eine 
Lücke, die der Ergänzung im Weg der Auslegung bedürftig 
wäre (RGRKomm. Erl. 1 zu § 157 Bd. I S. 261), iſt in 
dem Vergleiche vom Sept. 1925 nicht vorhanden. Der Berg. 
hat vielmehr den Sinn der formularmäßigen Klauſel in 
Ziff. 2 unter ſorgfältiger Berückſichtigung von Treu und 
Glauben und der Verkehrsſitte dahin ermittelt, daß beide 
Parteien trotz des weitergehenden Wortlauts nur einen — 
begrenzten — Verzicht des Kl. auf diejenigen Schäden gewollt 
haben, welche ſich in den nächſten Wochen noch etwa als 
Folgen des Unfalls herausſtellen könnten, nicht aber auf die 
Schäden, welche bei dem Kl. durch eine unvorherſehbare und 
nicht in Rückſicht gezogene Spätfolge des Unfalls noch ein- 


auch nur einigermaßen in einem gewiſſen Verhältnis ſtehen. Iſt das 
Mißverhältnis ſo, daß ein redlicher Kontrahent dem anderen einen 
ſolchen Vertragsabſchluß nicht zugemutet hätte oder nach den Regeln 
von Treu und Glauben nicht hätte zumuten dürfen, ohne ſich wuche— 
riſcher Handlungsweiſe ſchuldig zu machen, ſo kann der gegenſeitige 
Vertrag in dieſer Form trotz entgegenſtehenden formalen Wortlauts 
nicht aufrechterhalten werden. Zu der Behebung dieſes Übels wird 
man ſtets das ſchwächſte Mittel wählen, mit dem man zu einem 
gerechten Ausgleich kommen kann. Bei dem Vergleich genügt es daher, 
ſeine Wirkung im weſentlichen auf den Sachverhalt, hier den Schadens⸗ 
kreis, zu beſchräuken, der bei Vertragsſchluß vorgeſtellt wurde oder 
erkennbar war. Der Vergleich iſt daher nicht nichtig, ſondern nur 
auf den ihm zugrunde gelegten Sachverhalt beſchränkt. 

Bei dieſer im Ergebnis ſicher zu billigenden Entſch, muß aber 
betont werden, daß eine derartige Abweichung von dem laren, alle 
Eventualitäten unzweifelhaft formell umfaſſenden Wortlaut nur in 
beſonders abgewogenen, extremen Fällen möglich iſt. Jede ſchranken⸗ 
loſe Ausdehnung dieſes Grundſatzes würde unheilvollen und unüber⸗ 
ſehbaren Schaden anrichten und die allgemeine Rechtsſicherheit ge⸗ 
fährden, die trotz aller gegen ſie gerichteter Angriffe einer der oberſten 
Rechtsgrundſätze und Rechtsziele ſein muß und ſicher bleiben wird. 
Soſehr man in den Nachkriegsjahren die „Billigkeit“ betont hat, und 
ſoviel Wahres und Segensreiches ſicherlich in dieſem Grundſatz liegt, 
wenn er maßvoll⸗vernünftig angewandt wird unter Verückſichtigung 
der Intereſſen beider Parteien, ſo iſt doch auf der anderen Seite 
nicht genug davor zu warnen, allen Schwierigkeiten mit allgemeinen 
Villigkeitserwägungen zu begegnen, Dies hat das RG. auch gerade 
hier durch Verweiſung auf die ähnliche Entſch. NG. 131, 283 mit 
wünſchenswerter Klarheit ausgeſprochen. Sobald neue Wege im Recht 
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treten könnten. Das iſt eine rechtsbedenkenfreie Auslegung 
des Parteiwillens im engeren Sinne. Richtig iſt, daß dem Kl. 
eine Riſikoprämie zugebilligt worden iſt, aber nur für den 
Schaden, wie der Vorderrichter feſtſtellt, der etwa dem Kl. 
in den nächſten Wochen dadurch erwachſen könnte, daß er 
noch nicht in der Lage ſein werde, Leitern und Gerüſte zu 
beſteigen, und nicht etwa für Schäden aus unvorherſehbaren 
Unfallſpätfolgen. Ob die Parteien unter Berückſichtigung des 
an den Kl. bereits freiwillig gezahlten Betrages von 
977,05 RM die Riſikoprämie auf 200-300 RA, wie das 
angef. Urt. annimmt, oder auf 1500— 2000 RA, wie die Rev. 
in offenſichtlich ſtarker Verkennung der Höhe der in der Ver⸗ 
gangenheit bereits erwachſenen Unfallſchäden des Kl. meint, 
bemeſſen haben, iſt ohne Belang. Denn auch der von der Rev. 
geſchätzte Betrag würde außer allem Verhältnis zu dem Scha⸗ 
den ſtehen, der dem Kl. aus einer Arthritis deformans und 
dauernder erheblicher Erwerbsbeſchränkung entſtehen konnte. 
Hieran würde dadurch nichts geändert werden, daß der Kl. 
ſich durch Verwendung der Vergleichsſumme eine neue Er- 
werbsmöglichkeit ſchaffen wollte. Den Belangen der Verſiche⸗ 
rungsgeſellſchaften, auf die die Rev. endlich noch hinweiſt, 
iſt durch die einſchränkenden Grundſätze, welche das Urt.: RG. 
131, 278 hinſichtlich der Auslegung von Vergleichen, die Ver⸗ 
zichtserklärungen auf Schadenserſatzanſprüche auch aus künf⸗ 
tigen Unfallſchäden enthalten, aufſtellt, in ausreichendem 
Maße Rechnung getragen. Neben den Belangen der Verſiche⸗ 
rungsgeſellſchaften ſind auch diejenigen der Unfallverletzten, 
die eine eingehende Aufklärung über die Tragweite allgemei⸗ 
ner Verzichtserklärungen durch die Schadensregulierungs⸗ 
beamten erwarten dürfen, ſchutzwürdig. Das Urt.: RG. 131, 
278 bietet einen gerechten Ausgleich der beiderſeitigen Belange 
und entſpricht jedenfalls dem geltenden Recht. 

9. 


(u. v. 4. Oft. 1934; VI 308/34. — Köln.) 


3. 8179 BGB.; 8 42 A bſ. 2 Gen G. 

1. Ein Bankverein, Akt G., der auf die Vor⸗ 
lage einer von dem Vorſtand einer Genoſſen⸗ 
ſchaft dem Rendanten derſelben erteilten no⸗ 
tariellen Vollmacht, „die Genoſſenſchaft in 
allen perſönlichen und vermögensxrechtlichen 
Angelegenheiten, ſoweit dies geſetzlich zuläſſig 
iſt, gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten“, 
hin ein großes und bedeutungsvolles, außer⸗ 
halb der üblichen Geſchäfte einer Genoſſenſchaft 
liegendes Geſchäft abgeſchloſſen hat, kann nicht 
damit gehört werden, daß er den aus 8 42 Abſ. 2 


gefunden werden, beſteht zu leicht die Möglichkeit, daß Übereifrige 
dieſe Idee zu Tode hetzen und das Pendel nach der entgegengeſetzten 
Richtung zu ſehr ausſchlägt. Es ſei daher gerade bei dieſer Entſch. 
und der in ihr bezogenen RG. 131, 278 ff. beſonders auf die maß⸗ 
volle, vorſichtige Art der Abwägung zwiſchen Rechtsſicherheit und 
Billigkeit, zwiſchen klarem, formellem Vertragswortlaut und außer⸗ 
vertraglichen Vorſtellungen der Parteien hingewieſen. Vor allem 
darf dabei nicht überſehen werden, daß bei einem ſolchen Abfindungs⸗ 
vergleich ſtets beide Parteien ein gewiſſes Riſiko übernehmen. Tritt 
nachträglich keine Verſchlechterung ein, jo iſt die „Riſikoprämie“ 
umſonſt gezahlt, tritt eine Verſchlechterung ein, die wirtſchaftlich dieſer 
Abfindungsſumme nicht entſpricht, ſo liegt die Benachteiligung auf 
der anderen Seite. Aber dies entſpricht gerade dem Weſen einer ſolchen 
Riſikoprämie, einem ſolchen Abfindungsvergleich. Leiſtung und Gegen⸗ 
leiſtung brauchen ſich daher in dieſem Sinne durchaus nicht zu decken, 
ſowenig wie die Verſicherungsprämie als ſolche dem Schaden oder 
Nichtſchaden entſpricht. Die Situation der Aquivalenz iſt hier eine 
weſentlich andere als bei Kauf, Tauſch, Miete oder Pacht, ſie hat 
vielmehr eine gewiſſe Ahnlichkeit mit der von Verſicherungsriſiko und 
Prämie. Auch dies darf bei der Beurteilung dieſes Falles, insbeſ. 
der Aquivalenz, nicht überſehen werden. Der Vergleichspartner hatte 
hier die 300 RM auch unangefochten behalten, wenn ſein Zuſtand ſich 
anſtatt zu verſchlechtern, verbeſſert hatte; dementſprechend muß er ſich 
auch umgekehrt zufrieden geben, wenn eine etwaige Verſchlechterung 
wirtſchaftlich über die gezahlte Riſikoprämie hinausgeht, alſo Riſiko⸗ 
betrag und wirtſchaftliche Schädigung ſich nicht das Gleichgewicht halten. 
Aus dieſem Grunde iſt letzten Endes immer entſcheidend, welche Vor⸗ 
ſtellungen die Parteien ſich bei Vertragsſchluß machten, welchen 
Schadenskreis ſie in ihre „Riſikoberechnung“ einbezogen. 
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Gen G. ſich ergebenden Mangel der Vertretungs⸗ 
macht nicht habe kennen müſſen. 

2. Wenn jemand unter Vorlage einer (hier 
einer notariellen) Vollmacht erklärt, zu der in 
Frage ſtehenden Willenserklärung ermächtigt 
zu ſein, wird man einen Fall des 8 179 BGB. 
anzunehmen haben (vgl. Oertmann $ 179 II 18 
und Planck⸗Flad 8 179 1a). 

(U. v. 17. Sept. 1934; VI 3/34. — Köln.) [9.] 


4. 83618, 839, 847 BGB. Es ſtellt eine Ver⸗ 
letzung nicht nur der den dienſtlichen Vor⸗ 
geſetzten des Beamten obliegenden Fürſorge⸗ 
pflicht, ſondern auch einer dem Beamten gegen- 
über obliegenden Amtspflicht dar, wenn die 
Dienſträume und der Dienſtbetrieb nicht ſo ein⸗ 
gerichtet und geregelt find, daß der Dienſt⸗ 
verpflichtete gegen Gefahren für Leben und 
Geſundheit nach Möglichkeit geſchützt iſt. Eine 
Ausſchaltung des § 847 Abſ. 1 BG B. bei ſolchem 
Sachverhalt erſcheint rechtlich verfehlt. 

(U. v. 25. Sept. 1934; III 80/34. — Stettin.) [v. B.] 

5. 8664 BGB. Wenn das Auflöſungsamt den 
Pfleger eines Fideikommißgutes beauftragt, 
für den Verkauf des Gutes Sorge zu tragen, ſo 
liegt darin die Ermächtigung, einen Makler zu⸗ 
zuziehen, wenn ſolche Zuziehung nach den Um⸗ 
ſtänden des Falles als verkehrsüblich und nütz⸗ 
lich anzuſehen iſt. 

(U. v. 6. Nov. 1934; VII 124/34. — Breslau.) [9.] 


6. 88 730, 733, 157, 242 BG B. 

J. Bei Beendigung der ſog. Innengeſell⸗ 
ſchaft findet 8730 Abſ. 2 Satz 2 BGB. regel⸗ 
mäßig keine Anwendung. Auch nach Auflöſung 
der Geſellſchaft hat der geſchäftsführende, nach 
außen hervortretende Geſellſchafter bis zur 
Beendigung der Ausein anderſetzung die Ge⸗ 
ſchäfte allein zu führen. 

II. Bei der Auseinanderſetzung der Innen⸗ 
geſellſchaft ſind aber die Grundſätze des 8733 
Abſ. 3 BGB., d. h. die der beſtmöglichen Vor⸗ 
nahme der Verwertung der Gegenſtände der Ge⸗ 
ſellſchaft zu angemeſſener Zeit, zu angemeſ⸗ 
jenem Preis und auf üblichem Wege zum mine 
deſten entſprechend anzuwenden. f) 

Die Rev. beanſtandet, daß das BG. die zwiſchen den 
Parteien beſtehende Geſellſchaft ohne weiteres und ohne 
nähere Begründung den geſamten Vorſchr. der §8 705 ff. 
BGB. unterworfen habe, insbeſ. auch der Vorſchr. des § 730 
Abſ. 2 Satz 2 BGB., wonach die einem Geſellſchafter nach 
dem Geſellſchaftsvertrage zuſtehende Befugnis zur Geſchäſts⸗ 
führung im Zweifel mit der Auflöſung der Geſellſchaft er⸗ 
liſcht und die Geſchäftsführung von der Auflöſung an allen 
Geſellſchaftern gemeinſchaftlich zuſteht. Denn es habe ſich bei 


Zu 6. Der Entſch. iſt beizuſtimmen. 

1. Die In nengeſellſchaft wird dadurch gekennzeichnet, daß fie 
nach außen nicht hervortritt, daß die gemeinſame Vertretung fehlt, 
und daß die Geſchäfte nach außen im Namen eines Geſellſchafters 
(oder auch eines beauftragten Dritten) geſchloſſen werden und nur 
nach innen für Rechnung der Geſellſchaft gehen. Dieſer Geſtaltung 
der tätigen Geſellſchaft würde es ſchlecht entſprechen, wenn ſie für 
das Liquidationsſtadium den Charakter einer Außen geſellſchaft er⸗ 
halten würde. Zwar beſtimmt 8730 Abſ. 2 BGB. für die Außen⸗ 
geſellſchaft, bei der einem Geſellſchafter die Befugnis zur Geſchäfts⸗ 
führung übertragen war, daß dieſe Befugnis, die eine Ausnahme von 
dem im 8 709 Abſ. 1 BGB. anerkannten Grundſatz der gemeinſchaft⸗ 
lichen Geſchäftsführung darſtellt, für das Liquidationsſtadium wieder 
durch das Kollektivprinzip erſetzt wird. Das bedeutet aber hier nur 
eine Rückkehr zur Norm im Hinblick auf den veränderten Zweck 
der Liquidationsgeſellſchaft. Für eine gleiche Behandlung der Innen⸗ 
geſellſchaft, für die das Fehlen der gemeinſamen Geſchäftsführung und 
Vertretung gerade charakteriſtiſch iſt, fehlt jeder Grund. Da die ganze 
Regelung der Innengeſellſchaft nachgiebiges Recht darſtellt, wird man 
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dem Rechtsverhältniſſe der Parteien um eine die Anwendung 
der Auslegungsregel des 8730 Abſ. 2 Satz 2 BGB. aus⸗ 
ſchließende ſog. Innengeſellſchaft gehandelt. 

Zuzugeben iſt, daß in der Tat angenommen werden muß, 
daß die Geſellſchaft, die zwiſchen den Parteien bezüglich des 
Lombard⸗ und Zurichtkontos zuſtande gekommen war, eine 
Innengeſellſchaft darſtellte, d. h. eine Geſellſchaft, die 
nach außen nicht hervortrat, und bei der die Geſchäfte nach 
außen im Namen eines Geſellſchafters abgeſchloſſen wurden 
und nur im Innenverhältnis für Rechnung der Geſellſchaft 
gehen ſollten. Die Geſchäfte wurden allein von der Kl. in, 
ihrem Namen geführt. Die Geſellſchaft trat nach außen nicht 
in die Erſcheinung und die Bekl. ſollte nur im Innenver⸗ 
hältnis an den Geſchäften beteiligt ſein. Ob dieſe Innen⸗ 
geſellſchaft gerade die Natur einer ſog. „Meta-Geſellſchaft“ 
hatte (vgl. über den Begriff der Meta⸗Geſellſchaft: Dürin⸗ 
ger⸗Hachenburg⸗Geiler, HGB., Bd. II 1. Hälfte 
S. 382 ff. Anm. 359 ff. und das dort angeführte Schrifttum), 
kann dahingeſtellt bleiben. 

Für die Auslegungsvorſchrift des 8 730 Abſ. 2 Satz 2 
BGB. iſt aber bei der Innengeſellſchaft in aller Regel kein 
Raum; bei der Innengeſellſchaft hat vielmehr ihrer Natur 
nach der geſchäftsführende, nach außen hervortretende Gejell- 
ſchafter auch nach Auflöſung der Geſellſchaft bis zur Beendi⸗ 
gung der Auseinanderſetzung die Geſchäfte allein zu führen, 
ſofern die Geſellſchafter nicht etwas anderes vereinbart haben. 
Eine ſolche anderweitige Vereinbarung wird im allgemeinen 
um ſo weniger zu vermuten ſein, als dadurch die Geſellſchaft 
für die Auseinanderſetzung den Charakter einer Innengeſell⸗ 
ſchaft verlieren würde, was regelmäßig nicht in der Abſicht 
der Geſellſchafter liegen wird (vgl. Düringer-Hachen⸗ 
burg⸗Geiler a. a. O. S. 356 Anm. 322). Im vorliegenden 
Falle iſt aus dem Briefwechſel der Parteien zu entnehmen, 
daß die Kl. auch nach der Auflöſung der Geſellſchaft im Ein⸗ 
verſtändnis mit der Bekl. die Geſchäfte allein geführt und die 
Bekl. eine Beteiligung an der Geſchäftsführung für ſich nicht 
in Anſpruch genommen hat. 

Soweit das BG. hiernach die Unzuläſſigkeit der Ver⸗ 
wertung der Reſtbeſtände des Lombardlagers durch eigene 
Einſteigerung ſeitens der Kl. und durch Kauf vom Konkurs⸗ 
verwalter im Hinblick auf den Widerſpruch der Bekl. aus den 
Vorſchr. der §8 730 Abſ. 2 Satz 2, 709 BGB. hergeleitet; 
hat, ſind die erhobenen Beanſtandungen nicht unberechtigt. 
Die Entſch. des BG. wird inſoweit jedoch durch die Hilfs⸗ 
erwägung getragen, daß die Kl., auch wenn ihr das Recht zur 
alleinigen Geſchäftsführung auch nach Auflöſung der Geſell⸗ 
ſchaft zugeſtanden haben ſollte, nach Treu und Glauben nicht 
berechtigt geweſen ſei, ſo, wie geſchehen, ohne Zuſtimmung 
der Bekl. über die Reſtbeſtände des Lombardlagers zu 
verfügen. 

II. Für die Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts in ihrer 
regelmäßigen Geſtaltung beſtimmt § 733 Abſ. 3 BGB., daß 
zur Berichtigung der Schulden ... das Geſellſchaftsver⸗ 
mögen, ſoweit erforderlich, in Geld umzuſetzen ſei. In welcher 
Weiſe dieſe Umſetzung in Geld zu erfolgen hat, ſagt das Geſetz 
nicht; die Beſt. des 8 753 BGB. über die Gemeinſchafts⸗ 


ihrem Weſen (Ausſchluß der gemeinſamen Vertretung) auch für das 
Liquidationsſtadium Rechnung tragen müſſen. 

2. Die Anwendbarkeit der Vorſchrift des 8 738 Abſ. 3 BGB., 
die eine Pflicht zur beſtmoglichen Verwertung des Geſellſchafts⸗ 
vermögens ausſpricht, ergibt ſich dagegen auch bei der Innengeſellſchaft 
als eine ſelbſtverſtändliche Anforderung von Treu und Glauben — 
ohne daß es darauf ankäme, ob die Gegenſtände als Geſamthands⸗ 
vermögen angeſehen werden dürfen. 

In der Herausarbeitung dieſes Grundſatzes liegt das Haupt⸗ 
verdienſt der Entſcheidung. Damit wird die konitruktionelle Erfaſſung 
des Geſellſchaftsvermögens inſoweit bedeutungslos. Auch eine bloß 
wärtſchaftliche Beteiligung des Innengeſellſchafters begründet 
ſchon nach 8 242 BGB. die ſchuldrechtliche Verpflichtung des geſchäfts⸗ 
führenden Geſellſchafters zur beftmöglichen Verwertung. § 733 Abſ. 3 
BGB. iſt alſo zum mindeſten entſprechend auf die Innengeſell⸗ 
ſchaft anwendbar. g 

Daraus ergibt ſich auch ohne weiteres die vom RG. bejahte 
Notwendigkeit, für die Verwertung eines Lombardlagers die Vor⸗ 
ſchriften über den Pfandverkauf zu beachten. 

Prof. Dr. Heinr. Lehmann, Koln. 
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teilung findet keine Anwendung. Es entſcheidet daher hier in 
Anwendung der §8 157, 242 BGB. die Verkehrsſitte. Dieſe 
verlangt, daß auf dem üblichen Wege in angemeſſener Zeit 
und zu angemeſſenem Preiſe ein Käufer geſucht werde. Erſt 
wenn ſich kein entſprechender Preis auf dieſem Wege erzielen 
läßt, muß zur öffentlichen Verſteigerung geſchritten werden 
(vgl. Düringer⸗Hachenburg⸗Geiler a. a. O. S. 304 
Anm. 264). Es kann hier ganz dahinſtehen, ob ſich für den 
vorliegenden Fall die Anwendung dieſer Grundſätze un⸗ 
mittelbar aus der Vorſchr. des § 733 Abſ. 3 BGB. ergibt. 
Dieſe Entſch. würde von der rechtlich ſtreitigen Frage, ob 
bei der Innengeſellſchaft ein Geſellſchaftsvermögen zur ge⸗ 
famten Hand überhaupt möglich iſt (vgl. Düringer⸗ 
Hachenburg-Geiler a. a. O. S. 307, S. 68 Anm. 53 und 
S. 346 Anm. 307), ſowie bejahendenfalls davon abhängen, ob 
vorliegend die Rechte an dem Lombardlager einen Beſtand⸗ 
teil des Geſellſchaftsvermögens gebildet haben. Auch wenn 
eine unmittelbare Anwendung der Vorſchr. des § 733 Abſ. 3 
BGB. ausgeſchloſſen und die Bekl. an dem Lombardlager 
nicht rechtlich, ſondern nur wirtſchaftlich beteiligt wäre, wür⸗ 
den die bezeichneten Grundſätze zum mindeſten entſprechend 
anzuwenden ſein, da auch bei der Innengeſellſchaft der ge⸗ 
ſchäftsführende Geſellſchafter bei der Führung der Geſchäfte, 
die er nach außen im eigenen Namen, im Innenverhältnis 
aber für Rechnung der Geſellſchaft abzuschließen hat, die Be⸗ 
lange der Geſellſchafter zu wahren verpflichtet iſt. Es iſt eine 
Selbſtverſtändlichkeit, daß auch bei der Innengeſellſchaft bei 
den Geſchäften, die aus Anlaß der Auseinanderſetzung vorzu⸗ 
nehmen ſind, der geſchäftsführende Geſellſchafter die Verwer⸗ 
tung der Gegenſtände, an denen die Mitgeſellſchafter wirt⸗ 
ſchaftlich beteiligt ſind, zu angemeſſener Zeit, zu angemeſſenem 
Preiſe und auf üblichem Wege beſtmöglichſt vorzunehmen hat, 
und daß er unter Anwendung der pflichtgemäßen Sorgfalt 
verſuchen muß, einen möglichſt hohen Erlös zu erzielen. Die 
Kl. verſtieß daher gegen dieſe ihre Pflichten und handelte 
wider Treu und Glauben, wenn ſie die Reſtbeſtände des 
Lagers ſelbſt einſteigerte und zum Teil vom Konkursver⸗ 
walter erwarb, obwohl fte bei einem freihändigen Verkaufe 
weſentlich höhere Preiſe hätte erzielen können. 

Nun handelte es ſich im vorliegenden Falle allerdings 
um ein Lombardlager. Es hatte demgemäß die Verwertung 
an ſich nach den Vorſchr. über den Pfandverkauf ſtatt⸗ 
zufinden, danach aber hatte grundſätzlich die Verwertung im 
Wege der öffentlichen Verſteigerung zu erfolgen ($ 1235 
BGG B.). Indeſſen beſtimmt § 1246 BGB. für den Fall, daß 
eine von den Vorſchr. der 88 1235—1240 abweichende Art 
des Pfandverkaufs nach billigem Ermeſſen den Intereſſen 
der Beteiligten entſpricht, ein jeder von ihnen verlangen 
könne, daß die Verwertung in dieſer Art erfolge, und daß 
bei Nichtzuſtandekommen einer Einigung das Gericht zu ent⸗ 
ſcheiden habe. Die Kl. hätte deshalb als geſchäftsführende Ge⸗ 
ſellſchafterin bei pflichtgemäßer Wahrung der Intereſſen der 
Geſellſchaft, wenn ſich durch freihändigen Verkauf eine weſent⸗ 
lich günſtigere Verwertungsmöglichkeit der Reſtbeſtände des 
Lombardlagers bot, die Zuſtimmung des Konkursverwalters 
zu dieſer Art der Verwertung nachſuchen müſſen, eine Zu⸗ 
ſtimmung, die der Konkursverwalter ſicherlich nicht verweigert 
hätte, und die jedenfalls unter den beſagten Umſtänden das 
Gericht, wenn es die Kl. bei einer Weigerung des Konkurs⸗ 
verwalters angerufen hätte, erſetzt haben würde. Wenn die 
Kl. dies unterließ und eigenmächtig von einer vorhandenen 
weſentlich günſtigeren Verwertungsmöglichkeit abſah, ſo muß 
ſie ſich den Nachweis gefallen laſſen, daß eine ſolche weſent⸗ 
lich günſtigere Verwertungsmöglichkeit, zu der fie die Zu⸗ 
ſtimmung nach 8 1246 hätte herbeiführen können, beſtan⸗ 
den habe, und ſie muß es hinnehmen, daß das Ergebnis 
einer ſolchen günſtigeren Verwertung der Auseinanderſetzung 
der Parteien zugrunde gelegt werde. 

(u. v. 21. Sept. 1934; II 93/34. — Frankfurt a. M.) 
[v. B. 


7. 81333 BGB. Daraus, daß ſich der Ehe⸗ 
mann bei Eingehung der Ehe über die mangelnde 
Jungfräulichkeit und den Verkehr der Frau mit 
mehreren Liebhabern hinweggeſetzt hat, folgt 


noch nicht, daß er auch eine geſchlechtliche Be⸗ 
ſcholtenheit und liederlichen Lebenswandel der 
Frau in Kauf genommen hätte. f) 

Das BG. hat darin, daß die Bekl. vor der Ehe mit 
mehreren Männern Geſchlechtsverkehr gehabt hat, eine 
mangelnde Beherrſchung in geſchlechtlichen Dingen gefunden, 
die es als ſittlichen Mangel i. S. einer perſönlichen Eigen⸗ 
ſchaft ſelbſt für den Fall erachten will, daß es ſich nur um 
einige wenige Männer und allein um ſolche gehandelt hätte, 
von denen die Bekl. die Eheſchließung zu erwarten Anlaß ge⸗ 
habt und auch erwartet habe. Es nimmt an, daß der Kl. 
vor der Eheſchließung nicht allein um den Geſchlechtsverkehr 
der Bekl. mit einem Goldarbeiter gewußt habe, ſondern daß 
er auch anderweiten Geſchlechtsverkehr der Bekl. zum min⸗ 
deſten vermutet habe, und es verſagt ihm deshalb die An⸗ 
fechtung. Es mißbilligt ſodann aufs ſchärfſte die Teilnahme 
der Bekl. an einer gemeinſam mit der Zeugin K. im Sommer 
1929 unternommenen Reiſe, während der beide jedenfalls 
zum Teil von dem Dirnenlohn der K. gelebt haben, und die 
ſchließlich mit einer Beſtrafung der Bekl. wegen Zechprellerei 
geendet hat. Aus dieſen, dem Kl. vor der Eheſchließung un⸗ 
bekannten Vorkommniſſen, die das BG. als Teilnahme der 
Bekl. an dem halbweltartigen Treiben der K. gekennzeichnet 
hat, ſchließt es auf eine bedenklich gelockerte Moral, großen 
Leichtſinn und innere Haltloſigkeit der Bekl., verſagt aber 
auch inſoweit dem Kl. die Anfechtung, weil er bei ſeiner 
nachſichtigen Einſtellung zu dem vorehelichen Geſchlechtsver⸗ 
kehr der Bekl. ſich auch bei Kenntnis der Einzelheiten dieſer 
Reiſe von der Eingehung der Ehe nicht würde haben zurüd- 
halten laſſen. 

Gegen dieſe Feſtſtellungen ſind durchgreifende Rechts⸗ 
bedenken zu erheben. 

Sicher iſt, daß der Kl. auf den ihm vor Eheſchluß be⸗ 
kannten Mangel der Jungfräulichkeit der Bekl. die Anfech⸗ 


Zu 7. Perſönliche Eigenſchaften ſind ſolche, die einer Perſon, 
und zwar nicht bloß als ein außer ihr Liegendes, mehr oder weniger 
Vorübergehendes und Zufälliges, ſondern dergeſtalt weſentlich zu⸗ 
kommen, daß fie als Ausfluß und Betätigung ihres eigentlichen 
Weſens, als ein integrierender Beſtandteil ihrer Individualität er⸗ 
ſcheinen (vgl. Fraeb, „Die Anfechtbarkeit ariſch⸗jüdiſcher Miſchehen“, 
DR. 1934, 267 ff.). In einem ſolchen Sinne kann auch die ſittliche 
Beſcholtenheit, der ſchlimme Leumund (vgl. ZW. 1934, 2082 2), den 
eine Perſon ſich erworben hat, eine perſönliche Eigenſchaft darſtellen 
(vgl. NG. 52, 310; 95, 289; DRZ. 30 Nr. 509; HöchſtgiRſpr. 30 
Nr. 1460). 

Irrtum über die Jungfräulichkeit der Ehefrau vor der Ehe 
gehört z. B. zu den Fällen des Irrtums über perſönliche Eigen⸗ 
ſchaften des anderen Teiles und iſt an ſich geeignet, die Anfechtung 
der Ehe zu begründen (vgl. RG. 48, 159; Seuff Arch. 55, 291; Recht 09 
Ziff. 3373; SächſOsG. 35, 316; 14, 433). 

Vom objektiven Standpunkt einer verſtändigen Würdigung der 
Sachlage und des Weſens der Ehe ſoll es einen erheblichen Unter⸗ 
ſchied bedeuten, ob die Frau durch außerehelichen Geſchlechtsverkehr 
lediglich die Jungfräulichkeit eingebüßt hat, oder ob ſie infolge dieſes 
Verkehrs Mutter eines noch lebenden Kindes ift (pgl. RG. 104, 338; 
R. 27 Nr. 912; JW. 1931, 1362; Warn. 33, 157). 

Daß eine Frau, die vor der Ehe geſchlechtlichen Verkehr ge⸗ 
pflogen hat, ſchlechthin als beſcholten bezeichnet werden dürfte, läßt ſich 
nicht annehmen, es kommt vielmehr auf die Umſtände des Falles an 
(vgl. RG.: HöchſtaRſpr. 29 Nr. 2001; OLG. Köln: JW. 1933, 2923). 

Das Geſetz gibt dem Irrenden das Anfechtungsrecht nur, wenn 
er ſelbſt bei der von ihm vorzunehmenden verſtändigen Würdigung 
des Weſens der Ehe von der Eheſchließung vorausſichtlich würde ab⸗ 
geſtanden haben, hätte er gewußt, daß der andere Teil mit einem 
ſittlichen Makel behaftet war. Es kommt alſo ſubjektiv auch diejenige 
pſychologiſche Einwirkung in Betracht, welche das Fehlen der ver⸗ 
mißten perſönlichen Eigenſchaften auf den Irrenden ſelbſt in dem 
konkreten Falle hervorbringen würde. Wenn daher nach der Beſchaffen⸗ 
heit des Falles anzunehmen iſt, daß dem Irrenden der fragliche 
Mangel auch bei Kenntnis nicht wichtig geweſen wäre, ſo ſteht ihm 
81333 BGB. nicht zur Seite (vgl. RG.: JW. 1904, 114 R. 07, 
1069). Es handelt ſich mithin inſoweit um einen perſönlichen Maßſtab. 

Wird eine Ehe wegen vorehelichen, mit einem Dritten ge⸗ 
pflogenen, dem Bräutigam verſchwiegenen Geſchlechtsverkehrs der Braut 
angefochten, ſo darf bei Prüfung der Frage, ob der anfechtende Ehe⸗ 
mann die geſchlechtliche Unbeſcholtenheit ſeiner Braut für ſo weſentlich 
gehalten habe, daß er bei Kenntnis der Sachlage die Ehe nicht ein⸗ 
gegangen wäre, davon ausgegangen werden, daß im allgemeinen der 
Anfechtungskläger keinen anderen Standpunkt eingenommen haben 
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tung nicht ſtützen könnte, da er über dieſe Eigenſchaft nicht 
im Irrtum geweſen iſt. Darüber hinaus war die Bekl. nach 
den Feſtſtellungen des Ber R. auch mit einem ſittlichen Makel 
behaftet. Sie hat vor der Ehe Geſchlechtsverkehr mit mehreren 
Männern gehabt und zwar nicht nur mit ſolchen, bei denen 
vermeintliche Heiratsausſichten eine Rolle geſpielt hätten. 
Darunter fällt der einmalige Geſchlechtsumgang, den die 
Bekl. während der gemeinſam mit der Zeugin K. unter⸗ 
nommenen und „unverkennbar auf Abenteuer abgeſtellten“ 
Reife mit einem Mer Studenten gepflogen hat. Während 
dieſer Reiſe hat ſich die K. die Geldmittel für den beider⸗ 
ſeitigen Unterhalt durch Geſchlechtsverkehr mit unterwegs 
angetroffenen Männern verſchafft und auch die Bekl. ſelbſt 
hat ſich offenbar in Anknüpfung an intime eigene Beziehun⸗ 
gen von einem Dr. H. aus M. 50 Kell ſchicken laſſen. Ob ſich 
in allen dieſen Handlungen nicht ein ſittlicher Mangel offen⸗ 
bart, der als „geſchlechtliche Beſcholtenheit“ der Bekl. zu 
kennzeichnen iſt, hat der BerR. nicht erörtert. Sollten zu 
dieſer Annahme die bisherigen Feſtſtellungen nicht ſchon aus⸗ 
reichen, ſo wäre dem in der Vorinſtanz geſtellten Beweis⸗ 
anerbieten des Kl. (Schriftſatz v. 30. März 1931, Bd. J 
Bl. 47 d. A.) nachzugehen, daß die Bekl. ſtets gleichzeitig 
mehrere Liebesverhältniſſe unterhalten habe. Der Ber. hat 
zwar dieſes Beweisanerbieten als unſubſtantiiert bezeichnet, 
jedoch mit Unrecht. Das Beweisanerbieten hat die Tatſachen 
beſtimmt genug bezeichnet, über die die benannten Zeugen 
vernommen werden ſollen. Sollte danach feſtzuſtellen ſein, 


würde, als jeder verſtändig denkende Mann einnehmen wird (bal. 
RG.: R. 07, 700). 

Bei der Eheanfechtung gibt nicht das gegenwärtige Verhalten 
des anfechtenden Teiles den Ausſchlag, ſondern ſein früheres Ver⸗ 
halten vor Eingehung der Ehe, das er nach der Vorſtellung des Rich⸗ 
ters beobachtet haben würde (vgl. RGG.: JW. 1910, 475). 

Eine einzelne Verfehlung als ſolche kann nicht einen Grund zur 
Anfechtung der Ehe bilden, ſondern nur eine der Perſon dauernd 
anhaftende Eigenſchaft; die einzelne Verfehlung kann eine Bedeutung 
nur in dem Sinne beanſpruchen, als aus ihr die dauernde Eigenſchaft 
gefolgert werden kann (vgl. RG.: JW. 1911, 543; R. 18 Nr. 1375/6). 

Ein ſittlicher Makel kann auch dann als perſönliche Eigenſchaft 
i. S. des 8 1333 in Betracht kommen, wenn der ſchlimme Leumund 
bei der Eheſchließung weiterbeſtand, auch wenn die Entſtehungsurſache 
jahrelang zurückliegt (vgl. RGB.: Gruch. 59, 751). 

Vertrauter Umgang einer Frau mit einem Manne ſowie ſonſtiges 
unſchickliches Verhalten, ein Hinwegſetzen über die Anforderungen von 
Zucht und Sitte, insbeſ. das Dulden von zu weitgehenden Zudringlich⸗ 
keiten und ein dadurch hervorgerufener fittlicher Makel können u. U. 
perſönliche Eigenſchaften i. S. von 8 1333 darſtellen (vgl. R G.: 22. 
15, 1111). Eine Frau kann auch als ſittlich beſcholten angeſehen 
werden, weil ſie im vorgerückten Alter mit einem Manne, auch wenn 
fie mit ihm verlobt war, in wilder Ehe zuſammengelebt und geſchlecht⸗ 
lichen Verkehr gepflogen hat (vgl. Rch.: JW. 1915, 780; JurRdſch. 27 
Nr. 369). Die Anfechtung der Ehe iſt begründet, wenn eine ſchon be⸗ 
kannte Verfehlung (z. B. vorehelicher Geſchlechtsverkehr der Frau) 
nach den erſt ſpäter entdeckten Umſtänden (3. B. wenn der Geſchlechts⸗ 
verkehr mit dem Stiefſohn gepflogen wurde) ſich als verwerflicher 
und unſittlicher darſtellt, als der Ehegatte bei der Eheſchließung an⸗ 
genommen hatte (Sächſgpfl Arch. 14, 434). 

Früherer Geſchlechtsverkehr der Frau mit mehreren Männern 
ſoll zur Anfechtung berechtigen, auch wenn der Ehemann den jahre 
langen Verkehr der Frau mit einen Manne gekannt und ſelbſt mit 
ihr vor der Ehe geſchlechtlich verkehrt hat (vgl. RG.: R. 09 
Ziff. 2272; 07, 700; Warn. 27, 312). Anderſeits ſoll der Mann 
dadurch, daß er ſchon vor der Ehe mit ſeiner künftigen Frau geſchlecht⸗ 
lich verkehrt hat, keineswegs immer an den Tag legen, daß ihm die 
Tatſache des früheren Geſchlechtsverkehrs feiner Braut mit anderen 
Männern gleichgültig ſein müſſe (vgl. RG.: ZW. 1910, 1004). 
Wiederum ſoll der Ehemann anfechten dürfen, wenn er zwar wußte, 
daß ſeine Ehefrau ſich vor Abſchluß der Ehe einem anderen Manne 
hingegeben hatte, wenn ihm aber die Geburt eines außerehelichen 
Kindes verborgen geblieben war (vgl. RG.: JW. 1910, 707). 

Hatte der Ehemann vor der Eheſchließung den Argwohn, daß 
die Ehefrau mit einem Dritten Geſchlechtsverkehr gehabt habe, jo 
rechnete er mit der Möglichkeit, daß ein ſolcher ſtattgefunden habe, 
und wenn er trotzdem die Ehe einging, ſo ergibt ſich, daß er darauf 
kein entſcheidendes Gewicht legte. Dann aber liegt ein nach 8 1333 
berechtigender Irrtum nicht vor (vgl. RG. : JW. 1912, 24412; 1927, 
2124; RG. 93, 228; 104, 54). Wenn der Anfechtende den wahren 
Sachverhalt als wahrſcheinlich oder möglich anſah, fo iſt ein aus⸗ 
reichender Irrtum bei ihm nicht anzuerkennen. 

Für die Frage der Anwendbarkeit des $ 1333 iſt in erſter Linie 


daß die Bekl. als geſchlechtlich beſcholtene Perſon die Ehe ge⸗ 
ſchloſſen hat, ſo hat der Kl. nach den bisherigen Feſtſtellun⸗ 
gen dieſe Eigenſchaft nicht gekannt. Er hat zwar gewußt, 
daß die Bekl. geſchlechtlichen Verkehr mit einem Goldarbeiter 
gehabt habe, den ihm die Bekl. nach ſeiner nicht widerlegten 
Angabe mit dem Hinweis auf Heiratsausſichten verſtändlich 
gemacht hat, und er hat auch anderweiten Geſchlechtsverkehr 
der Bekl. zum mindeſten vermutet. Hiernach war er zwar 
nicht im Irrtum über einen ſittlichen Mangel der Bekl., 
den der BerR. als „mangelhafte Beherrſchung in geſchlecht⸗ 
lichen Dingen“ bezeichnet, allein dieſer ſittliche Fehler iſt der 
Eigenſchaft geſchlechtlicher Beſcholtenheit nicht ohne weiteres 
gleichzuſetzen. Vorehelicher Geſchlechtsverkehr gereicht der Frau 
zwar regelmäßig zur Unehre. Eine geſchlechtliche Beſcholten⸗ 
heit braucht indeſſen nicht ſchlechthin darin gefunden zu wer⸗ 
den (IV 117/29 v. 23. Sept. 1929 — Höchſtagſpr. 1929 
Nr. 2001). Daß der Argwohn des Kl. ſich auch darauf er⸗ 
ſtreckt habe, daß die Bekl. ein liederliches Leben geführt habe, 
hat der Berg. nicht feſtgeſtellt. Sollte aber der Kl. nur ver⸗ 
mutet haben, daß die Bekl. mit ſolchen Männern verkehrt 
habe, von denen ſie erwartete, daß ſie ſie heiraten würden, 
jo ergeben ſich notwendig Zweifel, ob dem Kl. eine geſchlecht⸗ 
liche Beſcholtenheit der Bekl. bekannt geweſen iſt. Wenn nun 
der BerR. annimmt, daß der Kl. auch bei Kenntnis der 
Eigenſchaften der Bekl., die ſich aus ihrem Verhalten während 
jener Reiſe ergeben, die Bekl. geheiratet haben würde, ſo 
würde ein ſolcher Entſchluß angeſichts eines fo ſchwer wiegen⸗ 


aber nicht das ſubjektive Empfinden des Anfechtenden maßgebend, 
ſondern der objektive, der allgemeinen ſittlichen Kultur entſprechende, 
aus verſtändiger Würdigung der Ehe zu entnehmende Maßſtab. Das 
beſondere ſubjektive Empfinden eines Eheteiles kann das Anfechtungs⸗ 
recht u. U. einſchränken, nicht aber über das bei objektiver Betrach⸗ 
tung aus der verſtändigen Würdigung des Weſens der Ehe ſich er⸗ 
gebende Maß hinaus ausdehnen (vgl. RG.: ZW. 1911, 548). Auch 
wenn objektiv betrachtet der Mangel nach normalem ſittlichen Emp⸗ 
finden ausgereicht hätte, den anfechtenden Ehegatten von der Ein⸗ 
gehung der Ehe abzuhalten, ſo bleibt immer noch zu prüfen, ob der 
Irrende auch ſelbſt bei verſtändiger Würdigung des Weſens der Ehe 
von der Eheſchließung Abſtand genommen haben würde (vgl. RG.: 
JW. 1922, 163; Da. 29 Nr. 628). 

Der Irrtum über die Jungfräulichkeit der Ehefrau und die 
Nichtkenntnis einer unehelichen Fehlgeburt find z. B. wegen der vom 
Ehemann betätigten „überaus laxen“ ſittlichen Auffaſſungen als An⸗ 
fechtungsgrund auch ſchon nicht anerkannt worden (vgl. R.: R. 08, 
93). Einem Anfechtungskläger war bekannt geweſen, daß ſeine Frau 
früher als Sängerin von Wirtſchaft zu Wirtſchaft gezogen war und 
mehrere Jahre mit einem Manne in außerehelichem Geſchlechtsverkehr 
geſtanden hatte, er konnte ſeine Ehe nicht deshalb anfechten, weil die 
3. Z. der Klage Aljährige Bekl. als Mädchen von 17 bis 18 Jahren 
unter ſittenpolizeilicher Aufſicht geſtanden hatte (ogl. NE.: R. 09 
Ziff. 3085). 

Hat anderſeits die Ehefrau vor der Eheſchließung mit mehreren 
Männern geſchlechtlichen Umgang gehabt, ſo kann dies einen An⸗ 
fechtungsgrund bilden, weil es einen Rückſchluß auf mangelhafte Be⸗ 
herrſchung in geſchlechtlichen Dingen und damit auf einen ſittlichen 
Fehler zuläßt (RG.: Warn, 27, 313; 23. 27, 628). Über einmaligen 
folgenloſen Geſchlechtsverkehr etwa mit einem friiheren Verlobten 
konnte den Anfechtungskläger die Erwartung hinwegſehen laſſen, daß 
die Öffentlichkeit von dem Fehltritte nichts erfahren und der gute 
Ruf ſeiner zukünftigen Frau wenigſtens nach außen hin unbeeinträch⸗ 
tigt bleiben würde. 

Es iſt ſehr wohl denkbar und wird durch manche Erfahrung 
beſtätigt, daß ein Mann ſich zwar entſchließt, einem Mädchen, mit 
dem er die Ehe eingehen will, einen einmaligen Fehltritt nachzusehen, 
daß er aber eine Eheſchließung weit von ſich weiſen würde, wenn das 
Mädchen mit mehreren Männern geſchlechtlichen Umgang gehabt hätte 
(vgl. RG.: Warn. 17, 326; R. 18 Nr. 1546). 

Daraus, daß der Ehemann wußte, daß die Ehefrau bei Ein⸗ 
gehung der Ehe nach Verkehr mit einem Manne nicht mehr jung⸗ 
fräulich war, folgt nicht, daß der Ehemann die Ehe eingegangen 
wäre, wenn ihm der Verkehr der Frau mit noch anderen Männern 
bekannt geweſen wäre (Celle: JW. 1928, 1515: RG.: WarnE. 31, 76). 

Die Erwägung, ein normal denkender Man würde, auch wenn 
er ſich über ein früheres Liebesverhältnis feiner Braut hinwegzuſetzen 
vermöchte, es ablehnen, die Ehe mit einem geweſenen Straßenmädchen 
einzugehen, läßt einen Rechtsverſtoß gegen 81333 nicht erkennen 
(RG.: WarnE. 29, 300). 

Wenn der Anfechtungskläger aber z. B. wußte, daß ſeine Frau, 
die ſich ihm bereits vor der Verlobung hingegeben hatte, ſchon zwei⸗ 
mal verlobt geweſen war und mit einem dieſer Verlobten Geſchlechts⸗ 


63. Jahrg. 1934 Heft 51/52] 


Rechtſprechung 


3271 


den, offen zutage liegenden ſittlichen Makels der zukünftigen 
Ehefrau einer verſtändigen Würdigung des Weſens der Ehe 
nicht entſprochen haben. Ob deſſen ungeachtet der Kl. dieſen 
Entſchluß gefaßt haben würde, iſt zwar eine Frage der tat⸗ 
ſächlichen Beurteilung, bei deren Beantwortung aber zu 
prüfen iſt, ob es dem Kl. bei Eingehung der Ehe an Sitt⸗ 
lichkeits⸗ und Ehrgefühl derart gemangelt hat, daß ihm zu⸗ 
zutrauen iſt, er würde über einen ſolchen Makel ſeiner zu⸗ 
künftigen Frau hinweggeſehen haben. Ein ſo großer Mangel 
an Sittlichkeits⸗ und Ehrgefühl kann aber nicht ſchon daraus 
entnommen werden, daß er ein Vorleben der Bekl. gekannt 
oder geargwöhnt hat, das von ihm als eine geſchlechtliche Be⸗ 
ſcholtenheit der Frau nicht betrachtet zu werden brauchte, und 
über das er demzufolge hinwegzuſehen willens war. Jeden⸗ 
falls aber bedarf jene Annahme für den Fall der Nach⸗ 
prüfung, daß die Bekl., wie unter Beweis geſtellt, inſofern 
ein ausgeſprochen liederliches Leben geführt haben ſollte, als 
ſie mehrfach gleichzeitig Liebesverhältniſſe unterhalten habe, 
wobei nicht unberückſichtigt bleiben kann, daß nach den Be⸗ 
hauptungen des Kl. die Bekl. mehrfach in einer an das 
Kriminelle grenzenden Weiſe Schulden kontrahiert hat, was 
für die Geſamtwürdigung ihrer ſittlichen Perſönlichkeit von 
Bedeutung iſt, wenn es auch mit dem Berg. als ein⸗ 
gewurzelter Hang zum leichtſinnigen Schuldenmachen nicht zu 
bezeichnen ſein ſollte. 
K.] 


(U. v. 8. Okt. 1934; IV 84/34. — Berlin.) 

** S. 88 1578, 1611 BGB.; 8323 3 PO. Unter⸗ 
haltspflicht gegenüber dem geſchiedenen Ehe- 
gatten. Nachträgliche Verunglimpfungen ſchaf⸗ 
fen keinen Rechtsgrund, die Zahlung des ge⸗ 
ſetzlichen Unterhalts einzuſtellen. Bei Be⸗ 
meſſung der Unterhaltsrente dürfen außer- 
ordentliche Einnahmen einzelner Jahre nicht 
ohne Einſchränkung zu Laſten des Unterhalts- 
pflichtigen berückſichtigt werden, ſondern es 
ift auch die zukünftige Entwicklung nach Möge 
lichkeit zu beachten. 

Die Ehe der Parteien iſt durch Urt. des LG. Köln, das 
am 19. März 1931 rechtskräftig geworden iſt, aus Allein⸗ 
ſchuld des Bekl. geſchieden worden. Nach Durchführung der 
Scheidung kam es zu Verhandlungen zwiſchen den Ver⸗ 
tretern der Parteien über die Höhe der vom Bekl. an die 


verkehr gehabt hatte, ſo iſt die Annahme gerechtfertigt, daß der Kl. 
auch dann nicht von der Eheſchließung Abſtand genommen haben 
würde, wenn ihm auch der Verkehr der Bekl. mit ihrem anderen 
Verlobten bekannt geweſen wäre (vgl. RG.: WarnE. 29, 134; 31, 
257; 32, 313). 

Hat der anfechtende Ehemann ſelbſt die vielleicht bis zu einem 
gewiſſen Grade vorhandene leichte Auffaſſung der Frau vom Ver⸗ 
hältnis der Geſchlechter für ſich ausgenutzt, ſo bedarf es beſonderer 
Prüfung, ob er ſich auf die „mangelnde Zurückhaltung in ſexuellen 
Dingen“ als eine perſönliche Eigenſchaft berufen kann (vgl. RG.: 
Warn. 31, 21). 

Das entſcheidende Merkmal kann regelmäßig z. B. in der Auf⸗ 
rechterhaltung des Zuſtandes einer wilden Ehe gefunden werden, der 
ſich in voller Öffentlichkeit abſpielte, jo daß ſich die Kenntnis von 
ſolchem Treiben auch unbeteiligten Perſonen geradezu aufdrängte. Hier⸗ 
durch wird die Allgemeinheit in ihrem ſittlichen Empfinden ſchwer 
verletzt, und deshalb iſt eine in einer derartigen wilden Ehe lebende 
Frauensperſon für ſittlich unterwertig zu erachten (RG.: 28. 
1927, 389). 

Das Weſen der Ehe ſteht zwar unwandelbar feſt und iſt für 
jedermann gleich, kann aber doch verſchieden gewürdigt werden. Das 
Geſetz verlangt eine verſtändige Würdigung, es handelt ſich alſo um 
einen ſachlichen Maßſtab. So kann z. B. auch trotz ſeines geringen 
ſittlichen Empfindens der Mann die Ehe anfechten, weil die Frau 
während der Verlobungszeit mit einem mehrere Jahre jüngeren Schüler 
geſchlechtlich verkehrt hat (vgl. RGRKomm. 8 1333 N. 7 a. E). 

Das Gericht iſt alſo rechtlich nicht gehindert, den Erfahrungen 
des Lebens entſprechend davon auszugehen, daß der Mann bei der 
Eheſchließung nicht jo wenig Sittlichkeits⸗ und Ehrgefühl beſeſſen 
hat, um eine Ehe zu ſchließen, wenn ihm bekannt geweſen wäre, 
daß ſeine Frau eine liederliche Perſon von geſchlechtlicher Be⸗ 
ſcholtenheit war. Im vorl. Falle erſcheint deshalb das weitere Auf⸗ 
klärungsverlangen des RG. verſtändlich. 

R. Dr. Fraeb, Hanau. 


Kl. zu zahlenden Unterhaltsbeträge. Am 15. April 1931 
ſchrieben die Vertreter der Kl. an die des Bekl., daß die Kl. 
ſich nicht mit einer Unterhaltsrente von 1500 RM zufrieden 
gebe, vielmehr eine ſolche von 5000 Rt monatlich be⸗ 
anſpruchen werde. Das Schreiben ſchloß mit der Bitte, in 
rechtsverbindlicher Form innerhalb einer beſtimmten Friſt 
eine vollſtreckbare Erklärung des Bekl. über die von ihm 
angebotene Unterhaltsrente beizubringen. Auf dieſes Schrei⸗ 
ben erwiderten die Vertreter des Bekl. am 18. April 1934 
u. a.: „Herr C. erkennt die Verpflichtung, ſeiner geſchiedenen. 
Gattin v. 1. Mai 1931 ab monatlich eine Rente von 1500 AM 
zu zahlen, hierdurch in verbindlicher Form an, nur muß der 
Vorbehalt aus 8 323 3] O., wie ja ſelbſtverſtändlich iſt, 
gewahrt werden.“ 

Mit der Klage hat die Kl. zunächſt Zahlung von monat⸗ 
lich 4000 RM Seit dem 1. April 1931 abzüglich der vom 
Bekl. gezahlten Beträge gefordert. Dieſen Anſpruch hat ſie 
ſpäter auf 2000 AM ermäßigt. 

Die Vorinſtanzen haben der Kl. 1500 RM monatlich zu⸗ 
geſprochen, das RG. hat aufgehoben. 

Der Bekl. hat im Rechtsſtreit in erſter Linie den Stand⸗ 
punkt vertreten, daß er zur Zahlung von Unterhalt an die 
Kl. überhaupt nicht verpflichtet fei. Mit dem Vorbringen, 
daß ihm nachträglich Eheverfehlungen der Kl. bekannt ge⸗ 
worden ſeien, die zu ihrer Mitſchuldigerklärung geführt haben 
würden, kann er, wie das BG. mit Recht angenommen hat, 
mit Rückſicht auf die Rechtskraft des Scheidungsurteils im 
gegenwärtigen Rechtsſtreit nicht gehört werden. Auch einen 
Verluſt des der Kl. zuſtehenden Unterhaltsanſpruchs wegen 
der in dem Buche „An American Duchess“ enthaltenen 
Verunglimpfungen des Bekl. lehnt das BG. mangels ge- 
ſetzlicher Grundlage ab. Hiergegen richtet ſich der erſte 
Reviſionsangriff. Die geſetzliche Grundlage dieſer Einwen⸗ 
dung findet die Rev. im § 242 BGB. Sie führt aus, daß 
die Verbreitung des Buches in den dem Bekl. naheſtehenden 
Kreiſen geeignet ſei, ſeine bürgerliche Ehre, aber auch ſein 
Vermögen auf das Schwerſte zu ſchädigen. Dem Bekl. würde 
unzweifelhaft ein Schadenserſatzanſpruch wegen der ihm durch 
den Roman zugefügten ideellen und materiellen Schäden zu⸗ 
zubilligen ſein. Dann aber müſſe der Geltendmachung des 
Klaganſpruchs auch entgegengehalten werden können, daß die 
Kl. nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrs⸗ 
ſitte einen vertraglichen Anſpruch gegen den Bekl. nicht mehr 
geltend zu machen berechtigt ſei. Dem Bekl. könne nicht zu⸗ 
gemutet werden, die Mittel herzugeben, um die Kl. in den 
Stand zu ſetzen, weitere Angriffe gegen ihn zu richten. 

Die Rev. iſt hiernach ſelbſt der Auffaſſung, daß das Ver⸗ 
halten der Kl. nur Einfluß auf einen vertraglichen 
Unterhaltsanſpruch haben könne. Handelte es ſich um einen 
ſolchen Anſpruch, ſo könnte allerdings das Verhalten der 
Kl. den Bekl. unter Umſtänden aus dem Geſichtspunkt der 
poſitiven Vertragsverletzung zum Rücktritt vom Vertrage be⸗ 
rechtigen (vgl. WarnRſpr. 1928 Nr. 36). Um einen auf Ver⸗ 
trag beruhenden Unterhaltsanſpruch handelt es ſich jedoch im 
vorliegenden Falle nicht. Durch den Vertrag v. 15./18. April 
1931 iſt nicht eine bis dahin nicht beſtehende Unterhaltspflicht 
begründet worden, ſondern der Bekl. hat darin nur die aus 
dem Geſetze (81578 BGB.) folgende Unterhaltspflicht in 
beſtimmter Höhe anerkannt. Es liegt nichts dafür vor und 
iſt auch vom Bekl. nicht behauptet worden, daß er der Kl. 
die Zahlung einer höheren als der nach dem Geſetz unter 
den damaligen Verhältniſſen an ſich geſchuldeten Unterhalts⸗ 
rente hätte verſprechen wollen. Nach dem BOB. findet nun 
wegen des öffentlichen Intereſſes an der Erfüllung der ge⸗ 
ſetzlichen Unterhaltspflichten ein gänzlicher Verluſt des Unter⸗ 
haltsanſpruchs wegen Verfehlungen nicht ſtatt (Mot. IV 
S. 700; RGRKomm. Anm.! zu § 1611). 8 1611 B06 B. ſieht 
nur unter beſtimmten Vorausſetzungen eine Beſchränkung auf 
den notdürftigen Unterhalt vor. Der Ehegatte kann nach 
Abf. 2 nur den notdürftigen Unterhalt verlangen, wenn er 
ſich einer Verfehlung ſchuldig macht, die den Unterhalts⸗ 
pflichtigen berechtigt, ihm den Pflichtteil zu entziehen. $ 1611 
Abf. 2 findet aber auf den Unterhaltsanſpruch des geſchie⸗ 
denen Ehegatten feine Anwendung (vgl. 81580 Abſ. 3). Ver⸗ 
fehlungen des ſchuldlos geſchiedenen Ehegatten gegenüber dem 
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anderen Ehegatten ſind daher ohne Einfluß auf ſeinen Unter⸗ 
haltsanſpruch. Dies hat feinen Grund darin, daß dem ge⸗ 
ſchiedenen Ehegatten auf Grund des früheren ehelichen Ver⸗ 
hältniſſes keine gegenſeitigen Pflichten mehr obliegen. Auch 
der Unterhaltspflicht des aus ſeiner alleinigen Schuld ge⸗ 
ſchiedenen Ehegatten liegt nicht die Annahme einer ſittlichen 
Verpflichtung zugrunde (Warnfipr. 1920 Nr. 114), ſondern 
fie iſt ihm nur aus dem Geſichtspunkt einer auf Billigkeit be- 
ruhenden Nachwirkung der Ehe auferlegt (vgl. Stau⸗ 
dinger Bem. 1 zu § 1578). 

Der Ausſpruch des BG., daß es für einen Verluſt des 
Unterhaltsanſpruchs der Kl. wegen angeblicher Verunglimp⸗ 
fungen des Bekl. an der geſetzlichen Grundlage fehle, iſt 
mithin rechtlich zutreffend. 

Die weitere Frage, ob der Bekl. wegen einer weſentlichen 
Anderung der für die Beſtimmung der Höhe der Unter⸗ 
haltsrente maßgebenden Verhältniſſe zum Verlangen nach 
ihrer Herabſetzung berechtigt ſei, verneint das BG. 

Zu rechtlichen Bedenken gibt dabei die Stellungnahme 
des BG. zu der Behauptung des Bekl. Anlaß, daß in ſeinem 
Einkommen der Wirtſchaftsjahre 1930/31, 1931/32 und 
1932,33 Einnahmen aus Mehreinſchlägen an Holz in Höhe 
von 39889, 37595 und 43334 RM enthalten ſeien. Das 
BG. iſt der Auffaſſung, daß dieſer Umſtand bei Entſcheidung 
der Frage, ob ſich die Verhältniſſe weſentlich geändert haben, 
nicht zu berückſichtigen ſei. Darin kann ihm — jedenfalls auf 
Grund der bisherigen Feſtſtellungen — nicht gefolgt werden. 
Nicht zu beanſtanden iſt allerdings, daß das BG. dieſe Ein⸗ 
nahmen dem Einkommen des Bekl. in den vergangenen 
Jahren hinzugerechnet hat. Bei der Neufeſtſetzung der Rente 
iſt aber auch die vorausſichtliche künftige Geſtaltung der 
Dinge, ſoweit möglich, in Betracht zu ziehen (RG. 75, 127; 
RG.: JW. 1909, 686 10). Der Bekl. hatte nach dieſer Rich⸗ 
tung vorgetragen, daß der Mehreinſchlag in den kommenden 
Jahren wieder eingeſpart werden müſſe (vgl. den Schriftſatz 
v. 10. Jan. 1934 nebſt Anlage, Bl. 213 ff.). Es bedarf daher 
der Erörterung, wie ſich unter Berückſichtigung dieſer Ein⸗ 
ſparungen und des Wegfalls außerordentlicher Nutzungen 
die Einnahmen des Bekl. aus dem Forſtbetriebe in Zukunft 
vorausſichtlich geſtalten werden. Eine danach etwa zu er⸗ 
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C. Da in Berückſichtigung der Raumknappheit auf die bereits 
in den früheren Beſprechungen erörterten Geſichtspunkte nicht mehr 
eingegangen werden kann, ſei wenigſtens auf die Frage hingewieſen, 
ob nicht, nachdem einmal das RG.: JW. 1933, 768 den Tatbeſtand 
der Übertragung des Prämienreſervefonds für erheblich gegen die Ver⸗ 
ſicherung erachtet hatte, nunmehr nicht, wie Mügel mit anderer Be⸗ 
gründung ausführt, folgerichtigerweiſe auch für den gegenwärtigen 
Fall dieſe Konſequenz hätte gezogen werden müſſen. 

Die Auseinanderſetzung mit dieſem Argument iſt in der be⸗ 
ſprochenen Entſch. in der Tat durchaus unbefriedigend und geht auf 
das, worauf es ankommt, überhaupt nicht ein. Das RG. ſelbſt 
nimmt überhaupt zu der Frage keine Stellung. Es berichtet nur, 
daß das BG. erklärt habe, die angeführte frühere Entſch. des RG. 
betreffe eine Unfallverſicherung, auf die ſich Art. 115 DurchfVO. über⸗ 
haupt nicht beziehe, und auf welche das AufwGG. nur Auwendung 
fände, wenn die Reichsaufſicht und ein Prämienreſervefonds vor⸗ 
handen ſei. 

Mit keinem Wort iſt hier beachtet, was immer wieder hervor⸗ 
gehoben iſt, nämlich daß: 

1. Art. 95 nicht davon ſpricht, daß ein Prämienreſervefonds gebildet 
oder noch vorhanden war, ſondern daß er „zu bilden“ war und 

2. daß das Unterbleiben der beſonderen Hervorhebung des Prämien⸗ 
reſervefonds bei der Lebensverſicherung im Art. 95 lediglich darauf 
beruht, daß bei dieſer die Vorausſetzung, es ſei ein Prämienreſerve⸗ 
fonds zu bilden, ſtets gegeben war. 

Wenn man alſo bei einer Unfallverſicherung den Art. 95 dahin 
auslegt, daß eine ſolche Verſicherung ſchon dann überhaupt keine Ver⸗ 
ſicherung i. S. des AufwG. war, wenn fie einen Prämienreſervefonds 
zu bilden und gebildet Hatte, aber ihn an eine andere Verſicherung 
abgegeben hatte, dann müßte man auch dieſelbe Schlußfolgerung für 
die Lebensverſicherung ziehen. Denn bezüglich der Frage, ob ſie einen 
Reſervefonds ſtellen ſollte, war bei dieſer der Fonds nur deswegen 
nicht erwähnt, weil dieſe Frage immer zu bejahen war. Der Fall 
aber, an den tatſächlich die Vorentſcheidung anknüpft, nämlich, daß 


wartende weſentliche Veränderung der Geſamteinnahmen des 

Bekl. könnte bei der Feſtſetzung der Höhe der Unterhaltsrente 

nicht außer Betracht bleiben. 

Eine andere Beurteilung könnte dann gerechtfertigt ſein, 
wenn dem Bekl. bei Abgabe ſeiner Verpflichtungserklärung 
im April 1931 bereits bekannt war, daß fein damaliges Ein- 
kommen zu einem erheblichen Teil aus Einnahmen beſtand, 
die durch Mehreinſchläge an Holz erzielt waren, alſo aus 
außerordentlichen Einnahmen, die in den kommenden Jahren 
wieder wegfallen würden und in irgendeiner Weiſe zum Fidei⸗ 
kommißvermögen zurückerſtattet werden müßten. Dann könnte 
er ſich auf die hierdurch verurſachte Verringerung ſeines Ein⸗ 
kommens zur Begründung ſeines Herabſetzungsbegehrens nicht 
berufen, denn der Rechtsbehelf des 8323 ZPO. iſt, wie oben 
bereits ausgeführt, nur für den Fall ſolcher Anderungen 
gegeben, deren Eintritt ſich nicht hatte vorausſehen laſſen. 
Daß der Bekl. bei Abgabe ſeiner Verpflichtungserklärung das 
Vorhandenſein außerordentlicher, künftig wieder wegfallenden 
Einnahmen kannte, laſſen die bisherigen Feſtſtellungen des 
BG. nicht erſehen. 

(U. v. 29. Okt. 1934; IV 139/34. — Hamm.) [K.] 

9. §§ 59 ff. Aufw G. Alle in den verſchiedenen 
Abſchnitten des AufwG. aufgeführten An- 
ſprüche, insbeſ. auch die im achten Abſchnitt ge- 
regelten Verſicherungsanſprüche gegen aus- 
ländiſche, unter Reichs aufſicht ſtehende Lebens- 
verſicherungsgeſellſchaften werden lediglich 
nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes, nicht da- 
neben noch nach den Grundſätzen der freien Auf⸗ 
wertung aufgewertet. Freie Aufwertung gegen⸗ 
über einer ſolchen Geſellſchaft kommt höchſtens 
dann in Frage, wenn fie ein Aufwertungsver⸗ 
fahren gemäß dem Geſetze zum Scheitern ge- 
bracht hat. f) 

(U. v. 6. Juli 1934; VII 78/34. — Berlin.) 

Abgedr. JW. 1934, 2547. 
= RG. 144, 306. 
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fie ihn nicht gebildet oder verloren hatte, konnte natürlich bei der 
Lebeusverſicherung genau ſo eintreten und war hier eingetreten. 
Es war alſo eine Auslegung, die ſowohl an ſich, wie im Rahmen 
der bereits geſchehenen Auslegung für den Fall der Unfallverſicherung 
nicht nur möglich, ſondern geboten, vollends aber nicht im ent⸗ 
fernteſten eine Rechtsbeugung war, wenn man folgende Schluß⸗ 
kette aufſtellte: 

1. Die beſondere Regelung mit dem Aufwertungsſtock ſetzt einen 
Prämtienreſervefonds voraus. 

2. Dabei meint das Geſetz, ſoweit es die Unfallverſicherung erwähnt, 
nicht einen Soll⸗Reſerveſtock, ſondern einen Iſt⸗Reſerveſtock. Eine 
Unfallverſicherung, die einen Reſerveſtock bilden ſollte, aber nicht 
oder nicht mehr hatte, war keine Verſicherung i. S. der Art. 95ff. 

3. Da es nicht auf die Sollvorſchrift, ſondern auf ihre tatſächliche 
Ausübung ankommt, gilt das gleiche bei einer Lebensverſicherung. 

4. Waren aber die Art. 95ff. überhaupt nicht anwend⸗ 
bar, ſo fällt auch Art. 115 ins Leere. Dann war für die 
Entſch. des Aufſichtsamtes kein Raum. 

5. War aber dieſe Entſch. in einem Falle getroffen, wo fie, un⸗ 
abhängig von ihrem Inhalt, überhaupt nicht getroffen werden 
konnte, dann konnte fie auch nicht verbindlich fein und war daher 
vom ordentlichen Gericht nicht zu beachten. Dieſes hatte zu prüfen, 
ob ein Fall der möglichen Entſch. des Aufſichtsamtes über⸗ 
haupt gegeben war. Dieſer lag aber nicht vor, wenn die Art. 95ff. 
gar nicht anwendbar waren. 

Das iſt eine völlig andere Begründung als diejenige, mit der 
das RG. ſich auseinanderſetzt. Die Tatſache, daß freie Aufwertung 
zuläſſig ſein ſoll, ſpielt hier zunächſt gar keine Rolle. Sie gehört 
ja nicht in das Stadium der Prüfung der gerichtlichen Zuſtändigkeit und 
der Gebundenheit des Gerichts an die Verwaltungsgerichtsentſcheidung. 
Vielmehr hat dieſes Argument mit dem vom RG. behandelten nur 
eine ſcheinbare Berührung. 

Es wird zunächſt gar nicht feſtgeſtellt, ob die freie Aufwertung 
zuläſſig war oder nicht, auch nicht, ob die Verſicherung der Reichs⸗ 
aufſicht unterlag oder nicht, ſondern es wird die davon ganz ver⸗ 
ſchiedene Vorfrage des Art. 95 behandelt, ob eine Lebensverſicherung 
ohne Reſervefonds überhaupt in den Konnex der Art. 95 ff. fällt 
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** 10. 88 7, 18 KraftfG.; 88 21, 44 KraftfVerk⸗ 
VO.; § 839 BGB.; Art. 131 R Verf. Von der Ver⸗ 
pflichtung, die rechte Seite des Weges einzu⸗ 
halten und beim Einbiegen in einen anderen 
Weg nach links im weiten Bogen zu fahren, find 
Kraftfahrzeuge der Feuerwehr nicht befreit. 
Auch auf der Rückfahrt einer Dampfſpritze der 
Feuerwehr ins Depot liegt Ausübung öffent⸗ 
licher Gewalt vor. Die Haftung einer öffentlich- 
rechtlichen Körperſchaft aus 87 KraftfG. fteht 
ſelbſtändig neben ihrer Haftung aus § 839 BGB. 
und Art. 131 RVerf. Der erſteren kann ſie nicht 
mit dem Einwand aus 8 839 Abſ. 1 Satz 2 be⸗ 
gegnen. f) 

Am 5. Juli 1931 fuhr K. in einer Kraftdroſchke auf 
der Invalidenſtraße in Berlin in der Richtung nach dem 
Stettiner Bahnhof. Als die Kraftdroſchke ſich der Einmün⸗ 
dung der Heſſiſchen Straße näherte, kam auf dieſer eine 
Dampfſpritze der Berliner Feuerwehr heran, die nach links 
in die Invalidenſtraße einbog. Es erfolgte ein Zuſammen⸗ 
ſtoß der beiden Fahrzeuge, bei dem K. tödlich verletzt wurde. 

BG. wies die Schadensklage gegen die Stadt ab. 
RG. hob unter Zurückverweiſung auf, ſoweit K. mit An- 
ſprüchen aus dem KraftfG. abgewieſen war. 

Das BG. nimmt an, daß die auf einer Dienſtfahrt be— 


und daher überhaupt der Möglichkeit nach hier eine Entſch. 
des Aufſichtsamtes aus Art. 115 ſtattfinden konnte. 

Beides ſind ja völlig verſchiedene Fragen. 

Erſt muß ein Baum vorliegen, ehe geprüft werden kann, ob 
es ein Apfel⸗ oder Birnbaum iſt. Erſt muß überhaupt eine Ver⸗ 
ſicherung i. S. der Art. 95ff. vorliegen, ehe geprüft werden kann, 
ob es eine Verſicherung mit oder ohne Reichs aufſicht iſt. 

Nur die letztere Unterprüfung iſt dem Aufſichtsamt über⸗ 
wieſen. Die Vorprüfung, ob überhaupt eine Verſicherung i. S. 
des Art. 95 vorliegt, iſt ihm dagegen nicht überwieſen. Sie kann, 
auch nicht mittelbar im Art. 115 ihm zugewieſen ſein, denn die Regel 
iſt die gerichtliche Entſcheidung. Ausnahmebeſtimmungen über Vor⸗ 
entſcheidungen von Vorfragen durch andere Inſtanzen ſind nicht aus⸗ 
dehnend auszulegen. Iſt die Vorfrage nur eine Unterfrage (hier, ob 
die Verſicherung eine ſolche mit oder ohne Reichsaufſicht iſt), ſo kann 
nicht geſagt werden, daß ſchon mit der Stellung der Unterfrage 
auch die Hauptfrage bejaht iſt, ob ſie überhaupt eine Verſicherung iſt. 
Es iſt nur ein ganz beſtimmter Ausſchnitt herausgenommen, der ver⸗ 
bindlich von anderer Stelle entſchieden wird, in allem anderen ſind 
die Gerichte frei. 

Gerade hier iſt die Parallele mit der Entſch. der AufwSt. ganz 
beſonders zwingend, da es ſich um dasſelbe Geſetz und eine ver⸗ 
wandte Gewaltenteilung handelt. Die Entſch., daß eine Forderung auf 
100 000 AA aufzuwerten iſt, ſetzt ja logiſch auch voraus, daß fie 
überhaupt aufzuwerten iſt. Trotzdem iſt dieſe Entſch. der AufmSt. 
über die Höhe des Anſpruchs gegenſtandslos, wenn das ordentliche 
Gericht nachher den Grund des Anſpruchs verneint. 

Genau fo iſt hier die bindende Vorentſcheidung des Aufſichtsamtes 
über die Frage, ob die Verſicherung der Reichsaufſicht unterliegt, 
gegenſtandslos, wenn die Gerichte zu der Auffaſſung kommen, daß 
überhaupt keine Verſicherung vorliegt, nämlich keine Verſicherung 
i. S. der Art. 95 ff. Dieſe Frage unterliegt allein der Prüfung des 
Gerichts. Sie war vom RG. zu prüfen und zu beantworten, und 
wenn das RG. einmal bei der Unfallverſicherung zum Verſicherungs⸗ 
begriff i. S. des AufwG. das Nochvorhandenſein eines Prä⸗ 
mienreſervefonds rechnete, dann konnte für die Lebensverſicherung 
nichts anderes gelten. Aus dieſem Grunde war trotz der Entſch. des 
Aufſichtsamtes dem Anſpruch der Verſicherten ſtattzugeben. 

Es liegt inſofern derſelbe Fall vor, wie er im Verhältnis der 
Gerichte zu dem MEA. und ähnlichen Organen in neuerer Zeit wie⸗ 
derholt entſchieden worden iſt. Die ſtändige Praxis des RG. hat hier 
angenommen, daß eine Nachprüfung von Entſch. der Verwaltungs⸗ 
behörden jedenfalls in der Richtung zuläſſig iſt, ob die Verwaltungs⸗ 
behörde innerhalb der Grenze ihre Zuſtändigkeit, d. h. innerhalb ihrer 
geſetzlichen Befugniſſe gehandelt hat (RG. 138, 67 = JW. 1933, 2055 
und die dort angeführten früheren Entſch.). 

Gerade das liegt aber hier nicht vor. Das Aufſichtsamt war nur 
zuſtändig für die Unterfrage, ob eine Verſicherung mit oder ohne 
Reichsaufſicht vorlag. Wenn es aber über dieſe Frage in einem Falle 
entſchied, wo überhaupt keine Verſicherung i. S. des AufwG. 
vorlag, dann geſchah das eben nicht innerhalb derjenigen geſetz⸗ 
lichen Zuſtändigkeit, die für dieſe bindende Entſch. gegeben und ihre 
Grenze war. 

RA. Dr. v. d. Trend, Berlin. 


griffene Feuerwehr bei ihrer Fahrt durch die Heſſiſche Straße 
rechtzeitig durch ordnungsmäßig abgegebene Warnungszeichen 
kenntlich gemacht habe, daß fie gem. § 25 KraftfVerkVO. in 
der zur Zeit des Unfalls geltenden Faſſung v. 15. Juli 1930 
freie Bahn für ſich beanſpruche. Der Führer der Kraft⸗ 
droſchke, der in der Invalidenſtraße auf der richtigen Fahr⸗ 
ſeite in der Mitte zwiſchen Straßenbahngleiſen und Bürger⸗ 
ſteig gefahren ſei, habe aber auf das Klingelzeichen der 
Feuerwehr ſeinen Wagen nicht vor der Einmündung der 
Heſſiſchen Straße zum Halten gebracht, ſondern im letzten 
Augenblick verſucht, durch Weiterfahren nach links an der 
aus der Heſſiſchen Straße kommenden Dampfſpritze vorbei⸗ 
zukommen. Daraufhin ſeien die beiden Fahrzeuge unmittelbar 
an und auf den rechten Straßenbahngleiſen mit den rechten 
Vorderrädern zuſammengeprallt, obwohl der Fahrer der 
Dampfſpritze noch verſucht habe, den Zuſammenſtoß durch 
Linksausweichen und Bremſen zu verhindern. Da die Kraft⸗ 
fahrzeuge der Feuerwehr nach § 44 KraftfVerkVoO. wie nach 
den Beſt. der Berl Straß O. nicht den Vorſchr. über die ein⸗ 
zuhaltende Fahrgeſchwindigkeit ($ 18) unterliegen und befreit 
ſeien von den Vorſchr. über das Ausweichen, Halten, Über⸗ 
holen und Vorfahren in den in den §§ 22 bis 24 und 28 
genannten Fällen, ſo ſei weder der Umſtand, daß die Kraft⸗ 
droſchke gegenüber der Feuerwehr auf einem Hauptverkehrs⸗ 
weg ſich bewegte, zu berückſichtigen, noch ſei dem Fahrer der 


Zu 10. Das RG. wiederholt in dem Urt. v. 17. Sept. 1934 zu⸗ 
nächſt eine von ihm bereits früher (in RG. 129, 303 ff. = ZW. 1931, 
1691) vertretene Anſicht, daß eine Dampfſpritze der Feuerwehr, auch 
wenn ſie ſich auf der Rückfahrt von der Brandſtelle zum Depot be⸗ 
findet, bei der Ausübung der Fahrt in Ausübung öffentlicher 
Gewalt handelt. Das iſt durchaus zutreffend. Denn der eigentliche 
Zweck der Feuerwehr, die Bekämpfung von Bränden, iſt ein polizei⸗ 
licher (vgl. RG. 122, 300 = ZW. 1929, 1138). Alſo liegt alle Tätig⸗ 
keit, die dieſem polizeilichen Zwecke dient — darunter fällt auch 
die Betätigung ſtaatlichen Schutzes und ſtaatlicher Fürſorge —, auf 
öffentlich-rechtlichem Gebiet und iſt Ausübung öffentlich⸗ rechtlicher Ge⸗ 
walt i. S. des Art. 31 RVerf. In der neuen RStraßVerkO. iſt im 
Geſetzestext ſelbſt (8 32) ausgeſprochen, daß die Feuerwehr hoheitliche 
Aufgaben zu erfüllen hat. Das RG. erörtert dann das Verhältnis der 
Haftung einer öffentlich-rechtlichen Körperſchaft aus Art. 131 NVerf. 
und § 839 BGB. zu der Haftung als Halterin des Kraftfahrzeugs 
aus §7 Kraftf®. und kommt zu dem — zu billigenden — Ergebnis, 
daß die Haftung der öffentlich-rechtlichen Körperſchaft als Halterin 
aus 87 Kraftſcg. und die Haftung aus Art. 131 RVerf. i. Verb. m. 
8839 BGB. (im Gegenſatz zu der Haftung des Beamten aus 8 18 
Kraftfcß. und aus $ 839 BGB.) ſelbſtändig nebeneinander ſtehen. Die 
Ausführungen des RG. über dieſe Unterſchiede, insbeſ. darüber, daß 
die Haftung des Beamten aus 8 18 Kraftf®. nicht ſelbſtändig neben 
ſeiner Haftung aus 8839 BGB. gegeben ſei, leuchten ein. Denn nach 
§ 18 Kraftf®. haftet der Führer ohne weiteres für Unfälle, 
wenn er nicht nachweiſt, daß der Schaden nicht durch ſein 
Verſchulden entſtanden iſt. Daraus ergibt ſich, daß das Geſetz die 
Haftung des Kraftwagenführers anordnet, weil es ſein Verſchulden 
von vornherein annimmt, daß es ihm lediglich den Gegenbeweis offen 
läßt. Dagegen haftet die öffentlich-rechtliche Korperſchaft als Halterin 
nach § 7 Kraftf®. unter Umſtänden auch ohne Verſchulden. 
Und es iſt nicht einzuſehen, weshalb bei einem Kraftwagenhalter, 
der ohnehin ohne Verſchulden haftet, die Haftung dann plötzlich ent⸗ 
fallen ſoll, wenn die betreffende Kraftwagenfahrt in Ausübung öffent⸗ 
licher Gewalt geſchah. 

Das RG. hat im vorl. Falle eine Inanſpruchnahme der öffentlich⸗ 
rechtlichen Körperſchaft aus Art. 131 RVerf. i. Verb. m. §839 BGB. 
deshalb verneint, weil 8 839 Abſ. 2 BGB. Platz greift, der Verletzte 
nämlich von dem Führer oder dem Halter der Kraftwagendroſchke 
Erſatz verlangen kann. Wenn das RG. aber zu einer Verurteilung 
aus 8 7 KraftfG. gelangt, fo ſind die dafür angeführten vernünftigen 
verkehrsrechtlichen Erwägungen nur zu begrüßen. Wenn man der 
Feuerwehr ſchon eine Befreiung von den Vorſchriften über Ausweichen, 
Halten, Überholen und Vorfahren gewährt, dann iſt keinesfalls ein⸗ 
zuſehen, weshalb die Feuerwehr obendrein davon freigeſtellt ſein ſoll, 
die rechte Straßenſeite einzuhalten oder beim Einbiegen in eine andere 
Straße nach rechts in kurzer Wendung und nach links in einem 
weiten Bogen zu fahren. Dieſe Verkehrsvorſchriften kann jegliches 
Feuerwehrfahrzeug beobachten, ohne daß dadurch das Weſen und der 
Zweck des öffentlichen Rettungsdienſtes beeinträchtigt wird. Sehr 
richtig weiſt das RG. darauf hin, daß eine Befreiung von dieſen 
Vorſchriften eine unverhältnismäßig große Gefährdung der aus dem 
anderen Weg kommenden Fahrzeuge oder Fußgänger bedeuten würde, 
die das herannahende Fahrzeug der Feuerwehr zu ſpät wahrnehmen. 

Das NG. begründet dieſe Stellungnahme damit, daß der 8 44 
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Dampfſpritze zur Laſt zu legen, daß er in der Mitte der 
Heſſiſchen Straße fuhr, ſeine Geſchwindigkeit nicht herabſetzte 
und nicht in weitem Bogen in die Invalidenſtraße einbog. 
Danach ſeien die Vorausſetzungen für eine Haftung der Bekl. 
aus 8 839 BGB., Art. 131 RVerf. nicht gegeben. Auch 
aus 88 7, 10 KraftfGG. könne eine Haftung der Bekl. nicht 
begründet werden, da nach den vorſtehenden Feſtſtellungen 
und Erwägungen der Fahrer der Dampfſpritze jede nach den 
Umſtänden des Falles gebotene Sorgfalt beobachtet habe und 
der Unfall demnach für ſie durch ein unabwendbares Ereignis 
verurſacht worden ſei. 

Dem BG. ift darin beizutreten, daß die Klage auf 
Art. 131 RVerf. i. Verb. m. § 839 BGB. nicht geſtützt wer⸗ 
den kann. Das BG. geht rechtlich bedenkenfrei davon aus, 
daß die Beamten der Feuerwehr bei der Ausführung der 
Fahrt in Ausübung öffentlicher Gewalt gehandelt haben 
(RGurt. v. 12. Jan. 1934, III 206/33). Daß die Dampf⸗ 
ſpritze ſich nach der Behauptung der Kl. auf der Rückfahrt 
ins Depot befunden hat, ſteht nicht entgegen, weil die Fahrt 
auch dann mit dem polizeilichen Zweck der Feuerwehr in 
einem unmittelbaren Zuſammenhang geſtanden hat (RG. 
129, 3071)). Daraus folgt, daß die Bekl. auf Grund von 
Art. 131 RVerf. gem. § 839 Abſ. 1 Satz 2 BGB. nur in⸗ 
ſoweit in Anſpruch genommen werden kann, als die Kl. 
nicht von anderer Seite, nämlich dem Führer oder Halter 
der Kraftdroſchke, Erſatz zu erlangen vermögen. Dieſe Mög⸗ 
1 iſt nach den tatſächlichen Feſtſtellungen des BG. ge⸗ 
geben. 

Die Anſicht des BG. indeſſen, daß die Bekl. für den 
Schaden der Kl. auch nicht nach 87 KraftfG. erſatzpflichtig 
ſei, da fie den Entlaſtungsbeweis aus 8 7 Abſ. 2 KraftfG. 
geführt habe, iſt von Rechtsirrtum beeinflußt. Denn die An⸗ 
nahme des BG., es ſei nach der KraftfVerkVO. zuläſſig ge⸗ 
weſen, daß die Dampfſpritze in der Heſſiſchen Straße in der 
Mitte ſtatt auf der rechten Seite der Fahrbahn ſich bewegte 
und insbeſ. nicht in weitem Bogen nach links in die In⸗ 
validenſtraße einfuhr, alſo die Kurve ſchnitt, ſteht nicht im 
Einklang mit den Vorſchr. der KraftfVerkVo. 

Nach dem Ausſpruch des BG., „es ſei nach der Kraftf⸗ 
VerkVO. und der BerlStraßO. zuläſſig geweſen, daß die 
Dampfſpritze in der Mitte der Heſſiſchen Straße fuhr und 
nicht in weitem Bogen in die Invalidenſtraße einbog“, er⸗ 
ſcheint es nicht zweifelhaft, daß das BG. beides als erwieſen 
angeſehen hat. Nach § 44 KraftfVerkVO. brauchen Kraft⸗ 
fahrzeuge der Feuerwehr im Dienſte nicht mit einer Hupe 
zur Abgabe von Warnungszeichen verſehen zu fein und dür⸗ 
fen Warnungszeichen auch mit anderen als den in $ 19 
Abſ. 3 genannten Signalinſtrumenten abgeben. Sie unter⸗ 
liegen nicht den Vorſchr. über die einzuhaltende Fahrgeſchwin⸗ 
digkeit (§ 18) und find befreit von den Vorſchr. über das 
Ausweichen, Halten, Überholen und Vorfahren in den in 
88 22 bis 24 und 28 genannten Fällen und von ſonſt von 
den Polizeibehörden angeordneten Verboten und Beſchrän⸗ 
kungen. Unter dieſen Vorſchriften iſt nicht erwähnt § 21 
KraftfVerkVO., wonach der Führer, wenn nicht beſondere Um⸗ 
ſtände entgegenſtehen, grundſätzlich die rechte Seite des Weges 
einzuhalten und beim Einbiegen in einen anderen Weg nach 
links im weiten Bogen zu fahren hat. Von dieſer Vorſchrift 
des § 21 iſt die Feuerwehr daher nicht befreit; ein von der 


der auf den vorl. Fall anzuwendenden KraftfVerkVO. v. 15. Juli 
1930 wohl die 88 22—24 und 28 aufzähle, nicht aber den § 21, 
welcher das Einhalten der rechten Wegeſeite und das Nehmen der 
Kurve nach rechts in kurzer Wendung, nach links in weitem Bogen 
vorſchreibt. Genau jo würde ſich aber die Entſch. auch nach der neuen 
RStraßVerkO. v. 28. Mai 1934 rechtfertigen laſſen. $ 32 RStraßVerkO. 
befreit die Feuerwehr von den Vorſchriften, „ſoweit die Erfüllung ihrer 
hoheitlichen Aufgaben es erfordert“. Sicherlich verlangt die öffentliche 
Rettungsaufgabe der Feuerwehr, daß deren Fahrzeuge ſchnell vom 
Fleck kommen, daß ihnen Platz gemacht wird, daß ſie überholen 
können, wie es gerade auskommt, aber es iſt — wie oben aus⸗ 
geführt — nicht erſichtlich, weshalb es die Erfüllung hoheitlicher Auf⸗ 
gaben von Fahrzeugen der Feuerwehr erfordern ſoll, nicht die rechte 
Straßenſeite einzuhalten oder die Kurven anders zu nehmen als 


ſonſtige Fahrzeuge. 
RA. Dr. Richard Decher I, Köln. 
) SW 1931, 1691. 


klaren Wortlaut des § 44 weitergehende Freiſtellungen als 
die hier vorgeſehenen aus dem Weſen und Zweck des öffent⸗ 
lichen Rettungsdienſtes herzuleiten (vgl. einerſeits Müller, 
Automobilgeſetz, Anm. 4; anderſ. Iſaak⸗Siebeck, Anm. 2 
zu § 44 KraftfVerkVO.), erſcheint rechtsgrundſätzlich über⸗ 
haupt nicht angängig. Im beſonderen iſt bzgl. der Vorſchrift 
des § 21 zu beachten, daß von ihrer Beachtung eine weſent⸗ 
liche Beengung des Rettungsdienſtes in aller Regel offenbar 
nicht zu befürchten iſt, während eine Befreiung von der Vor⸗ 
ſchrift über das Einbiegen in einen anderen Weg nach links 
(Abſ. 2 daſ.) eine unverhältnismäßig große Gefährdung der 
aus dem anderen Weg herkommenden Fahrzeuge oder Fuß⸗ 
gänger bedeuten würde, die das herannahende Fahrzeug der 
Feuerwehr zu ſpät wahrnehmen. Ob das BG. ſeine ab⸗ 
weichende Anſicht auf die KraftfVerkVO. oder auf die 
Berliner Straßen O. (vgl. § 22 Ziff. 4) gründet, iſt nicht klar 
erſichtlich, da es ſich auf beide Geſetze beruft. Sollte letzteres 
aber auch der Fall ſein, ſo wäre es unbeachtlich, da das Ver⸗ 
halten der Kraftfahrzeuge der Feuerwehr auf öffentlicher 
Straße in der KraftfVerkV O. geregelt und davon abweichend 
Anordnungen durch die Landeszentralbehörden nicht erlaſſen 
werden könnten (§ 6 Abſ. 3 KraftfG.). Da hier der Fahrer 
der Dampfſpritze gegen § 21 KraftfVerkVO. verſtoßen hat, 
iſt die Haftung der Bekl. als Halterin aus $ 7 Abſ. 2 
KraftfG. an und für ſich gegeben. Sie kann ſich gegenüber 
der Inanſpruchnahme aus 87 KraftfG. auch nicht darauf 
berufen, daß fie nach 8839 Abſ. 1 Satz 2 BGB. mur ſub⸗ 
ſidiär hafte. Die Haftung der Bekl. als Fahrzeughalterin 
aus 87 Kraftf&. ſteht ſelbſtändig neben ihrer Haftung aus 
Art. 131 RVerf. Wenn fie der letzteren den Einwand aus 
§ 839 Abſ. 1 Satz 2 BGB. entgegenſetzen kann, fo folgt 
daraus nicht, daß ſie mit dieſem Einwande auch der Inan⸗ 
ſpruchnahme aus § 7 KraftfG. begegnen kann. Allerdings 
hat das RG. angenommen, daß der Beamte, welcher auf 
Grund von $ 18 KraftfG. in Anſpruch genommen wird, nach 
§ 839 Abi. 1 Satz 2 BGB. nicht haftet, wenn er die Fahrt 
in Ausübung öffentlicher Gewalt unternommen hat, weil dann 
nach Art. 131 RVerf. an die Stelle feiner Haftung diejenige 
der Körperſchaft tritt, in deren Dienſt er angeſtellt iſt (RG. 
125, 98). Aber die Haftung des Beamten aus 8 18 Kraftf®. 
ſteht nicht ſelbſtändig neben feiner Haftung aus $ 839 BGB. 
Die Vorausſetzungen decken ſich; nur die Beweislaſt für das 
Verſchulden iſt eine verſchiedene. Das iſt bei der Haftung einer 
öffentlich-rechtlichen Körperſchaft aus § 7 KraftfGG. und aus 
§ 839 BGB. i. Verb. m. Art. 131 RVerf. anders. Ihre rein 
privatrechtliche Haftung als Halter iſt nach Vorausſetzungen 
und Wirkungen anders geregelt als die publiziſtiſche Haftung 
aus Art. 131 RVerf. (über den Unterſchied ſ. auch RG. 121, 
404) 2). Nach Art. 131 RVerf. haftet die Körperſchaft nur, 
wenn den Beamten ein Verſchulden trifft (Anſchütz, Erl. 11 
zu Art. 131 RVerf.). Nur für die Beamten haftung als 
ſolche gilt der Einwand der Subſidiarität; dem Beamten 
ſoll die Verantwortung für eine ſchadenſtiftende Amtshand⸗ 
lung erleichtert werden; dieſe Vergünſtigung ſoll auch der 
öffentlichen Körperſchaft zuſtatten kommen. Nach 8 7 Krafti®. 
haftet die Körperſchaft als Fahrzeughalterin unter Umſtänden 
aber auch dann, wenn weder ihr noch ihren Beamten ein 
Verſchulden zur Laſt fällt, dann nämlich, wenn der Unfall 
auf einem Fehler des Fahrzeugs oder auf einem Verſagen 
ſeiner Vorrichtungen beruht, das auch bei größter Sorgfalt 
nicht erkannt und vorausgeſehen werden konnte. Da nicht an⸗ 
zunehmen iſt, daß die Körperſchaft auch in einem ſolchen Falle 
nicht haften ſolle, wenn es ſich um eine in Ausübung öffent⸗ 
licher Gewalt unternommene Kraftwagenfahrt handelt, ſo iſt 
ihr in jedem Falle, in dem fie aus § 7 Kraftf®. in Anſpruch 
genommen wird, die Berufung auf $ 839 Abſ. 1 Satz 2 BGB. 
zu verſagen (vgl. auch RG. 140, 418). 


(u. v. 17. Sept. 1934; IV 108/34. — Breslau.) 
= RG. 145, 177.) 
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Rechtſprechung 


11. 51 Ka p. III Teil 5 Not VO. v. 6. Okt. 1931 
(RG Bl. I, 537). Eine mehrfache Herabſetzung der 
Dienſtbezüge auf Grund der BD. v. 6. Okt. 1931 
entſpricht weder dem Wortlaut noch dem Zweck 
des Geſetzes v. 6. Okt. 1931. 1) 


Nach SL Kap. III Teil 5 der 3. NotVO. des RPräſ. 
v. 6. Okt. 1931 (RGBl. I, 537) kann ein Dienſtberechtigter, 
der ſich in einem vor Inkrafttreten der Vorſchr. des Kap. III, 
d. i. vor dem 7. Okt. 1931, abgeſchloſſenen Dienſtvertrag zur 
Zahlung einer mit Rückſicht auf ſeine Geſchäfts⸗ oder Ver⸗ 
mögenslage oder die veränderte allgemeine Wirtſchaftslage 
übermäßig hohen und ihm demnach nicht mehr zuzumutenden 
Vergütung verpflichtet hat, die Vergütung auf einen an⸗ 
gemeſſenen Betrag herabſetzen. Das hier dem Dienſtberech⸗ 
tigten verliehene Recht ſetzt einen Dienſtvertrag voraus, 
auf Grund deſſen die zu kürzenden Bezüge geſchuldet werden. 
Dem Dienſtberechtigten iſt aber nur ein einmaliges 
Herabſetzungsrecht verliehen worden. Für dieſe Anſicht ſpricht 
entſcheidend ſchon der Wortlaut des §1 Abſ. 1 VO. Danach 
dürfen nur ſolche dienſtvertraglichen Vergütungen herab⸗ 
geſetzt werden, die vor dem Inkrafttreten der VO. vom 
Dienſtberechtigten übernommen worden ſind, die mithin ihren 
Inhalt nicht erſt nach dem 7. Okt. 1931 erhalten haben. 
Letzteres iſt jedoch bei der Dienſtvergütung des Kl. der Fall, 
die zwar urſprünglich vor dem Inkrafttreten der VO. be⸗ 
gründet war, dann aber nach deren Inkrafttreten herabgeſetzt 
worden iſt und damit einen neuen Inhalt erhalten hat. Auf 
ſolche Dienſtvergütung trifft die VO. nicht mehr zu. Eine 
ausdehnende Auslegung des Geſetzes verbietet ſich, weil das 
darin verliehene Kürzungsrecht eine Notmaßnahme in wirt⸗ 
ſchaftlich ſchwerer Zeit darſtellt und die Eigenſchaft einer Aus- 
nahmebeſtimmung hät. Das Kürzungsrecht bedeutet ferner 
einen beſonders ſchweren Eingriff in vertraglich geſicherte 
Rechte und erfordert deshalb eine enge Auslegung. Da das 
Geſetz nicht eine mehrmalige Ausübung des Kürzungsrechts 
ausdrücklich geſtattet, kann nur eine einmalige als zu— 
läſſig gelten. 

Wirtſchaftliche Erwägungen führen zu keinem anderen 
Ergebnis. Die Not O. iſt zu einer Zeit ergangen, als die 
Weltwirtſchaftskriſe die allgemeine wirtſchaftliche Lage in 
Deutſchland zu einer beſonders bedrohlichen geſtaltet und den 
Beſtand vieler Unternehmungen in Gefahr gebracht hatte. Die 
Wettbewerbsfähigkeit der deutſchen Wirtſchaft mit dem Aus⸗ 
lande war vor allem dadurch gefährdet worden, daß die Ge— 


Zu 11. Die Entſch. verdient Zuſtimmung. Die 3. Not BO. v. 
6. Okt. 1931 hatte in Kap. III des 5. Teils eine Art clausula rebus 
sic stantibus für Dienſtverträge mit übermäßig hohen Vergütungen 
eingeführt, um den Mißſtänden entgegenzutreten, die infolge der 
völligen Veränderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe eingetreten 
waren. Dieſe Vorſchriften ſind heute noch in Kraft. Das Anwendungs⸗ 
gebiet dieſer geſetzlich vorgeſehenen clausula rebus sic stantibus iſt 
aber ein ſehr beſchränktes. Sie gilt nur für Dienſtverträge, die vor dem 
7. Okt. 1931 abgeſchloſſen find, und nur für Gehälter, die 15000 N. 
jährlich überſteigen; ferner ſind Beamte und Arbeitnehmer öffentlicher 
Arbeitgeber ausgenommen, weil deren Bezüge ſchon durch frühere 
NotVO. gekürzt worden waren. Daraus ergibt ſich ohne weiteres, daß 
der Geſetzgeber durchaus nicht ein allgemeines Recht des Arbeitgebers 
zur einſeitigen Anpaſſung der Gehälter an die jeweiligen Wirtſchafts⸗ 
verhältniſſe einführen wollte. Sondern die Bindung an den Vertrag, 
der Gedanke der Vertragstreue, das pacta sunt servanda, bleibt 
grundſätzlich maßgebend, und nur in ganz beſtimmten, geſetzlich genau 
umſchriebenen Ausnahmefällen iſt die Herabſetzung des Gehalts möglich. 
Wenn dem aber ſo iſt, ſo könnte eine mehrfache Gehaltsherabſetzung 
auf Grund der VO. nur dann in Betracht kommen, wenn ſie be- 
ſonders vorgeſehen wäre. Das iſt aber nicht der Fall. Im Gegenteil 
ergibt ſich, wie das RG. mit Recht hervorhebt, aus der VO. ſelbſt 
mittelbar ihre Unzuläſſigkeit. Denn die VO. läßt die Herabſetzung 
nur zu, wenn das übermäßig hohe Gehalt vor Inkrafttreten der VO. 
zugeſagt ift. It nun auf Grund der VO. ſchon einmal eine Gehalts⸗ 
herabſetzung erfolgt, ſo iſt das neue Gehalt ſchon zur Zeit der Wirt⸗ 
ſchaftskriſe feſtgeſetzt, und für ſolche Fälle hat die VO. die clausula 
rebus sic stantibus eben nicht mehr für nötig gehalten. Allerdings 
iſt das nicht unbeſtritten, vielmehr iſt im Schrifttum die entgegen⸗ 
geſetzte Anſicht vertreten worden (vgl. Goldſchmidt: NZATHR. 
1932, 16). Die Klärung der Rechtslage durch die vorſtehende Eutſch. 
iſt deshalb zu begrüßen. 

Prof. Dr. Hueck, Jena. 
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ſtehungskoſten der wirtſchaftlichen Erzeugniſſe, namentlich die 
Perſonalausgaben, gegenüber den geſunkenen Weltmarktpreiſen 
zu hoch geworden waren. Um die deutſche Wettbewerbsfähig⸗ 
keit wiederherzuſtellen oder zu erleichtern, hat der Geſetzgeben 
dem Dienſtberechtigten das Recht gegeben, übermäßig hohe 
vertragliche Dienſtvergütungen, die er vor Erlaß der VO. 
ohne Vorausſehbarkeit des ſpäter eingetretenen weltwirtſchaft⸗ 
lichen Zuſammenbruchs vielleicht auf lange Zeit eingegangen 
war, einſeitig im Rahmen des Geſetzes auf einen angemeſſenen 
Betrag herabzuſetzen. Der Zweck des Geſetzes war alſo, dem 
Dienſtberechtigten die Möglichkeit zu geben, die perſönlichen 
Geſtehungskoſten in ſeinem Unternehmen der damals zutage 
getretenen unvorhergeſehenen verhängnisvollen Verſchlechte⸗ 
rung der Wirtſchaftslage wegen etwas anzupaſſen. Dieſer Zweck 
war durch einmalige Ausübung des dem Dienſtberechtigten 
verliehenen Kürzungsrechts zu erreichen. Ein Recht zur 
dauernden Anpaſſung der perſönlichen Geſtehungskoſten an 
die jeweilige Wirtſchaftslage hätte dagegen erfordert, dem 
Dienſtberechtigten auch eine Verpflichtung zur Erhöhung der 
Dienſtbezüge bei Beſſerung der Wirtſchaftslage aufzuerlegen. 
Das Geſetz kennt jedoch ſolche Verpflichtung nicht. 

Zu keiner anderen Auffaſſung nötigt endlich der Um⸗ 
ſtand, daß die VO. die Geltung ihrer Vorſchr. über das Kür⸗ 
zungsrecht nicht auf kurze Zeit beſchränkt, ſondern den Zeit⸗ 
punkt ihres Außerkrafttretens der Belt. ſeitens der Reichs⸗ 
regierung überlaſſen, daß dieſe jedoch die Vorſchr. bisher nicht 
außer Kraft geſetzt hat. Die ungezwungene Erklärung dafür 
ergibt ſich vielmehr daraus, daß dem Dienſtberechtigten, der 
von der Wirtſchaftskriſe anfänglich noch nicht jo ſchwer be⸗ 
troffen war und die vor dem Inkrafttreten der NotVO. auf 
lange Zeit zugeſagten Dienſtvergütungen zunächſt noch leiſten 
konnte, im Falle der zu befürchtenden Verſchlechterung auch 
ſeiner Wirtſchaftslage das in anderen Unternehmungen früher 
ſchon ausgeübte einmalige Kürzungsrecht noch offen blei⸗ 
ben ſollte. 


(U. v. 2. Okt. 1934; III 87/34. — Hamm.) [v. B.] 
*12. 81 Abgelt Erw VO. Die dem Abgeltungs⸗ 
verfahren unterworfenen Anſprüche haben ihre 
Natur als Rechtsanſprüche verloren. Auch für 
Anſprüche wegen Verzuges bei Zahlung der im 
Verwaltungswege zuerkannten Entſchädigungs⸗ 
ſumme ſteht der Rechtsweg nicht offen. Daran 
wird durch den Hinweis der Aus führungsbeſtim⸗ 
mungen auf 5 103 3 PO. nichts geändert. 

Der Kl. hat dem Bekl. i. J. 1921 in mehreren Raten ein 
Darlehn von 21% Millionen Mark abzüglich eines verein⸗ 
barten Disagios gegeben. Ein Teilbetrag dieſes Darlehns in 
Höhe von 2378325 % war nach der Entſch. des RF M. vom 
8. März 1929 abzugelten. Demgemäß hat die Abgeltungs⸗ 
kommiſſion beim RF M. unter dem 4. Nov. 1932 folgende 
Entſch. getroffen: 

„1. Zur Abgeltung aller Anſprüche aus dem Anleihe⸗ 
anteil von 2378325 % hat der Ruhrkreis an den Verein als 
Hauptſumme 13200 AH und für rückſtändige Zinſen 4000 AM 
zuſammen 17 200 AH zu zahlen. 

2. Die durch den Rechtsſtreit vor den ordentlichen Ge⸗ 
richten infolge des vorerwähnten Anſpruchs entſtandenen 
Koſten ſind von den Parteien je zur Hälfte zu tragen. Von 
den außergerichtlichen Koſten trägt jede Partei die eigenen 
Koſten ſelbſt. 

3. Im Abgeltungsverfahren ſind Koſten nicht entſtanden. 

4. Dieſe Entſch. gilt als vollſtreckbarer Titel i. S. des 
§ 103 ZPO.“ nr h 

Der Kl. behauptet, der Bekl. ſei mit Zahlung dieſer 
17200 RM im Verzuge. Er verlangt mit der Klage Verzugs⸗ 
inſen. 

— Das RG. hat, entgegen dem OL G., die Klage wegen Un⸗ 
zuläſſigkeit des Rechtsweges abgewieſen. 

Das BG. iſt der Meinung, daß der Kl. mit der Klage 
auf Erſatz von Verzugsſchaden in Zinsform einen Anſpruch 
verfolge, der vor die ordentlichen Gerichte gehöre. Es hat 
angenommen, daß der Bekl. mit Zahlung von 17200 Kl, 
die dem Kl. im Abgeltungsverfahren zugeſprochen worden 
ſind, ſeit dem 1. Dez. 1932 als dem Tage, bis zu dem der 
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Kl. in dem Mahnſchreiben v. 24. Nov. 1932 Zahlung ge⸗ 
fordert habe, in Verzug ſei. Die Einrede der Unzuläſſigkeit 
des Rechtsweges räumt es mit folgender Begründung aus: 
Das Abgeltungsverfahren ſei mit Erlaß der Entſch. der Ab⸗ 
geltungskommiſſion v. 4. Nov. 1932 beendet geweſen. Es 
habe nach der VO. v. 24. Okt. 1923 (RGBl. I, 1010) die 
Entſch. zum Gegenſtande gehabt, ob ein Gläubiger einer For⸗ 
derung der im 8 1 Abſ. 1 bezeichneten Art vom Schuldner 
noch Erfüllung verlangen könne und bejahendenfalls in wel⸗ 
cher Höhe. Da dieſe BO. ſich als ein Eingriff in Gläubiger⸗ 
rechte darſtelle, ſei ſie einſchränkend auszulegen. Sie biete 
keinen Anhaltspunkt für die Berechtigung der Auffaſſung des 
Bekl., daß auch die Entſch. darüber, ob wegen Nichterfüllung 
einer durch die Entſch. der Abgeltungskommiſſion aner⸗ 
kannten Zahlungsverpflichtung Schadenserſatz zu 
leiſten ſei, Aufgabe des Abgeltungsverfahrens fein ſolle. 

Dieſer Standpunkt iſt rechtsirrig. Ihm liegt der Irrtum 
zugrunde, daß der Gläubiger im Abgeltungsverfahren Er⸗ 
füllung ſeines Darlehnsanſpruchs verlangen könne, 
und daß die Abgeltungskommiſſion dieſen Erfüllungsanſpruch 
anerkannt habe. Daß die in § 1 AbgeltErwVO. bezeichneten 
Anſprüche abgegolten werden ſollen, heißt, daß ſie ihrer Natur 
als Rechtsanſprüche entkleidet werden. Sie erlöſchen in ihrer 
bisherigen Geſtalt und an ihre Stelle tritt ein nicht klagbarer 
Anſpruch auf eine unter Ausſchluß des ordentlichen Rechts⸗ 
wegs im Verwaltungsverfahren feſtzuſetzende Entſchädigung, 
die nach Maßgabe der in 8 1 AusfBeſt. des RF M. v. 6. Nov. 
1923 (Reichsanzeiger 1923 Nr. 261) gegebenen Richtlinien 
zu bemeſſen iſt und auch die Verzugsſchäden umfaßt (Beſchl. 
der ver. ZivSen.: RG. 107, 3201), 322 ff., 3252): Sen⸗ 
Urt. v. 30. Okt, 1930, IV 703/29 JW. 1931, 2737). 
Demzufolge hat die Abgeltungskommiſſion, deren Entſch. end⸗ 
gültig iſt (8 5 der angeführten AusfBeſt. i. d. Faſſ. der VO. 
v. 23. Nov. 1923: Reichsanzeiger Nr. 269), nicht nur die 
Darlehnshauptſumme, ſondern auch die bis zum Erlaß ihrer 
Entſch. aufgelaufenen rückſtändigen Zinſen abgegolten. Damit 
hat ſie entgegen der Meinung des BG. nicht dem Erfüllungs⸗ 
anſpruch ſtattgegeben — was ſie nicht konnte —, ſondern ſie 
hat für den Verluſt dieſes Erfüllungsanſpruchs und desjenigen 
auf Erſatz der Verzugsſchäden eine Entſchädigung gewährt. 
Damit ſind alle dem Al aus dem Darlehnsvertrage zuſtehen⸗ 
den Anſprüche auf Erfüllung oder Schadenserſatz wegen Ver⸗ 
zuges abgegolten worden, ſo daß Anſprüche irgendwelcher 
Art, die auf das urſprüngliche Schuldverhältnis gegründet 
werden, als Rechtsanſprüche nicht mehr beſtehen und daher 
vor den ordentlichen Gerichten nicht eingeklagt werden können, 
0 5 die ſachliche Grundlage entzogen iſt (RG. 107, 
325 2)). 


Die Frage kann alſo nur ſein, ob dem Kl. der ordent⸗ 
liche Rechtsweg offen ſteht für Anſprüche, die er darauf 
ſtützen will, daß der Bekl. mit der Zahlung der ihm im 
Verwaltungswege auferlegten Entſchädigungsſumme in Ver⸗ 
zug geraten ſei. 

Dieſe Frage iſt zu verneinen. Daß der Kl. ſeinen An⸗ 
ſpruch auf die 88 284, 286 BGB. gründet und ihn damit 
als einen im ordentlichen Rechtswege zu verfolgenden An⸗ 
ſpruch bürgerlichen Rechtes kennzeichnet, iſt nicht maßgebend 
Iſt der Anſpruch auf die Entſchädigung kein Rechtsanſpruch, 
ſondern im Verwaltungswege durchzuſetzen, ſo kann auch nur 
im Verwaltungswege darüber entſchieden werden, welche Fol⸗ 
gen es hat, wenn die Zahlung der verwaltungsmäßig feſt⸗ 
geſtellten Schuld unterbleibt. Damit ſtimmt es überein, wenn 
in § 7 Satz 2 der angeführten AusfBeſt. vorgeſchrieben iſt, 
daß die Bezahlung der im Abgeltungsverfahren feſtgeſetzten 
Beträge nach Maßgabe der zur Verfügung ſtehenden Mittel 
zu erfolgen hat. Damit wird die Rechtfertigung einer etwaigen 
Nichtzahlung, im Gegenſatz zu Verzugsgrundſätzen, nicht nur 
von der finanziellen Lage des Schuldners abhängig gemacht, 
ſondern auch von einer Beurteilung, die ſchlechterdings nur 
verwaltungsmäßig getroffen werden kann. Mit welchen Mit⸗ 
teln der Gläubiger einer im Abgeltungsverfahren feſtgeſtellten 
Schuld der Nichtzahlung begegnen kann, ob er insbeſ. im 
Verwaltungswege aus der Nichtzahlung Anſprüche auf Scha⸗ 


) JW. 1924, 458. 2) J. 1924, 461, 


denserſatz herleiten kann, iſt hier nicht zu erörtern. Vor den 
ordentlichen Gerichten kann jedenfalls der eingeklagte An⸗ 
ſpruch nicht erhoben werden. 

Auch dadurch, daß die Abgeltungskommiſſion ihre Entſch. 
als vollſtreckbaren Titel i. S. des § 103 ZPO. bezeichnet hat, 
iſt der ordentliche Rechtsweg für den Klageanſpruch nicht wie⸗ 
der eröffnet worden. In § 5 der genannten AusfBeſt. i. d. 
Faſſ. der VO. v. 23. Nov. 1923 heißt es: „Sie (die Ab- 
geltungskommiſſion) entſcheidet über die Anſprüche im Ab⸗ 
geltungswege ſelbſtändig und endgültig. Ihre Entſch. umfaßt 
die Koſten und Gebühren auch inſoweit ſie durch ein voran⸗ 
gegangenes Prozeßverfahren entſtanden find. Die Entſch. gilt 
als vollſtreckbarer Titel i. S. des 8 103 3 PO.“ Der $ 103 
ZPO. beſagt, daß der Anſpruch auf Erſtattung der Prozeß⸗ 
koſten nur auf Grund eines zur Zwangsvollſtreckung geeig⸗ 
neten Titels geltend gemacht werden kann. Er handelt alſo nur 
von der Koſtenpflicht und bedeutet, daß dieſe Koſtenpflicht in 
einem zur Zwangsvollſtreckung geeigneten Titel ausgeſprochen 
ſein muß, wenn ein Anſpruch auf ihre Erſtattung mit Erfolg 
geltend gemacht werden ſoll. Inſoweit es ſich alſo um die 
Koſtenpflicht handelt, und nur inſoweit, gilt die Entſch. der 
Abgeltungskommiſſion nach $5 der BD. als vollſtreckbarer 
Titel i. S. des § 103 ZPO. Daß damit zugleich der Entſch. 
in der Hauptſache die Eigenſchaft eines zur Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung geeigneten Titels hätte verliehen werden ſollen, iſt 
auch deswegen nicht anzunehmen, weil das, was die Abgel⸗ 
tungskommiſſion inſoweit zuſpricht, gar nicht ohne weiteres 
zahlbar iſt, die Zahlung vielmehr nach § 7 der angeführten 
AusfBeſt., wie ſchon erörtert, nur nach Maßgabe der zur 
Verfügung ſtehenden Mittel zu erfolgen hat. Hiernach iſt der 
ordentliche Rechtsweg für den Klageanſpruch nicht gegeben. 

(U. v. 18. Okt. 1934; IV 152/34. — Hamm.) [K.)] 


13. § 4 3 PO.; § 15 GKG. Wenn ſich der Streit 
über die Hauptforderung erledigt hat und nur 
eine Zinſenforderung noch ſtreitig bleibt, jo 
werden die Prozeßkoſten, die durch den Streit 
über die urſprüngliche Hauptforderung ent⸗ 
ſtanden ſind, nicht neben dem Zinsanſpruch zur 
Hauptforderung i. S. von 84 ZPO. 

Durch den angef. Beſchluß iſt die Berufung der Kl. 
gegen das Urt. des LG. zu M. wegen Fehlens der Berufungs⸗ 
ſumme als unzuläſſig verworfen worden. Die hiergegen ge⸗ 
richtete ſofortige Beſchw. iſt ſachlich nicht begründet. 

Sie ſtellt zur Entſcheidung die Frage, ob, wenn ſich der 
Streit über die Hauptforderung erledigt hat und nur eine 
Zinſenforderung noch ſtreitig bleibt, die Koſten des Rechts⸗ 
ſtreits neben dem Zinsanſpruch zur Hauptforderung i. S. des 
9.4 3PO. werden, wenigſtens inſoweit, als fie durch den 
Streit über die urſprüngliche Hauptforderung entſtanden ſind 
und durch den Streit über die noch ſtreitigen Zinſen allein 
nicht entſtanden wären. Die Beſchwßß. meint, daß dieſe Frage 
bejaht werden müſſe, und ſucht dies aus der Nebeneinander⸗ 
ſtellung von Zinſen und Koſten im § 4 Abſ. 1 Halbſ. 2 ZPO. 
zu begründen. 

Die Vorausſetzung, von der die Beſchw. ausgeht, näm⸗ 
lich der gleiche Rang von Zinſen und Koſten im § 4 ZPO., 
beſteht, ſoweit es ſich um die eigentlichen Prozeßkoſten handelt, 
nicht, wie dies vom RG. zu § 13 (jetzt 8 15) GKG. auch 
ſchon in RG. 39, 386 ausgeführt iſt. Aus der bloßen 
Negative, daß im SA ZPO. Zinſen und Koſten ohne Hervor⸗ 
hebung eines Rangunterſchiedes nebeneinander aufgeführt 
werden, darf ihr Gleichrang jedenfalls für die eigentlichen 
Prozeßkoſten nicht gefolgert werden. Denn Zinſen und gleich- 
artige Nebenforderungen ſtehen zur Hauptforderung in einem 
engeren Verhältnis als die Prozeßkoſten. Sie bilden mit der 
Hauptforderung zuſammen die Hauptſache im Gegenſatz zu 
den erſt durch den Streit über jene veranlaßten Prozeßkoſten; 
ſie gehören i. S. des § 15 Abſ. 3 GKG. zum Hauptanſpruch, 
der ganz ausgeſchieden ſein muß, ehe der Betrag der Koſten 
zur Grundlage der Koſtenberechnung für einen Prozeßakt ge⸗ 
macht werden kann. Es kann daher auch die Unterſcheidung 
nicht gebilligt werden, die die Beſchw. zur Erwägung ſtellt, 
je nachdem, ob es ſich um Prozeßkoſten handelt, die zur Zins⸗ 
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forderung, als durch dieſe veranlaßt, in einem engeren Ab⸗ 
hängigkeitsverhältnis ſtehen, oder um ſonſtige Prozeßkoſten. 
Denn ſolange und ſoweit noch ein Teil der Hauptſache, ſeien 
es auch nur die Zinſen, die erſt durch Erledigung der ur⸗ 
ſprünglichen Hauptforderung zur Hauptforderung i. S. des 
§ 4 ZBD. aufgerückt find, ſtreitig bleibt, beharren die Prozeß⸗ 
koſten, auch ſoweit ſie nicht auf den Streit über die Zins⸗ 
ſorderung zurückgehen, im Stande der für die Streitwert⸗ 
berechnung und „feſtſetzung nicht in Betracht kommenden 
Nebenſache, wie fie ja eine Neben forderung im engeren 
Sinn, d. h. eine ſolche, deren Berückſichtigung durch ihre 
Geltendmachung bedingt wird (vgl. § 308 Abſ. 2 3P O.), 
nicht ſind. Ob dieſe geſetzliche Regelung, wie die Beſchw. dar⸗ 
zulegen ſucht, im Einzelfall zu einer unbillig erſcheinenden 
Beſchränkung der Rechtsverfolgung führt, kann die Entſch. 
nicht beeinfluſſen; denn nach dem Willen des Geſetzes, wie 
ihn auch die Vorſchr. des 899 ZRO. erkennen laſſen, ſollen 
die Prozeßkoſten nur beſchränkt zum Gegenſtand ſelbſtändiger 
Rechtsverfolgung gemacht werden dürfen. 


(Beſchl. v. 3. Nov. 1934; V B 24/34. — Naumburg.) 
lv. B. 


**14, 88 546, 547 8 PO.; Art. 48 Pre GG.; 86 Nr. 4 
RF GG.; 8839 BG B. 


J. Bei der Anwaltshaftung kommt für 
die Zuläſſigkeit der Reviſion 8 546 ZPO., bei der 
Notarhaftung 8 547 Ziff. 2 3 PO. zur Anwendung. 


II. Erteilt ein Notar eine Vollſtreckungs⸗ 
klauſel zu einer von ihm aufgenommenen Ur⸗ 
kunde des 8794 Nr. 5 BRD. nachdem er den Voll- 
ſtreckungs auftrag angenommen hat, fo verletzt 
er fahrläſſig ſeine Amtspflicht als Notar. 


III. Begeht der Verſteigerungsrichter 
daraufhin ebenfalls eine fahrläſſige Amts⸗ 
pflichtverletzung, ſo wird dadurch nicht der 
Kauſalzuſammenhang zwiſchen der Handlung 
des Notars und dem Schaden des Gläubigers 
unterbrochen, vielmehr iſt das Zuſammenwir⸗ 
ken beider Verſehen als Urſache des Schadens 
anzuſehen. f) 

Die Kl. hat Geldanſprüche gegen eine Frau K. Wegen. 
dieſer Anſprüche unterwarf ſich die Schuldnerin in einer von 
dem bekl. Notar am 12. Jan. 1929 aufgenommenen Ur⸗ 
kunde nach 8794 Nr. 5 ZPO. der ſofortigen Zwangsvoll-⸗ 
ſtreckung. Im Frühjahr 1931 beauftragte die Kl. den Bekl., 
die Zwangsvollſtreckung aus der Urkunde zu betreiben. Der 
Bekl. erteilte daraufhin eine vollſtreckbare Ausfertigung der 


Zu 14. Der Notar handelt als Amtsperſon, wenn er eine voll⸗ 
ſtreckbare Ausfertigung einer in feiner Verwahrung befindlichen 
Urkunde erteilt, gleichgültig ob man dieſe Erteilung der vollſtreck⸗ 
baren Ausfertigung als einen Akt der ſtreitigen (KGJ. 26, A 178) 
oder der freiwilligen Gerichtsbarkeit (Joſef: 3ůBl. XII, 509) anſieht. 
Der Notar bleibt den Vorſchriften der Art. 77 ff., 84 Prec. und 
86 Ri GG. unterworfen. Er hat die Pflicht der Prüfung, ob ein Aus⸗ 
ſchließungsgrund gem. 86 RFGO. der Erteilung der Vollſtreckungs⸗ 
klauſel durch ihn entgegenſteht. Der Notar kann in Fällen ſeiner 
Behinderung die Urſchrift an das AG. ſeines Amtsſitzes oder an einen 
anderen Notar zwecks Erteilung der Vollſtreckungsklauſel in Ver⸗ 
wahrung geben in analoger Anwendung des Art. 97 Pr., da 
eine poſitive Geſetzesvorſchrift für dieſen Fall nicht beſteht. Kommt 
der Notar der vorerwähnten Prüfungspflicht nicht gewiſſenhaft nach, 
ſo verletzt er ſeine Amtspflicht. Im vorl. Falle hat er fahrläſſig ſeine 
Amtspflicht verletzt. Die Verletzung der Vorſchrift des $ 6 Nr. 4 RF GG. 
machte die Klauſel nicht unwirkſam, ſie konnte jedoch mit den geſetz⸗ 
lich zugelaſſenen Rechtsbehelfen angegriffen und beſeitigt werden. Die 
Klauſel war daher von vornherein mit einem Mangel behaftet, und 
es muß der Ennſch. durchaus beigepflichtet werden, wenn ſie es als 
„nicht außerhalb des Rahmens eines gewöhnlichen Tatſachenablaufs“ 
bezeichnet, daß dieſer Mangel rechtzeitig aufgedeckt und gerügt wird. 
Dann aber mußte die Einwendung gegen die Vollſtreckungsklauſel 
gem. 8732 ZPO. zu einer das Verſteigerungsverfahren zum min⸗ 
deſten unterbrechenden Entſch. des VollſtrGer. führen. 

Die Amtspflichtverletzung des Notars iſt mithin urſachſetzend für 
den Schaden geworden. Wenn der Verſteigerungsrichter eine fahrlaſſige 
Amtspflichtverletzung durch Anordnung einer dem Geſetz nicht ent⸗ 


Urkunde, ließ ſie der Schuldnerin zuſtellen und beantragte 
auf Grund dieſes Titels die Zwangsverſteigerung des Grund⸗ 
ſtücks der Schuldnerin. Das AG. gab dem Antrag ſtatt und 
beſtimmte Verſteigerungstermin auf den 12. Aug. 1931. An 
dieſem Tage legte Frau K. Erinnerung gegen das Verfahren 
ein, indem ſie geltend machte, der Bekl. habe als Notar 
die Urkunde v. 12. Jan. 1929 nicht mehr vollſtreckbar aus⸗ 
fertigen dürfen, nachdem er als RA. mit der Vollſtreckung 
beauftragt geweſen ſei. Der Verſteigerungsrichter hob den 
Termin auf Antrag der Kl. auf. Durch Beſchl. v. 18. Aug. 
1931 wurde das von der Kl. betriebene Verfahren auf die 
Erinnerung der Schuldnerin aufgehoben und der Verſteige⸗ 
rungsantrag der Kl. zurückgewieſen. Die Kl. focht den Be⸗ 
ſchluß nicht an, ſondern ließ ſich — nunmehr vom AG. — 
eine neue vollſtreckbare Ausfertigung der Urkunde v. 12. Jan. 
1929 erteilen und betrieb aus dieſer erneut die Zwangsver⸗ 
ſteigerung und die Zwangsverwaltung des Grundſtücks der 
Schuldnerin. Erſt im Juni 1932 fand nunmehr die Ver⸗ 
ſteigerung ſtatt. Die Kl. erſteigerte das Grundſtück. 

Sie macht den Bekl. ſchadenserſatzpflichtig für Zins⸗ 
verluſte und Unkoſten, die fie in der Zeit v. 12. Aug. 1931 
bis zur Verſteigerung im Juni 1932 gehabt hat. Der Bekl. 
habe fahrläſſig verletzt ſeine Amtspflicht als Notar, 
indem er die Urkunde v. 12. Jan. 1929 noch nach der An⸗ 
nahme des Vollſtreckungsauftrags vollſtreckbar ausgefertigt 
habe, und feine Vertragspflicht als R A., indem er 
am 12. Aug. 1931 der Aufhebung des Verſteigerungstermins 
zugeſtimmt und demnächſt keine Beſchwerde gegen den Beſchl. 
v. 13. Aug. 1931 eingelegt habe. 

I. Soweit der in die RevInſt. gelangte Betrag der Kl. 
von den Vorinſtanzen unter dem rechtlichen Geſichtspunkt der 
Anwalts haftung des Bekl. abgeſprochen iſt, kommt eine 
Nachprüfung des angef. Urt. durch das RG. nicht in Be⸗ 
tracht, da die Reviſionsſumme fehlt (8 546 ZRD.). Soweit 
die abgewieſene Forderung dagegen auf die Haftung des 
Bekl. als Notar geſtützt wird, iſt die Rev. trotz des ge⸗ 
ringen Streitbetrags zuläſſig (8 547 Nr. 2 ZPO.; $ 71 Abf. 3 
GVG.; 8 39 Abſ. 1 Nr. 3 PrAGGVG.). 

II. Das BG. geht, geſtützt auf den Beſchl. des 1. ZivSen. 
des KG. v. 8. Jan. 1915 (KJ. 47, 4; DNotV. 1915, 214), 
davon aus, daß der Bekl., nachdem er den Vollſtreckungs⸗ 
auftrag der Kl. gegen Frau K. angenommen hatte, als 
Notar von der Erteilung der Vollſtreckungsklauſel zu der 
Urkunde v. 12. Jan. 1929 kraft Geſetzes ausgeſchloſſen war 
(Art. 84 Pr. mit 86 Nr. 4 RFGG.). Es folgert daraus, 
daß er durch die Erteilung der vollſtreckbaren Ausfertigung 
ſeine Amtspflicht als Notar der Kl. gegenüber fahrläſſig ver⸗ 
letzt habe. Ein Rechtsirrtum iſt inſoweit nicht erkennbar. Das 
Schrifttum billigt allgemein die Rechtsauffaſſung, die im 


ſprechenden Maßnahme begangen haben ſollte, ſo unterbrach dieſe 
Amtspflichtverletzung hier nicht den Kauſalzuſammenhang zwiſchen der 
Handlung des Notars und dem Schaden des Gläubigers. Ganz anders 
liegt m. E. der Fall, der der von der Entſch. herangezogenen Entſch. 
in RG. 142, 383 — JW. 1934, 558 zugrunde liegt. Hier hatte der 
Verſteigerungsrichter bei dem Zwangsverſteigerungstermin die ein⸗ 
ſtündige Bietungsfriſt dadurch nicht eingehalten, daß er den Verſteige⸗ 
rungsraum für längere Zeit verließ, ohne dieſe Zeit in Anrechnung 
zu bringen und auch ohne dieſen Vorgang im Verfteigerungsprotokoll 
zu vermerken. Der Zuſchlag wurde angefochten und vom LG. ver⸗ 
ſagt, weil die Vorſchrift des 8 73 Abſ. 1 ZwVerſtch., daß zwiſchen der 
Aufforderung zur Abgabe von Geboten und dem Schluß der Verſteige⸗ 
rung mindeſtens eine Stunde liegen müſſe, nicht gewahrt ſei. Das 
LG. hatte aber die Vorſchrift des 8 80 ZwVerſtG. unbeachtet gelaſſen, 
wonach Vorgänge im Verſteigerungstermin, die nicht aus dem Pro⸗ 
tokolle erſichtlich ſind, bei der Entſch. über den Zuſchlag nicht zu 
berüchfichtigen find. Das NG. ſtellt einen adäquaten Zuſammenhang 
zwiſchen der Amtspflichtverletzung des Verſteigerungsrichters und dem 
durch die Aufhebung des Zuſchlages entſtandenen Schaden feſt. Dieſer 
adäquate Zuſammenhang ſcheint mir nicht gegeben, da die Unter⸗ 
brechung des Termins und die Nichtaufnahme dieſes Vorgangs ins 
Protokoll wegen 8 80 ZwVerſtch. nicht zur Verſagung des Zuſchlages 
führen konnte, der Zuſchlag alſo nicht von vornherein mit einem 
Mangel behaftet war, und da man auch nicht wohl annehmen kann, 
daß im allgemeinen und nach dem regelmäßigen Lauf der Dinge das 
LG. durch Nichtbeachtung einer Geſetzesvorſchrift einen fehlerhaften 
Beſchluß in die Welt ſetzen werde. 
Notar Dr. Plaßmann, Köln. 
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Beſchl. des KG. v. 8. Jan. 1915 niedergelegt und begründet 
iſt (Schlegelberger, Freiw. Gerichtsbarkeit, 3. Aufl., 
Bd. 2 S. 1163 Anm. 3 unter C 1; Oberneck, Notariats⸗ 
recht, 8/10. Aufl., S. 292 Nr. 5; Eucken, Anwalts⸗ und 
Notarshaftpflicht, S. 176 Nr. 400). Nirgends iſt, ſoweit er⸗ 
ſichtlich, in Wiſſenſchaft und Rſpr. ein beachtlicher Zweifel an 
der Richtigkeit dieſer Anſicht laut geworden. Aus Art. 85 Pr⸗ 
FGG. ergibt ſich nichts gegen die Geſetzesauslegung des KG. 
Sie iſt daher zu billigen und mußte auch vom Bekl. im 
Frühjahr 1931 — alle erwähnten Schrifttumsſtellen lagen 
damals bereits vor — gebührend beachtet werden. 


III. Das BG. verneint nun aber eine Haftung des Bekl. 
aus 8839 BGB. deshalb, weil es den urſächlichen Zu⸗ 
ſammenhang zwiſchen dem Amtsverſehen des Bekl. und dem 
Schaden der Kl. vermißt. Denn obwohl der Bekl. die Voll⸗ 
ſtreckungsklauſel entgegen der (verfahrensrechtlichen) Vorſchrift 
des 56 Nr. 4 RG. erteilt habe, ſei die Klauſel doch nicht 
unwirkſam geweſen (87 RFGG., Art. 84 Prß§G.). Des⸗ 
halb habe der Fehler der Klauſel die Rechtswirkſamkeit des 
Verſteigerungsverfahrens nicht beeinflußt. Folglich habe das 
Vollſtreckungsgericht den Verſteigerungstermin und dann das 
von der Kl. betriebene ganze Zwangsverſteigerungsverfahren 
zu Unrecht aufgehoben. Dieſes Verſehen des Verſteigerungs⸗ 
richters habe den urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen der 
Amtspflichtverletzung des Bekl. und dem Schaden der Kl. 
unterbrochen. 

Dieſe Ausführungen halten einer rechtlichen Nachprüfung 
nicht ſtand. Soweit das BG. dem Verſteigerungsgericht die 
Aufhebung des Termins am 12. Aug. 1931 als Amtsver⸗ 
ſehen zur Laſt legt, ſcheint es nicht berückſichtigt zu haben, 
daß die Kl. als betreibende Gläubigerin dieſe Aufhebung ſelbſt 
beantragt hatte und damit § 30 ZwVerſtG. eingriff. Bevor 
das KG. aber in dem Beſchl. v. 13. Aug. 1931 eine Fehl⸗ 
entſcheidung des Verſteigerungsgerichts erblicken durfte, hätte 
es den Sachverhalt zunächſt unter folgenden Geſichtspunkten 
prüfen müſſen: Zwar machte der Verſtoß des Bekl. gegen 
56 Nr. 4 RFGG., Art. 84 PrF56G. die von ihm erteilte 
Vollſtreckungsklauſel „nicht unwirkſam“. Daraus folgt aber 
noch keineswegs, daß die Vollſtreckungsſchuldnerin die ſo er⸗ 
teilte Klauſel widerſpruchslos hinnehmen mußte. Vielmehr 
iſt anerkannt, daß ſolche an ſich „wirkſamen“ Akte doch mit 
den geſetzlich zugelaſſenen Rechtsbehelfen angegriffen und aus 
der Welt geſchafft werden können (Schlegelberger a. a. O. 
Bd. 1 S. 141 Anm. 11 und S. 155 Anm. 19, Bd. 2 S. 1164 
Anm. 5; Oberneck a. a. O. S. 296 Nr. 8p). Es fragte ſich 
alſo, ob die von der Schuldnerin K. eingelegte Erinnerung 
v. 12. Aug. 1931 als Einwendung nach 88 797 Abſ. 3, 732 
ZPO. anzuſehen und als ſolche ein geeigneter Rechtsbehelf zur 
Bekämpfung der Klauſel war (Stein-Jonas, 3P0O., 
15. Aufl., Bd. 2 Anm. II Abſ. 3 zu $ 732 und Anm. III zu 
8797; Oberneck a. a. O.; vgl. auch RG. 50, 365; 129, 
1681); 134, 156 2)), ob das Verſteigerungsgericht zur Entſch. 
über die ihm unterbreitete Einwendung berufen war, und ob 
es dieſe Entſch. im Beſchl. v. 13. Aug. 1931 (zutreffend) 
i. S. der Aufhebung (Unzuläſſigkeitserklärung) der Klauſel ge⸗ 
fällt und gleichzeitig daraus die nötigen Folgerungen für das 
ſchwebende Zwangsverſteigerungsverfahren gezogen hat. Allen 
dieſen Fragen hätte das BG., von ſeinem Rechtsſtandpunkt in 
der Frage des urſächlichen Zuſammenhangs aus betrachtet, 
Beachtung ſchenken müſſen, ehe es dem Verſteigerungsgericht 
den Vorwurf eines den urſächlichen Zuſammenhang unter⸗ 
brechenden Amtsverſehens machen durfte. Aber auch der 
Rechtsſtandpunkt des BG., daß die von ihm angenommene 
Amtspflichtverletzung des Verſteigerungsrichters den urſäch⸗ 
lichen Zuſammenhang zwiſchen dem Notarverſehen des Bekl. 
und dem Schaden der Kl. unterbrochen hätte, iſt rechtlich 
nicht zu billigen. Vielmehr muß bei Zugrundelegung der An⸗ 
ſicht, daß ſowohl der Bekl. als Notar bei der Erteilung der 
Vollſtreckungsklauſel als auch der Verſteigerungsrichter beim 
Erlaß des Beſchl. v. 13. Aug. 1931 die ihnen der Kl. gegen⸗ 
über obliegende Amtspflicht fahrläſſig verletzt hätten, ein Zu⸗ 
ſammenwirken beider Verſehen als Urſache für den Scha⸗ 
den der Kl. angenommen werden. Die vom Bekl. geſetzwidrig 


) JW. 1930, 2783. 2) JW. 1932, 1139. 


erteilte Vollſtreckungsklauſel belaſtete das im Mai 1931 ein⸗ 
geleitete Zwaugsverſteigerungsverfahren von vornherein mit 
einem Mangel. Daß dieſer Mangel, von der Vollſtreckungs⸗ 
ſchuldnerin rechtzeitig aufgedeckt und gerügt, die Durch⸗ 
führung des Verſteigerungstermins und des ganzen Ver⸗ 
fahrens verhindert hat, liegt keineswegs außerhalb des Rah- 
mens eines gewöhnlichen Tatſachenablaufs, auch wenn der 
Verſteigerungsrichter ſich in der rechtlichen Bewertung der 
Tragweite des Mangels, der Erinnerung der Schuldnerin 
und ihrer Folgen für die Durchführung des Termins und 
des Verfahrens geirrt haben ſollte. Der ſog. „adäquate Kau⸗ 
ſalzuſammenhang“ zwiſchen dem Amtsverſehen des Bekl. bei 
der Erteilung der Klauſel und dem Mißlingen des erſten 
Verſteigerungsverfahrens iſt alſo in jedem Falle gegeben. 
Der Sachverhalt liegt hier weſentlich anders als in dem vom 
Bekl. herangezogenen Urt. des RG. v. 15. Mai 1931 (JW. 
1931, 2017). Einen ganz ähnlich gelagerten Sachverhalt be- 
handelt dagegen, wenn man ein Verſehen des Verſteigerungs⸗ 
gerichts unterſtellt (RG. 142, 383 5)), wo ebenfalls der ur⸗ 
ſächliche Zuſammenhang bejaht worden iſt. 

(U. v. 6. Okt. 1934; V 168/34. — Berlin.) [v. B.] 

* 15. 8546, 547, 549 3 PO.; 8 39 Pr A G G V G.; 
§ 618 BGB. 

I. Zuläſſigkeit der Reviſion: Für den Ge⸗ 
haltsanſpruch von Kommunalbeamten gilt nicht 
§ 547 3 PO., ſondern 8 546 3 PO. 8 546 3 PO. iſt auch 
maßgebend für Schadenserſatzanſprüche wegen 
Verletzung der dem Kommunalverband ob— 
liegenden Fürſorgepflicht, ſoweit nicht gleich- 
zeitig darin die Behauptung einer Amts⸗ 
pflichtverletzung liegt, bei der die Reviſion 
ohne Rückſicht auf den Streitwert zuläſſig iſt. 

II. Der Umfang der beamtenrechtlichen Für— 
ſorgepflicht geht über 8618 BGB. hinaus und 
beſtimmt ſich nach der Eigenart des zwiſchen 
Staat (Gemeinde) und Beamten beſtehenden 
Verhältniſſes. .) 

J. Soweit der Kl. ſeinen Anſpruch auf Fortzahlung des 
Gehalts für die Zeit nach ſeinem Ausſcheiden aus dem Dienſt 
des bekl. Amtes auf die Behauptung geſtützt hat, daß er auch 
jetzt noch Beamter des Bekl. ſei, unterliegt die abweiſende 
Entſch. des BG. nicht der Nachprüfung durch das RevG. Da 
der Gehaltsanſpruch von Kommunalbeamten, wie die Faſſung 
des § 39 PrachchVch. ergibt, nicht zur Zuſtändigkeit der 
LG. ohne Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes ge- 
hört, eine ausdehnende Auslegung dieſer Vorſchr. auch im 
Hinblick auf den Ausnahmecharakter der Beſt. des $ 71 Abſ. 3 
GVG. nicht zuläſſig erſcheint, kann die Zuläſſigkeit der Rev. 


aus 8 547 Ziff. 2 ZPO. nicht geſolgert werden (RG.: ZW. 


1925, 1615). Vielmehr behält es inſoweit fein Bewenden 
bei der Vorſchr. des § 546 Abſ. 1 ZPO., nach der die Zu⸗ 
läſſigkeit der Rev. von der Höhe eines im gegenwärtigen 
Rechtsſtreit nicht erreichten Beſchwerdegegenſtandes ab⸗ 
hängig iſt. 

Gleiches gilt aber auch inſoweit, als der Kl. Schadens⸗ 
erſatz wegen Verletzung der dem bekl. Kommunalverband 
obliegenden Fürſorgepflicht verlangt. Auch dieſer Anſpruch 
hat ſeine Wurzel in dem öffentlich⸗ rechtlichen Beamtenverhält⸗ 
nis, das zwiſchen den Parteien beſtanden hat (RG. 111, 181). 
Es handelt ſich deshalb auch bei dem Schadenserſatzanſpruch 
des Kl. wegen Verletzung der Fürſorgepflicht des Bekl. um 
einen Anſpruch aus dem Dienſtverhältnis, der bei Kommunal⸗ 
beamten ebenſowenig wie der Gehaltsanſpruch zur Zuſtändig⸗ 


2) JW. 1934, 558. 


Zu 15. Der Entf. iſt beizutreten. 

1. Zuſtändig für die Klagen der unmittelbaren Staatsbeamten 
auf Gehalt, Ruhegehalt uſw. und Schadenserſatzanſpruͤche wegen Ver⸗ 
letzung der Fürſorgepflicht find ohne Rückſicht auf den Wert des Streit⸗ 
gegenſtandes ausſchließlich die Landgerichte. 871 Abſ. 3 GG.; 
839 PracccVG.; NG. 89, 253 IW 1917, 298. Die Rev. iſt in 
ſolchen Fällen ohne Rückſicht auf die Beſchwerdeſumme zuläffig. 8 547 
Nr. 2 JpO. Auf dieſe Weiſe wird die Einheit ber Apr. in den 


63. Jahrg. 1934 Heft 51/52 
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keit der LG. ohne Rückſicht auf den Wert des Streitgegen⸗ 
ſtandes gehört. Demgemäß ſcheitert die Rev. des Kl., auch 
ſoweit ſie ſich gegen die Abweiſung des auf die Verletzung 
der Fürſorgepflicht geſtützten Schadenserſatzanſpruchs richtet, 
an der die Reviſionsſumme nicht erreichenden Höhe des Be⸗ 
ſchwerdegegenſtandes. Wenn in RG. 137, 811) und 141, 385 
die Rev. für Klagen wegen Verletzung der beamtenrechtlichen 
Fürſorgepflicht ohne Rückſicht auf den Wert des Beſchwerde⸗ 
gegenſtandes für zuläſſig erklärt worden iſt, ſo hat dies ſeinen 
Grund darin, daß es ſich damals um Beamte handelte, für 
deren Anſprüche aus dem Dienſtverhältnis die LG. ohne 
Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes zuſtändig 
waren. 

Nun iſt aber bereits in RG. 111, 178 ausgeſprochen. 
worden, daß in dem Vorwurf der Verletzung der beamten⸗ 
rechtlichen Fürſorgepflicht zugleich die Behauptung einer 
Amtspflichtverletzung der mit der Fürſorge betrauten Be⸗ 
amten liegen kann. Ein Beamter, der die ihm obliegende 
Pflicht der Fürſorge für andere Beamte verletzt, verſtößt 
damit gegen die ihm bei Ausübung öffentlicher Gewalt ob⸗ 
liegenden Amtspflichten. Für den durch eine ſolche Amts⸗ 
pflichtverletzung verurſachten Schaden haftet der Staat oder 
die Gemeinde, in deren Dienſt der Beamte angeſtellt iſt. 
Hieraus folgt, daß der Kl., wenn das bekl. Amt die ihm 
obliegende Fürſorgepflicht verletzt hat, auch einen auf Amts⸗ 
pflichtverletzung geſtützten Schadenserſatzanſpruch gegen den 
Bekl. erheben kann, für den die Rev. ohne Rückſicht auf den 
Wert des Streitgegenſtandes zuläſſig iſt. Demgemäß iſt die 
Rev. trotz Fehlens des Beſchwerdegegenſtandes inſoweit zu⸗ 
läſſig, als das BG. auch die Verletzung einer Amtspflicht 
nicht als gegeben angeſehen hat (RG. 130, 401 2)). 

II. Da das bekl. Amt aber nur für das Verſchulden der 
für ſeinen Dienſt angeſtellten Beamten einzuſtehen hat (RG. 
125, 123)), kommt es für die Entſch. im gegenwärtigen. 
Rechtszuge auf die Erwägungen, mit denen das BG. ein 
Verſchulden des Landrats H. und des Kreisſparkaſſendirektors 
M. verneint hat, nicht an, weil dieſe Beamten nicht im 
Dienſte des Bekl. geſtanden haben. Die Verletzung der 
Amtspflicht eines Beamten des bekl. Amtes könnte darin ge⸗ 
funden werden, daß der Bürgermeiſter B. es nach der Be⸗ 
hauptung des Kl. unterlaſſen haben ſoll, ihn über den 
Stand des Difziplinarverfahrens aufzuklären. In RG. 141, 
385 iſt ausgeſprochen, daß der Umfang der beamtenrechtlichen. 
Fürſorgepflicht über die bürgerlich⸗rechtlichen Bet. des § 618 
BGB. hinausgreift und nach der Eigenart des zwiſchen dem 
Staat und dem Beamten beſtehenden Verhältniſſe beſtimmt 
werden muß. Da der Staat feinen Beamten nicht wie ein 
wirtſchaftlicher Verband, ſondern in überragender Macht⸗ 
ſtellung gegenüberſteht, hat er die Verpflichtung, die Rechte 


beſonders wichtigen beamtenrechtlichen Fragen gewahrt. Dieſe Grund» 
ſätze gelten aber leider nicht für die Klagen der Kommunal- und ſonſtigen 
mittelbaren Beamten. Vielmehr behält es inſoweit ſein Bewenden bei 
der Vorſchrift des 8 546 Abſ. 1 ZPO.; danach ift die Zuläſſigkeit der 
Rev. von der Höhe des Beſchwerdegegenſtandes abhängig. Das hat 
das RG. in ſtändiger Rſpr. angenommen. Zu vgl. RG.: JW. 1925, 
16154; NG. 114, 126 — IW. 1926, 2292; 127, 307 JW. 1930, 
1210; RG. v. 14. April 1930: HöchſtaRſpr. 1931, 247. Dieſer Rechts⸗ 
zuſtand iſt dringend abänderungsbedürftig. Es iſt nicht einzuſehen, 
weshalb die mittelbaren Staatsbeamten ungünſtiger behandelt werden 
ſollen als die unmittelbaren Staatsbeamten. Denn aaf dem beſonders 
wichtigen und ſchwierigen Kommunalbeamtenrechtsgebiet mit ſeinen 
vielen Zweifelsfragen beſteht zum mindeſten dasſelbe Bedürfnis für 
eine einheitliche Rſpr. wie auf dem Gebiet des Rechts der unmittel⸗ 
baren Staatsbeamten. § 39 Abf. 1 Nr. 1 PraccGVG. müßte des⸗ 
halb auf alle mittelbaren Staatsbeamten ausgedehnt werden. Dafür 
tritt auch das Schrifttum in ſeltener Einmütigkeit ein; zu vgl. Gieſe: 
JW. 1925, 1615; Möller: Beamt Jahrb. 28, 431; Falck: Rdſch. 
f. Komm. 29, 760 u. 761; derſ. „Bürgermeiſter“ 29, 33; Brand, 
Beamtenrecht, 3. Aufl., S. 464. Nur dann, wenn die mittelbaren 
Beamten ihren Anſpruch auf Amtspflichtverletzung und damit auf 
Art. 131 RVerf. i. Verb. m. dem PrStaatshaftc d. v. 1. Aug. 1909 
(GS. 691) gründen können, iſt die ausſchließliche Zuſtändigkeit des 
2. und damit die uneingeſchränkte Rev. unſtreitig zuläſſig. Des⸗ 
halb dürfen dieſe Beamtengruppen ihre Anſprüche mit geringerem 
Streitwert, um ſie dem RG. unterbreiten zu können, nicht auf das 

) JW. 1932, 3062. 


2) JW. 1931, 3116. ) JW. 1929, 2820. 


und Intereſſen des Beamten auch im Verhältnis zu ihm 
ſelber zu berückſichtigen und zu wahren. Der Staat und jeder 
Vorgeſetzte des Beamten ſind gemäß der ihnen gegenüber den 
Beamten obliegenden Fürſorgepflicht gehalten, die unter⸗ 
gebenen Beamten mit Gerechtigkeit zu behandeln, ihnen die 
Erfüllung ihrer Dienſte nach Möglichkeit zu erleichtern und 
alles zu vermeiden, was für das Weiterkommen der Beamten 
von Nachteil ſein könne. Was in dieſem Urt. für den Staat 
dargelegt iſt, gilt entſprechend auch für die Gemeinden. Auch 
wenn man in Anwendung dieſer Gedanken annimmt, daß es 
zu den Fürſorgepflichten eines Kommunalverbandes gehört, 
ſeine Beamten in einem gegen fie ſchwebenden Diſziplinar⸗ 
verfahren durch entſprechende Belehrung vor übereilten, ihnen 
nachteiligen Schritten zu bewahren, kann der Begründung, 
mit der das BG. jede ſchuldhafte Unterlaſſung hinſichtlich der 
Fürſorge für den Kl. in dem Diſziplinarverfahren verneint, 
aus Rechtsgründen nicht entgegengetreten werden. Das BG. 
führt hierzu aus: Aus den Diſziplinarakten ergebe ſich, daß 
der Kl. über den Stand des Diſziplinarverfahrens jederzeit 
im klaren geweſen ſei. Bis zur mündlichen Verhandlung vor 
dem Kreisausſchuß ſei der Kl. durch einen RA. beraten und 
vertreten worden. Es ſei ihm während des Verfahrens in 
ausgiebigem Maße Gelegenheit gegeben worden, ſich zu den 
gegen ihn erhobenen Beſchuldigungen zu äußern und Auf⸗ 
klärung zu verlangen. Bei der entſcheidenden Unterredung 
mit dem Sparkaſſendirektor M. habe dem Kl. der in Rechts⸗ 
dingen jedenfalls nicht unerfahrene Rechtsberater B. zur Seite 
geſtanden. Es müſſe deshalb angenommen werden, daß der 
Kl. über ſeine Lage tatſächlich und rechtlich völlig im klaren 
geweſen ſei. Unter dieſen Umſtänden habe eine Verpflichtung 
des Bekl., den Kl. vor der Stellung des Entlaſſungsantrages 
nochmals ausdrücklich über die Rechts⸗ und Sachlage zu be⸗ 
lehren, nicht beſtanden. Eine Verkennung des Umfangs der 
Fürſorge⸗ und Amtspflicht beſteht danach nicht. 
(U. v. 2. Okt. 1934; III 39/34. — Köln.) 


(= RG. 145, 183.0 


[v. B.] 


** 16. 88 1039, 1041 ff. Z PO. Wenn die Ablehnung 
während des ſchiedsgerichtlichen Verfahrens un⸗ 
terblieben iſt, kann der Schiedsſpruch nicht des⸗ 
halb mittels Aufhebungsklage angefochten wer⸗ 
den, weil ein Schiedsrichter hätte abgelehnt wer⸗ 
den können. Die Gründe des Schiedsſpruchs 
brauchen nicht von dem Schiedsrichter ſelbſt ver- 
faßt zu werden, ſofern ſie nur von ihm genehmigt 
und unterſchrieben ſind. 


Nicht zu billigen iſt die Ausführung der Rev., das Pro⸗ 
zeßgericht müſſe über die vor dem Schiedsgericht erklärte 


Dienſtverhältnis an ſich, ſondern müſſen fie auf Amtspflichtoerletzung 
i. S. des 8839 BOB. i. Verb. m. dem Gef. v. 1. Aug. 1909 gründen. 

2. Das NG. kann es ſich als Verdienſt anrechnen, daß es die 
Fürſorgepflicht, die der Staat gegenüber den Beamten hat, in zahl⸗ 
loſen Entſcheidungen ausgebaut hat. Das Treueband, das den Beamten 
mit dem Staat verbindet, iſt nicht einſeitig. Nicht nur der Beamte 
muß dem Staat die Treue halten, ſondern auch der Staat iſt ver⸗ 
pflichtet, den Beamten in ſeinem ganzen amtlichen Leben vor allen 
ihm dort drohenden Schäden zu ſchützen. Der Umfang dieſer Fürſorge⸗ 
pflicht ergibt ſich zunächſt aus § 618 BGB. Wenn auch dieſe für 
das Privatdienſtverhältnis getroffene Vorſchrift auf das öffentlich⸗ 
rechtliche Beamtenverhältnis nicht unmittelbar und auch nicht ent⸗ 
ſprechend angewendet werden kann, fo enthält fie doch Rechtsgedanken, 
die von ſo allgemeiner Gültigkeit ſind, daß ſie zur Ausfüllung einer 
Lücke des öffentlichen Rechts herangezogen werden können und müſſen; 
zu vgl. RG. 95, 146; 97, 43; 104, 58; 107, 189 — JW. 1924, 
50; 111, 22f. u. 179; 112, 290 —= JW. 1926, 1436; 134, 167 
— 38.1932, 389. Der Pflichtenkreis des Dienſtherrn, wie er im 
8 618 niedergelegt iſt, enthält nun aber nur das Mindeſtmaß an 
Fürſorge, die für den Dienſtverpflichteten aufzuwenden iſt. Mit Recht 
nimmt das RG. an, daß der Umfang der Fürſorgepflicht des Staates 
gegenüber ſeinen Beamten über 8 618 BGB. hinausgeht. Der Staat 
muß alles tun, um den Beamten vor Schaden zu bewahren. Er ver⸗ 
letzt daher dieſe Fürſorgepflicht u. a. auch dann, wenn er es ſchuld⸗ 
haft unterläßt, den Beamten über den Stand eines Verfahrens auf⸗ 
zuklären, das gegen ihn gerichtet iſt und einen für ihn ungünſtigen 
Ausgang nehmen kann. 

LGPräſ. Prof. Dr. Brand, Duisburg. 
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Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Ablehnung eines Schiedsrichters im Aufhebungsverfahren 
(88 1041 ff. ZPO.) entſcheiden, wenn es vor dem Erlaſſe des 
Schiedsſpruchs nicht mehr zu einer Entſch. des Staatsgerichts 
gem. § 1045 ZPO. gekommen ſei. Entſch. über ſchiedsrichter⸗ 
liche Verfahren in der Zeit vor dem 1. Jan. 1900, insbef. 
das von der Rev. angeführte Urt. v. 15. Jan. 1899 VI 120,99 
(RG. 44, 391), können ſchon deshalb keinen Beleg für die 
Meinung der Rev. bilden, weil die Regelung des $ 1045 
ZPO. erſt durch das am 1. Jan. 1900 in Kraft getretene Gef. 
v. 17. Mai 1898 (RGBl. 256) geſchaffen worden iſt (8 871 
a. F.), in der Zeit vor dem 1. Jan. 1900 alſo für die gericht⸗ 
liche Entſch. über die Ablehnung eines Schiedsrichters das Be⸗ 
ſchlußverfahren mit der Möglichkeit mündlicher Verhandlung 
noch nicht eingeführt war. Nachdem aber das Geſetz die Entſch. 
über die Ablehnung eines Schiedsrichters dem Beſchlußverfah⸗ 
ren zugewieſen hat, iſt der Klageweg dafür ausgeſchloſſen, und 
es kann auch nicht mehr als zuläſſig gelten, mittelbar den 
Klageweg doch wieder dadurch zu eröffnen, daß die Ablehnung 
eines Schiedsrichters als Aufhebungsgrund gem. 88 1041, 
1046 ZPO. noch nach Erlaß des Schiedsſpruchs geltend ge⸗ 
macht wird, obwohl während des ſchiedsrichterlichen Verfah⸗ 
rens ein Antrag an das Staatsgericht nach 8 1045 ZPO. 
überhaupt nicht geſtellt worden war. Allerdings hat der erk. 
Sen. in ſeiner Entſch. v. 4. Dez. 1908, VII 462/08: JW. 
1909, 558, den Standpunkt eingenommen, daß nach Geltend⸗ 
machung der Ablehnung als eines Aufhebungsgrundes das 
Prozeßgericht zu prüfen und zu entſcheiden habe, ob die Ab⸗ 
lehnung gerechtfertigt ſei oder nicht. In einer ſpäteren Entſch. 
v. 12. Nov. 1915, VII 211/15: Seuff Arch. 71 Nr. 222, iſt die 
Frage offen geblieben, ob in dem bezeichneten Falle der 
Prozeßrichter über die Berechtigung der Ablehnung noch be⸗ 
finden dürfe. Schließlich hat aber der erk. Sen. die im Urt. 
v. 4. Dez. 1908 ausgeſprochene Meinung nicht weiter beſtehen 
laſſen. Der Anſicht der Rev. ſteht entgegen, daß das ſchieds⸗ 
gerichtliche Verfahren nicht unzuläſſig iſt, ſolange nicht zu 
Unrecht eine ordnungsmäßig geltend gemachte Ablehnung un⸗ 
berückſichtigt bleibt (5 1037 3PO.). Das RG. hat demgemäß 
auch ſchon wiederholt entſchieden, daß, wenn die Ablehnung 
während des ſchiedsgerichtlichen Verfahrens unterblieben iſt, 
der Schiedsſpruch nicht deshalb mittels der Aufhebungsklage an⸗ 
gefochten werden könne, weil ein Schiedsrichter hätte abgelehnt 
werden können (RGurt. v. 3. Nov. 1916, VII 186/16: 
JW. 1917, 4618, und v. 24. April 1931, VII 419/30). An 
dieſer Rſpr. des erk. Sen. iſt nun feſtzuhalten. 

Die Rev. ſtellt ſchließlich anheim, nachzuprüfen, ob ein 
dem Geſetz entſprechender Schiedsſpruch dann vorliege, wenn 
— wie hier — die Begr. nicht von den Schiedsrichtern, ſon⸗ 
dern von einem am Verfahren nicht beteiligten Dritten ab⸗ 
gefaßt worden ſei. Sie meint, das Erfordernis der ſchriftlichen 
Begr. des Schiedsſpruchs (88 1039, 1041 Abſ. 1 Nr. 5 3PO.) 
habe den Sinn, daß gerade in der Begr. die Richter ihr 
Spruchergebnis vertreten ſollten. Die Notwendigkeit der Begr. 
bilde eine „Kontrolle“ für den Ausſpruch in der Sache ſelbſt. 
Dem Sinn der Begr. laufe es deshalb zuwider, wenn deren 
Anfertigung einem Dritten überlaſſen werde, der keine Ver⸗ 
antwortlichkeit habe. Dem kann nicht beigepflichtet werden. 
Das Geſetz ſchreibt nur vor, der Schiedsſpruch ſei unter An⸗ 
gabe des Tages der Abfaſſung von den Schiedsrichtern zu 
unterſchreiben (8 1039 ZPO.). Daß die Schiedsrichter ge⸗ 
halten wären, den Spruch ſelbſt abzufaſſen, iſt nicht verordnet. 
Das Weſentliche für das Vorhandenſein eines gültigen Schieds⸗ 
ſpruchs liegt in der Tatſache der Unterzeichnung des Spruchs 
durch die Schiedsrichter, womit ſie den Inhalt des Erkennt⸗ 
niſſes einſchließlich der Begr. mit ihrem Namen decken und fo 
bezeugen, daß der beurkundete Inhalt von den Schiedsrichtern 
in der erforderlichen Mehrheit ($ 1038 38D.) beſchloſſen 
worden ſei. Das BG. hat darauf hingewieſen, der Antrags⸗ 
gegner habe nicht geltend gemacht, daß die ſchriftlich nieder⸗ 
gelegten Gründe nicht mit den Beſchlüſſen des Schiedsgerichts 
übereinſtimmten, und ausgeführt, es ſei im übrigen belang⸗ 
los, ob die Schiedsrichter — vielleicht weil ihnen die ſchrift⸗ 
liche Abſetzung mangels ausreichender Erfahrung Schwierig- 
keiten bereitete — die Ausarbeitung des Spruchs einem Drit⸗ 
ten übertragen hätten, der ſich aus Freundſchaft zum An⸗ 
tragſteller dazu bereit erklärt habe; ein ſolches Verhalten fei 


nicht unzuläſſig. Dieſer Auffaſſung iſt beizutreten. Sie ſteht 
mit der bisherigen Rſpr. des erk. Sen. im Einklange (vgl. die 
Urt. v. 3. Nov. 1916, VII 186/18: JW. 1917, 461, und 
v. 1. April 1921, VII 386/20: JW. 1921, 1248 2), und es 
beſteht kein Anlaß, davon abzugehen. 

19.4 


(u. v. 28. Sept. 1934; VII 29/34. — Hamm.) 
<= RG. 145, 171.) 


b) Strafſachen 


Berichtet von Rechtsauwalt Rudolf Henſen, Berlin und 
Generalſtaatsanwalt Dr. Alfred Weber, Dresden 


17. Art. 5 Gewohnh Verbr. v. 24. No v. 1933. 
Die Bedeutung des Geſetzes liegt darin, das 
Sicherungs⸗ und Beſſerungsziel durch die in 
ihm vorgeſehenen Mittel zu erreichen, ſei es 
auch, wie 842 n StGB. ausdrücklich zuläßt, durch 
die Anwendung verſchiedener Maßregeln 
nebeneinander, wenn nur ihre Vorausſetzun⸗ 
gen im einzelnen erfüllt find. 

„Insbeſondere“ — ſo führt die amtl. Begr. (Schäfer, 
GewohnhVerbräö. S. 165) aus — „kann es zweckmäßig ſein, 
die Unterbringung in einer Heil- oder Pflegeanſtalt eines ver⸗ 
mindert Zurechnungsfähigen mit der Anordnung der Ent⸗ 
mannung zu verbinden, oder neben der Unterbringung in 
einer Trinkerheilanſtalt auf Unterſagung der Berufsaus- 
übung zu erkennen.“ Grundſätzlich alſo ſtellt das Geſetz es auf 
die Möglichkeit ab, auch auf Freiheitsentziehung verſchie⸗ 
dener Art neben und unabhängig voneinander zu erkennen. 
Es ſchließt eben die eine Maßregel die Anordnung der an⸗ 
deren keineswegs aus (Schäfer a. a. O. S. 131 Anm. 9). 
Daraus ergibt ſich ohne weiteres, daß jede Maßregel für ſich 
zur Anwendung kommen kann, ſofern nur die gerade für ſie 
geforderten Vorausſetzungen gegeben ſind. Für die Frage, ob 
die Sicherungsverwahrung nachträglich angeordnet werden 
kann, kommt es hiernach nicht darauf an, ob die nachträgliche 
Überweiſung in eine Heil⸗ oder Pflegeanſtalt zuläſſig iſt, ſon⸗ 
dern ganz allein darauf, ob die Vorausſetzungen des Art. 5 


Nr. 2 des Gef. v. 24. Nov. 1933 vorliegen (vgl. auch 
RGuUrt. v. 29. Juni 1934, 1 D 605/34). 
(5. Sen. v. 29. Okt. 1934; 5 D 220/34.) [Hn.] 


18. Art. 5 Nr. 2 Gewohnh Verbr. v. 24. Nov. 
1933 geht im Gegenſatz zu §8 20 a Ab ſ. 2 StGB. nicht 
von der Begehung dreier Taten, ſondern von 
zwei rechtskräftigen Verurteilungen aus. 

Wie bereits der 2. StrSen. in feinen Urt. v. 19. April 
1934 (RGSt. 68, 1492)) und v. 28. Mai 1934 (JW. 1934, 
19722), denen ſich der erk. Sen. anſchließt, erörtert hat, 
liegen zwei rechtskräftige Verurteilungen ſolcher Art nur dann 
vor, wenn die zweite Tat nach dem erſten Urteil 
begangen iſt. Die genannten Entſch. weiſen darauf hin, daß 
Art. 5 Nr. 2 im Gegenſatz zu Abſ. 2 des § 20 a StGB. nicht 
von der Begehung dreier Taten, ſondern von zwei rechts⸗ 
kräftigen Verurteilungen ausgeht. Da aber bei dem Zu⸗ 
ſammentreffen mehrerer Straftaten unter Verurteilung nur 
die auf die Geſamtſtrafe erkennende Entſch. anzuſehen iſt 
(amtl. Begr. bei Schaefer, GemohnhVerbr®. v. 24. Nov. 
1933 S. 63 in Aum. 41), jo muß mit Recht abgelehnt wer⸗ 
den, es vom Zufall abhängig ſein zu laſſen, ob aus irgend⸗ 
einem Grunde tatſächlich eine rechtlich möglich geweſene Bil⸗ 
dung einer Geſamtſtrafe unterblieben iſt. Schon hieraus muß 
auf den Willen des Geſetzgebers geſchloſſen werden, daß 
ausſchließlich ſolche Verurteilungen in Betracht zu ziehen 
ſind, denen jeweils eine nach den vorausgegangenen 
früheren Verurteilungen begangene Tat zugrunde liegt. 


(5. Sen. v. 29. Okt. 1934; 5 D 71/34.) [On.] 


1) JW. 1934, 2059 u. 2145. 
2) JW. 1934, 166226 


63. Jahrg. 1934 Heft 51/52 


19. SS2 Abſ. 2, 49, 122 Ab ſ. 2 StG B. Zum Be⸗ 
griffe der Zuſammenrottung. Die Beihilfehand⸗ 
lung kann erſt mit der Verübung der Haupttat 
als begangen angeſehen werden. f) 

Eine Zuſammenrottung i. S. des § 122 Abſ. 2 StGB. 
liegt vor, wenn mindeſtens zwei Gefangene durch ihr Zuſam⸗ 
menhalten nach außen erkennen laſſen, daß ſie zur Befreiung 
im Wege der Gewalt mit vereinten Kräften entſchloſſen find. 
Dieſes Zuſammenhalten, in dem gerade die beſondere Gefähr- 
lichkeit der Handlung begründet iſt, braucht nicht notwendig 
in dem Verhalten gegenüber den zur Bewachung beſtellten 
Perſonen hervorzutreten; auch in dem Zuſammenwirken, der 
Gemeinſchaftlichkeit und Gleichzeitigkeit der Ausführung mit 
Gewalt gegen Sachen läßt ſich die Zuſammenrottung erkennen. 
Die Vorausſetzung dieſes räumlichen Zuſammenhaltens iſt 
auch da möglich, wo die Täter bereits in einer Zelle vereint 
waren (vgl. RGSt. 2, 80). Nicht erforderlich iſt ferner, daß 
die Täter die Abſicht haben und verwirklichen, durch ihr ge- 
ſchloſſenes Auftreten einen beſonderen Eindruck zu machen 
(vgl. RGSt. 55, 67). 

Gemäß dem § 2 Abſ. 2 StGB. kann bei keiner vor dem 
1. Jan. 1934 begangenen Straftat eine Verurteilung gem. 
§ 20a StGB. erfolgen, da dieſe Beſtimmung mit ihrem ver⸗ 
ſchärften Strafrahmen erſt am 1. Jan. 1934 in Kraft ge⸗ 
treten iſt. Auch Art. 5 GewohnhVerbrG. v. 24. Nov. 1933 
ändert daran nichts, da er unter beſtimmten Vorausſetzungen 
lediglich die Anordnung der Sicherungsverwahrung — nicht 
aber die Erhöhung der Strafe gem. dem § 20a StGB. — 
zuläßt. Es kommt daher darauf an, ob die Tat des Angekl. E. 
vor dem 1. Jan. 1934 begangen worden iſt. Die Beihilfe — 
wie die Anſtiftung — iſt für ſich, von beſonderen geſetzlichen 
Ausnahmen abgeſehen, ein ſtrafrechtlich bedeutungsloſer Vor⸗ 
gang, ſolange keine Haupttat hinzukommt. Bis zu dieſem 
Zeitpunkt liegt auch kein Verſuch vor, ſo daß alſo erſt im 
Wege der Zurückbeziehung der Haupttat auf die Beihilfe dieſe 
zur ſtrafbaren Handlung wird. Dieſes Abhängigkeitsverhält⸗ 
nis der Beihilfe zur Haupttat führt dahin, daß erſt mit der 
Verübung der Haupttat die Beihilfehandlung als begangen 
angeſehen werden kann (vgl. RGSt. 5, 282; 30, 300). 

(3. Sen. v. 8. Okt. 1934; 3 D 744/34.) W.] 


** 20. 5 20a StG B. Zum Begriff „gefährlicher 
Gewohnheitsverbrecher“. e 
lichkeit und Wiederholungsgefahr. 

Durch das angef. Urt. iſt dem Antrage der St A., nach⸗ 
träglich die Sicherungsverwahrung des Angekl. anzuordnen, 
ſtattgegeben worden. Die formellen Vorausſetzungen für dieſe 
Maßregel ſind gegeben. Denn der Angekl. iſt, nachdem er 
durch Urt. v. 9. Juli 1926 wegen Urkundenfälſchung in Tat⸗ 
einheit mit Betrug zu 1 Jahr Gefängnis und — nach Ver⸗ 
büßung dieſer Strafe — durch Urt. v. 16. Sept. 1927 wegen 
gleicher Straftaten des läßt 
ſich doch wohl nicht beſtreiten, daß geſetzliche Minderheitenrechte 
weder eine allgemeine noch eine zu Ungunſten Einzelner erfolgende 
Abſchwächung vertragen, alſo inſofern auch Körperſchaftliche Indi⸗ 
vidualrechte zu ſchützen geeignet und beſtimmt ſind. Man iſt deshalb 
ſehr wohl berechtigt, ihnen aus den oben erwähnten Gründen im Fall 
nachträglicher Anderung der Satzung eine größere Feſtigkeit als bei 
dem Entwurf der Satzung zuzuſprechen. Zwingende und nichtzwingende 
Rechtsſätze ſind kein ausſchließlicher, Zwiſchenſtufen nicht geſtattender 
Gegenſatz. Es gibt ſehr wohl auch Normen, die nach der einen Rich⸗ 
tung hin zwingend, nach einer anderen Richtung dagegen nachgiebig 
find. 8 50 hat ſelbſt, allerdings in anderer Beziehung dieſen Cha⸗ 
rakter, da eine Hera b ſetzung der Quote durchaus zuläſſig bleibt. 

II. Verneint man die zwingende Natur des 8 50, fo bleibt aller⸗ 
dings nur der vom RG. eingeſchlagene Weg übrig. Doch ſcheint mir 
der Tatbeſtand kaum die von dem NG. gezogenen Folgerungen zu 
rechtfertigen, wenngleich die Entſch. in den entwickelten Grundſätzen 
durchaus mit der bisherigen Rſpr. des NG. in Einklang ſteht. Sit die 
getroffene Maßnahme an ſich zuläſſig, ſo kann ihr unſittlicher 
Charakter ſich noch nicht daraus ergeben, daß an eine Kampf⸗ 
maßnahme gegenüber dem Kl. gedacht iſt und deren Wirkung angeſichts 
der beſtehenden Geſchloſſenheit der übrigen Geſellſchafter dem ver⸗ 
folgten Zweck entipricht. Offenbar liegen für die entſtandenen Diffe⸗ 
renzen tiefere Urſachen vor, die aus dem mitgeteilten Tatbeſtand nicht 
erſſchtlich find ohne deren Aufhellung ſich aber ein Urteil über die 
ſittliche Berechtigung der gegenüber dem Kl. eingenommenen Haltung 
micht fällen läßt. Jedenfalls kann aus dem Umſtand allein, daß die 


2905 


rung des Erneuerungsfonds die Bet. der Ausf Anw. zur 
Satzungsnorm erhoben hatte. Schon deshalb erweiſt ſich die 
Auffaſſung des Vorderrichters, die bisherige Rechtslage ſei 
durch den Beſchl. v. 1. Dez. 1931 nicht geändert worden, als 
unzutreffend. Bezüglich des Spezialreſervefonds be⸗ 
deutet der Beſchl. v. 1. Dez. 1931 eine Anderung des bis⸗ 
herigen Rechtszuſtands, weil nach demſelben, wenn es das 
Intereſſe des Unternehmens erfordere, von der GenVerſ. auch 
eine höhere Rücklage als vorgeſchrieben beſchloſſen wer⸗ 
den könne. Hieraus konnte ſich wiederum eine ſehr weſent⸗ 
liche Beeinträchtigung der Abſchichtungsanſprüche des Kl. er⸗ 
geben. Das „Intereſſe des Unternehmens“ iſt ein äußerſt 
dehnbarer Begriff, und darüber, ob es vorhanden iſt und wie 
weit es reicht, hätte im Rahmen des kaufmänniſch und wirt⸗ 
ſchaftlich überhaupt noch Vertretbaren immer die Mehrheit 
zu befinden. An Stelle der in § 8 der Satzung v. 1. März 
1923 vorgeſehenen feſten Begrenzung von 20% wäre alſo eine 
außerordentlich elaſtiſche, dem Mehrheitswillen in weitem 
Ausmaß Spielraum gewährende Regelung getreten. 

Schon nach dem bisher Ausgeführten erweiſt ſich das 
angef. Urt zu dieſem Punkt als nicht haltbar; vielmehr iſt 
die Rechtslage inſofern entſcheidungsreif dahin, daß dem Kl. 
gegenüber hinſichtlich ſeines aus der Kündigung v. 29. Juni 
1931 erwachſenen Abſchichtungsanſpruchs die hierzu gefaßten 
Beſchl. der Gen Verſ. v. 1. Dez. 1931 ebenfalls unwirkſam ſind. 

Dem Beſchl. auf Anderung des § 16 Abſ. 2 der Satzung 
dahin, daß Geſellſchafter ſtatt wie bisher mit einem Fünftel 
des Stammkapitals erſt mit einer Beteiligung von einem 
Drittel desſelben die Einberufung einer GenVerſ. zu ver⸗ 
langen berechtigt ſein ſollten, ſtand zwar § 50 GmbHG. nicht 
im Wege; der Kl. hatte inſoweit kein beſonderes Recht auf 
Fortdauer des ſeitherigen Zuſtandes. Der gefaßte Beſchl. 
verſtieß inſofern, aber auch nur inſofern nicht gegen den 
Grundſatz der Gleichbehandlung, als er formell geſehen 
alle Geſellſchafter gleichmäßig traf, weil keiner von ihnen 
mit einem Drittel des Stammkapitals beteiligt war. Der an⸗ 
gegriffene Beſchl. verſtieß auch nicht gegen 88 138, 826 BGB. 
Nach feſtſtehender. Rſpr. des erk. Sen. könnte eine abſolute 
Nichtigkeit des fraglichen Beſchl. wegen Verſtoßes gegen 8 138 
BGB. nur dann in Betracht kommen, wenn er an und für 
ſich betrachtet ſeinem Inhalt nach den guten Sitten wider⸗ 
ſtreiten würde. Davon kann hier keine Rede ſein, denn ob 
eine Beteiligung von einem Fünftel oder einem Drittel des 
Stammkapitals das Recht gewährt, die Einberufung einer 
Gen Verſ. fordern zu können, iſt eine ſittlich ganz „indiffe⸗ 


übrigen Geſellſchafter ſich in ihrem Verhalten gegen den Kl. einig 
ſind, noch nichts erſchloſſen werden. Die beſchloſſene Satzungsände⸗ 
rung trifft alle Geſellſchafter gleichmäßig. Wenn es dem Kl. nun 
nicht mehr moglich iſt, die Einberufung der Geſellſchafterverſammlung 
allein zu erzwingen und auch ein anderer Geſellſchafter ſich zu ſeiner 
Unterſtützung nicht bereit findet, ſo iſt das ein Nachteil, der nicht die 
unmittelbare Folgeerſcheinung der beſchloſſenen Satzungsänderung iſt, 
ſondern auf Urſachen anderer Art zurückgeht. Zudem kann die Lage 
ſich jederzeit ändern, wenn die Einigkeit der übrigen Geſellſchafter 
in die Brüche geht. Schließlich wird die rechtliche Situation des Kl. 
unter ſolchen Umſtänden nicht weſentlich gebeſſert, wenn er die Be⸗ 
fugnis, die Einberufung der Geſellſchafterverſammlung zu verlangen. 
noch weiter behält, da ſeine Gegner in der Regel in der Lage ſind 
ihn niederzuſtimmen. Andererſeits kann man nicht behaupten, daß 
durch die getroffenen Anderungen die Lage des Kl. ſich unerträglich 
geſtaltet. Die GeſVerſ. muß ja ohnedies in wichtigen Angelegen⸗ 
heiten einberufen werden, ohne daß es der Initiative eines Geſell⸗ 
ſchafters bedarf. Und über Angelegenheiten von beſonderer Wichtigkeit 
(88 46, 49 Abſ. 2 und 3) kann nur die GeſVerſ. Beſchluß faſſen. Der 
Kl, it auch keineswegs an der Fortentwicklung des Unternehmens 
noch intereſſiert, ſondern gerade an feinem baldigen Ausſcheiden. Bei 
der Feſtſtellung der Jahresrechnung, die der Geſellſchafterverſamm⸗ 
lung zwingend obliegt, vermag er ſeine Rechte in dieſer Hinſicht ge⸗ 
nügend zu wahren, d. h., ſoweit feine Stimmenmacht reicht, dafür 
zu ſorgen, daß der für Übernahme ſeines Geſchäftsanteils zur Ver⸗ 
fügung ſtehende Überſchuß nicht unzuläſſig durch Abſchreibungen ver⸗ 
ringert wird. Entſcheidend berührt wird er vielmehr nur durch die 
Satungsänderungen über die Bemeſſung der zum Rückkauf der Ge⸗ 
ſchäftsanteile verfügbaren Uberſchüſſe. 

III. Daß die Beſchlüſſe über die Feſtſtellung des zum 
Ankauf der Geſchäftsanteile verbleibenden Reingewinns dem Kl. 
gegenüber unwirkſam ſind, leidet keinen Zweifel. Daß die Ab⸗ 
ſchichtungsanſprüche des Kl. durch die Satzungsänderung praktiſch 
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rente“ Beſt. Wohl aber kann ein Beſchl., wenn er nach der 
Art und Weiſe ſeines Zuſtandekommens und den damit ver⸗ 
folgten Zwecken einen mit Treu und Glauben im geſellſchafts⸗ 
rechtlichen Verkehr nicht vereinbaren Machtmißbrauch der 
Mehrheit darſtellt, mit der auch im Recht der GmbH. — trotz 
Fehlens einer ausdrücklichen geſetzlichen Regelung, wie ſie 
§ 271 HGB. für das Aktienrecht und § 51 Gen®. für die 
eingetragenen Genoſſenſchaften enthält — in Rſpr. und 
Schrifttum allgemein anerkannten Anfechtungsklage von dem 
betroffenen Geſellſchafter angegriffen werden. Nun kann keinem 
Zweifel unterliegen, daß der Kl. durch den gefaßten Beſchl. 
in ſeinen Geſellſchafterrechten empfindlich getroffen iſt; er 
könnte nicht mehr, wie ihm ſeine jetzige Beteiligung zu mehr 
als einem Fünftel des Stammkapitals bisher ermöglichte, die 
Einberufung einer GenVerſ. verlangen. Dieſes Recht ruhte 
auch nicht etwa zufolge der von ihm hinſichtlich des größten 
Teils ſeines Geſchäftsanteils zum 30. Juni 1931 erfolgten 
„Kündigung“. Er blieb nach wie vor auch inſoweit Geſell⸗ 
ſchafter mit den Rechten eines ſolchen bis die Bekl. den ge⸗ 
kündigten Anteil voll und ganz abgenommen hatte. Die in 
RG. 125, 114ff.1) für die Kartellgeſellſchaft mbH. aufgeſtell⸗ 
ten Grundſätze über das Ruhen der Mitgliedſchaftsrechte ſind 
hierher nicht anwendbar. Die beklagte GmbH. iſt keine Kar⸗ 
tellgeſellſchaft und hat auch ſonſt keine Nebenleiſtungspflichten. 
Das Einberufungsrecht war für den Kl. auch um ſo wert⸗ 
voller, als die Möglichkeit, ob und in welchem Umfang der 
zu ſeiner Ablöſung zu bildende Fonds geſpeiſt werden konnte, 
weithin von den betrieblichen und finanziellen Maßnahmen 
der Geſellſchaft abhing. Das liegt offen zutage. Der Kl. ſtand 
in der Geſellſchaft den übrigen Mitgeſellſchaftern als tat⸗ 
ſächlich geſchloſſene Gruppe gegenüber, und es war deshalb 
ſo wie die Dinge lagen für ihn keine Ausſicht vorhanden, 
einen zweiten Geſellſchafter für ein Einberufungsbegehren zu 
gewinnen, während es ſich auf ſeiten der Mehrheitsgruppe 
gerade umgekehrt verhielt. Die Bekl. hat im Ernſt auch gar 
nicht beſtritten, daß der beanſtandete Beſchl. eine Kampfmaß⸗ 
nahme gegen den Kl. darſtelle. Gegen einen Mißbrauch des 
Einberufungsrechts durch den Kl. kann ſich aber die Bekl. 
offenſichtlich genügend dadurch ſchützen, daß ſie ſolchem Ein⸗ 
berufungsverlangen nicht ſtattgibt und, wenn Kl. dann die 
Berufung ſelbſt bewirkt, ihm die entſtandenen Koſten gemäß 
§ 50 Abſ. 3 Satz 2 GmbHG. auferlegt. Der Beſchl. auf 
Anderung des § 16 Abſ. 2 der Satzung iſt aber auch gerade 
bei Prüfung der Frage des ſittenwidrigen Machtmißbrauchs 
durch die Mehrheit nicht für ſich allein, ſondern im Zuſam⸗ 


1) JW. 1929, 2600. 


illuſoriſch gemacht worden wären, liegt auf der Hand. Das Urteil, 
das die fraglichen Beſchlüſſe als dem Kl. gegenüber unwirkſam er⸗ 
klärt, ſteht in dieſer Hinſicht ganz auf dem Boden der bisherigen 
Kipr. des RG. Zutreffend wird den Beſchlüſſen die Wirkſamkeit nur 
gegenüber dem Kl. abgeſprochen, damit alſo ihre Wirkung im übrigen 
aufrechterhalten. Unklar bleibt nur, ob das RG. ihnen jede Wirk⸗ 
ſamkeit gegenüber dem Kl. abſprechen wollte oder dieſen Ausſpruch 
wie das BG. lediglich auf die Beeinträchtigung der durch die Kün⸗ 
digung ausgelöſten Abſchichtungsanſprüche beſchränken wollte. Der 
Unterſchied könnte Bedeutung gewinnen, wenn etwa ſpäterhin der Kl. 
im Einverſtändnis mit der Bekl. die Kündigung zurücknehmen würde. 
Richtiger Abſicht nach konnten aber die Beſchlüſſe gegen den Willen 
des Kl. überhaupt keine Bedeutung erlangen, ſelbſt wenn es nicht zu 
deſſen Kündigung gekommen wäre. Das ſatzungsmäßig den Geſell⸗ 
ſchaftern zuſtehende Abfindungsrecht iſt reines körperſchaftliches In⸗ 
dividualrecht, lediglich deren außergeſellſchaftlichen Intereſſen dienend 
und daher der Verfügung durch die Geſellſchafterverſammlung entrückt. 
Durch die erfolgte Kündigung verdichtet es ſich nur zu einem — fo 
vom RG. richtig gekennzeichneten — Gläubigerrecht. Der Kl. hätte 
es gar nicht nötig gehabt, ſeinen Widerſpruch gegen den Beſchluß 
zu Protokoll anzumelden — höchſtens um der Vermutung, daß er 
ſtillſchweigend ſein Einverſtändnis erklärt habe, zu entgehen — und 
eine beſondere Feſtſtellungsklage zu erheben. Er konnte unmittelbar 
zur Leiſtungsklage greifen, um ſeinen Anſpruch ſo weit durchzuſetzen, 
als nach Maßgabe der bisherigen Satzung und der ausgewieſenen 
berſchüſſe der Reingewinn zum Ankauf ſeines Geſchäftsanteils zu 
verwenden war. Prof. Dr. Ruth, Halle a. d. S. 


Zu 8. In einem Urt. v. 16. Mai 1930 hat der 2. ZivSen. 
des RG. ausgeſprochen, daß ein Patentinhaber, der vor Patentver⸗ 
letzung warnt, dann nicht widerrechtlich handelt, wenn er im guten 


menhang und Zuſammenhalt mit den übrigen ſatzungsändern⸗ 
den Beſchl. v. 1. Dez. 1931 zu würdigen. Durch dieſe Beſchl. 
ſollte Kl. in ſeinen ſatzungsweiſe begründeten Abſchichtungs⸗ 
anſprüchen unverkennbar aufs empfindlichſte verkürzt werden. 
Wenn die Behauptungen der Bekl. über ihre betrieblichen und 
finanziellen Verhältniſſe — die ſie gegen ſich gelten laſſen 
muß — zugrunde gelegt werden, könnte der Kl. in abſehbarer 
Zeit überhaupt nicht darauf rechnen, mit ſeinen Abfindungs⸗ 
anſprüchen zum Zug zu kommen. Bei dieſer Sachlage iſt die 
Annahme gerechtfertigt, daß es nicht ernſtlich vertretbare 
Intereſſen der Bekl. geweſen ſind, welchen die Mehrheit 
gegenüber einem angeblich geſellſchaftswidrigen Verhalten des 
Kl. bei Geltendmachung ſeines Einberufungsrechts Beachtung 
verſchaffen wollte, ſondern daß von ihr eben allein der Zweck 
verfolgt wurde, die Rechtsſtellung des Kl. durch die be⸗ 
anſtandete Anderung des § 16 Abſ. 2 der Satzung in Abſicht 
auf die Mitverwaltung tunlichſt zu kürzen. Ein ſolches Vor⸗ 
gehen bedeutet aber einen nicht zu billigenden Machtmißbrauch 
der Mehrheit, der die Nichtigkeit des angegriffenen Beſchl. 
nach ſich ziehen muß. 
(U. v. 22. Sept. 1933; II 60/33. — Naumburg.) [Ku .] 


8. Ein Patentinhaber, der vor einer Ver⸗ 
letzung ſeines Patentes warnt, handelt wider⸗ 
rechtlich, wenn er dabei dem Schutzumfang eine 
zu weitgehende Bedeutung beimißt. Abweichend 
von der Meinung des 2. Ziv Sen. kommt es dabei 
auf den guten Glauben des Warners nicht an. — 
Zur Lehre von der mittelbaren Patentver⸗ 
letzung. f) 

Auf Grund einer vom Bekl. am 27. Aug. 1926 ein⸗ 
gereichten Patentanmeldung hat das RPat A. durch Beſchl. 
v. 25. Juni 1929 die Bek. dieſer Anmeldung betr. „Verfahren 
zur Herſtellung von Schlichte- und Appreturmitteln für Web⸗ 
ketten und Gewebe jeder Art“ beſchloſſen. Zur Auslegung ge⸗ 
langten dabei am 11. Juli 1929 die nach langen Verhand⸗ 
lungen als gewährbar in Ausſicht genommenen Patentan⸗ 
ſprüche: 

1. Verfahren zur Herſtellung von Schlichte⸗ und Appre⸗ 
turmitteln für Webketten und Gewebe jeder Art, unter Ver⸗ 
wendung von Beſtandteilen von Johannisbrotkernen, da⸗ 
durch gekennzeichnet, daß man den gebräuchlichen, im weſent⸗ 
lichen aus Stärke, Dextrin od. dgl. beſtehenden Schlichte⸗ 
und Appreturmitteln das aus den Keimhüllen von Johannis⸗ 
brotkernen hergeſtellte, feinſt ausgemahlene rein weiße Mehl 


Glauben iſt, alſo zwar einen zu weitgehenden Patentſchutz in Anſpruch 
nimmt, dabei aber nicht vorſätzlich oder aus fahrläſſiger Unkenntnis 
der Grenzen ſeines Rechtes handelt. 

Dieſem Standpunkt iſt der 1. ZivSen. des Rh., wie ſchon in 
einer früheren Entſch., jo auch in der zu beſprechenden, nicht bei⸗ 
getreten. Er bringt hierin zum Ausdruck, daß für eine Unter⸗ 
laſſungsklage es nur ankomme auf die Feſtſtellung eines 
objektiven widerrechtlichen Eingriffes in das geſchützte Rechtsgut, 
ohne Rückſicht auf guten oder böſen Glauben des Warnenden. 

Dieſen Ausführungen des 1. ZivSen. des RG. kann m. E. nur 
beigepflichtet werden. 

Es iſt ein vom Geſetz verbürgtes Recht, daß jeder Gewerbe⸗ 
treibende einen unzuläſſigen Eingriff in das Rechtsgut ſeines ein⸗ 
gerichteten Gewerbebetriebes verbieten kann. Zuläſſig iſt ein Eingriff 
nur dann, wenn er ſich auf ein dem Dritten, alſo dem Warnenden 
zuſtehendes, beſſeres Recht ſtützt. Jeder Eingriff ohne ein ſolches 
Recht — dazu gehört aber auch die Geltendmachung eines Rechtes in 
einem Umfang, der über das tatſächliche Recht hinaus geht, in 
Wirklichkeit alſo ein Nichtrecht iſt — geſchieht „wider eigenes Recht“, 
iſt alſo widerrechtlich und daher unzuläſſig. 

Daran kann m. E. der Umſtand, daß ein ſolcher Eingriff bös⸗ 
oder gutgläubig erfolgt, nichts ändern, denn es iſt ausgeſchloſſen, ein. 
fehlendes Recht durch die Gutgläubigkeit des Warnenden zu erſetzen. 
Gut⸗ oder Bösgläubigkeit kann nur Bedeutung haben für eine Scha⸗ 
denserſatzklage, nicht aber für eine Unterlaſſungsklage. Aufgabe des 
Gerichtes bei der Unterlaſſungsklage kann nur ſein, objektiv feſt⸗ 
zuſtellen, wie weit das Schutzrecht des Warnenden auf Grund ſeines 
Patentes reicht und inwieweit danach ſeine Warnung berechtigt iſt. 
Dazu iſt allerdings nicht nur die Zuziehung eines techniſchen Sach⸗ 
verſtändigen ſchlechthin, ſondern in höherem Maße als bisher die Zu⸗ 
ziehung eines auch patentrechtlich geſchulten techniſchen Sachverſtän⸗ 


digen notwendig. 
Pat Anw. Dr. Ullrich, Berlin. 
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in Mengen von etwa 8— 200%, berechnet auf den Gehalt an 
Stärke, Dextrin od. dgl. zuſetzt. 

2. Abänderung des Verfahrens nach Anſpruch 1, dadurch 
gekennzeichnet, daß man etwa vier Teile der gebräuchlichen, 
im weſentlichen aus Stärke, Dextrin od. dgl. beſtehenden 
Schlichte- und Appreturmittel mit etwa einem Teil von aus 
den Keimhüllen von Johannisbrotkernen hergeſtellten, feinſt 
ausgemahlenem rein weißem Mehl miſcht. 

Entſprechend einem vom Bekl. an die Kl. geſandten War⸗ 
nungsſchreiben und ähnlichen an andere Fabrikanten und viele 
Abnehmer gerichteten Anzeigen hat die Kl. ein gerichtliches 
Verbot folgender Behauptungen beantragt: 

1. Die Kl. ſei verpflichtet, die Herſtellung und den Ver⸗ 
trieb von Diagum zu unterlaſſen; 

2. der Bekl. allein ſei berechtigt, gemahlene Keimhüllen 
von Johannisbrotkernen in feiner und heller Ausmahlung, 
wie die Kl. ſie liefere, auf den Markt zu bringen; 

3. künftig dürften ſolche Mehlprodukte nur noch vom 
Bekl. bezogen werden, nicht aber von deſſen Wettbewerbern, 
deren noch nicht ausgeführte Abſchlüſſe nicht einmal mehr 
erfüllt bzw. abgenommen werden dürften. 

Die Vorinſtanzen haben dieſen Anträgen entſprochen, 
das RG. hat aufgehoben. 

Das OLG. geht zutreffend davon aus, daß die mit der 
Klage beanſtandete Warnung vor Patentverletzung nur ſoweit 
verboten werden kann, als ſie einen unzuläſſigen Eingriff in 
das Rechtsgut des eingerichteten Gewerbebetriebs der Kl. dar⸗ 
ſtellt. Für die Unterlaſſungsklage, um die es ſich hier allein 
handelt, kommt es dabei nur auf die objektive Rechts⸗ 
verletzung an; dazu gehört aber die Feſtſtellung eines wider⸗ 
rechtlichen Eingriffs in das geſchützte Rechtsgut (RG. 116, 
1511) [153]). Widerrechtlich handelt ein Patentinhaber, der 
ſich auf eine andere Berechtigung als ſein Patent nicht be⸗ 
rufen kann, ſchon dann, wenn er durch ſeine Warnung eine 
Handlung verhindern will, die ſich nicht als Patentverletzung 
darſtellt, wenn er alſo in ſeiner Warnung ſeinem Patent 
einen Schutzumfang beilegt, der ihm tatſächlich nicht zukommt 
(gl. Urt. des erk. Sen. v. 5. Juni 1930: MuW. 1930, 480 
und die ſtändige Praxis dieſes Sen.; vgl. auch Krauße, 
Anm. 12 B I zu 8 4 PatG. S. 101). Allerdings hat der 
2. ZivSen. des RG. in einem Urt. v. 16. Mai 1930 (MuW. 
1930, 441) ausgeſprochen, daß der Patentinhaber nicht wider⸗ 
rechtlich handle, wenn er mit ſeiner Warnung gutgläubig 
handelte, alſo zwar einen zu weitgehenden Patentſchutz in 
Anſpruch nahm, dabei aber nicht vorſätzlich oder aus fahr⸗ 
läſſiger Unkenntnis der Grenzen ſeines Rechtes handelte. 
Dieſer Anſicht kann jedoch nicht beigetreten werden, weil es 
für die objektive Widerrechtlichkeit der Verletzung eines Rechts 
oder Rechtsgutes auf guten oder böſen Glauben des Ver⸗ 
letzers nicht ankommen kann. Obwohl nun das OLG. ſich der 
Anſicht des 2. ZivSen. angeſchloſſen hat, bedarf es hier einer 
Stellungnahme der vereinigten ZivSen. des RG. nicht. Denn 
das OLG. hat den guten Glauben des Bekl. — für den nach 
der Bek jeiner Anmeldung gem. 8 23 Abſ. 1 Satz 2 PatG. 
der vorläufige Schutz der bekanntgemachten Anmeldung gilt — 
verneint, weil der Bekl. in ſeinen Warnungen objektiv un⸗ 
richtige Angaben über den Schutzumfang ſeines Patents auf⸗ 
geſtellt habe und ſich deſſen auch bewußt geweſen ſei oder doch 
ſich deſſen bei ſorgfältiger Prüfung hätte bewußt werden 
müſſen. Die Begr. dieſer Anſicht des OLG. iſt, wie nach⸗ 
ſtehend zu erörtern ſein wird, nicht frei von Rechtsirrtum. 
Deshalb muß das angefochtene Urt. aufgehoben werden, ohne 
daß die vorſtehend dargelegte Anſicht des erk. Sen. über die 
Widerrechtlichkeit einer Warnung vor Patentverletzung ent⸗ 
ſcheidend wäre (vgl. RG. 94, 11 [14] ). 

Das OLG. hat ſich bemüht, klarzuſtellen, ob das, was 
der Bekl. der Kl. und anderen Wettbewerbern verbieten will, 
dem Bekl. durch die Bek. der Patentanmeldung geſchützt iſt, 
ob alſo das, was der Bekl. verbieten will, ſich als objektive 
Patentverletzung darſtellt. Dabei iſt das OL. ſich auch dar⸗ 
über klar, daß eine zuläſſige Warnung ſich in gleicher Weiſe 
gegen die mittelbare wie gegen die unmittelbare Patentver⸗ 
letzung richten kann. Der Begriff der mittelbaren Patentver⸗ 


) 38. 1927, 1471 (Anm.: 1997.) 


Rechtſprechung 


2907 


letzung, der ſich in neuerer Zeit auf Grund eines zweifellos 
beſtehenden praktiſchen Bedürfniſſes in der Rſpr. durchgeſetzt 
hat (RG. 122, 2462); RG.: MuW. 1927/28, 312; 1929, 
75; 1931, 209), iſt nun allerdings vom BG. nicht in ſeinem 
vollen Umfang erkannt worden. Denn es überſieht, daß wie 
nach der älteren Rſpr., die ſich der rechtlichen Konſtruktion der 
Beihilfe zur Patentverletzung durch den Benutzer bediente (vgl. 
GewRSch. 12, 77), auch nach neuerer Rſpr. der Verkauf ſog. 
„neutraler“ Ware dann als Patentverletzung angeſprochen 
werden muß, wenn deren Vertrieb regelmäßig nur den Zweck 
haben kann, das dem Patentinhaber geſchützte Verfahren zur 
Anwendung zu bringen (vgl. Iſay, PatG., Anm. 36 zu 84; 
Seligſohn, Patch., Anm. 7 zu § 4; Krauße, MuwW. 
1927/28, 555). Etwas anderes ſagt auch das von Iſay 
(a. a. O.) beanſtandete Urt.: RG. 133, 3263) nicht; die dort 
behandelte Abweiſung der Klage erfolgt aus Gründen, die 
hier nicht in Betracht kommen. Inſoweit fehlt ausreichende 
Prüfung durch das OLG. 

Das OLG. hat ausgeführt, daß nach dem Gang des 
Erteilungsverfahrens dem Bekl. Patentanſprüche verſagt wur⸗ 
den, die ſich auf das Herſtellungsverfahren für ein reines und 
feines Mehl aus Keimhüllen der Johannisbrotkerne (alſo 
unter Ausſcheidung der Schalen und der Keime bezogen; und 
es folgert daraus, daß der Bekl. jetzt nicht auf einem Umweg 
einen Schutz für dieſes Verfahren beanſpruchen könne. Das 
iſt rechtlich einwandfrei; ſoweit die Rev. dieſe Ausführungen 
beanſtanden zu können glaubt, ſteht ſie im Widerſpruch zu der 
ſtändigen Rſpr. des RG. (vgl. Urt. v. 19. Nov. 1932: Mitt. 
1932, 341), während das OLG. damit übereinſtimmt, auch 
ſoweit es dabei eine Erörterung des Standes der Technik aus⸗ 
ſchaltet. 

Indeſſen genügt nicht, was das OLG. weiter hierzu aus⸗ 
führt. Es legt nämlich dar, daß nach ſeiner Überzeugung auch 
heute noch Appreturanſtalten das Keimhüllenmehl vielfach 
ohne Benutzung des patentierten Verfahrens verwenden; die 
Kl. hätte deshalb nicht mit patentverletzender Verwendung des 
Mahlguts (Diagum) rechnen brauchen. Wie der Zuſammen⸗ 
hang ergibt, verſteht das OLG. unter dem patentverletzenden 
Verfahren nur die Verwendung des Mahlgutes als Zuſatz 
in den in den Patentanſprüchen angeführten Prozentſätzen. 
Dabei bleibt unklar, ob das Mahlgut wirklich ſeiner Be⸗ 
ſchaffenheit nach überhaupt zur Anwendung des geſchützten 
Verfahrens geeignet iſt, wenn es ſich in dem Zuſtande be⸗ 
findet, in dem die Kl. es in den Handel bringt. Das OLG. 
läßt das dahingeſtellt, weil auch in dieſem Falle das Ver⸗ 
halten der Kl. nicht habe beanſtandet werden können. Das iſt 
unzutreffend. Iſt das Diagum oder ein unter anderem Namen 
vertriebenes Johannisbrot⸗Kernkeimhüllenmehl ein Erzeugnis 
„neutraler“ Art in dem Sinne, daß es für die Anwendung 
des dem Bekl. vorläufig geſchützten Verfahrens in Betracht 
kommt, ſo muß klargeſtellt werden, ob der Verdacht des Bekl., 
daß es tatſächlich auch ſo verwendet werden ſollte, begründet 
war. Die gegenteilige Anſicht des OLG. bedarf daher einer 
tatſächlichen Begr., wobei auch die Zuziehung eines Sachver⸗ 
ſtändigen wahrſcheinlich nicht zu entbehren ſein wird. Vor⸗ 
frage iſt dabei aber ſtets, ob die vom Bekl. beanſtandeten Pro⸗ 
dukte überhaupt zur Anwendung des geſchützten Verfahrens 
geeignet ſind. 

Nach der ausgelegten Patentanmeldung bezieht ſich die 
Erfindung des Bekl. auf die Anwendung von Keimhüllen⸗ 
mehl „in geeignet vorbereiteter Form“ und in „geeigneten 
Prozentſätzen“. Es iſt nun allerdings letzteres, nicht aber 
erſteres Merkmal der Erfindung klar verſtändlich. Die ge⸗ 
eignete Form bedeutet offenbar die äußere Beſchaffenheit, d. h. 
nach Feinheit und Farbe der Ausmahlung, wahrſcheinlich aber 
noch mehr, nämlich auch die innere Beſchaffenheit, die durch 
die Art der Behandlung bedingt iſt. Inſoweit kann weſentlich 
ſein, daß der Bekl. ſelbſt im Erteilungsverfahren eine chemiſche 
Vorbehandlung als ſchädlich bezeichnet hat, die die Kl. und 
andere Fabrikanten unſtreitig vornehmen. War die Benutzung 
ſolchen Mehls bereits bekannt, auch ohne daß es in den im 
Patentanſpruch vorgeſehenen Prozentſatz benutzt wurde, ſo iſt 
allerdings die Annahme nicht gerechtfertigt, daß es jetzt 
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regelmäßig in patentverletzender Weiſe benutzt werde. 
Jedenfalls kann dann der weitere Vertrieb der ſchon früher 
vertriebenen Ware wegen der Möglichkeit patentverletzender 
Benutzung nicht beanſtandet und nicht unterſagt werden. Der 
Bekl. iſt für die Berechtigung ſeiner Warnung beweispflichtig; 
ſeine Behauptungen müſſen alſo darauf geprüft werden, ob 
die Handlungen, vor denen er warnt, ſich als mittelbare Be⸗ 
nutzung des ihm vorläufig geſchützten Verfahrens darſtellen. 
Die Klage iſt hinſichtlich der eigentlichen Warnungen 
jedenfalls dann gerechtfertigt, wenn und ſoweit der Bekl. 
damit einen Vertrieb von Waren verbieten will, die ſchon vor 
der Patentanmeldung zur Herſtellung von Schlichte⸗ und 
Appreturmitteln verwendet wurden. Denn daß er das nicht 
allgemein verbieten dürfe, mußte der Bekl. wiſſen, der Be⸗ 
fragung eines Sachverſtändigen bedurfte es dazu nicht, ſie 
könnte ihn von der Verantwortung auch nicht befreien. Das 
DRG. hat aber nur feſtgeſtellt, daß das beanſtandete Produkt 
in den Jahren 1926 und 1927 bereits vertrieben wurde. Das 
genügt nicht, weil es nur auf die Zeit vor der Patentanmel⸗ 
dung ankommt. Führt aber dieſe Unterſuchung nicht zu einem 
der Kl. günſtigen Ergebnis, ſo muß ermittelt werden, ob ein 
chemiſch vorbehandeltes Produkt überhaupt bei ſeiner Ver⸗ 
wendung nach der in der ausgelegten Patentanmeldung ge⸗ 
gebenen Lehre in den Schutzbereich des Bekl. fällt. Hierzu wird 
eine Erörterung des Standes der Technik zur Zeit der Patent⸗ 
anmeldung, wahrſcheinlich unter Zuziehung eines techniſchen 
Sachverſtändigen, nicht zu entbehren ſein. Die Erörterungen 
des OLG. ſehen davon ab, ſtützen ſich allein auf das akten⸗ 
mäßige Material des Erteilungsverfahrens, um zu dem Er⸗ 
gebnis zu gelangen, daß der Bekl. auf Verlangen des Patent⸗ 
amts gerade auf denjenigen Schutzgegenſtand verzichtet habe, 
den er jetzt in Anſpruch nehme. Das ſteht im Widerſpruch zu 
der ſtändigen Rſpr. des RG., die nur ganz eindeutige Ver⸗ 
zichte eines Anmelders und unmißverſtändlich beſchränkende 
Verfügung des RPat A. berückſichtigt, wenn ſie ſich mit dem 
nach dem objektiven Stand der Technik ermittelten Erfin⸗ 
dungsgedanken nicht decken, dieſen vielmehr einſchränken. 


Danach kann das angefochtene Urt. nicht aufrechterhalten 
werden. Die Sache muß vielmehr zu erneuter Prüfung an das 
OLG. zurückverwieſen werden. Dabei iſt es nötig, daß zu⸗ 
nächſt der Schutzumfang der ausgelegten Anmeldung ſofern 
nicht inzwiſchen das Patent verſagt und damit rückwirkend 
der vorläufige Schutz weggefallen ſein ſollte — auf Grund 
eingehender Prüfung des Standes der Technik ermittelt wird. 
Das iſt nicht etwa deshalb entbehrlich, weil das Schutzbegehren 
des Bekl. durch beſchränkte Faſſung der Auslegungsunter⸗ 
lagen ſich nicht mehr ausdrücklich auf das erſtreckt, was der 
Bekl. durch ſeine Warnungen verbieten will. Maßgeblich iſt 
dabei nach ſtändiger Praxis (vgl. RG. 80, 54 ff., bei. 57), daß 
die Ermittelung des Schutzumfangs nach dem Stande der 
Technik nur inſoweit entbehrlich iſt, als ein unzweideutiger 
Verzicht des Anmelders oder eine ausdrücklich verfügte Be⸗ 
ſchränkung des Schutzes durch das RPat A. eingreift. Weder 
das eine noch das andere hat das OLG. feſtgeſtellt; ſeine 
Ausführungen laſſen vielmehr erkennen, daß die in RG. 80, 
54 ff. 4) entwickelten Rechtsgrundſätze nicht beachtet find. Bei 
der Ermittelung des Standes der Technik kommt es nicht 
nur auf neuheitsſchädliche Vorveröffentlichungen, ſondern auch 
auf offenkundige Vorbenutzungshandlungen an. Es ſcheint, 
als ob das OLG. ſolche Vorbenutzungshandlungen feſtſtellen 
wollte. Indeſſen iſt hierbei überſehen, daß neuheitsſchädlich 
nur ſolche Handlungen ſein können, die vor der Patentan⸗ 
meldung liegen (§ 2 Pat.). Es bedarf alſo der Feſtſtellung, 
ob die behaupteten Vorbenutzungshandlungen offenkundig vor 
dem 27. Aug. 1926 vorgenommen worden ſind. Iſt ſo der 
Stand der Technik ermittelt, ſo muß geprüft werden, ob und 
inwieweit die zu I, 1—3 der landgerichtlichen Urteilsformel 
aufgeführten Verbote des Bekl. auch Handlungen betreffen, 
die ſich objektiv als Verletzung des dem Bekl. vorläufig ge⸗ 
währten Schutzes erweiſen. Dabei iſt der Begriff der mittel⸗ 
baren Patentverletzung in dem oben erörterten Sinne zu 
berückſichtigen. 

Nur ſoweit danach die Warnung des Bekl. auf Grund des 
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ihm zuſtehenden Schutzes objektiv berechtigt war, was der 
Bekl. zu beweiſen hat, kommt ein rechtswidriger Eingriff des 
Bekl. in den Gewerbebetrieb der Kl. nicht in Betracht. Des⸗ 
halb iſt es auch ganz unerheblich, ob der Bekl. den Patent⸗ 
anwalt vor Erlaß der Warnungen um Rat gefragt hat und 
ob er glauben konnte, ſich auf deſſen Anſicht über den 
Schutzumfang der Patentanmeldung verlaſſen zu können. Letz⸗ 
teres mag für etwaige Schadenserſatzanſprüche der Kl. be⸗ 
deutſam ſein; für die Unterlaſſungsklage kommt es darauf 
nicht an. 
(U. v. 8. Juli 1933; I 95/33. — Frankfurt a. M.) 


[Ka.] 


e eee 12) ee ee e e el 
PrSpar VO. v. 12. Sept. 1931; 83 Abſ. 1d Volks ſch⸗ 
Lehrer Beſold G. v. 1. Mai 1928; 849 Ab ſ. 1 RGeſ. 
betr. Beamten uſw. v. 30. Juni 1933. 

1. § 49 Abſ. 1 Gef. v. 30. Juni 1933 ergibt keine 
allgemeine Aufhebung des Art. 129 Abſ. 1 S. 3 
I e 

2. Die Streichung der Konrektorenzulage an 
Volksſchulen mit weniger als 20 Schulklaſſen 
durch die PrSpar VO. v. 12. Sept. 1931 verſtößt 
nicht gegen wohlerworbene Beamtenrechte. f) 

Die Kl. ſind durch Verfügungen der zuſtändigen Schul⸗ 
aufſichtsbehörden im Jahre 1927 zu Konrektoren im Bereich 
des preuß. Volksſchulweſens ernannt worden. Sie ſind an 
ſtädtiſchen Volksſchulen mit mehr als ſechs, aber weniger als 
zwanzig Klaſſen beſchäftigt und bezogen ſeit dem 1. Okt. 
1927 neben ihrem Grundgehalt auf Grund des 83 Abſ. 1d 
VolksſchLehrerBeſold. v. 1. Mai 1928 eine ruhegehalts⸗ 
fähige Stellenzulage von je 500 RA jährlich. 

Durch die VO. des preuß. Staatsmin. v. 12. Sept. 1931, 
Teil 1 Kap. II 81 Nr. 1 iſt in Anderung des 83 Abſ. 1d 
VolksſchLehrerBeſoldG. beſtimmt worden, daß von den Kon⸗ 
rektoren an Volksſchulen nur diejenigen eine ruhegehalts⸗ 
fähige Stellenzulage erhalten — und dieſe auch nur in Höhe 
von jährlich 300 RA —, die an Volksſchulen mit mindeſtens 
zwanzig Klaſſen angeſtellt ſind. Für die Kl. iſt damit die 
Stellenzulage mit Wirkung ab 1. Okt. 1931 weggefallen. 

Die Kl. halten die Streichung der Stellenzulage für un⸗ 
zuläſſig, weil dieſe VO. ungültig ſei; ſie verletze den Art. 129 
Verf. 

Die Vorinſtanzen haben der Klage auf Weiterzahlung 
der Stellenzulage ſtattgegeben; das RG. hat die Klage ab⸗ 
gewieſen. 

1. Eine Erledigung des Rechtsſtreits iſt durch Kap. VIII 
(S8 40 ff.) des Geſetzes zur Anderung von Vorſchriften auf 
dem Gebiete des allgemeinen Beamten⸗, des Beſoldungs⸗ und 
des Verſorgungsrechts v. 30. Juni 1933 nicht eingetreten. 
Dieſe geſetzlichen Beſtimmungen regeln nur die Angleichung 
der Bezüge der Beamten der Länder und öffentlichen Körper⸗ 
ſchaften an diejenigen der Reichsbeamten. Sie erſetzen inſoweit 
die entſprechenden Beſtimmungen des Kap. I Teil 2 der 
2. NotVOO. des RPräſ. v. 5. Juni 1931 i. d. Faſſ. der 
3. NotVO. v. 6. Okt. 1931 Teil 1 Kap. II. In dieſen VO. 
war in §7 Abf. 3 im Hinblick darauf, daß Art. 129 RVerf. 
durch die dem RPräſ. auf Grund des Art. 48 Abf. 2 Verf. 
zuſtehende Diktaturgewalt nicht außer Kraft geſetzt werden 
konnte, lediglich zur Klarſtellung hervorgehoben worden, daß 
wohlerworbene Rechte nach Art. 129 Abſ. 1 S. 3 Verf. trotz 
der Beſtimmung in §7 Abf. 1 und 2 unberührt blieben. Wenn 
nunmehr im Einklang mit dem Geſetz zur Behebung der Not 
von Volk und Reich v. 24. März 1933 Art. 2 durch § 49 
Abſ. 1 des Gef. v. 30. Juni 1933 der vorerwähnte 87 Abſ. 3 


Zu 9. Dieſes Urt. iſt inſoweit von allgemeinerem Intereſſe, als 
es ſich über die derzeitige Bedeutung der im Art. 129 Weimarer Verf. 
ausgeſprochenen Garantie der wohlerworbenen Beamtenrechte verbreitert. 
Mit Recht wird dabei der Auffaſſung entgegengetreten, daß Art. 129 
heute allgemein als aufgehoben anzuſehen ſei. Richtig iſt, daß das 
Geſetz zur Behebung der Not von Voll und Reich in der Form eines 
Geſetzes der Reichsregierung heute die Möglichkeit bietet, die Garantien 
des Art. 129 außer Kraft zu ſetzen. Soweit dies aber nicht ausdrück⸗ 
lich geſchehen iſt, muß der Art. 129 noch heute als gültiges Recht an⸗ 
geſprochen werden. Art. 129 gehört insbeſ. nicht zu jenen Grundrechten, 
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aufgehoben worden iſt, fo bezieht ſich nach dem Zuſammen⸗ 
hang des 8 49 Abf. 1 mit den übrigen Beſtimmungen des 
Kap. VIII dieſe Aufhebung nur auf die in ihnen angeordnete 
Angleichung der Beamtenbezüge und ergibt keine allgemeine 
Aufhebung des Art. 129 Abſ. 1 Satz 3 RVerf. hinſichtlich 
anderweitiger Beamtenanſprüche. 

2. Die Annahme des BG. von der Gültigkeit der VO. des 
preuß. Staatsmin. v. 12. Sept. 1931 (PrSpar O.), im all- 
gemeinen und diejenige der zugrunde liegenden VO. des 
RPräſ. v. 24. Aug. 1931 ſteht im Einklang mit der Rſpr. des 
Senats, an der feſtzuhalten iſt. 

Der Berg hat jedoch die Beſtimmung der PrSpar O., 
durch die den Kl. ihre ruhegehaltsfähigen Stellenzulagen ent- 
zogen worden ſind, wegen Verſtoßes gegen Art. 129 Abſ. 1 
Satz 3 RVerf. als ungültig erachtet. Er geht davon aus, daß, 
nachdem die Konrektorenſtellen durch das Volksſch Lehrer BeſoldGG. 
v. 17. Dez. 1920 eingeführt worden ſeien, den Konrektoren 
ein Amt verliehen worden ſei, welches durch eine höhere 
Bedeutung und größere Verantwortlichkeit ausgezeichnet und 
durch welches die Kl. über die übrigen Beamten dienſtlich her⸗ 
ausgehoben worden ſeien. Auf dieſe gehaltsmäßige Heraus⸗ 
hebung hätten die Kl. ein wohlerworbenes Recht i. S. des 
Art. 129 RVerf. erworben derart, daß die Heraushebung trotz 
der Vorbehaltsklauſel des § 56 VolksſchLehrerBeſoldch. vom 
1. Mai 1928 durch eine Kürzung auf Grund der PrSparVO. 
nicht wieder hätte entzogen werden können. Die völlige 
Streichung der Stellenzulagen bedeute einen Eingriff in die 
Grundlagen des Berufsbeamtentums, da das um die Stellen- 
zulagen gekürzte Gehalt nach dem Weſen der eingeklagten 
Stellenzulagen nicht mehr dem Dienſtrange der Kl. und der 
mit ihrer Stellung als Konrektor verbundenen Verantwortlich⸗ 
keit entſpreche. 


Die Ausführungen des Berg. verkennen die Bedeutung 
und Tragweite der in RG. 134, 1 (15) 1) ausgeſprochenen 
Rechtsgrundſäßtze. Zwar iſt dort ausgeführt worden, daß unter 
der Gewährleiſtung der Fortdauer der weſentlichen Grund⸗ 
lagen des Berufsbeamtentums deſſen ganze Ordnung zu ver⸗ 
ſtehen ſei, wie ſie in der verſchiedenen Gliederung der ein⸗ 
zelnen Beamtenklaſſen, in ihrem Aufbau von unten nach oben 
und auch in der Gewährung einer ſtandesgemäßen, dem 
Range der ganzen jeweiligen Stellung und der mit dem Amte 
verbundenen Verantwortung angepaßten Unterhaltsrente zum 
Ausdruck komme. Damit haben aber nur ſolche auf die Vor⸗ 
behaltsklauſel der Beſoldungsgeſetze geſtützten Eingriffe als 
verfaſſungsrechtlich unzuläſſig gekennzeichnet werden folfen, 
die mit dem inneren Weſen des deutſchen Berufsbeamtentums 
ſchlechterdings unvereinbar ſind, insbeſ. ſolche, die auf eine 
Zerſtörung ſeiner überkommenen Ordnung, ſei es im ganzen, 
ſei es in weſentlichen Teilen, hinauslaufen. Keineswegs darf 
aus dem, was in dem früheren Urteil geſagt worden iſt, her⸗ 
geleitet werden, daß jede beſoldungsmäßige Heraushebung 
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die ſchon gemäß der Weimarer Verf. aufgehoben werden konnten und 
im Vollzug dieſer Beſtimmung durch die Not O. des RPräſ. v. 
28. Febr. 1933 auch tatſächlich außer Kraft geſetzt worden ſind. Art 129 
gehört vielmehr im Gegenſag zu anderen Beſtimmungen, bei denen 
man vielleicht zweifeln kann, zu jenen Normen der bisherigen Ver⸗ 
faſſung, die durch die neue Verfaſſungsentſcheidung der nationalen 
Revolution offenbar vorerſt rezipiert worden ſind, ſo daß alſo die end⸗ 
gültige Entſcheidung über den inhaltlichen Fortbeſtand dieſer Normen 
nicht im revolutionären Akte ſelbſt, ſondern erſt durch die ſpätere Geſetz⸗ 
gebung gefällt werden wird. Die Frage, die ſich das RG. hier vor⸗ 
zulegen hatte, war nun die, ob etwa in dem 8 49 RGeſ. zur Anderung 
von Vorſchriften auf dem Gebiet des allgemeinen Beamten⸗, des Be⸗ 
ſoldungs⸗ und des Verſorgungsrechts v. 30. Juni 1933 eine ſolche 
hiernach an ſich mögliche generelle Aufhebung des Art. 129 erfolgt 
ſei. Mit Recht hat das RG. dies verneint und dem 849 die allein 
mögliche Interpretation gegeben, daß hier lediglich in dem eng be⸗ 
grenzten Rahmen beſtimmter verwaltungsorganiſatoriſcher Maßnahmen, 
die ſchon durch frühere Notverordnungen aus dem Jahre 1931 ein- 
geleitet worden waren, die i. J. 1931 noch beſtehende Gebundenheit 
an den Art. 129 aufgehoben werden ſollte. Will das Reich ſich weiter 
von den Bindungen dieſes Verfaſſungsartikels emanzipieren, ſo hat 
es gewiß in der Form des Regierungsgeſetzes dieſe Möglichkeit, ohne 
jedoch bislang von ihr ſchon praktiſchen Gebrauch gemacht zu haben. 
„Jusbeſ. find aber, was außerordentlich wichtig iſt, an die beamten⸗ 


einer einzelnen Beamtengruppe, die in einer gewiſſen Über⸗ 
oder Unterordnung ihren Grund findet, trotz geſetzlichen 
Kürzungsvorbehalts unter dem Schutz des Art. 129 Abf. 1 
Satz 3 RVerf. ſteht. 

Die PrSpar VO. hat nun in der vorliegend in Betracht 
kommenden Beſtimmung (Kap. II Teil 1 §1 Nr. 14) nicht 
einmal die Einrichtung des Konrektorats an den Volksſchulen 
als einer gehaltlich herausgehobenen Beamtenklaſſe völlig 
beſeitigt, ſondern hat ſie bloß dahin eingeſchränkt, daß nur 
noch die Konrektoren an den Volksſchulen mit mindeſtens 
20 Klaſſen noch eine ruhegehaltsfähige Stellenzulage erhalten. 
Demgegenüber iſt es nicht von Bedeutung, daß das Amt 
als Konrektor — welches geſetzlich erſt durch das Volksſch⸗ 
Lehrer Dienſteinkch. v. 17. Dez. 1920 geſchaffen worden war —, 
wie die maßgeblichen Erlaſſe (insbeſ. die Ausführungsanwei⸗ 
fung v. 18. März 1921 [Beilage zum 3BlUntVerw. Heft 7 
ſpäter abgeändert durch Erlaß v. 13. März 1922 [3 BlUnt⸗ 
Verw. S. 119]) erkennen laſſen, durch die Amtsbezeichnung 
und die gehaltliche Beſſerſtellung als nach ſachlichen Voraus⸗ 
ſetzungen zu beſetzende Beförderungsſtelle gekennzeichnet war. 
Es iſt auch unerheblich, daß der Konrektor durch die Dienſt⸗ 
anweiſung v. 3. April 1922 (3 BlUntVerw. S. 188) insbeſ. 
mit der Vertretung des Schulleiters (Rektors) betraut wurde 
und ihm ein weiterer Aufgabenkreis auf dem Gebiete der 
Schulverwaltung zugewieſen werden konnte, welche Aufgaben 
er übrigens neben ſeiner vollen Unterrichtstätigkeit zu über⸗ 
nehmen hatte (Erlaß v. 18. März 1924: 3ůBlüntVerw. 
S. 107). 

Ferner war ſchon durch das Volksſch Lehrer Beſold . vom 
1. Mai 1928 gegenüber dem Rechtszuſtand, wie er auf Grund 
des VolksſchLehrer DienſteinkG. beſtanden hatte, eine Schlechter⸗ 
ſtellung der Konrektoren inſoweit eingetreten, als die gehalt⸗ 
liche Gleichſtellung mit den Leitern der Schulen (Rektoren) 
hinwegfiel und die Zahl der Konrektorenſtellen beſchränkt 
wurde. Nur noch an Volksſchulen mit mindeſtens ſieben 
Klaſſen wurden Konrektorenſtellen vorgeſehen und den hier⸗ 
nach ohne geſetzliche Stellenzulage verbleibenden Konrektoren 
in § 52 VolksſchLehrer BeſoldG. bloß eine perſönliche Zulage 
bewilligt (vgl. auch die amtl. Begr. des preuß. LT. 2. Wahl⸗ 
periode 1925/8 Druckſ. Nr. 8969; Ausf.⸗Anw. v. 1. Juni 
1928 Nr. 11, 12, 83 [3 BlUntVerw. Heft 13 Sonderbeilage]; 
f- ferner RGUrt. v. 2. Dez. 1930, III 214/30). 

Wenn nunmehr durch die PrSparNotVO. die Zahl der 
gehaltlich herausgehobenen Konrektorenſtellen weiter ein⸗ 
geſchränkt und die perſönlichen Zulagen geſtrichen wurden (51 
Nr. 8), ſo wurde hierdurch der Aufbau der Beamtenklaſſen 
bei den Lehrperſonen nicht in einer ſeinen Charakter völlig 
zerſtörenden Art und Weiſe geändert. Ein wohlerworbenes 
Recht der durch die Sparmaßnahmen getroffenen einzelnen 
Konrektoren wurde inſoweit nicht verletzt. Es trat vielmehr 
nur eine Herabſetzung ihres bisherigen Dienſteinkommens ein, 


rechtlichen Garantien der Weimarer Verf. nach wie vor gebunden die 
Länder. 

Die übrigen Ausführungen des Senats über die Frage, wie weit 
denn nun die im Art. 129 gegebenen Garantien reichen, ſtellen ſtärker 
als die Entſch. (RG. 134, Iff.) v. 10. Juni 1931, die ſich noch vor⸗ 
züglich mit der Zuläſſigkeit eines Anderungsvorbehalts in den Be⸗ 
ſoldungsgeſetzen beſchäftigte und von hier aus Eingriffe in den Be⸗ 
ſoldungsſtand des einzelnen Beamten rechtfertigte, den Gedanken der 
inſtitutionellen Garantie in den Vordergrund. Die eigentümliche Un⸗ 
ſicherheit, mit der hier die Grenze zwiſchen Erlaubtem und Unerlaubtem 
gezogen wird, läßt dabei allerdings gelinde Zweifel aufkommen, ob 
dem Richter, dem normalerweiſe immer der Schutz einigermaßen feſt 
umriſſener ſubjektiver Anſprüche obzuliegen pflegt, überhaupt die Ent⸗ 
ſcheidung auferlegt werden ſollte, wann und wo etwa das notwendig 
reichlich unbeſtimmte „Weſen einer Inſtitution“ in Frage geſtellt wird. 
Solange die Gerichte den Art. 129 noch in erſter Linie unter dem 
Geſichtspunkt des ſubjektiven Rechts anwandten, ſtand die Judikatur 
auf ungleich ſolideren Grundlagen als heute, ohne damit die ver⸗ 
faſſungstheoretiſche Bedeutung der von dem ſubjektiven Recht ſcharf 
geſchiedenen inſtitutionellen Garantie unterſchätzen zu wollen. Es iſt 
fraglich, ob das kommende Recht dem Richter die Kontrolle Über den 
Beſland des Beamtentums als ſolchen belaſſen wird; vor allem anderen 
wird der Richter in Zukunft wohl wieder wie in der Vergangenheit 
zum Schutz beſtimmter ſubjektiver Rechte berufen ſein, mag dieſe Kon⸗ 
trollfunktion nun alle Beamtenrechte erfaſſen oder nur eine Auswahl. 

Prof. Dr. Köttgen, Greifswald. 
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deſſen Gewährung unter dem Vorbehalt der geſetzlichen Kür⸗ 
zung (856 Abſ. 1 VolksſchLehrerBeſold G.) ſtand. 

Nach dem Vorbringen der Kl. liegen aber auch keine An⸗ 
haltspunkte vor, welche aus allgemeinen Geſichtspunkten eine 
Verletzung des wohlerworbenen Rechts der Kl. auf ſtandes⸗ 
gemäßen Unterhalt unter Berückſichtigung der allgemeinen 
Notlage und der notwendigen Herabſchraubung aller Be⸗ 
dürfniſſe erkennen laſſen. 

Die auf Weiterzahlung der Stellenzulage gerichtete Klage 
iſt ſomit unbegründet. 

(U. v. 11. Juli 1933, 92/33 III. — Berlin.) Sch.] 


** 10. PrGeb O. f. Notare. Unentgeltliche Tä⸗ 
tigkeitsausübung eines Notars; deren rechtliche 
Zuläſſigkeit und Vorausſetzungen. f) 

Bei Prüfung der Frage nach der Entgeltlichkeit oder Un⸗ 
entgeltlichkeit der Tätigkeit des Notars iſt grundſätzlich davon 
auszugehen, daß dem Notar, wenn ſeine amtliche Tätigkeit in 
Anſpruch genommen wird, oder wenn ein Rechtſuchender zu 
ihm als einem Rechtskundigen in vertragliche Beziehungen 
tritt, in aller Regel ein Gebührenanſpruch erwächſt. Auch 
wenn der Notar zugunſten von Verwandten oder Freunden 
tätig wird, beſteht keine Vermutung für die Freiwilligkeit und 
Unentgeltlichkeit ſeines Wirkens. Für anders geartete Dienſt⸗ 
leiſtungen unter Verwandten iſt dies in der Rſpr. des RG. 
anerkannt (RG.: JW. 1909, 670 26; RG. 74, 140/141). Für 
die amtliche und rechtsgeſchäftliche Tätigkeit des Notars im 
Intereſſe befreundeter Perſonen muß dies in erhöhtem Maße 
gelten. Das ſchließt aber nicht aus, daß der Notar in einem 
einzelnen beſonderen Fall aus perſönlicher Verbundenheit und 
Freundſchaft auf Entgelt für ſeine Tätigkeit ausdrücklich oder 
ſtillſchweigend verzichtet, und es wird dies um ſo eher denkbar 
ſein, wenn es ſich zunächſt lediglich um eine vorbereitende 
Tätigkeit des Notars handelt, mit der er die Herbeiführung 
einer Entſch. des anderen Teils über die Errichtung einer Ur⸗ 
kunde bezweckt, durch die ihm Gebühren in ſeltener Höhe er⸗ 
wachſen. Die rechtliche Möglichkeit und geſetzliche Zuläſſig⸗ 
keit einer aus bloßer Gefälligkeit und unentgeltlich entfalteten 
Tätigkeit des Notars iſt auch im Schrifttum und gerade in den 
Kreiſen der Berufsgenoſſen des Notars anerkannt. So ſchreibt 
Oberneck („Das Notariatsrecht“, 8.—10. Aufl., S. 119): 
„Darüber beſtand niemals Streit, daß der Notar in beſonde⸗ 
ren Fällen ſeine Gebühr ganz oder teilweiſe erlaſſen darf, 
namentlich ... wenn die Herabſetzung einer ſittlichen Pflicht 
oder einer auf den Anſtand zu nehmenden Rückſicht entſpricht; 
ſo wird man Freunden, Verwandten, Kollegen, Angeſtellten 
oder früheren Angeſtellten die Gebühren erlaſſen oder ermäßi⸗ 
gen“ (ähnlich Beushauſen, Anm. 6 Abſ. 2 zu § 26 Pr⸗ 
NotGebO.). 77 

Ob die Vorausſetzungen für eine unentgeltliche Tätigkeit 
des Notars, die nach den vorſtehenden Erörterungen rechtlich 
durchaus möglich iſt, gegeben ſind, hängt von den beſondern 
Umſtänden des Einzelfalles ab und iſt im weſentlichen von dem 
Tatrichter unter Berückſichtigung des geſamten Inhalts der 
Verhandlungen und der Beweisaufnahme zu entſcheiden. Der 
BerR. hat dieſe Frage im vorl. Falle bejaht. Der BerR. ſieht 
auf Grund des ihm unterbreiteten Streitſtoffes und Beweis⸗ 
materials den Beweis dafür als erbracht an, daß der Notar 
durch ſeine Anregung zur Abänderung des früher errichteten 
Teſtaments dem Bekl. in erſter Reihe einen Freundſchafts⸗ 
dienſt aus perſönlicher Verbundenheit erweiſen wollte und 
daher kein Entgelt dafür zu beanſpruchen hat. Aber noch 
mehr: Der Ber. ſtellt ausdrücklich feſt, der Notar habe in⸗ 


Zu 10. Der Tatbeſtand ergibt ſich aus den in RG. 136, 307 
mitgeteilten Urt., durch welches der erk. Sen. die Sache auf Rev. 
des Kl. in die Vorinſtanz zurückgewieſen hatte. In dieſer iſt vom BG. 
feſtgeſtellt, der verſtorbene Notar S. habe von ſich aus auf Grund 
langjähriger Freundſchaft den Bekl. zur Anderung ſeines früheren 
Teſtamentes angeregt und nicht als Notar, ſondern als Familien⸗ 
freund gehandelt, wenn er auch daneben die Abſicht verfolgt habe, 
hohe Gebühren zu verdienen. Das Weſentliche der Entſch. iſt darin 
begründet, daß das NG. die rechtliche Möglichkeit und geſetzliche 
Zuläſſigkeit einer aus bloßer Gefälligkeit unentgeltlich entfalteten 
Tätigkeit des Notars anerkannt und damit den Standpunkt O. ge⸗ 
billigt hat, der auch ſchon in einem früheren Beſchl. des Ver. f. d. 
Not. in Rheinpr. zum Ausdruck gekommen war. Mit Nachdruck er⸗ 


folge dieſer langjährigen perſönlichen Verbundenheit und 
Familienfreundſchaft gar nicht daran gedacht, für ſeine rein 
vorbereitende Tätigkeit ein Honorar zu verlangen. Da es auf 
der anderen Seite außer Zweifel ſteht, daß auch der Bekl. 
nicht die Abſicht hatte, die vorbereitende Tätigkeit des Notars 
abzugelten, ſo iſt damit die Willensübereinſtimmung beider 
Teile über die Unentgeltlichkeit und Liberalität der Mühewal⸗ 
tung des Notars feſtgeſtellt. 

Als rechtsirrig kann es auch nicht bezeichnet werden, 
wenn der BerR. bei Entſch. der Frage nach Entgeltlichkeit 
oder Unentgeltlichkeit der von dem Notar ohne Auftrag und 
aus eigener Entſchließung entfalteten vorbereitenden Tätigkeit 
dem Umſtand Bedeutung beimißt, daß der Notar zu einem 
weſentlichen Teil auch eigene Intereſſen verfolgt habe. Daß 
ein ſolches Handeln bei jedem Dienſtverpflichteten vorliegt 
und ſeinen Anſpruch auf Entgelt weder beſeitigt noch mindert, 
iſt ſelbſtverſtändlich. Ein gegenteiliger Ausſpruch findet ſich 
aber auch nicht in dem BU. Der Ber. entnimmt vielmehr 
der Tatſache, daß der Notar erheblichen Wert auf die Neu⸗ 
errichtung eines Teſtaments oder doch eines Entw. dazu und 
auf die Erlangung der damit verbundenen hohen Gebühren 
gelegt hat, ein Beweisanzeichen dafür, daß er für die rein vor⸗ 
bereitende Tätigkeit, bei der es ſich zunächſt nur darum gehan⸗ 
delt hat, den Bekl. für die Erteilung eines Auftrags zur Ent⸗ 
faltung amtlicher, dann freilich entgeltlicher Tätigkeit zu ge⸗ 
winnen, nicht daran dachte, ein Honorar zu beanſpruchen. Es 
mag in dieſem Zuſammenhang darauf hingewieſen werden, 
daß auch einem Verfertiger von Entwürfen und Vorarbeiten, 
die er lediglich freiwillig und nur in ſeinem eigenen Intereſſe, 
namentlich in dem Beſtreben, einen anderen zu einer Beſtel⸗ 
lung zu veranlaſſen, angefertigt hat, ein Entgelt abgeſprochen 
wurde, und zwar auch dann, wenn keine Beſtellung erfolgt iſt 
(WarnRſpr. 1911 Nr. 113). 

Das BU. ſtellt ausdrücklich feſt, durch das Schreiben des 
Bekl. an den Notar v. 16. Juli 1926 und durch eine ſich an⸗ 
ſchließende mündliche Mitteilung habe der Bekl. — für den 
Notar klar erkennbar — zum Ausdruck gebracht, daß er eine 
weitere Behandlung der Angelegenheit nicht wünſche und daß 
ſie für beide Teile erledigt ſei. Ohne Rechtsverſtoß nimmt 
ferner das BG. an, daß es ſelbſt nach Überſendung des von 
dem Notar i. J. 1927 unaufgefordert hergeſtellten Teſtaments⸗ 
entwurfes nicht zur Ausübung einer gebührenpflichtigen Be⸗ 
rufstätigkeit des Notars gekommen iſt, daß vielmehr vor einer 
rechtsgeſchäftlichen Einigung der Parteien jede weitere Ver⸗ 
handlung an der jetzt aufgeworfenen Honorarfrage geſcheitert, 
daß ſich dieſer Rechtslage aber auch der Notar ſelbſt in vollem 
Umfang bewußt geweſen iſt. War aber die Tätigkeit des 
Notars — für ihn erkennbar — endgültig abgeſchloſſen, fo ift 
es rechtlich nicht zu beanſtanden, wenn der BerR. aus der 
Nichtüberſendung einer Rechnung durch den Notar Schlüſſe 


zieht. 
(U. v. 17. Okt. 1933; III 118/33.— Düſſeldorf.) [Sch.] 


b) Strafſachen. 


Berichtet von Rechtsanwalt Rudolf Henſen, Berlin und 
Generalſtaatsanwalt Dr. Alfred Weber, Dresden. 


J. Materielles Recht. 
1. Strafgeſetzbuch. 
11. 8 157 StGB. Bei einer Prüfung aus dem 
Geſichtspunkte des § 157 Ziff. 1 StGB. muß das 


klärt dabei aber auch das RG., daß keine Vermutung für die Frei⸗ 
willigkeit und Unentgeltlichkeit des Wirkens des Notars ſpreche, viel⸗ 
mehr in aller Regel ein Gebührenanſpruch erwachſe, auch wenn er 
für Verwandte oder Freunde tätig werde. In der Tat iſt ja im all⸗ 
gemeinen der Notar nicht berechtigt, von den durch die Gebühren⸗ 
ordnung vorgeſchriebenen Vergütungen abzuweichen, alſo auch nur in 
beſonderen Fällen völlig ohne Vergütung zu arbeiten. Trotzdem mußte 
das RG. auf Grund der tatſächlichen Feſtſtellungen des BG., daß 
unentgeltlich, lediglich Freundſchaftsdienſte geleiſtet worden ſeien, zur 
Abweiſung der Rev. kommen. Es müſſen alſo beſonders ſchlüſſige 
Tatſachen vorgelegen haben, die das BG. zur Abweichung von der 
allgemeinen Regel der Entgeltlichkeit gezwungen haben. 
IR. Vleugels, Köln. 
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Gericht alle Verdachts möglichkeiten erwägen. Sit 
die Prüfung auch auf § 157 Ziff. 2 StGB. zu er⸗ 
ſtrecken, fo darf die Strafe zwar nur einmal er- 
mäßigt werden; gleichwohl bedarf es aber be— 
züglich aller Vorausſetzungen zur Strafermäßi- 
gung ($$ 157, 158 StGB.) der Feſtſtellung, ob und 
inwieweit fie gegeben ſind. f) 

Bei der Erörterung der Frage, ob die Beſt. unter § 157 
Ziff. 1 StB. dem Beſchw§. zugute komme, beſchränkt ſich 
das Urt. auf die Prüfung, ob für ihn Gefahr beſtand, wegen 
Teilnahme an dem Diebſtahl des A. ſtrafgerichtlich verfolgt 
zu werden. Es verneint dies, weil der Beſchw§., während A. 
den Draht abſchnitt, untätig dabei geſtanden habe. Dieſe Er⸗ 
wägung iſt unzulänglich. Denn unverkennbar hätte der Be⸗ 
ſchwF. nach dem im Urt. feſtgeſtellten Sachverhalt bei wahr⸗ 
heitsgemäßer Ausſage Umſtände bekunden müſſen, die an und 
für ſich in gewiſſem Umfange den Verdacht hervorrufen 
konnten, daß der Angekl. und ſeine Ehefrau oder einer von 
ihnen beiden an dem von A. begangenen Diebſtahl irgendwie, 
3. B. als Gehilfe, beteiligt ſei. Als ſolche Umſtände kamen vor 
allem die Tatſachen in Betracht, daß die Ehefrau des Be⸗ 
ſchwF. dem A. das Meſſer gegeben hatte, mit dem dieſer den 
geſtohlenen Draht durchſchnitten hat, und daß der Beſchw x. 
ſelbſt von beiden Umſtänden — von der Hingabe des Meſſers 
und von ſeiner Verwendung — Kenntnis hatte. Nun genügt 
zwar für die Anwendung des $ 157 Ziff. 1 nicht ſchon die 
entfernte Möglichkeit, daß der Zeuge bei einer wahrheits⸗ 
gemäßen Ausſage durch dieſe in den leiſen Verdacht geraten 
kann, eine beſtimmte ſtrafbare Handlung begangen zu haben. 
Aber das angef. Urt. nimmt eine Abſchätzung der Verdachts⸗ 
möglichkeiten, die durch die angeführten und etwa ſonſt ge⸗ 
gebenen Umſtände hervorgerufen werden konnten, überhaupt 
nicht vor. Es erörtert auch nicht, ob ſie etwa nach dem da⸗ 
maligen Stande der Unterſuchung durch andere, außerhalb 
der Zeugenausſage des BeſchwF. liegende Ermittelungsergeb⸗ 
niſſe eine Abſchwächung oder umgekehrt eine Verſtärkung er⸗ 
fuhren und ob hiernach zur Zeit der Zeugenausſage bei ver⸗ 
ſtändiger ſachlicher Betrachtung für den StA. ein greifbarer 
Anhalt beſtand, daß eine Strafverfolgung gegen den Beſchw x. 
Ausſicht auf Erfolg habe. 

Schon dieſer Mangel mußte zu einer Aufhebung des Urt. 
— jedoch nur im Strafausſpruche (vgl. ROSL. 58, 382 und 
397) — führen. Es kommt aber hinzu, daß die Gefahr einer 
ſtrafgerichtlichen Verfolgung für den BeſchwF. noch nach einer 
anderen Richtung hin beſtanden haben kann. Denn nach den 
Feſtſtellungen hat er, als er vor Erhebung der Anklage gegen 
A. von der Polizei als Zeuge vernommen wurde, ebenſo wie 
ſpäter in der Hauptverhandlung die Unwahrheit geſagt, und 
es liegt mindeſtens die Möglichkeit vor, daß er dies getan hat, 
um den A. dadurch der Beſtrafung wegen des von ihm ver⸗ 
übten Diebſtahls zu entziehen. Es kam daher in Frage, ob 
etwa gegen den BeſchwF. die Gefahr einer Strafverfolgung 
wegen Begünſtigung gegeben war. In dieſer Beziehung läßt 
aber das Urt. jede Erörterung vermiſſen. 

Bei dieſer Sachlage erübrigt es ſich, auf die Rüge einer 
Verletzung des § 157 Ziff. 2 StÖDB. weiter einzugehen. In 
der neuen Verhandlung wird indeſſen auch die Anwendbarkeit 


Zu 11. Die Entſch. beſtätigt in allen Punkten die bisherige 
Rſpr. I. Materiellrechtliches: 1. Zu 8 157 Ziff. 1 wiederholt RG. 
— gegen laut gewordene Zweifel — ſeine richtige Anſicht, daß es 
genügt, wenn der Staatsanwalt einen greifbaren Anhalt zur Straf⸗ 
verfolgung bekommt. Nicht erforderlich iſt es, daß der Zeuge auch 
tatſächlich eine ſtrafbare Handlung begangen hat, es genügt die nahe⸗ 
liegende Gefahr der Strafverfolgung. (Auch tatſächlicher oder recht⸗ 
licher Juſtizirrtum iſt gegebenenfalls in Betracht zu ziehen.) Vgl. 
darüber neuerdings gut Merzbach, Der Eidesnotſtand, Roſt. Dil. 
1933 S. 12 f. 

2. Der 2. Sen. hält an inzwiſchen vom 1. Sen.: JW. 1933, 
432 16 in Zweifel gezogenen Meinung feſt, daß durch uneidliche Aus⸗ 
ſage im Ermittelungsverfahren uſw. Begünſtigung begangen werden 
könne. Meine Bedenken muß ich aufrechterhalten (vgl. meine Anm. 
zum obigen Urt. des 1. Sen.). - 

3. Ebenſo iſt es ſchon wiederholt ausgeſprochen, daß bei mehr⸗ 
fachen Vorliegen desſelben oder verſchiedener Milderungsgründe aus 
88 157, 158 dennoch der Strafrahmen nur einmal zu ermäßigen ſei 
(vgl. neuerdings namentlich RGSt. 59, 229 = FW. 1925, 2134 2, 


dieſer Vorſchr. erneut zu prüfen ſein. Zwar darf die Strafe 
ſelbſt dann, wenn die Vorausſetzungen von § 157 Ziff. 1 und 
2 — ja fogar in beiden Beziehungen mehrfach — und außer- 
dem auch noch die Vorausſetzungen des § 158 gegeben ſind, 
nur einmal ermäßigt werden, doch darf der Tatrichter ein 
ſolches Zuſammentreffen bei der Abmeſſung der Strafe inner⸗ 
halb des geſetzlichen für fie feſtgelegten Rahmens berückſichtigen 
und daher bedarf es immer hinſichtlich aller der Feſtſtellung, 
inwieweit ſie nach irgendeiner Richtung gegeben find (RGSt. 
59, 87 und 230). Übrigens find bei der Prüfung, ob die 
Vorausſetzungen des $ 157 vorliegen, die geſamten Bekun⸗ 
dungen des BeſchwF. in der Hauptverhandlung gegen A. — 
ſowohl die, welche vor, wie die, welche nach der Vernehmung 
der übrigen Zeugen von ihm gemacht worden ſind — als ein⸗ 
heitliches Ganzes zu werten, das erſt in dieſer Zuſammen⸗ 
faſſung die von dem Eide umfaßte Ausſage des Beſchw . 
bildet. Dann iſt aber nach den bisherigen Feſtſtellungen nicht 
zu erkennen, inwiefern dem Beſchw§. in Beziehung auf ſeine 
Ehefrau, auf deren Wiſſen, Verhalten oder Beteiligung über⸗ 
haupt ein bewußt falſches oder unvollſtändiges Zeugnis zur 
Laſt fällt. Sollte letzteres in dem künftigen Urt. feſtgeſtellt 
werden, ſo käme es für die Anwendung des 8 157 Ziff. 2 
darauf an, ob der BeſchwF. das falſche Zeugnis zugunſten 
ſeiner Ehefrau, alſo um ſie vor Nachteilen zu ſchützen, 
und nicht zu ſeiner eigenen Sicherheit erſtattet hat. Unerheblich 
wäre es dagegen, ob dem Beſchwe. bei ſeiner Zeugenverneh⸗ 
mung Fragen nach der Beteiligung ſeiner Ehefrau an dem 
Diebſtahl des A. vorgelegt worden ſind, da er auch ohne ſolche 
alle ihm bekannten Tatſachen angeben mußte, die über dieſen 
Diebſtahl Licht verbreiten konnten. Ebenſo wäre es ohne Be⸗ 
deutung, ob die Umftände, die der Beſchw. etwa verſchwiegen 
haben ſollte, um ſeine Ehefrau vor jedem Teilnahmeverdacht 
zu ſchützen, nach der Auffaſſung des damaligen Gerichtsvor⸗ 
ſitzenden oder des jetzt erkennenden Gerichts ſolchen Verdacht 
wirklich begründeten. 


(2. Sen. v. 6. Nov. 1933; 2 D 203/33.) W.] 

12. 8224 StGB. Die Empfängnisfähigkeit 
wird durch den Ausdruck „Zeugungsfähigkeit“ 
im § 224 StGB. mit umfaßt. Denn ein verſtänd⸗ 
licher Grund, den Verluſt der erſteren weniger 
ſtreng als den der letzteren zu beſtrafen, iſt nicht 
erſichtlich. Unter „Zeugungsfähigkeit“ iſt daher 
i. S. von 8 224 StGB. augenſcheinlich die Fähig⸗ 
keit, ſich fortzupflanzen, zu verſtehen. f) 

Nach dem von dem BG. für erwieſen erachteten Sachver⸗ 
halt hat die Nebenklägerin die Fähigkeit, ein Kind zu emp⸗ 
fangen, für immer verloren. Wenn der Sachverſtändige dieſe 
Folge nur als „mit aller Wahrſcheinlichkeit“ eingetreten be⸗ 
zeichnet hat, ſo wollte er damit nach der Auffaſſung des BG. 
nur zum Ausdruck bringen, daß die angeführte Folge „nach 
dem gegenwärtigen Stande der ärztlichen Wiſſenſchaft“ an⸗ 
zunehmen ſei. Durch einen ſolchen Vorbehalt wird die für 
die Anwendung des $ 224 StGB. erforderliche Feſtſtellung, 
daß die in Frage kommende Folge eingetreten iſt, nicht be⸗ 
einträchtigt. 

(2. Sen. v. 25. Sept. 1933, 2 D 1368/32.) [Hn.] 


140610; 1926, 1181 2% gegen die letzte Entſch. Merkel in feiner 
Anm.). 

II. Der prozeſſuale Grundſatz, daß bei mehrfachem Vorliegen 
von Milderungsgründen nach 88 157, 158 jeder einzelne Fall, bzw. 
jede einzelne Beziehung feſtzuſtellen ſei, iſt bereits ausgeſprochen 

St. 59, 229 = JW. 1925, 2134 2. Dem Grundſatz iſt zuzu⸗ 
ſtimmen (vgl. auch Anm. von Alsberg zur letztgen. Entſch.). 
Die Feſtſtellung dient der richtigen Strafzumeſſung innerhalb des 
nach 13 feſtgeſtellten Strafrahmens. 88 157, 158 StGB. enthalten 
vom Geſetz beſonders hervorgehobene Milderungsgründe, die feſtzu⸗ 
ſtellen ſind, und zwar natürlich einzeln (8 267 StPO.). Die Unter⸗ 
laſſung macht das Urt. nach § 337 Ziff. 7 reviſibel. 

Prof. Dr. Hellmuth Mayer, Roſtock. 


Zu 12. Wenn das NO. die Empfängnisfähigkeit der Frau der 
in 8 224 StGB. erwähnten „Zeugungsfähigkeit“ gleichſetzt, fo hat es 
ſich einer Methode der Auslegung bedient, die nicht auf den wört⸗ 
lichen Ausdruck, ſondern auf den dieſem Ausdruck zugrunde liegen⸗ 
den Zweck des Geſetzes entſcheidenden Wert legt. Rein ſprachlich be⸗ 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


* 13. 8350 StGB. zum Begriff der „Zueig- 
nung“. Das Weſen der Zueignung beſteht darin, 
daß die Sache ſelbſt oder doch der in ihr ver⸗ 
körperte Sachwert vom Täter dem eigenen Ver⸗ 
mögen einverleibt wird. Zuwendung der Sache 
an einen Dritten. ) 


Der Angekl., Verwalter einer Poſthilfsſtelle, hat im 
Verlauf mehrerer Monate in 38 Fällen Gelder, die er auf 
Poſtanweiſungen und Zahlkarten empfangen hatte, darunter 
auch größere Beträge bis zu faſt 400 RM, entgegen ſeiner 
Dienſtanweiſung nicht mit der nächſten Kraftpoſt an das Poſt⸗ 
amt in B. abgeſandt, ſondern zurückbehalten und erſt nach 
Ablauf mehrerer Tage, bisweilen auch erſt nach zwei Wochen 
mit den zugehörigen Poſtanweiſungen und Zahlkarten abge⸗ 
führt. Dabei hat er in der täglich auszufüllenden und mit⸗ 
zuſendenden Annahmekarte das Geld erſt als an dem Tage 
der tatſächlichen Ablieferung „abgegangen“ gebucht, was nach 
der ihm bekannten Dienſtvorſchrift nicht nur die Bedeutung 
hatte, daß er das Geld an dieſem Tage abgeführt, ſondern 
auch die, daß er es erſt an dieſem Tage oder ſpäteſtens tags 
zuvor nach Abgang der Kraftpoſt empfangen hatte. Darüber, 
wo die vorübergehend zurückbehaltenen Gelder in der Zwi⸗ 
ſchenzeit verblieben find, ſtellt die Stra. feſt: Der Angekl. hat 
die Gelder nicht für ſich verbraucht. Mit einem Teil von 
ihnen hat er jeweils „Bekannten ausgeholfen, insbeſ. einge⸗ 
gangene Nachnahmepakete für ſie eingelöſt und an ſie ohne 
Barzahlung ausgehändigt“. Den Reſt hat er ſo lange in der 
Kaſſe behalten, bis die Dritten, denen er ausgeholfen hatte, 
das Geld zurückgezahlt und den abzuführenden Betrag damit 
wieder auf die volle Höhe gebracht hatten. 

Auf dieſen Sachverhalt hat die Str., die offenſichtlich 
nur die Beträge als unterſchlagen anſieht, mit denen der 
Angekl. „Bekannten ausgeholfen“ hat, den $ 350 StGB. mit 
der Begr. angewendet, der Angekl. habe, auch wenn er die 
Gelder nicht ſelbſt verbrauchte, ſondern ſie Dritten leihweiſe 
zuwendete, darüber wie ein Eigentümer verfügt und ſie damit 
ſich rechtswidrig zugeeignet, d. h. die in amtlicher Eigenſchaft 
empfangenen Gelder unterſchlagen. Die Rev. rügt unter Hin⸗ 
weis auf RGSt. 61, 228 die Verkennung des Begriffs der 
Zueignung. Richtig iſt, daß, wie in dieſer Entſch. und in 
zahlreichen anderen, insbeſ. den dort angeführten Urt. des 
RG. ausgeſprochen iſt, das eigenmächtige Verfügen über eine 
fremde Sache für den Zueignungsbegriff nicht genügt. Das 
Weſen der Zueignung beſteht darin, daß die Sache ſelbſt oder 
doch der in ihr verkörperte Sachwert vom Täter dem eigenen 


trachtet decht der Ausdruck „Zeugungsfähigkeit“ die Empfängnisfähig⸗ 
keit nicht. Es kann auch angenommen werden, daß der Geſetzgeber 
von 1870 an letztere nicht gedacht, vielmehr offenbar nur den 
Verluſt der männlichen Zeugungsfähigkeit, hervorgerufen durch Ver⸗ 
letzungen der männlichen Genitalien, im Auge gehabt hat; die Ver⸗ 
nichtung der Empfängnisfähigkeit des Weibes, wie ſie in der Haupt⸗ 
ſache durch Anſteckung mit einer Geſchlechtskrankheit herbeigeführt 
wird, ſtand damals, zu einer Zeit, die das Hauptgewicht auf den 
Zeugungsakt legte, noch nicht im Vordergrund der Betrachtung. Hätte 
der Geſetzgeber ſchlechthin die Aufhebung der menſchlichen Fortpflanzungs⸗ 
fähigkeit als ſchwere Folge einer Körperverletzung ins Auge gefaßt, 
ſo hätte es nahegelegen, auch der Gebärfähigkeit der Frau Erwähnung 
zu tun, denn dieſe iſt durch äußere Angriffe auf den Körper weit eher 
gefährdet als die Konzeptionsfähigkeit. Aber es iſt richtig, daß der 
das Strafgeſetz auslegende Richter ſich nicht an den einſtmaligen Willen 
des zeitgebundenen Geſetzgebers, vielmehr an den ſich mit den Zeit⸗ 
verhältniſſen wandelnden Willen des Geſetzes zu halten hat; dieſe 
Wahrheit iſt ſeit Joſef Kohler (vgl. ſeinen Aufſatz in Grünhuts Z. 
Jahrg. 13) Gemeingut der deutſchen Juriſten geworden, ſie ſollte es 
wenigſtens geworden ſein. Zweifelhaft iſt allerdings, ob, wenn das 
NO. den Tatbeſtand des $ 224 StGB. auf den Verluſt der Empfäng⸗ 
nisfähigkeit erſtreckt, dies erlaubte ausdehnende Auslegung oder un⸗ 
erlaubte analoge Anwendung des 8 224 iſt; die Grenzen zwiſchen 
beiden ſind flüſſig. Wir wiſſen, um ein Wort Bindings zu ge⸗ 
brauchen, daß die nach h. M. in § 2 Abſ. 1 StGB. (nullum crimen 
sine lege) verbotene Analogie ſich häufig in die Maske der allgemein 
als zuläſſig anerkannten ausdehnenden Auslegung hüllt. Ebenſo wahr 
iſt aber ein anderes Wort des großen Dogmatikers, daß das, was 
der Strafgeſetzgeber von 1870 als höchſte Errungenſchaft moderner 
Strafgeſetzgebung erachtet hat — eben den aus der individualiſtiſchen 
Gedankenwelt der großen franzöſiſchen Revolution entſprungenen 
Grundſatz nulla poena sine lege —, in Wirklichkeit ſeine größte 


Vermögen einverleibt wird. Das kann auch durch Zuwendung 
der Sache an einen Dritten geſchehen. Wer aber, ohne das 
eigene Vermögen zu verändern, eigenmächtig über die Sache 
verfügt, eignet ſie nicht ſich zu, nützt ihren wirtſchaftlichen 
Wert nicht für ſich aus. Hier ergibt nun die Begr. des an⸗ 
gef. Urt. mit ausreichender Deutlichkeit, daß der Angekl., 
anders als in dem in RGSt. 61, 228 behandelten Falle, 
durch ſein eigenmächtiges Verfügen über die fremden Gelder 
den Beſtand ſeines eigenen Vermögens verändert hat. Denn 
indem er mit dieſen Geldern als eigenen ſeinen Bekannten 
„aushalf“, ſie dritten Perſonen „leihweiſe zuwendete“, er⸗ 
warb er gegen dieſe Dritten einen Anſpruch auf Rückzahlung 
der Darlehen, was eine Vermehrung ſeines Vermögens be⸗ 
deutete. Es fehlt aber auch nicht an dem weiteren Erfordernis 
der Unterſchlagung, daß der Zueignungswille durch eine nach 
außen erkennbare Handlung zum Ausdruck gebracht worden 
ſein muß. Aus der allerdings recht knappen Begr. des angef. 
Urt. iſt doch ſo viel zu entnehmen, daß der Angekl. die von 
der Str. als unterſchlagen angeſehenen Beträge tatfächlich 
verausgabt hat. Das leuchtet ohne weiteres ein bei den Be⸗ 
trägen, die er dazu verwendet hat, um für Bekannte, ohne 
daß ſie Barzahlung zu leiſten brauchten, Nachnahmepakete 
„eingelöſt“ hat. Damit will die Strfßr. offenbar zum Aus⸗ 
druck bringen, daß er jeweils von den fremden, auf Poſt⸗ 
anweiſungen oder Zahlkarten eingezahlten Geldern Beträge 
in Höhe der auf den Paketen ruhenden Nachnahmen alsbald 
— wie das bei eingelöſten Nachnahmeſendungen Aufgabe der 
Poſt iſt — an die Abſender der Pakete abgeführt hat. Aber 
auch in den anderen, nicht näher beſchriebenen Fällen, in 
denen der Angekl. mit fremden Geldern Bekannten „ausge⸗ 
holfen“ hat, hat er nach der erkennbaren Anſicht der Strͤ. 
dieſe Gelder entweder an die dritten Perſonen ſelbſt oder in 


irgendeiner Weiſe für ſie verausgabt. Die eigene Verteidigung 


des Angekl. geht ja dahin, er habe die Poſtanweiſungen und 
Zahlkarten weiter befördert, ſobald die Dritten, denen er aus⸗ 
geholfen habe, das Geld zurückgezahlt und „den abzuführenden 
Betrag damit wieder auf die volle Höhe gebracht hätten“. 
Das kann gar nichts anderes heißen, als daß in der Zwiſchen⸗ 
zeit die auf Poſtanweiſungen und Zahlkarten eingezahlten 
Beträge nicht in voller Höhe vorhanden geweſen find. 


Ein von der Rev. nicht hervorgehobenes Bedenken gegen 
die Anwendung des § 350 StGB. könnte ſich aus der Entſch. 
des 1. StrSen.: RGSt. 65, 38 ergeben, die die Berechtigung 
eines Poſthilfsſtelleninhabers zur „amtlichen“ Entgegennahme 
von Poſtanweiſungen und Zahlkarten in Abrede ſtellt. Der 
3. StrSen. iſt in RGSt. 65, 85 dieſer Rechtsanſicht ent⸗ 


Schwäche iſt; denn hierdurch wird dem geriſſenen geſetzeskundigen Ver⸗ 
brecher, der ſich nach einer unglücklichen Wendung v. Liſzts auf 
das Strafgeſetz als ſeine „magna charta“ beruft, ermöglicht, ſich hart 
an der Grenze des Strafbaren zu bewegen, durch die Maſchen des 
Geſetzes zu ſchlüpfen. Darum würde es auf dem Wege einer gerechten, 
zielbewußten Strafrechtspflege einen großen Fortſchritt bedeuten, wenn 
das künftige deutſche StGB. nach dem Vorſchlag der preuß. Denk⸗ 
ſchrift über nationalſozialiſtiſches Strafrecht (S. 127) die Analogie zu⸗ 
ungunſten des Täters unter der Vorausſetzung zuließe, daß die analoge 
Anwendung eines Strafgeſetzes von dem ihm zugrunde liegenden Rechts⸗ 
gedanken gefordert wird. Unter dieſem Geſichtspunkte erſchiene die 
Auslegung des Begriffes „Zeugungsfähigkeit“ durch das RGB., zu 
dem es ſchon de lege lata mittels teleologiſcher Betrachtungsweiſe 
gelangt iſt, gewiß gerechtfertigt. 
SenPräſ. Prof. Dr. Klee, Berlin. 


Zu 13. Das Rö. hat ſich ſchon ſeit längerer Zeit von einer 
formaljuriſtiſchen, inhaltsleeren Definition des Begriffs der rechts⸗ 
widrigen Zueignun gals einer eigenmächtigen Verfügung, wie 
ſte nur dem Eigentümer zuſteht, losgemacht und den Begriff i. S. 
der (von mir vertretenen) Vermögensdeliktstheorie, alſo im mate⸗ 
riellen, wirtſchaftlichen Sinn, erfaßt und damit zugleich der Straf⸗ 
rechtsreform den richtigen Weg gewieſen, ohne allerdings die Folge⸗ 
rungen hieraus reſtlos zu ziehen (vgl. mein Otſch. Strafrecht II, 
2. Aufl. 1932, S. 16 ff. und Objekt bei den ſtrafbaren Angriffen 
auf vermögensrechtliche Intereſſen, Breslau 1897). Daß auch in 
der en einer Sache an einen Dritten eine „Zueignung“ 
liegen kann, hat die Vermögensdeliktstheorie nie beſtritten. Ich 
billige daher die vorl. Entſch., ſo ſehr ſie auch von anderer Seite 
getadelt werden mag. 


Prof. Dr. Fr. Doerr, München. 


62. Jahrg. 193 Heft 51/52] 


gegengetreten, ohne bei der Lage des damals zu entſcheidenden 
Falles zu einer Anrufung der vereinigten StrSen. genötigt 
zu ſein. Auch der erk. Sen. kann die vom 1. Sen. ent⸗ 
ſchiedene Frage auf ſich beruhen laſſen, weil im vorliegenden, 
ebenſo wie in dem vom 3. Sen. behandelten Falle die An⸗ 
wendung des § 350 StGB. auch vom Standpunkt des 1. Sen. 
gerechtfertigt jein würde. Die Strͤ. iſt erkennbar davon aus- 
gegangen, daß die zahlreichen und erheblichen Geldeinzahlun⸗ 
gen, die an den Angekl. bewirkt worden ſind, von den Ein⸗ 
zahlern nicht ihm perſönlich, ſondern daß ſie in dem Glauben 
geleiſtet worden ſind, es handle ſich um Einzahlungen an die 
Poſtverwaltung zu Händen des zuſtändigen Beamten, und daß 
der Angekl. ſie, für die Einzahler erkennbar, in dieſem Sinne 
entgegengenommen hat. Dann hat der Angekl. aber, gleich⸗ 
viel, ob er zur Annahme verpflichtet oder auch nur berechtigt 
war,, die Gelder in amtlicher Eigenſchaft empfangen (RGSt. 
21, 51). ' 

Gegen die Anwendung der 88 351, 354 StGB. beſtehen 
aus den in RGSSt. 65, 85, 88, 89 angegebenen Gründen keine 
Bedenken. 

(6. Sen. v. 10. Nov. 1933; 4 D 156/33.) [Sn] 


2. Sonſtiges materielles Strafrecht. 


14. S1 Kap. III 8. Teil der BO. des RPräſ. 
zur Sicherung von Wirtſchaft und Finanzen und 
zum Schutze des inneren Friedens v. 8. Dez. 1931 
iſt auch dann anzuwenden, wenn ein Schrift⸗ 
leiter nur auf Grund der Vermutung der Kennt⸗ 
nis und des Verſtändniſſes eines Zeitungsarti⸗ 
kels gemäß 8 20 Abſ. 2 RPreßG. wegen übler 
Nachrede für ſchuldig zu befinden iſt. 

Für die Anwendung des ſonſtigen Strafrechts, insbeſ. 
auch der erwähnten Not O., macht es keinen Unterſchied, ob 
ein Angekl. auf Grund einer nach den allgemeinen Verfahrens⸗ 
regeln durchgeführten Beweisaufnahme oder kraft geſetzlicher 
Beweisvermutung als Täter zu gelten hat. 

Unter den im öffentlichen Leben ſtehenden Perſonen iſt 
nicht jeder gemeint, der irgendwo im öffentlichen Leben ſteht, 
ii es auch im kleinen Kreiſe; wie die Entſtehungsgeſchichte 
lehrt, ſollten vielmehr nur die im öffentlichen Leben des gan⸗ 
zen Volkes ſtehenden Perſonen beſonders geſchützt werden 
(RG St. 67, 101). Zu dieſen Perſonen gehört aber nicht ohne 
weiteres der Bürgermeiſter einer mittleren deutſchen Stadt, 
auch wenn dieſe früher die Hauptſtadt eines Bundesſtaates 
geweſen iſt. 

(3. Sen. v. 9. Nov. 1933, 3 D 1080/33.) [Hn.] 


15. 86 VO. d. RPräſ. v. 28. Febr. 1933. Jedem, 
der ſich mit der Verbreitung von Druckſchriften 
befaßt, iſt es zur Rechtspflicht gemacht, ſich durch 
ſorgfältige Prüfung Gewißheit über den Inhalt 
der Druckſchrift zu verſchaffen. f) 

Das Och. nimmt rechtlich bedenkenfrei an, daß das von 
dem Angekl. verbreitete Flugblatt nach feinem Inhalt zum 
gewaltſamen Kampfe gegen die Staatsgewalt oder zu deſſen 


Zu 15. 1. Man wird dem Urt. folgen müſſen in der Auslegung 
des § 86 StGB. i. Verb. m. 8 6 der RO. des RPräſ. v. 28. Febr. 
1933. Nicht wie weit die Handlung des § 86 StGB. von der Aus⸗ 
führung des Hochverrats entfernt iſt, ſondern daß ſie überhaupt ein 
beſtimmtes Unternehmen des Hochverrats vorbereitet, iſt entſchei⸗ 
dend. Daß es ein beſtimmtes, ein konkretes Unternehmen ſein müſſe, 
welches vorbereitet wird, betonte die Wiſſenſchaft bis in die letzten 
Jahre hinein mit Nachdruck (3. B. Et ſch, Die Vorbereitungshand⸗ 
lungen zum Hochverrat, 1909, S. 88 f.; Biſoukides, Hochverrat, 
1903, S. 110 f.; Beſe ler, Komm. über das SGB. für die preuß. 
Staaten, 1851, S. 231, 232; John: Holtzendorffs Handbuch III I, 
1872, S. 33 f., Dei. S. 36; Liſzt⸗Schmidt 8165 III 2 letzter 
Satz]). Es kann dahingeſtellt bleiben, ‚ob ſolche Betonung über- 
triebene oder gut begründete rechtsſtaatliche Sorgfalt war. Die ge⸗ 
famte kommuniſtiſche Agitation war zur Zeit der hier abgeurteilten 
Tat derartig eindeutig auf ein beſtimmtes Ziel gerichtet, daß insbeſ. 
in der hier in Frage ſtehenden Kampfſituation ohne weiteres klar 
iſt, daß nicht allgemeines Gerede, ſondern die Vorbereitung eines kon⸗ 
kreten Unternehmens i. S. von 88 81—86 vorlag. Überdies konnte 
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Vorbereitung, ferner daß es zu einem hochverräteriſchen Be⸗ 
ſtrebungen dienenden Generalſtreik auffordert und anreizt und 
„Daß es damit die Vorausſetzungen des 8 6 WO. d. RPräſ. v. 
28. Febr. 1933 (RGBl. I, 85) erfüllt. Nach der ſtändigen 
Rſpr. des RG. wird der Tatbeſtand des Hochverrats nach dem 
§ 86 StGB. durch jede — auch die entfernteſte — ein hoch⸗ 
verräteriſches Unternehmen vorbereitende Handlung verwirk⸗ 
licht. Die Annahme des OG., daß die Worte des Flugblattes: 
„Das Handeln der Maſſen“, „Die Kampfdemonſtrationen“, 
„Das letzte gewerkſchaftliche Maſſenkampfmittel unter Aus⸗ 
nutzung aller Kampfespoſitionen“ hochverräteriſchen Beſtre⸗ 
bungen dienten, und daß durch die Aufforderung und An⸗ 
reizung zu einem ſo gearteten Vorgehen ein hochverräteriſches 
Unternehmen vorbereitet werden ſoll, unterliegt keinen recht⸗ 
lichen Bedenken, zumal das Flugblatt nach den Feſtſtellungen 
des LG. „darüber hinaus zum Kampf für die Errichtung der 
Arbeiter⸗ und Bauernrepublik“ auffordert; und zwar nimmt 
das LG. erſichtlich an, daß es ſich dabei — wie der vom LG. 
feſtgeſtellte Satz des Flugblattes: „Jetzt ſchafft in allen Prole⸗ 
tariervierteln die antifaſchiſtiſchen Arbeiterbataillone!“ erken⸗ 
nen läßt — um die Vorbereitung eines gewaltſamen Um⸗ 
ſturzes i. S. der 88 81-86 StGB. handelt. 

Damit ſind in dem Flugblatt nach dem feſtgeſtellten Sach⸗ 
verhalt auch der Angriffsgegenſtand des hochverräteriſchen Un⸗ 
ternehmens — die weſentlichen ſtaatsrechtlichen Grundlagen 
des Reiches und der Länder —, ſein Ziel — die Errichtung 
der Arbeiter⸗ und Bauernrepublik —, der Ort — die Städte, 
in denen Maſſendemonſtrationen ſtattfinden —, die Zeit — 
„ein beſtimmter“, erſichtlich den Führern bekannter „Zeit⸗ 
punkt“ —, und das Mittel — „die Maſſen und die in allen 
Arbeitervierteln zu ſchaffenden antifaſchiſtiſchen Arbeiter⸗ 
bataillone“ — hinreichend deutlich gekennzeichnet worden. 

Auch nach der inneren Tatſeite gibt das angefochtene Urt. 
keinen Anlaß zu rechtlichen Bedenken. Jeder, der eine Druck⸗ 
ſchrift des gekennzeichneten Inhalts verbreitet, macht ſich nach 
dem § 6 BD. ſtrafbar, wenn er bei ſorgfältiger Prüfung der 
Schrift den ſtrafbaren Inhalt hätte erkennen können. Es iſt 
damit jedem, der ſich mit der Verbreitung von Druckſchriften 
befaßt, zur Rechtspflicht gemacht, ſich durch ſorgfältige Prü⸗ 
fung Gewißheit über den Inhalt der Druckſchrift zu verſchaffen. 
Während ohne eine ſolche Geſetzesbeſtimmung der Verteiler 
nur dann hätte beſtraft werden können, wenn ihm nachgewie⸗ 
ſen worden wäre, daß er den ſtrafbaren Inhalt der Druck⸗ 
ſchrift gekannt oder daß er mit der Möglichkeit eines ſtraf⸗ 
baren Inhalts gerechnet und daß er die Verteilung auch für 
dieſen Fall gewollt habe, iſt nach dem § 6 BD. zu beſtrafen, 
wer — gleichgültig, ob er die Druckſchrift geleſen hat oder 
nicht — nach ſeinen perſönlichen Fähigkeiten den ſtrafbaren 
Inhalt bei ſorgfältiger Prüfung hätte erkennen können. 

Dieſe Neueinführung der fahrläſſigen Verbreitung hoch⸗ 
verräteriſcher Schriften rechtfertigte ſich mit der häufigen Un⸗ 
möglichkeit des Nachweiſes der Kenntnis des hochverräteriſchen 
Inhalts der verbreiteten Schriften und mit der alsdann ein⸗ 
tretenden völligen Straffreiheit von Perſonen, die durch die 
Verbreitung ſolcher Schriften in immer zunehmendem Maße 
die verfaſſungsmäßigen Grundlagen des Reiches und der Lan⸗ 
der zu untergraben ſuchten. Der Verteiler einer Druckſchrift 


kein Zweifel fein, daß 8 6 Abſ. 1 u. 2 der VO. v. 28. Febr. 1933 
verwirklicht iſt, da Worte wie dieſe in dem Flugblatt ſtanden: „Das 
letzte gewerkſchaftliche Maſſenkampfmittel unter Ausnutzung aller 
Kampfespoſitionen“, und „darüber hinaus zum Kampf für die Er⸗ 
richtung der Arbeiter⸗ und Bauernrepublik“ aufgefordert worden iſt. 

2. Von großer Bedeutung für das Künftige Strafrecht kann der 
Teil des Urt. werden, in dem die „Neueinführung der fahrläfſi⸗ 
gen Verbreitung hochverräteriſcher Schriften“ als 
geſetzgeberiſche Notwendigkeit verteidigt wird. Es wäre m. E. eine 
wichtige Aufgabe, geſchichtlich und dogmatiſch den Begriff und die 
Anwendungsmöglichkeit der fahrläſſigen politiſchen Straftat zu klären. 
Als Notgeſetz ſcheint auch mir der § 6 der VO. zur Zeit unentbehr⸗ 
lich. Als allgemeiner Gedanke hat die weitere Verwendung der fahr⸗ 
läſſigen politiſchen Straftat gewiß das für ſich, daß hier die Verant⸗ 
wortlichkeit jedes einzelnen für das ſtaatliche Gemeinweſen geſtärkt 
wird. Andererſeits birgt der normative, für richterliches Ermeſſen wei⸗ 
ten Spielraum laſſende Begriff der Fahrläſſigkeit gerade bei den 
politiſchen Straftaten beſonders große Gefahrer. Es wäre bedenklich, 
wollte man ihn ſich dazu dienen laſſen, die Tetbeſtandsfeſtigkeit all⸗ 
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iſt nach dem 8 6 WO. verpflichtet, ſich die Zeit und Gelegen⸗ 
heit zur ſorgfältigen Prüfung ihres Inhalts zu verſchaffen: 
der Einwand, es habe ihm an Zeit und Gelegenheit zum Leſen 
gefehlt, iſt unbeachtlich. Ausſchlaggebend für das Vorliegen 
des inneren Tatbeſtandes iſt allein die Feſtſtellung, daß der 
Täter nach den Umſtänden und nach ſeinen perſönlichen Ver⸗ 
hältniſſen imſtande geweſen wäre, den hochverräteriſchen In⸗ 
halt zu erkennen, wenn er die Schrift mit Sorgfalt geprüft 
hätte. 
(3. Sen. v. 12. Okt. 1933; 3 771/33.) [Hn.] 

16. 836 Abſ. 1 Ziff. 3 Dev VO. i. Verb. m. 8 14 
iſt nicht Wirtſchaftsrecht mit teils ſtrafrecht⸗ 
lichen, teils zivilrechtlichen Beſtandteilen, ſon⸗ 
dern eine reine Strafrechtsnorm. f) 


Das LG. hat feſtgeſtellt, daß der Angekl. in der Zeit 
v. 4. März bis 1. Dez. 1932 wiederholt auf Reichsmark lau⸗ 
tende Schecks, inländiſche Zahlungsmittel, zugunſten der Fa. 
K. J. in K., eines Ausländers, der Kommerz⸗ und Privatbank 
in Hamburg, einem Inländer im Inland, ausgehändigt hat. 
Der Einlaſſung des Angekl., daß er die geſetzlichen Vorſchr. 
der Genehmigungspflichtigkeit dieſer Geſchäfte nicht gekannt 
habe, hat es Glauben geſchenkt und ihn deshalb — in be⸗ 
wußter Abweichung von der Entſch. des erſten StrSen. vom 
7. Febr. 1933 — 1 D 1528/32 — RGSt. 67, 114 — in An⸗ 
wendung des 859 StGB. und erſichtlich unter Annahme 
einer fortgeſetzten Handlung wegen nur fahrläſſiger Ver⸗ 
letzung der 88 14 Abf. 1, 36 Ziff. 3 (gemeint des Abſ. 1) der 
Dev VO. n. F. v. 23. Mai 1933 und auch nur für die Hand⸗ 
lungen nach dem „24.28. Sept. 1932“ verurteilt. Die An⸗ 
nahme eines Fortſetzungszuſammenhanges zwiſchen fahrläſſig 


zuſehr aufzulöſen. Das käme in bedenkliche Nähe des ſchlechten Ma⸗ 
jeſtasrechtes der römiſchen Republik⸗ und Cäſarenzeit. Dagegen hebt 
ſich in der VO. v. 28. Febr. 1933 das Anknüpfen an vorhandene, 
feſte Tatbeſtände vorſätzlicher Verbrechen gut ab. 

Weil das RG. ſelbſt geſetzgeberiſche Erwägungen anſtellte, mag 
dieſe kleine Abſchweifung in Fragen künftigen Rechtes geſtattet ſein. 
Vom geltenden Recht aus ſcheint mir das Urt. jedenfalls das einzig 
mögliche in dem vorl. Falle zu ſein. 

Prof. Dr. Arthur Wegner, Breslau. 


Zu 16. Das RE. hält an der von ihm ſtändig vertretenen An⸗ 
ſchauung, daß ein Irrtum über die Beſtimmungen des Deviſennotrechts 
ſtrafrechtlich unbeachtlich ſei, feſt. Das iſt bedauerlich. Denn die An⸗ 
ſicht des RG. iſt in der Literatur und in der Rſpr. der unteren Ge⸗ 
richte faſt einhellig abgelehnt (vgl. Hartenſtein: JW. 1933, 59 und 
die dortigen Literaturangaben; OLG. Karlsruhe: JW. 1932, 1025; 
OLG. Jena: JW. 1933, 474). Nachdem nun das RG. abermals unter 
ausdrücklicher Zurückweiſung der von den Vertretern der Gegenſeite 
vorgetragenen Gründe zu ſeiner Auffaſſung geſtanden hat, dürfte die 
Frage für die Praxis vorläufig entſchieden ſein. Das darf aber nicht 
davon abhalten, auf die Unhaltbarkeit dieſes Standpunktes hin⸗ 
zuweiſen. Er führt zu einem bürokratiſchen Begriff der Schuld. Der 
vorſätzlich ſchuldhafte Rechtsbrecher wider Willen, der auf dieſe Weiſe 
konſtruiert wird, iſt ein Widerſinn in ſich. 

Es ift hier nicht der Platz, auf die Theorie des RG. von der 
Unbeachtlichkeit des ſtrafrechtlichen Irrtums einzugehen. Mag auch 
dieſe Theorie in der Wiſſenſchaft faſt einhellig abgelehnt ſein, ſo hat 
die Unterſcheidung von ſtrafrechtlichem und außerſtrafrechtlichem Irr⸗ 
tum doch ihre Berechtigung, und manche der ſonſtigen Theorien iſt 
inhaltlich von der Theorie des RG. nicht jo entfernt, wie es ſcheint. 

Abzulehnen iſt aber die Meinung des RG., daß die Frage, ob 
es ſich um einen ſtrafrechtlichen oder außerſtrafrechtlichen Irrtum 
handelt, nach formalen Geſichtspunkten zu beurteilen ſei. Nicht die 
Formulierung der Beſtimmung und ihre Stellung im Geſetz kann 
ausſchlaggebend dafür ſein, ob eine Strafnorm vorliegt oder nicht. 
Die Geſetzestechnik hängt von den verſchiedenſten Faktoren ab und 
unterliegt nicht einheitlichen Geſichtspunkten. Zu welch unbefriedigen⸗ 
den Ergebniſſen die rein formale Abgrenzung führt, ergibt ſich be⸗ 
ſonders kraß aus der Entſch. des RG. v. 27. Okt. 1932 (JW. 1933, 
59). Das RG. erklärt hier, daß ein Irrtum über den Begriff „Zah⸗ 
lungsmittel“ bedeutſam fein würde, wenn die Dev Vo. denſelben ſtill⸗ 
ſchweigend aus dem bürgerlichen Recht entnommen hätte. Da aber 
88 Abſ. 1 (jetzt §2 Abſ I) der VO. eine Legaldefinition des Begriffes 
gebe, ſei er Beſtandteil der Strafrechtsnorm geworden; ein Irrtum 
darüber ſei daher unbeachtlich. Mit andern Worten verlangt das RG., 
daß der Bürger den ginz neu umgrenzten Begriff „Zahlungsmittel“ 
genau beherrſchen müſſe, während ihm ein Irrtum über den land⸗ 
läufigen Begriff des Zahlungsmittels zugute kommen würde. Auch 
die Stellungnahme zu den Blankettſtrafgeſetzen zeigt, wie unhaltbar 


begangenen Straftaten iſt aber — von den hier nicht in Frage 
kommenden Dauerſtraftaten (RGSt. 59, 53 und 282, 287) 
abgeſehen — begrifflich ausgeſchloſſen. Im übrigen tritt der 
erk. Sen. dem vom erſten StrSen. in der angegebenen Entſch. 
eingenommenen Standpunkt bei. Er iſt gleichfalls der Anſicht, 
daß der § 36 (§ 18 a. F.) Abſ. 1 Ziff. 3 DevVoO. in Ver⸗ 
bindung jedenfalls mit dem dort angeführten § 14 nicht 
Wirtſchaftsrecht mit teils ſtrafrechtlichen, teils zivilrechtlichen 
Beſtandteilen, ſondern eine reine Strafrechtsnorm iſt. Für die 
Ziff. 1 und 2 des 8 18 Abſ. 1 a. F. hat der erk. Sen. dies 
bereits in feiner Entſch. RGSt. 66, 401 ausgeſprochen. Daran 
iſt auch für die Ziff. 3 a. a. O. feſtzuhalten. Hiervon ab⸗ 
zugehen bieten auch die vom LG. übernommenen Ausfüh⸗ 
rungen des OLG. Jena keinen Anlaß. 

Es genügt daher für den inneren Tatbeſtand das Be⸗ 
wußtſein des Angekl. von dem Vorliegen aller den äußeren 
Tatbeſtand ausmachenden Umſtände. 

Es kommt nicht darauf an, ob der Irrtum des Angekl. 
entſchuldbar war oder nicht. 

(3. Sen. v. 2. Nov. 1933; 3 D 1041/33.) [Hn.] 


II. Verfahren. 


17. 861 StPO.; § 158 Ab ſ. 2 StPO. Maſchinen⸗ 
ſchrift mit Beglaubigungsvermerk kann die für 
einen wirkſamen Strafantrag notwendige eigen⸗ 
händige Unterzeichnung nicht erſetzen. f) 

Für die Beleidigung des AGR. G., wegen deren die 
Angekl. im Hinblick auf die Eingaben v. 23. und 27. Juni 
1932 verurteilt worden ſind, liegt kein ordnungsmäßiger 


dieſe Formalrechtſprechung iſt (ſ. LpzKomm., 1933, 8 59 Anm. 7b 
und die dort angeführte Rſpr.). 

Berechtigung hat die Abgrenzung zwiſchen ſtrafrechtlichem und 
außerſtrafrechtlichem Irrtum nur, wenn dabei von dem Weſen der 
Strafnorm ausgegangen wird. Das Strafgeſetz iſt der Ausdruck des 
ſozialen Gewiſſens eines Volkes. Es dient dem Schutze der Intereſſen 
der Gemeinſchaft. Niemand darf ſich darauf berufen, daß er ſich über 
die grundſätzlichen Forderungen der Gemeinſchaft, in der er lebt, geirrt 
hat. „Demgegenüber kommt es nach nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung 
darauf an, ob ſich der Täter in Gegenſatz zu den Intereſſen der Volks⸗ 
gemeinſchaft und zu den in ihr herrſchenden ſittlichen Anſchauungen 
ſtellen will ...“ Dieſer Satz der Denkichrift des preuß. JuſtMin. 
(Nat.⸗ſoz. Strafrecht S. 137) dürfte das Leitmotiv jeglichen Straf⸗ 
rechts ſein. Wendet man dieſe Geſichtspunkte auf das Deviſennotrecht 
an, fo kann man die ſtrafrechtliche Grundnorm des § 36 Dev VO. etwa 
ſo faſſen: „Du darfſt nicht den zum Schutze der deutſchen Währung 
erlaſſenen Vorſchriften zuwiderhandeln.“ Welche Rechtshandlungen zu 
verbieten ſind, beſtimmt ſich einzig und allein nach wirtſchaftlichen 
und währungspolitiſchen Erforderniſſen. Daher find die deviſenrecht⸗ 
lichen Verbotsnormen rein wirtſchaftsrechtlicher Natur, die Straf⸗ 
beſtimmung des 836 Dev. dient lediglich der Sicherung ihrer 
Durchführung (vgl. Lion⸗Hartenſtein, DevVoO. S. 556 f. und 
Rheinſtrom: IW. 1932, 3605, die von Strafbeſtimmungen 
„ſekundärer Natur“ ſprechen). 

Nur dieſer Standpunkt wird dem Rechtsempfinden gerecht. Wenn 
heute jemand in Unkenntnis der Beſtimmungen der Dev VO. ein 
verbotenes Rechtsgeſchäft mit einem Ausländer vornimmt, jo mag er 
fahrläſſig handeln. Zu einem vorſätzlichen Rechtsbrecher, der ein Ver⸗ 
brechen begeht, welches mit Zuchthaus bis zu 10 Jahren bedroht iſt, 
wird er dadurch nicht. Gerade § 14 Abſ. 1 Dev O., welcher die Aus⸗ 
händigung inländiſcher Zahlungsmittel an einen Inländer zugunſten 
eines Ausländers genehmigungspflichtig macht, iſt wenig bekannt. 
Häufig wird dagegen verſtoßen, weil der Täter gar nicht auf den Ge⸗ 
danken kommt, daß ein ſolches Rechtsgeſchäft den Beſtimmungen des 
Deviſennotrechts unterliegen könne. Ihn dann wegen vorſätlichen 
Verſtoßes gegen das Deviſennotrecht zu verurteilen, bedeutet eine voll⸗ 
ſtändige Verwäſſerung des Schuldgedankens. 


RA. Dr. Reuter, Düſſeldorf. 


Zu 17. Das RG. hält in dieſer Entſch. an dem Unterſchrifts⸗ 
erfordernis für einen Strafantrag feſt (jo bereits RGSt. 3, 442). Es iſt 
zuzugeben, daß in der Regel ein unterzeichneter gegenüber einem nicht 
unterzeichneten Strafantrag die beſſere Gewähr der Authentizität 
bietet. Aber doch nicht immer. Was für ein Unterſchied beſtände in 
dieſer Hinſicht zwiſchen den Faſſungen: „Ich, N. N. (polle Namens⸗ 
nennung ), ſtelle Strafantrag gegen E. 9. Z. wegen uſw.“ und „Ich 
ſtelle Strafantrag uſw. N. N.“ 7 

Es liegt nahe, wie folgt, zu argumentieren: Soweit nicht das 
Geſetz für eine Urkunde die Unterſchrift fordert, genügt, daß ſich aus 
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Strafantrag vor. Nach 8 158 Abſ. 2 StPO. „muß bei ſtraf⸗ 
baren Handlungen, deren Verfolgung nur auf Antrag ein⸗ 
tritt, der Antrag bei ... der StA. ſchriftlich ... ange⸗ 
bracht werden“. Der Antrag aber, der auf die Verfolgung 
jener Beleidigung zielte, iſt der StA. in folgender Form zu⸗ 
gegangen: er iſt einſchließlich der Unterſchrift des OL GPräſ. 
in Maſchinenſchrift hergeſtellt und einem Überſendungsſchrei⸗ 
ben beigefügt, das ebenfalls einſchließlich der Unterſchrift des 
OLG Präſ. in Maſchinenſchrift hergeſtellt iſt und das den Be⸗ 
glaubigungsvermerk einer Juſtizangeſtellten trägt. Dem Er⸗ 
fordernis, daß der OLGPräſ. den Antrag ſchriftlich bei 
der StA. anzubringen hatte, iſt alfo keinesfalls genügt; denn 
zur Schriftlichkeit gehörte die eigenhändige Unterzeichnung 
der Willenskundgebung, und eine vom OLG Präs. eigenhändig 
unterzeichnete Willenskundgebung iſt bei der StA. nicht ein⸗ 
gegangen. Dieſen Standpunkt hat das RG. in zahlreichen 
Entſch., die den gleichliegenden Fall der Einlegung der Rev. 
(8 341 StPO.) betreffen, eingenommen (vgl. Urt. 2 D 1082/28 
und RGSt. 57, 280); an ihm iſt feſtzuhalten. Unerörtert kann 
es bleiben, ob der in RGSt. 34, 137 vertretene noch ſchärfere 
Standpunkt aufrechtzuerhalten iſt. Der Verletzte G. hat auch 
nicht perſönlich Strafantrag geſtellt. 

(1. Sen. v. 4. Okt. 1933; 1 D 774/33.) 


W. 


dem Inhalte des Schriftſtücks für den Deſtinatär (die Perſon, der 
durch die Urkunde bezeugt werden ſoll) der Ausſteller ergibt. Deſti⸗ 
natär eines Strafantrags iſt in letzter Linie das Gericht, das zu prü⸗ 
fen hat, ob die Prozeßvorausſetzung genügenden Strafantrags vorliegt. 
Da Unterzeichnung des Strafantrags vom Geſetz nicht ausdrücklich 
verlangt wird und auch rationelle Auslegung des Geſetzes nicht mit 
Sicherheit entſprechende Willensmeinung des Geſetzgebers ergibt, fo 
reicht Erkennbarkeit des Ausſtellers für das Gericht aus, und es liegt 
nicht Grund vor, dieſes materielle Urkundserfordernis durch das Er⸗ 
fordern der Unterzeichnung zu formaliſieren. Das bloße Verlangen 
der Schriftlichkeit für eine Willensäußerung, insbeſ. einen Straf⸗ 
antrag, macht nicht das Schriftſtück unterzeichnungsbedürftig les 
müßte denn das Geſetz, z. B. 88 126, 127 BGB., jo beſtimmt haben). 
Daß Unterzeichnung nicht Eſſenttale des Urkundsbegriffs iſt, lehrt 
ion der Wortlaut des 8 439 38D. uſw. 

Mit einer Unterzeichnung in beliebiger Form, ſo daß auch bloße 
Unterkreuzung, eine mechaniſch (durch Schreibmaſchine pp.) herge⸗ 
ſtellte Unterſchrift uſw. genügte, ein Dritter ermächtigt werden könnte, 
mit dem Namen des Urhebers der Erklärung zu unterzeichnen, wäre 
für die Erkennbarkeit des Ausſtellers und als Indiz der Ernſtlichkeit 
— de3 Strafantrags — wenig gewonnen. So erklärt ſich, daß das 
NO. die Eigenhändigkeit der Unterſchrift unter dem Straf⸗ 
antrag fordert, wie auch die Unterzeichnung der Reviſionsbegründung 
durch den Verteidiger oder einen RA. gemäß 8 345 Abſ. 2 StPO. 
in dieſem Sinne verſtanden wird. Freilich ſollte dann auch ein Fak⸗ 
imileſtempel nicht als ausreichend erachtet werden (gegenteilig RGSt. 
62, 54; auch Lobe, Lzgͤomm., 5. Aufl., I, 431), denn er ahmt 
doch nur eigenhändige Unterſchrift nach, iſt nicht eine ſolche. Eine tele⸗ 
graphiſch übermittelte Willenserklärung hingegen hat als eigenhändig 
unterzeichnet zu gelten, wenn die Aufgabedepeſche dieſem Erfordernis 
entſpricht. 

Hiernach muß für den Strafantrag, wenn überhaupt Unterzeich⸗ 
nung, ſo deren Eigenhändigkeit gefordert werden. Inſofern ift dem 
RO. jedenfalls zuzuſtimmen. 

Zoll ſchlüſſig aber iſt m. E. weder in dieſer, noch in früheren 
RGEntſch. das Erfordernis der Unterzeichnung des Strafantrags dar⸗ 
getan . dagegen v. Kries, Lehrbuch des Strafprozeßrechtes 
S. 469 f.). Auch ich neige mich nach wie vor (JW. 1930, 1102) der 
Meinung zu, daß ſich im Wege der Auslegung das vom RG. ver- 
tretene Geſetzesverſtändnis nicht gewinnen ließ. Eine Tendenz, die 
Antragſtellung jo zu normieren, daß dem Gerichte die Prüfung der 
Echtheit des Antrags weſentlich erleichtert oder dieſe gar zweifelsfrei 
garantiert wäre, iſt aus dem Geſetz nicht zu entnehmen. 

Aber unter einem anderen Geſichtspunkt wird man die Anſchau⸗ 
ung des RG. für maßgebend erachten müſſen. Der in der Entſch. be⸗ 
zeugten, konſtant geübten Praxis des Rh., die für einen Straf⸗ 
antragsſchriftſatz gemäß 8 158 Abſ. 2 SPD. die Unterzeichnung 
erfordert (zweifelnd allerdings 2. StrSen.: RGSt. 62, 54, doch nicht 
1. S. eines Entſcheidungsgrundes), iſt die Bedeutung eines verbind⸗ 
lichen Gerichtsgebrauchs beizumeſſen. Das Geſetz hat über die Antrag⸗ 
ſtellung nur im Umriſſe beſtimmt, und innerhalb dieſes Rahmens hat 
der Gerichtsgebrauch Raum. Das iſt Ergänzung, nicht Anderung des 
Geſetzes. Der Gerichtsgebrauch, alſo die Form von Gewohnheitsrecht, 
die auf prozeſſualem Gebiete allein in Betracht kommt, hat der Pro⸗ 
zeßordnung gegenüber nicht derogatoriſche Kraft, denn der Auf⸗ 
bau des Verfahrens in ihr iſt als einheitlicher, in ſich zuſammen⸗ 


Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


I. 88 2197, 2222, 2368 BGB. Der alleinige Vorerbe 
kann nicht zum alleinigen Teſtamentsvollſtrecker, wohl 
aber zum Mitteſtamentsvollſtrecker beſtellt werden. 7 

Die Beſtellung des alleinigen Vollerben zum einzigen 
Teſtamentsvollſtrecker iſt nach der höchſtrichterlichen Rſpr. unzuläſſig 
(G. 77, 1770; KJ. 33, 159; 38, 129; HöchſtRqſpr. 1928 
Nr. 1884). Das wird damit gerechtfertigt, daß es keinen Sinn hätte, 
diejenigen Rechte und Befugniſſe, die dem Alleinerben in feiner 
Eigenſchaft als Herr des Nachlaſſes durch die Anordnung einer Teſta⸗ 
ments vollſtreckung beſchränkt werden ſollten, ihm in ſeiner Stellung 
als Teſtamentsvollſtrecker wieder zu gewähren. Dieſelben Gründe 
ſprechen auch gegen die Zuläſſigkeit der Beſtellung eines alleinigen 
Vorerben zum einzigen Teſtamentsvollſtrecker, ſoweit er zur Er⸗ 
füllung der allgemeinen Teſtamentsvollſtreckeraufgaben (88 2203 ff. 
BGB.) beſtellt iſt. Keine rechtlichen Bedenken beſtehen dagegen, wie 
andererſeits in Rſpr. und Schrifttum anerkannt iſt, gegen die Be⸗ 
ſtelung eines Mit erben zum Teſtamentsvollſtrecker, weil in dieſem 
Falle die vorerwähnten Geſichtspunkte inſofern nicht Platz greifen 
können, als der Miterbe als Teſtamentsvollſtrecker ein Tätigkeitsfeld 
zugewieſen erhält, das er in der Eigenſchaft als bloßer Miterbe, als 
Glied einer zur Verfügung über den Nachlaß und ſeine körperlichen 
Beſtandteile berufenen Perſonengemeinſchaft (88 2033 Abf. 2, 2038 
bis 2040 BGB.) nicht beſitzt. 

Ahnliche Geſichtspunkte wie bei der Beurteilung der Frage der 
Zuläſſigkeit der Beſtellung des alleinigen Vor erben zum einzigen 


1) JW. 1912, 41. 


hängender Mechanismus gedacht, aus dem nicht durch die Rechts⸗ 
anwendung einzelne Stücke herausgenommen und durch andere erſetzt 
werden können. Wohl iſt dem Gerichtsgebrauch ſuppletoriſche 
Bedeutung geblieben, und es hat ſich ja die Praxis des RG. in dieſer 
Funktion wiederholt förderlich betätigt (es braucht nur an die Er⸗ 
gänzung unvollſtändiger Urt., an die Fortbildung des Beweisrechts 
durch Herausarbeiten der Beweisablehnungsgründe pp. erinnert zu 
werden). 

Hingegen beſteht eine gleichmäßige Praxis des AS. im Hinblick 
auf die Frage eigenhändiger Unterzeichnung nicht. Denn fakfi- 
milterte Unterſchrift, wie fie insbeſ. RGSt. 62, 54 zugelaſſen worden 
iſt, kann nicht als eigenhändig anerkannt werden. Aber es iſt dem 
1. Senat darin Recht zu geben, daß er in der hier beſprochenen Entſch. 
die Eigenhändigkeit fordert, denn die Gründe, welche für das Er⸗ 
fordernis der Unterzeichnung ſprechen, ſtützen auch das Verlangen der 


Eigenhändigkeit. 
Geh. Rat Prof. Dr. Oetker, Würzburg. 


Zu 1. Die den Anlaß des Streitfalles bildende Teſtaments⸗ 
klauſel wird vom KG. dahin aufgefaßt, daß der als Teſtaments⸗ 
vollſtrecker eingeſetzte Vorerbe nicht mit den vollen Befugniſſen der 
85 2203 ff. ausgeſtattet fein ſollte, ſondern nur zu dem Zwecke er⸗ 
nannt war, bis zum Eintritt der Nacherbfolge die Rechte des Nach⸗ 
erben ausüben und deſſen Pflichten zu erfüllen (S 2222 BGB.). Der 
Vorerbe war außerdem nicht als alleiniger Teſtamentsvollſtrecker ein⸗ 
geſetzt, ſondern dadurch beſchränkt worden, daß ihm ein Mitvoll⸗ 
ſtrecker beigegeben war. Mit Recht nimmt das KG. an, daß auch für 
eine gem. § 2222 begrenzte Mitvollſtreckerſchaft die Beſt. gelten, denen 
mehrere Teſtamentsvollſtrecker überhaupt unterworfen ſind. Auch in 
dieſem Falle entſcheidet bei Meinungsverſchiedenheit das Nachlaß⸗ 
gericht (§S 2224 Abſ. 1), in gewiſſen Notfällen kann jeder allein han⸗ 
deln (8 2224 Abſ. 2), und, wie der Alleinvollſtrecker, fo kann auch der 
Mitvollſtrecker aus wichtigem Grunde vom Nachlaßgericht entlaſſen 
werden. 

Zu entſcheiden war hiernach allein die Frage, ob einem alleinigen 
Vorerben die Eigenſchaft eines Mit vollſtreckers i. S. des 82222 
beigelegt werden Kann. Zur Beantwortung dieſer Frage war es weder 
notwendig noch förderlich, zunächſt auf einige andere Fragen einzu⸗ 
gehen, deren Löſung ganz gewiß völlig andere Erwägungen erfordert; 
jo die Frage, ob ein alleiniger Voll erbe alleiniger Teſtaments⸗ 
vollſtrecker ſein kann; ferner die Frage, ob ein Miterbe zum alleini⸗ 
gen Teſtamentsvollſtrecker beſtellt werden kann. Ja ſelbſt die weitere 
Frage konnte dahingeſtellt bleiben, ob ein alleiniger Vorerbe zugleich 
alleiniger Teſtamentsvollſtrecker i. S. des 8 2222 ſein dürfe. Denn 
jedenfalls beſtehen, wie das KG. mit Recht ausführt, keine Be⸗ 
denken dagegen, ihn zum Mit vollſtrecker zu beſtellen. 

Für die Bejahung dieſer letzterwähnten Frage ergibt ſich nun 
freilich nicht das Geringſte aus der vom KG. betonten Erwägung, 
daß der Erblaſſer den Vorerben von den meiſten ihm nach dem Ge⸗ 
ſetze gegenüber dem Nacherben obliegenden Pflichten befreien könne 
(8 21800, daß es dann aber auch zuläſſig ſein müſſe, den Nach⸗ 
erben dadurch zu beſchränken, daß inſoweit der Vorerbe Mitvoll⸗ 
ſtrecker werde. Vielmehr bietet Handhaben zur Entſcheidung nicht 
zinsbeſondere“, wie das KG. ſagt, ſondern überhaupt lediglich ein 
Vergleich der Rechtslage des Nacherben, wie ſie ohne Anordnung 
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allgemeinen Teſtamentsvollſtrecker greifen Platz, wenn die Teſta⸗ 
mentsvollſtreckung ausſchließlich oder doch zugleich zun Wahrnehmung 
der Rechte des Nacherben gem. § 2222 BGB. angeordnet iſt. Soweit 
die letztere in Frage kommt, handelt es ſich allerdings nicht unmittel⸗ 
bar um einen Eingriff in den Machtbereich des Vorerben, ſondern 
vielmehr in denjenigen des Nacherben, da dieſem die Wahrnehmung 
ſeiner Rechte durch die Anordnung der Teſtamentsvollſtreckung ent⸗ 
zogen wird. Doch würden hier die Beſchränkungen, die dem Erbrecht 
des Vorerben infolge der Anordnung der Nacherbſchaft nach dem 
Willen des Erblaſſers anhaften ſollen, in ihrer Wirkung hinfällig 
gemacht werden, wenn der Vorerbe in einer Perſon gleichzeitig die 
durch die Nacherbſchaft auf ſeiner Seite begründeten Pflichten 
und die auf der Nacherbenſeite gegen ihn beſtehenden Rechte 
auszuüben in der Lage wäre. 


Wie aber bei der Beſtellung eines bloßen Miterben zum Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker die — durch das Mitrecht der anderen — be⸗ 
ſchränkte Erbenſtellung und die von dieſer Beſchränkung f
da beſonders ſchwache Kreditwürdigkeit der Bekl. nicht be⸗ 
hauptet ſei, keineswegs höhere Sätze zuläſſig, als ſie das 
BG. in Sachen K. w. O.⸗Bank und H. w. O.⸗Bank zu⸗ 
gebilligt habe, auch nicht, wenn der Kredit nicht genehmigt 
geweſen ſei und die Bekl. das Währungsriſiko nicht über⸗ 
nommen habe. — Der Ber. lehnt es alſo ab, die ge⸗ 
ſamten Umſtände des vorliegenden Falles in Betracht zu 
ziehen und ſpricht aus, daß die in anderen Fällen zugebillig⸗ 
ten Zinsſätze auch hier nicht überſchritten werden dürften, 
ohne anzugeben, inwiefern jene Fälle, bei denen es ſich um 
ganz andere Parteien handelt, gleichliegen. Das entſpricht 
nicht den Grundſätzen der Rſpr. des RG. Allerdings iſt zu⸗ 
zugeben, daß eine gewiſſe obere Grenze angemeſſener Zins⸗ 
vergütung auch abgeſehen vom Einzelfall kraft allgemeiner 
Lebenserfahrung beſtimmt werden kann. Das kommt hier 
aber nicht in Frage. Die vom BG. für angemeſſen erklärten 
Sätze — die ſich aus dem Urteil ſelbſt nicht ergeben, aber, 
wie die Zinsrechnung (Bl. 122) erweiſt, ſich mit den vom 
OG. aufgeſtellten ziemlich genau decken — find, wie der Senat 
aus ſeinen Erfahrungen bei anderen Rechtsſtreitigkeiten feſt⸗ 
ſtellen kann, als ſehr mäßig zu bezeichnen. Sie können keines⸗ 
falls ohne weiteres als Höchſtgrenze gelten. Sie betrugen: 
vom 2. Nov. 1923 bis 10. Dez. 1923 6% täglich, vom 11. Dez. 
1923 bis 31. Dez. 1923 1% täglich, vom 1. Jan. 1924 bis 
30. Juni 1924 30% jährlich, vom 1. Juli 1924 bis 30. Sept. 
1924 24% jährlich, vom 1. Okt. 1924 bis 31. Dez. 1924 180% 
jährlich, für 1925 120% jährlich. 

Das BU. muß daher aufgehoben werden. Zu feinen 
einzelnen Ausführungen iſt noch folgendes zu bemerken. Es 
wird abgelehnt, die Behauptung zu berückſichtigen, daß der 
Kl. bei Großbanken Kredit zu gleichen oder höheren Zins⸗ 
ſätzen, wie er ſie der Bekl. berechnet habe, habe in Anſpruch 
nehmen müſſen, weil daraus nicht folge, daß er gerade die 
für die Bekl. erforderlichen Beträge von den Großbanken 
entlehnt habe. Dieſe Beurteilung wird der Lage wenigſtens 
für den Fall nicht gerecht, der Anfang 1924 bei den kleinen 
Bankinſtituten die Regel bildete, nämlich, daß ſie, um ihren 
Kunden gerecht zu werden, überwiegend auf den Kredit der 
Großbanken angewieſen waren. In dieſem Falle iſt es nicht 
zu beanſtanden, wenn ſie die an die Großbanken gezahlten 
Zinſen im Verhältnis zu ihren Kunden als Einſtandspreis 
in Rechnung ſtellen, ohne daß es darauf ankäme, ob das an 
die Kunden ausgeliehene Geld gerade im Kreditwege be- 
ſchafft worden iſt. Das entſpricht der im Bankverkehr not⸗ 


Für die Praxis iſt es wichtig, daß das NG. die vom LG. 

Osnabrück zugrunde gelegten Zinsſätze 
vom 2. Nov. 1923 bis 10. Dez. 1923 6% täglich 
vom 11. Dez. 1923 bis 31. Dez. 1923 1% täglich 
vom 1. Jan. 1924 bis 39. Juni 1924 30% jährlich 
vom 1. Juli 1924 bis 30. Sept. 1924 24% jährlich 
vom 1. Okt. 1924 bis 31. Sept. 1924 18% jährlich 
für 1925 1200 jährlich 

als ſehr mäßig bezeichnet. 

Im übrigen ſtellt das RG. zwei Grundſätze auf: Be 

1. daß, falls kleine Bankinjtitute überwiegend auf den Kredit 
der Großbanken angewieſen ſind, ſie die an die Großbanken ge⸗ 
zahlten Zinſen im Verhältnis zu ihren Kunden als Einſtandspreis 
in Rechnung ſtellen dürfen, ohne daß es darauf ankäme, ob gerade 
das an die Kunden ausgeliehene Geld im Kreditwege beſchafft wor⸗ 
den iſt; 

2. daß eine tatſächliche Vermutung dafür ſpreche, daß die 
üblichen Vergütungen der Marktlage, wie ſie ſich durch Angebot 
und Nachfrage geſtaltet, entſprechen und daher angemeſſen ſind. 

Staatsſekr. a. D. Wirkl. Geh. Rat Dr. Mügel, Berlin. 
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wendigen gleichmäßigen Behandlung der Kunden (unbeſchadet 
ihrer verſchiedenen Behandlung nach Maßgabe der Art der 
Kreditgewährung). 

Ebenſo ift es zu beanſtanden, wenn der Ber. es grund⸗ 
ſätzlich ablehnt, auf die Banküblichkeit der vom Kl. berechneten 
Sätze Rückſicht zu nehmen. Allerdings deckt ſich der Begriff 
der Üblichkeit nicht notwendig mit dem der Angemeſſenheit. 
Es ſpricht aber eine tatſächliche Vermutung dafür, daß die 
üblichen, d. h. die von allen oder doch der überwiegenden 
Mehrzahl der Berufsgenoſſen geforderten Vergütungen der 
Marktlage, wie ſie ſich durch Angebot und Nachfrage ge⸗ 
ſtaltet, entſprechen und daher angemeſſen ſind. Es bedarf 
einer beſonderen Begründung, wenn im Einzelfall ausge⸗ 
ſprochen werden ſoll, daß die banküblichen Zinſen nicht den 
angemeſſenen entſprechen, ſondern zum Teil einen über⸗ 
mäßigen Gewinn darſtellen. Der erk. Sen. hat es daher nie⸗ 
mals beanſtandet, wenn die Angemeſſenheit der Vergütung 
mit der Banküblichkeit begründet wurde, ja er hat ſogar eine 
Überſchreitung der Banküblichkeit in gewiſſem Ausmaß nicht 
beanſtandet (Urt. v. 27. April 1927, I 257/26). 

(U. v. 18. Sept. 1929; 117/29 J. — Celle.) [Ku.] 


* 4. Das Reich und die Reichsbank haften nicht 
für die vor dem Geſetz v. 9. Mai 1921 ausgegebe⸗ 
nen Reichsbanknoten, und zwar weder nach den 
Normen für eine Aufwertung, noch wegen einer 
Goldeinlöſungspflicht, noch nach den Grund⸗ 
fügen einer Schadenserſatzpfklicht für ihre 
Finanzgebarung. f) 

Der Kl. iſt Inhaber von Reichsbanknoten im Nenn⸗ 
betrage von 6000 A8. die nach feiner Behauptung vor dem 
Kriege ausgegeben ſind. Er will ſie i. J. 1916 gegen Gold⸗ 
werte erworben haben. Er verlangt mit der Klage gegen die 
Reichsbank ihre Einlöſung in Reichsmark im Verhältnis von 
1% 1 Al. Er ſtützt dieſe Klage auch auf unerlaubte Hand⸗ 
lung, weil das Reichsbankdirektorium dabei mitgewirkt habe 
den zur Deckung der Vorkriegsnoten beſtimmten Goldſchatz 
der alten Reichsbank dem unmittelbaren Zugriff der alten 
Notengläubiger zu entziehen. Daneben nimmt er auch das 
Reich auf Schadenserſatz in Anſpruch, weil der Reichskanzler 
zum mindeſten fahrläſſig die Inflation herbeigeführt habe. 
Er habe unter Verletzung ſeiner Amtspflicht vor Inkrafttreten 
des Gef. v. 9. Mai 1921, durch das die Dritteldeckung der 
Banknoten beſeitigt worden ſei, die Ausgabe ungedeckter 
Noten durch die Reichsbank nicht verhindert, auch nicht für 
die entſprechenden Goldrücklagen zur Sicherſtellung der alten 
Notengläubiger geſorgt und zugelaſſen, daß das Publikum 
durch Ausgabe von Nachkriegsnoten mit Vorkriegsdatum ge- 
täuſcht worden ſei. 

Die Klage iſt in allen Inſtanzen abgewieſen worden. 

Der Kl. behauptet, daß ihm aus ſeinen über einen Be⸗ 
trag von insgeſamt 6000 46 lautenden Vorkriegsbanknoten, 
die er im Laufe des Jahres 1916 gegen Goldwerte erworben 
haben will, ein verbriefter Anſpruch auf Einlöſung in Gold 
im Verhältnis von 1% 1 Nl gegen die Reichsbank zuſtehe. 

Betrachtet man dieſen Anſpruch unter dem Geſichts⸗ 


Zu 4. Schon RG. 114, 27 JW. 1926, 2069 hatte die Anſprüche 
der Beſitzer alter Neichsbanknoten auf Zahlung des Goldwerts oder 
eines Aufwertungsbetrages zurückgewieſen. Das Urt. v. 25. Nov. 1926: 
Gruch Beitr. 69, 360 gelangt hinſichtlich der Noten der Privatnoten⸗ 
banken mit einer ſachlich in der Hauptſache übereinſtimmenden Be⸗ 
gründung zum gleichen Ergebnis, ebenſo das Urt. v. 18. Febr. 1939: 
IW. 1929, 1967 hinſichtlich der Darlehnskaſſenſcheine. Aber die 
in öffentlichen Aufrufen, Volksverſammlungen, Säulenanſchlägen 
immer wieder aufgepeitſchten Gläubigen, die den verdorrten Maſſen 
des alten Papiergeldes doch noch einen Goldſtrom zu entlocken hoff⸗ 
ten, gaben keine Ruhe — und man muß jagen, begreiflicherweiſe, 
denn wenn die freie Aufwertung ohne Grenzen gepredigt und die 
geſetzlichen Beſtimmungen dieſem Axiom untergeordnet werden, ſo 
kann man ſich über derartige Erſcheinungen kaum verwundern, So 
hat denn das RG. ſich in dem oben wiedergegebenen neuen Urteil 
(R. 125, 273) nicht damit begnügt, die Klage unter Bezugnahme auf 
die früheren Entſch. kurz abzufertigen, ſondern es geht mit rührender 
Geduld weitläufig auf die Klagebehauptungen ein, namentlich auch auf 
die ſonderbaren Verſuche, eine Schadenserſatzpflicht des Reiches und 
der Reichsbank aus unerlaubter Handlung zu konftruieren. Dieſer 
Teil der Entſch. bewegt ſich notgedrungen ſo ſehr in Selbſtverſtänd⸗ 
lichkeiten, daß er ein wiſſenſchaftliches Intereſſe nicht bietet, abge⸗ 
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punkt der Aufwertung, ſo wäre er, wenn die Noten reine 
Geldzeichen ſind, ohne weiteres unbegründet. Denn ſie lauten 
auf einen Betrag der früheren — inzwiſchen untergegange⸗ 
nen — Markwährung und ſind daher der Entwertung an⸗ 
heimgefallen. Mit Aufwertungsgrundſätzen läßt ſich aber die 
Geldentwertung als ſolche nicht rückgängig machen. Nur die 
Geldſchuld, nicht das Geld als ſolches wird aufgewertet (vgl. 
Mügel, Aufwertungsrecht S. 336). 

Sind die Banknoten dagegen zugleich als Schuldverſchrei⸗ 
bungen auf den Inhaber aufzufaſſen, weil ſie den Aufdruck 
enthalten: „Eintauſend Mark zahlt die Reichsbankhauptkaſſe 
in Berlin ohne Legitimationsprüfung dem Einlieferer dieſer 
Banknote“, ſo ſcheitert die Aufwertung, wie der erk. Sen. in 
RG. 114, 27 ausgeſprochen hat, an der abſtrakten Natur des 
Schuldverſprechens. 

Es kommt jedoch auf dieſe Fragen hier nicht weiter an, 
denn der Kl. verlangt nicht Aufwertung, ſondern ſteht auf 
dem Standpunkt, daß es ſich um Goldobligationen handle 
und daß es ſich angeſichts der von ihm behaupteten Ver⸗ 
faſſungswidrigkeit des BankG. v. 30. Aug. 1924 nur fragen 
könne, ob die prinzipiell beſtehende Verpflichtung der Reichs⸗ 
bank zur Einlöſung ihrer Vorkriegsnoten in Gold ſofort zu 
erfüllen ſei oder erf nach Aufhebung des Gef. v. 4. Aug. 
1914, das die Einlöſungspflicht bis auf weiteres aufgehoben 
habe, inzwiſchen aber nach ſeiner Auffaſſung ohne weiteres 
rechtsunwirkſam geworden ſei. 

Das KG. iſt der Auffaſſung, daß, ſoweit in dem Auf⸗ 
druck der Noten der Hinweis auf die öffentlich-rechtliche Ein- 
löſungspflicht der Reichsbank nach Maßgabe des § 18 Bank. 
v. 14. März 1875 enthalten ſei, ein im Rechtswege verfolg⸗ 
barer Anſpruch des Kl. ohnehin ausſcheide. Wolle man aber 
mit dem Kl. die alten Reichsbanknoten als Schuldverſchrei⸗ 
bungen auf den Inhaber anſehen, ſo laſſe ſich doch die Gold⸗ 
einlöſungspflicht, die für die Noten als Geldzeichen ange⸗ 
ordnet und ſpäter aufgehoben worden ſei, nicht ohne weite⸗ 
res auf die Schuldverſchreibung des bürgerlichen Rechts aus⸗ 
dehnen. Letztere ſei vielmehr, wenn und ſoweit ſie neben dem 
Geldzeichen anzunehmen ſei, ein Zahlungsverſprechen gewöhn⸗ 
licher Art ohne Goldklauſel. Überdies ſei die Goldeinlöſungs⸗ 
pflicht der Reichsbank durch Geſ. v. 4. Aug. 1914 bis auf 
weiteres aufgehoben worden. Dies Geſetz ſei bisher nicht 
außer Kraft getreten, ſeine Fortgeltung werde auch in 8 52 
des neuen Bankgeſetzes erwähnt. Das BG. verneint ſodann 
im Anſchluß an RG. 114, 32 die Aufwertbarkeit der Noten 
und legt dar, daß infolge ihrer ſchon vor dem 30. Aug. 
1924 eingetretenen Entwertung durch die in 83 des neuen 
Bankgeſetzes erfolgte Gleichſtellung von 1 Billion % mit 
1 % dem Kl. keine Rechte entzogen ſeien und bejaht im 
übrigen auch die Gültigkeit des neuen Bankgeſetzes. Schließ⸗ 
lich hält es für unerheblich, in welchem Zeitpunkt und gegen 
Hingabe welcher Werte der Kl. ſeine Banknoten erworben habe. 

Inſoweit hat die Rev. irgendeine näher begründete 
Rüge nicht erhoben, ſondern das Urteil nur zur Nachprüfung 
verſtellt. Dieſe Nachprüfung konnte jedoch zu keinem anderen 
Ergebnis führen, als dem des BG. 

Durch Art. 3 des Geſ. v. 1. Juni 1909 (RGBl. 515) 


ſehen allenfalls von der freilich auch kaum bezweifelbaren Feſt⸗ 
ſtellung, daß zwiſchen der „neuen“ und der „alten“ Reichsbank 
Identität beſtehe. Intereſſanter iſt, was das RG. zur Abwehr des 
hun in RG. 114, 27 abgelehnten Klagegrundes, daß die alten Bank⸗ 
noten den Charakter von Goldobligationen gehabt hätten, anführt. 
Das RG. ſucht zum Teil mit neuen Argumenten darzulegen, daß 
die Banknoten einen privatrechtlichen Zahlungsanſpruch, insbeſ. 
einen privatrechtlichen Anſpruch auf Goldleiſtung gegen die Reichs⸗ 
bank nicht begründeten. Es handelt ſich hier um ein Problem all⸗ 
gemeiner Art, das ſchon in anderen Ländern aufgetaucht und dort 
mehrfach in ähnlicher Weife wie vom NS. entſchieden worden iſt. Insbeſ. 
wird in dem führenden engliſchen Urteil Miller w. Race, gefällt von 
Lord Mansfield i. J. 1758 (Smith: Leading Cases 1, 525) 
— es handelte ſich hier um den Schutz des gutgläubigen Erwerbers 
von Banknoten —, bereits die Theorie entwickelt, daß Banknoten 
nicht Schuldverſchreibungen, ſondern Geld ſeien: 

„They are not goods nor securities nor documents of debts 
nor are so esteemed ..., they ... are never considered as 
security for money, but as money itself.“ 

Andererſeits hat das Tribunal Turin in einem viel erörterten 
Urt. v. 9. Juni 1892 einen Kl., welcher die Bank von Neapel zur 
Bareinlöſung der von ihr ausgegebenen Noten verurteilt wiſſen 
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wurden die Reichsbanknoten als geſetzliches Zahlungsmittel 
erklärt, die Reichsbank war aber verpflichtet, ihre Noten dem 
Inhaber gegen deutſche Goldmünzen einzulöſen (8 18 Gent. 
v. 14. März 1875, RGBl. 177, i. d. Faſſ. des Art. 4 des Gef. 
v. 1. Juni 1909). Unter dem 4. Aug. 1914 erging ſodann 
das Geſetz betr. die Reichskaſſenſcheine und die Banknoten 
(RG Bl. 347), das in 8 1 auch die Reichskaſſenſcheine bis auf 
weiteres als geſetzliches Zahlungsmittel erklärte und in 8 2 
beſtimmte, daß bis auf weiteres die Reichshauptkaſſe zur Ein⸗ 
löſung der Reichskaſſenſcheine und die Reichsbank zur Ein⸗ 
jung ihrer Noten nicht verpflichtet ſeien, ſowie in 83, daß 
gleichfalls bis auf weiteres die Privatnotenbanken — die bis⸗ 
her zur Einlöſung ihrer Noten in Gold verpflichtet waren — 
zu dieſer Einlöſung Reichsbanknoten zu verwenden berechtigt 
ſein ſollten. Gleichzeitig wurde durch das Geſ. v. 4. Aug. 
1914, betr. die Abänderung des Münzgeſetzes (RGBl. 326) 
beſtimmt, daß die Reichs⸗ und Staatskaſſen bei Umwechflung 
von Silber⸗ und Kupfermünzen ſtatt der Goldmünzen Reichs⸗ 
kaſſenſcheine und Reichsbanknoten verabfolgen konnten. Die 
Folge dieſer Geſetzgebung iſt nach einer im Schrifttum viel⸗ 
fach vertretenen Meinung geweſen, daß die Reichsbanknoten 
nach Beſeitigung ihrer Einlösbarkeit reine Geldzeichen ge⸗ 
worden Teen (Michaelis, Aufwertungsrecht, Einleitung 
S. 4; Lobe im RGRKomm. 8 793a 1; Nußbaum, Das 
Geld S. 102; Knapp, Staatliche Theorie des Geldes, 
3. Aufl., S. 119; Helfferich, Das Geld, 6. Aufl., S. 66; 
Walker, Internationales Privatrecht ©. 385; vgl. au 
Mügel, Aufwertungsrecht S. 336; RG. 103, 235). Auch 
Sontag vertritt in der DSB. 1926, 184 den Standpunkt, 
daß die alten Reichsbanknoten in wirtſchaftlichem Sinne nichts 
anderes wie Geld ſeien und ſich daher über das Niveau der 
Mark nicht erheben könnten. Er ſieht zwar die Goldein⸗ 
löſungspflicht noch als vorhanden an, aber nicht im Ver⸗ 
hältnis von 1% =1M, ſondern nur für den winzigen Gold⸗ 
wert, den die alte Mark darſtelle, alſo nicht einmal zu einem 
in Goldpfennigen ausdrückbaren Betrage. 


Folgt man der letzteren Meinung, ſo käme von vorn⸗ 
herein weder eine Aufwertung der auf Mark alter Währung 
lautenden Banknoten, noch ein Recht auf ihre Einlöſung, ſei 
es zu dem Goldwert, den ſie zur Zeit ihrer Ausgabe hatten, 
ſei es in Reichsmark, überhaupt in Frage. Unbegründet wäre 
der Anſpruch aber auch, wenn die Banknoten ſich neben ihrer 
Eigenſchaft als Geldzeichen auch als Schuldverſchreibungen 
auf den Inhaber darſtellen. Wie der erk. Sen. in RG. 114, 
127 ausgeſprochen hat und wovon abzugehen kein Anlaß be⸗ 
ſteht, enthält der Aufdruck auf den Noten keine Goldklauſel 
und gewährt daher keinen anderen Anſpruch als den auf Zah⸗ 
lung des Nennbetrages in der zur Zeit der Ausgabe gelten⸗ 
den, inzwiſchen untergegangenen Währung. Auch kann die 
öffentlich⸗rechtlich begründete Goldeinlöſungspflicht, ſelbſt wenn 
ſie noch beſtände, nicht ohne weiteres auch für die bürgerlich⸗ 
rechtliche Schuldverſchreibung gelten. 

Nimmt man indeſſen an — eine Anſicht, die von Neu- 
feld in feinem Kommentar zum Vankgeſetz S. 80 a1 jeden⸗ 
falls für die Reichsmarkbanknote vertreten wird, vgl. auch 
für das alte Bankgeſetz: Breit, Kommentar zum Bankgeſetz 


wollte, wegen des angeblich öffentlich⸗rechtlichen Charakters der Bank- 
noten abgewieſen (II diritto commerciale (uh: 1892, 695; 
deutſch überſetzt bei Frauz, Die Verfaſſung der ſtaatlichen Zah⸗ 
lungsmittel Italiens, 1911, S. 124 ff.). Auch der deutſch⸗tſchecho⸗ 
ſlow. Gem Sch cdp. hat ſich unter dem 23. Febr. 1925 in der Sache 
Loy und Markus w. Deutſches Reich (Recueil des decisions des 
TAMM. V, 551, 572) unter Berufung auf Fleiner, Schweize⸗ 
riſches Bundesſtaatsrecht S. 705 Anm. 35, in gleichem Sinne aus⸗ 
geſprochen. Trotz dieſer Präfudizien vermag ich der Anſicht des 
RG. nicht zu folgen, halte vielmehr daran feſt, daß die Reichs⸗ 
banknoten urſprünglich dem Inhaber einen rein privatrechtlichen, 
in Goldmünzen zu befriedigenden Zahlungsanſpruch gegen die Reichs⸗ 
bank gewährten. Aber auch von dieſem Standpunkt aus kann das 
Ergebnis kein anderes ſein. Die Rechte aus den Banknoten unterliegen 
in jeder Hinſicht der Geſetzgebung des Währungsſtaates. Werden 
durch die Geſetzgebung des Währungsſtaates die Rechte aus Bark- 
noten ſuspendiert oder aufgehoben, ſo muß ſich jeder Beſitzer der 
Banknoten dem fügen. Die deutſche Geſetzgebung hat aber ſowohl eine 
Suspenſion, und zwar eine dauernde, wie auch eine geſetzliche Auf⸗ 
hebung der Gläubigerrechte verfügt, die erſtere kraft Geſ. v. 4. Aug. 
1914 (rent S. 347, die letztere kraft des Banlich. v. 30. Aug. 
1924. Es iſt dem RO. vollkommen zuzugeben, daß ſchon das erſtere 
Geſetz für ſich ausreichen würde, die Anſprüche der Notengläubiger 
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1911 S. 192 unter 2; Nußbaum, Das Geld S. 32 —, 
daß die Reichsbank zugleich privatrechtlich aus der Schuld⸗ 
verſchreibung verpflichtet ſei, dem Einlieferer die Noten in 
Gold einzulöſen, fo ſtünde doch, wie der öffentlich- rechtlichen 
Einlöſungspflicht, ſo auch einem ſolchen privatrechtlichen An⸗ 
ſpruch — von dem neuen Bankgeſetz ganz abgeſehen — nach 
wie vor der 8 2 des Geſetzes betr. die Reichskaſſenſcheine und 
die Banknoten v. 4. Aug. 1914 im Wege. Es wäre unrichtig, 
aus dem anfänglich proviſoriſch gedachten Charakter dieſer 
Geſetzgebung ſchließen zu wollen, daß § 2 nur für die Zeit 
des Krieges oder für eine begrenzte Zeit nach Beendigung des 
Krieges (wirtſchaftliche Demobiliſation) Geltung beanſpruchen 
könne und daher z. Z. ohne weiteres rechtsunwirkſam ge- 
worden ſei. Dieſer Auffaſſung widerſpricht das Geſetz ſelbſt 
nachdrücklich, da in § 4 der Bundesrat ermächtigt worden iſt, 
den Zeitpunkt zu beſtimmen, zu welchem die Vorſchriften der 
58 1—3 außer Kraft treten ſollen. Die Gerichte find daher 
weder befugt, das Geſetz nach ihrem Ermeſſen außer An⸗ 
wendung zu laſſen, noch die Zeit ſeiner Geltungsdauer zu 
beſtimmen. Das Geſetz iſt aber weder von dem Bundesrat 
noch von dem an deſſen Stelle getretenen Staatenausſchuß 
(vgl. 88 2—4 Übergangs. v. 4. März 1919 [RG Bl. 285) 
noch von der Reichsregierung außer Kraft geſetzt worden, die 
nach Art. 179 Abſ. 2 RVerf. an Stelle des Staatenaus⸗ 
ſchuſſes zum Erlaß einer ſolchen VO. zuſtändig geweſen wäre. 
Es kommt daher gar nicht darauf an, daß § 52 des neuen 
Zant. das Kl. als verfaſſungswidrig anſieht, die Fort⸗ 
geltung des § 2 jenes Geſetzes v. 4. Aug. 1914 bis zum In⸗ 
krafttreten der neuen Goldeinlöſungspflicht für Reichsmark⸗ 
banknoten beſtimmt, während nach § 3 bat, die alten Noten 
nach Aufruf überhaupt kraftlos werden ſollen. Ob man nun 
aus der Faſſung des Geſetzes, daß die Reichsbank bis auf 
weiteres zur Einlöſung ihrer Noten nicht verpflichtet ſei, zu 
folgern hat, daß es ſich um eine Suspenſion, um eine vor⸗ 
läufige Maßregel unter Anerkennung des Gläubigerrechts 
handelt (Ruß baum, Das Geld S. 3221), oder ob man 
annimmt, daß das Recht des Gläubigers der Subſtanz nach 
beſeitigt iſt und daß die Worte bis auf weiteres ihre Er⸗ 
klärung darin finden, daß damals an die Wiederherſtellung 
des früheren Zuſtandes gedacht war (ſo RG. 101, 1451), 146), 
macht für die hier erhobene Zahlungsklage keinen Unterſchied. 
Denn ficher iſt, daß heute eine Goldeinlöſungspflicht nach 
§ 18 des alten Bank. infolge der Kriegsgeſcßzgebung nicht 
beſteht und daß daher nach Maßgabe dieſes fortbeſtehenden 
Rechtszuſtandes die Klage abgewieſen werden muß (ſo RG. 
107, 123 unten). 

Bei dieſer Rechtslage käme es auf die Rechtsgültigkeit 
des neuen Dauf, uicht einmal an. In RG. 114, 27 hat je 
doch der erk. Sen. die Verfaſſungswidrigkeit des Bank. ver⸗ 
neint. Er hat dieſen Standpunkt in IV 370/26 v. 25. Nov. 
1926 erneut vertreten und ſieht ſich auch angeſichts der in⸗ 
zwiſchen im Schrifttum erhobenen Bedenken nicht veranlaßt, 
diefen Standpunkt aufzugeben. Nach 8 3 dieſes Geſetzes iſt 
die Reichsbank verpflichtet, ihren geſamten bisherigen Noten⸗ 
umlauf aufzurufen und in Reichsmarknoten umzutauſchen, wo⸗ 
bei eine Billion Mark bisheriger Ausgabe durch eine Reichs⸗ 
zu Fall zu bringen. Im übrigen ſteht Deutſchland mit den Ein⸗ 
griffen in die Rechte der Banknotengläubiger nicht allein, vielmehr 
ſind ſolche von faſt allen kriegführenden Staaten verfügt worden, und 
eine ganze Reihe von Staaten iſt bei ihnen dauernd verblieben. Dieſe 
Dinge ſind ſo bekannt, daß darauf nicht näher eingegangen zu 
werden braucht. 

Nur auf eine Nebenbemerkung des Urteils ſoll noch hingewieſen 
werden, nämlich auf den Satz, daß es „nicht in der Machtbefugnis 
des Richters liege, verfaſſungsmäßig zuſtande gekommene Geſetze 
daraufhin nachzuprüfen, ob ſie mit Treu und Glauben oder mit 
den guten Sitten zu vereinbaren ſind“. Schon der 3. ZivSen. hatte 
es in dem Urt. v. 25. Jan. 1924: RG. 107, 317 JW. 1924, 458 
abgelehnt, „einem ordnungsmäßig erlaſſenen Geſetz ſeines Inhalts 
wegen die Anwendbarkeit abzuſprechen“. Aber der jetzt entſcheidende 
4. ZivSen. hatte ſowohl in dem erſten Urt. über die Reichsbanknoten 
wie in dem Urt. v. 6. Juni 1926: NG. 113, 327 J. 1926, 2067, 
welches die geſetzlich fixierten Vorzugspreiszuſchläge für die ſüd⸗ 
deutſchen Branntweinbrennereien erhöhte, eine ſtarke Neigung zu 
der Arden Auffaſſung gezeigt, wie ſie bekanntermaßen von 
dem Richterverein beim HG. (JW. 1924, 90) proklamiert worden war 
(vgl. meine Schrift „Bilanz der Auſwertungskheorie“ S. 41 ff.). Ver⸗ 


1) JW. 1921, 232. 
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mark zu erſetzen iſt. Der Aufruf ſämtlicher vor dem 11. Okt. 
1924 ausgegebener, auf die alte Währung lautender Reichs⸗ 
banknoten iſt erfolgt durch Bekanntmachung des Reichs⸗ 
bankdirektoriums v. 5. März 1925 mit Friſt bis zum 5. Juni 
1925, nach deren Ablauf fie ihre Eigenſchaft als geſetzliches 
Zahlungsmittel verloren haben. Zugleich iſt in 8 5 Abſ. 2 
Minzd. v. 30. Aug. 1924 beſtimmt (RG Bl. II, 235), daß, 
ſofern eine Schuld in bisheriger Währung gezahlt werden 
kann, der Schuldner berechtigt iſt, die Zahlung in den neuen 
geſetzlichen Zahlungsmitteln in der Weiſe zu leiſten, daß eine 
Billion Papiermark einer Reichsmark gleichgeſetzt wird. Dabei 
kommt eine unterſchiedliche Behandlung der alten Noten, je 
nach ihrem Ausgabedatum, worauf ſchon in RG. 114, 33 hin⸗ 
gewieſen worden iſt, nicht in Frage. Es kommt auch nicht 
darauf an, gegen welche Werte der Kl. ſeine Noten er⸗ 
worben hat. 

Iſt aber das neue Banf®. verfaſſungsmäßig, jo hat es 
der Richter anzuwenden. Es liegt nicht in ſeiner Macht⸗ 
befugnis, verfaſſungsmäßig zuſtande gekommene Geſetze dar⸗ 
aufhin nachzuprüfen, ob ſie mit Treu und Glauben oder mit 
den guten Sitten zu vereinbaren find (vgl. RG. 107, 317). 

Die Zahlungsklage iſt daher auch aus dieſem Geſichts⸗ 
punkt unbegründet. 

In zweiter Linie hat der Kl. ſeinen Anſpruch mit einer 
Schadenserſatzpflicht des Reichs begründet, weil der Reichs⸗ 
kanzler ſchuldhaft feine ihm dem Kl. gegenüber obliegenden 
Amtspflichten verletzt habe. Denn er habe unter Vernach⸗ 
läſſigung ſeiner Pflicht zur oberſten Leitung und Beaufſich⸗ 
tigung der Reichsbank vor Inkrafttreten des Geſetzes betr. die 
Anderung des BanfG. v. 9. Mai 1921 die Ausgabe von 
Reichsbanknoten über das geſetzliche, goldgedeckte Kontingent 
hinaus durch die Reichsbank nicht verhindert und nicht dafür 
geſorgt, daß vor Erlaß des Geſetzes die Rechte der alten 
Notengläubiger durch entſprechende Goldrücklagen ſichergeſtellt 
worden ſeien, auch zugelaſſen, daß durch Täuſchungshand⸗ 
lungen, nämlich durch Ausgabe von Banknoten in der Aus⸗ 
ſtattung der Vorkriegsnoten, dem Publikum der Umſang 
neuer Noten verſchleiert und das Anſehen der Nachkriegs⸗ 
noten in den Augen Unwiſſender erhöht worden ſei. Durch 
alle dieſe Amtspflichtverletzungen ſoll nach Meinung des Kl. 
die Inflation, zum mindeſten fahrläſſig, herbeigeführt ſein. 

Für dieſen Klagegrund erklärt das KG. den Rechtsweg 
inſoweit für ausgeſchloſſen, als der Kl. das Reich wegen an⸗ 
geblicher Amtspflichtverletzungen des Reichskanzlers bei Aus⸗ 
übung der Finanzhoheitsrechte des Reichs verantwortlich 
machen wolle. Hierfür ſei ausſchließlich der Weg des Art. 59 
NBerf. gegeben. 

Mit Recht wird diefe Auffaſſung von der Rev. bekämpft. 
Denn ſie trifft in ihrer Allgemeinheit nicht zu. Der Art. 59 
RVerf. regelt nur die verfaſſungsmäßige Verantwortlichkeit 
n. a. des Reichskanzlers und läßt, wie die Entſtehungsgeſchichte 
der Vorſchrift (Bericht und Protokolle des achten Ausſchuſſes 
über den Entwurf einer RVerf., Hagemannſche Ausgabe 
S. 305 ff., 461 ff.) klar ergibt, ſowohl die Straf⸗ wie die 
Schadenserſatzklage vor den ordentlichen Gerichten unberührt, 
wenn die behauptete Verletzung der Reichsverfaſſung oder 
eines Reichsgeſetzes zugleich eine ſtrafbare oder zum Schadens⸗ 
erſatz verpflichtende Handlung darſtellt. Wird daher, wie hier, 
geltend gemacht, daß ein Reichsbeamter in Ausübung der ihm 
anvertrauten öffentlichen Gewalt die ihm einem Dritten 
gegenüber obliegende Amtspflicht verletzt habe, ſo darf für 
die hierdurch begründete Verantwortlichkeit des Reichs der 
ordentliche Rechtsweg nicht ausgeſchloſſen werden (Art. 131 


mullich haben die bedenklichen Erſcheinungen, die gerade der Kampf 
um die Aufwertung der Reichsbanknoten hervorgerufen hat, nun⸗ 
mehr auch den 4. ZivSen. veranlaßt, von dem Standpunkt des 
Richtervereins in klarer Weiſe abzurücken. Man muß hoffen, daß 
jene Entartung der Treu⸗und⸗Glauben⸗Theorie damit erledigt iſt. 
Wenn das RG. ſich entſchließen könnte, auch die ähnlich wirkende 
Überſpannung des Enteignungsbegriffes (Carl Schmitt: JW. 
1929, 495, 2314) aufzugeben, ſo wären wir in der Wiedergewinnung 
der Rechtsſicherheit, deren unſer Rechtsleben fo unſagbar 
dringend bedarf, ein gutes Stück weitergekommen. 

Nachtrag. Leider bringt RG.: SW. 1929, 3382 11 einen 
neuen Rückſchritt, indem es Geſetzen, die einem vom RG. 2 priori 
aufgeſtellten, keineswegs zwingenden Axiom nicht entſprechen, die 
„Beachtung“ verſagen will. 

Prof. Dr. A. Nußbaum, Berlin. 
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Abſ. 1 Verf.). Daß aber eine ſolche Amtspflichtverletzung 
auch bei Ausübung ſtaatlicher Hoheitsrechte, mithin auch der 
Finanzhoheit vorliegen kann, iſt anerkannten Rechts (RG. 
103, 4302); 106, 421; 111, 65°), 66; JW. 1926, 2083). Daß 
es ſich hier lediglich um innerdienſtliche, auf dem Gebiete des 
pflichtmäßigen Ermeſſens liegende Verwaltungsakte gehandelt 
habe, die der Nachprüfung der ordentlichen Gerichte entzogen 
ſein möchten, kann angeſichts der Behauptung ſchuldhafter 
Vernachläſſigung der den Reichskanzler obliegenden Auf⸗ 
ſichtspflichten und Nichthinderung einer Täuſchung des Publi⸗ 
kums nicht angenommen werden (RG. 118, 99%), 327 ff.) 
121, 232 ff.)). 

Dieſer Mangel führt jedoch nicht zu einer teilweiſen Auf⸗ 
hebung des Urteils, weil das KG. ſelbſt ſagt, daß inſoweit, 
als die Klage auf die 88 823, 826, 839 BGB., Art. 131 
RVerf. geſtützt werde, der Rechtsweg zuläſſig fei. So aber 
hat der Kl. ſeinen Schadenserſatzanſpruch begründet. Es iſt 
daher unſchädlich, wenn das KG. feiner Meinung von der 
Zuläſſigkeit des Rechtsweges eine Einſchränkung gibt, die die 
freie fachliche Nachprüfung des klägeriſchen Vorbringens nicht 
beeinträchtigt. 

Das KG. hat denn auch den Anſpruch unter den von dem 
Kl. geltend gemachten Geſichtspunkten nachgeprüft und inſo⸗ 
weit hat die Rev. ſich darauf beſchränkt, das Urteil zur Nach⸗ 
prüfung zu verſtellen. 

Einen Rechtsirrtum laſſen jedoch die Ausführungen des 
KG. nicht erkennen. 

Mit Recht hat das angefochtene Urteil ſubſtantiierte Be⸗ 
hauptungen des Kl. in der Richtung vermißt, daß die Reichs⸗ 
bank vor Inkrafttreten des (Gel v. 9. Mai 1921 (RGBl. 
177) — nur auf dieſe, nicht auf eine ſpätere Zeit erſtrecken 
ſich die Vorwürfe des Kl. — überhaupt unzureichend gedeckte 
Noten ausgegeben habe. Nach $ 17 des BankG. v. 14. März 
1875 in der Faſſung des Art. 5 des Geſ. v. 1. Juni 1909 
war die Reichsbank verpflichtet, für den Betrag ihrer im 
Umlauf befindlichen Banknoten jederzeit ein Drittel in kurs⸗ 
fähigem deutſchen Gelde, Reichskaſſenſcheinen oder Gold in 
Barren oder ausländiſchen Münzen und den Reſt in dis⸗ 
kontierten Wechſeln mit einer Verfallzeit von höchſtens drei 
Monaten oder in Schecks, beide mit mindeſtens zwei als 
zahlungsfähig bekannten Verpflichteten, in ihren Kaſſen als 
Deckung bereit zu halten. 

Im Gegenſatz zu den Deckungsvorſchriften in 8 28 des 
neuen VankG., der eine Deckung in Gold zu mindeſtens 
300% vorſchreibt, war in 817 des alten Bank. nur die 
Drittelbardeckung vorgeſchrieben, in der aber für den Um 
fang des effektiven Goldes eine beſtimmte Quote nicht 
fixiert war. 5 

Dieſe früheren Deckungsvorſchriften wurden durch die 
Kriegsgeſetzgebung ſehr weſentlich abgeſchwächt. In den Dar⸗ 
lehnskaſſenſcheinen wurde ein neues — wenn auch nicht ge 
ſetliches Zahlungsmittel geſchaffen, welches in bezug auf die 
Notendeckung den Reichskaſſenſcheinen gleichgeſtellt, alſo als 
Bardeckung für die Reichsbanknoten zugelaſſen wurde (8 2 
an. 2 DarlKaſſch. v. 4. Aug. 1914 [RH Bl. 340), während 
der den Barvorrat in dieſem Sinne überfteigende- Noten⸗ 
umlauf auch durch kurzfriſtige Schatzanweiſungen des Reichs 
gedeckt werden konnte (88 2, 3 des Geſ. betr. Anderung des 
Bank. v. 4. Aug. 1914 RG Bl. 327). Zugleich wurden auch 
die die Notenausgabe beſchränkenden Vorſchriften der Noten⸗ 
ſteuerpflicht, die ſog. indirekte Kontingentierung der Noten⸗ 
ausgabe der Reichsbank (88 9, 10 Bank. v. 14. März 1875) 
durch § 1 des Gei. betr. die Anderung des Bank. v. 4. Aug. 
1914 außer Kraft geſetzt. Durch dieſe Geſetzgebung wurde eine 
nahezu unbegrenzte Erweiterung der Notenausgabe zur Dek⸗ 
kung des für die Kriegsausgaben benötigten Geldbedarfs er⸗ 
möglicht (vgl. Michaelis, Aufwertungsrecht, Einleitung 
S. 4 unten; Neufeld, Das Bankgeſetz 1925 S. X unten; 
Koch⸗Schacht, Das Bankgeſetz, Einl. S. 1; Helfferich, 
Das Geld S. 206). Nach Neufeld S. XI ſeines Kommen⸗ 
tars ſoll der nicht mit Gold gedeckte Notenumlauf der Reichs⸗ 
bank am 30. Juni 1914 1,1 Milliarden Mark, dagegen am 
31. Dez. 1918 19,9 Milliarden bei einem Goldbeſtande von 
2,262 Milliarden betragen haben. 


2) JW. 1922, 1124. 


5) JW. 1925, 2007. 
d JW. 1927, 2851. 


5) JW. 1928, 102. 6) JW. 1928, 2019. 
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Für die hier zu entſcheidende Frage kommt es ſonach 
nur darauf an, ob bis zum Erlaß des Geſ. v. 9. Mai 1921 
die Vorſchriften über die Notendeckung in ihrer durch die 
Geſetzgebung v. 4. Aug. 1914 weſentlich abgemilderten Faf- 
ſung außer acht gelaſſen worden ſind. Denn für dieſe Geſetz⸗ 
gebung ſelbſt und ihre Folgen an ſich iſt das Reich dem Kl. 
gegenüber vor den ordentlichen Gerichten überhaupt nicht 
verantwortlich. Durch § 1 des Gef. betr. die Abänderung 
des Bankch. v. 9. Mai 1921 (RGBl. 177) iſt nun die Vor⸗ 
ſchrift des 8 17 Banf®. über die Dritteldeckung der im Um⸗ 
lauf befindlichen Reichsbanknoten — die, nachdem die Dar⸗ 
lehnskaſſenſcheine als Bardeckung zugelaſſen waren, ohnehin 
im weſentlichen nur noch formale Bedeutung gehabt hat (vgl. 
Neufeld XII) — bis 31. Dez. 1923 außer Kraft geſetzt wor⸗ 
den. Die Geltungsdauer dieſes Geſetzes iſt ſpäter bis 31. Dez. 
1925 verlängert worden (Art. III der VO. v. 1. Nov. 1923 
[RG Bl. II, 408). 

In der Begründung, mit der dieſes Geſ. v. 9. Mai 
1921 dem Reichstage vorgelegt worden iſt (vgl. Verhand⸗ 
lungen des Reichstags I. Wahlperiode 1920 Bd. 366 Nr. 1822 
S. 1521) wird auf das ſtetig ſteigende Mißverhältnis hin⸗ 
gewieſen zwiſchen dem Notenumlauf und der Bardeckung, die 
ſchließlich nur mühſam auf der vorgeſchriebenenen Mindeſt⸗ 
grenze habe gehalten werden können. Es heißt dann wörtlich: 
„Es iſt daher unerläßlich, mit dem ſeitherigen Deckungs⸗ 
ſyſtem zu brechen, wenn nicht der Fall eintreten ſoll, daß die 
Reichsbank lediglich mit Rückſicht auf die formalen Deckungs⸗ 
vorſchriften ihre weitere Notenausgabe einſtellen muß.“ 

In Übereinſtimmung mit dieſer amtlichen Begründung 
hat das Reich in dieſem Prozeß es als frei erfunden Be: 
zeichnet, wenn Kl. behaupte, vor dem 9. Mai 1921 ſeien die 
Notendeckungsvorſchriften nicht innegehalten worden (Bl. 67, 
72 d. A.). Der Kl. hat dieſen, zuerſt in der Berufungs⸗ 
begründung erhobenen Vorwurf jedenfalls nicht ſubſtantiiect, 
da er ſich auf die Behauptung beſchränkt hat, das gol d⸗ 
gedeckte Kontingent ſei überſchritten worden, eine Behaup⸗ 
tung, die außer acht läßt, daß ſeit 4. Aug. 1914 die Dar⸗ 
lehnskaſſenſcheine für die Dritteldeckung dem Golde gleich- 
geſtellt waren, und daß ſchon hierdurch allein eine ungeheure 
Vermehrung des Notenumlaufs bewerkſtelligt werden konnte. 

In Ermangelung ſolcher ſubſtantiierter Behauptungen 
iſt daher die Schadenserſatzklage gegen das Reich, ſoweit fie 
ſich auf die Ausgabe von Banknoten ohne die vorgeſchriebene 
Deckung gründet, von vornherein unbegründet, ſo daß ein 
Verſchulden des Reichskanzlers oder eine Amtspflichtverletzung, 
für die das Reich ſchadenserſatzpflichtig gemacht werden könnte, 
inſoweit überhaupt nicht in Frage kommt. 

Unter dieſen Umſtänden kommt es auch nicht darauf an, 
ob, wie das KG. angenommen hat, der Reichstag anläßlich 
des Geſetzes v. 9. Mai 1921 das Verhalten des Reichs⸗ 
kanzlers auf dem Gebiete der Währungspolitik ausdrücklich 
gebilligt hat und ob infolgedeſſen dem Reichskanzler die 
Unterlaſſung der Beſeitigung eines Zuſtandes, der demnächſt 
durch Geſetz gebilligt ſei, nicht als ſchuldhafte Amtspflicht⸗ 
verletzung angerechnet werden könnte. Ebenſo kann un⸗ 
erörtert bleiben, ob die von dem Kl. als verletzt bezeichneten 
Vorſchriften der 88 12—16, 25, 48, 50 des alten Bank. 
als Schutzgeſetze i. S. des 8 823 Abſ. 2 BGB. zu betrachten 
wären, oder ob, wie das KG. im Anſchluß an RG. 118, 328 
angenommen hat, es ſich inſoweit nur um Vorſchriften im 
Intereſſe des Reichs und der Allgemeinheit handelt, und ob 
es für dieſe Beurteilung erheblich ſein würde, daß es ſich in 
RG. 118, 325 um die Rechte eines Hypothekengläubigers 
gehandelt hat, hier aber die Rechte der Banknotengläubiger 
in Frage ſtehen. 

In zweiter Linie macht der Kl. geltend, daß der Reichs⸗ 
kanzler vor Inkrafttreten des Geſ. v. 9. Mai 1921 dafür habe 
ſorgen müſſen, daß die Rechte der alten Notengläubiger durch 
entſprechende Goldrücklagen ſichergeſtellt worden ſeien. Dieſen 
Vorwurf, der ſich mit dem bereits erörterten berührt, hat das 
KG. nicht beſonders erörtert. Seine Darlegungen ergeben 
aber ohne weiteres, daß es ihn für unbegründet hält. Nach 
der Rechtslage iſt ihm denn auch die Berechtigung abzu⸗ 
ſprechen. 

Iſt infolge des Mangels an ſubſtantiierten Behauptungen 
des Kl. über unzureichende Notendeckung davon auszugehen, 
daß die Deckungsvorſchriften nicht erweislich verletzt worden 
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ſind, ſo iſt nicht erſichtlich, aus welchen Rechtsvorſchriften der 
Kl. die angebliche Pflicht der Reichsbank zu Goldrücklagen zur 
Sicherung der vor dem 9. Mai 1921 entſtandenen Rechte der 
Notengläubiger herleiten will. Eine ſolche Pflicht beſtand auch 
nicht, geſchweige denn die des Reichskanzlers, für ſolche Gold⸗ 
rücklagen zu ſorgen. Denn die Vorſchrift, nach der die Reichs⸗ 
bank von der im Bankgeſetz vorgeſehenen Dritteldeckung der 
Noten geſetzlich befreit wurde, bezog ſich auf die im Um⸗ 
lauf befindlichen Noten, alſo nach dem klaren Work⸗ 
laut und Sinn des Geſetzes auf ihren geſamten Notenbeſtand, 
mithin ſowohl auf die damals bereits ausgegebenen, wie die 
ſpäter in Umlauf gelangenden Noten. 

Es kommt daher auch inſoweit eine Amtspflichtverletzung 
des Reichskanzlers überhaupt nicht in Frage. 

In letzter Linie hat das KG. den Vorwurf, es ſei bis 
zur Schaffung der neuen Noten ſtets der alte aus der Vor⸗ 
kriegszeit ſtammende Aufdruck verwendet worden, um im 
Publikum den Eindruck hervorzurufen, es erwerbe vollwertige 
Vorkriegsnoten, für unbegründet erklärt. Abgeſehen davon, 
ſo meint das KG., daß in Wahrheit kein Wertunterſchied zwi⸗ 
ſchen den einzelnen Noten beſtanden habe, ſei auch nicht er⸗ 
kennbar, worin die argliſtige Täuſchung beſtanden haben ſolle, 
DA welche der Kl. nach feiner Auffaſſung geſchädigt wor⸗ 
den ſei. 

Auch dieſe Darlegungen ſind rechtlich in keiner Weiſe zu 
beanſtanden. Richtig iſt vor allem, daß die vor, während und 
nach dem Krieg auf Mark alter Währung lautenden Noten 
nicht unter zweierlei Recht ſtehen. Sie alle ſind gleichmäßig, 
wie der erk. Sen. in RG. 114, 27 dargelegt hat, der Ent⸗ 
wertung anheimgefallen. Es iſt daher in der Tat nicht er⸗ 
ſichtlich, inwiefern der Kl. dadurch, daß nach Kriegsausbruch 
Noten mit dem Vorkriegsdatum ausgegeben ſind, in Irr⸗ 
tum verſetzt und geſchädigt ſein könnte. Wenn er meint, das 
häufige Erſcheinen der alten Tauſender ſei geeignet geweſen, 
im Publikum den Glauben hervorzurufen, als ob das Nach⸗ 
kriegsgeld wohl einmal dem Vorkriegsgeld gleichgeſtellt wer⸗ 
den könnte, ſo iſt dem entgegenzuhalten, daß i. J. 1916, als 
der Kl. ſeine Noten erwarb, von Nachkriegsgeld noch keine 
Rede war und daß damals weder das Reich noch ſonſt irgend⸗ 
wer im Verkehr anders als nach dem Grundſatz Mark- Mark 
gerechnet hat. Ob ſonach ſeine Noten, wie er behauptet, vor 
dem Kriege ausgegeben ſind, oder im Kriege, macht keinen 
Unterſchied. In welchem Irrtum er ſich daher bei ihrem Er⸗ 
werb befunden haben könnte, iſt ſonach mit Recht als nicht 
erkennbar bezeichnet worden. Ob aber andere Perſonen nach 
dem Kriege durch die Ausgabe von Noten mit Vorkriegs⸗ 
datum getäuſcht ſein könnten und welche Folgen dies hätte, 
iſt für ſeinen auf argliſtige Täuſchung geſtützten Schadens⸗ 
erſatzanſpruch unerheblich. 

Hiernach iſt der Schadenserſatzanſpruch gegen das Reich 
mit Recht abgewieſen. 

Nicht anders liegt es mit dem Schadenserſatzanſpruch 
gegen die Reichsbank (SS 826, 31, 89 BGB.). 

Deren Verſchulden erblickt der Kl. nach ſeinem Sach⸗ 
vortrage einzig und allein darin, daß das Reichsbankdirek⸗ 
torium entgegen der ihm obliegenden Verpflichtung dabei 
mitgewirkt habe, daß der zur Deckung der Vorkriegsnoten 
vorhandene und beſtimmte Goldſchatz in das Vermögen der 
neuen Reichsbank übergeführt und damit dem unmittelbaren 
Zugriff der alten Notengläubiger entzogen worden ſei. 

Dem iſt ſchon das LG. mit der Begründung entgegen⸗ 
getreten, daß ein Unterſchied der Rechtsperſönlichkeit zwiſchen 
der alten und neuen Reichsbank nicht beſtehe, da das neue 
Banf®. mit den Worten eingeleitet werde: „Für die Rechts⸗ 
verhältniſſe der durch das Bank. v. 14. März 1875 errich⸗ 
teten Reichsbank gelten fortan die nachfolgenden Beſtim⸗ 
mungen ... Es ſei daher nicht verſtändlich, inwiefern durch 
eine Überführung des Goldfchages in das Vermögen der an⸗ 
geblich neuen Reichsbank dem Kl. ein Schaden zugefügt wor⸗ 
den ſein könnte. 

Dieſe Begründung hat das KG. gebilligt und folgendes 
hinzugefügt: Wäre die Verwendung der vorhandenen Gold⸗ 
beſtände der Reichsbank zur Deckung der Reichsmarknoten 
nicht erfolgt, ſo wäre zur Deckung dieſer Noten ein Gold⸗ 
beſtand der Reichsbank überhaupt nicht vorhanden geweſen. 
Daher könne der Geſetzgeber, indem er in § 3 des neuen 
Bank. das Verhältnis der Währungen zueinander feſtgelegt 
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habe, nur an den bereits aus früherer Zeit im Beſitze der 
Reichsbank vorhandenen Goldſchatz gedacht haben, als er in 
8 28 Beſtimmungen über die Deckung der Reichsmarknoten 
getroffen habe. Die Verwendung des Goldſchatzes beruhe 
daher unmittelbar auf dem Geſetz und damit entfalle eine 
zum Schadenserſatz verpflichtende unerlaubte Handlung der 
Reichsbank. 

Was an dieſen Darlegungen rechtsirrtümlich ſein könnte, 
hat die Rev. zu begründen nicht unternommen. Es liegt auch 
kein Rechtsirrtum vor. Insbeſ. iſt es rechtlich zutreffend, daß 
durch das neue Bank. nicht eine neue Zentralnotenbank 
mit einer von der alten Reichsbank verſchiedenen Rechts⸗ 
perſönlichkeit errichtet worden iſt. Die Rechtslage iſt alſo 
die, daß zwiſchen der alten und der reorganiſierten neuen 
Reichsbank Identität beſteht (Neufeld a 1,2 vor Se): 
Sofern der Kl. aber geltend machen will, daß der Goldſchatz 
zur Deckung der neuen Reichsmarknoten nicht habe verwendet 
werden dürfen, ſo iſt das irrig. Denn dem ſteht der § 28 
des neuen Banf®. entgegen, der von der Deckung der Reichs⸗ 
marknoten handelt, die nicht anders als aus dem geſamten 
Vermögensbeſtand der Reichsbank erfolgen kann, und die 
daher zufolge des Identitätsverhältniſſes zwiſchen alter und 
neuer Reichsbank auch aus dem Goldſchatz, ſoweit er ſchon 
vorhanden war, bereit zu halten iſt, wie denn dieſer Gold⸗ 
ſchatz in gleicher Weiſe nach $ 49 zur Deckung der alten 
Banknoten dient, für die, ſolange die bisherigen Noten nicht 
zurückgezogen ſind, die gleichen Deckungsvorſchriften gelten, 
wobei eine Billion Mark bisheriger Ausgabe = 1 gilt. 
Die Rev. ſcheitert daher ohne weiteres daran, daß die Reichs⸗ 
bank gegen den erhobenen Vorwurf und demzufolge gegen 
den daraus hergeleiteten Schadenserſatzanſpruch durch die 
Geſetzgebung des Reiches geſchützt iſt. 

(U. v. 20. Juni 1929; 510/28 IV. — Berlin.) [Ra.] 


zen, 8 15 AufwG. Behandlung des Auf⸗ 
wertungs⸗ und des Ausgleichsanſpruches in 
ſachlicher und verfahrensrechtlicher Hinſicht. f) 
Der i. J. 1926 verſtorbene Vater der Kl. G. war Eigen⸗ 
tümer eines Hauſes in Bonn; auf dieſem Hauſe ruhte eine 
vor dem Jahre 1918 begründete Darlehenshypothek von 
20000 % für Ernſt und Willy B. Dieſe Hypothek wurde im 
Januar 1923 zurückgezahlt und im März gleichen Jahres ge⸗ 
löſcht. Am 23. Juni 1923 verkaufte G. das Haus laſtenfrei 
für 75 000 % an den Bekl.; der Kaufpreis wurde bezahlt. 
Die Gläubiger der Hypothek verlangen nunmehr von den 
Erben des G., der Kl. und ihrer Schweſter Emilie G., die 
Aufwertung der perſönlichen Forderung kraft Rückwirkung, 
und zwar in Höhe von 5000 AN. Die Aufwertungsſtelle hat 
das Verfahren ausgeſetzt. Die Kl. hat daraufhin Klage er⸗ 
hoben mit dem Antrag, den Bekl. zur Zahlung von 5000 21 
mit 4% Prozeßzinſen an fie und ihre Schweſter zu Der: 
urteilen. Das LG. hat der Klage ſtattgegeben und dem⸗ 


Zu 5. Sowohl das materielle Verhältnis des Ausgleichs⸗ 
anſpruchs zum Aufwertungsanſpruch als das verfahrensmäßige Ver⸗ 
hältnis iſt Gegenſtand ſehr lebhaften Streites und ſehr erheblicher 
Bedenken geweſen. a 

Der weſentliche Geſichtspunkt für die Beurteilung des materiellen 
Verhältniſſes iſt die Bedeutung, die man einerſeits dem 8 15 AufwG., 
andererſeits dem Ausgleichsanſpruch beimißt. Die Rſpr. hat ziem⸗ 
lich einheitlich den 8 15 Aufm®. in ſeiner Bedeutung beſchränkt 
und dies durch entſprechende Ausdehnung des Ausgleichsanſpruchs 
ermöglicht. Der Ausgleichsanſpruch iſt, wie ich in JW. 1928, 181 
Anmerkung bemerkt habe, von einem von der Aufwertung ab⸗ 
hängigen Hilfsanſpruch, einem Anſpruch des Schuldners auf einen 
Beitrag zur Aufwertung, zu einem ſelbſtandigen, unmittelbar vom 
Gläubiger (nach Abtretung oder Pfändung Togo, RGG.: JW. 1928, 
886, 2849]) verfolgbaren, den Gedanken der Beitragsleiſtung an den 
Schuldner ganz aufgebenden Hauptanſpruch geworden. 

Die Entwicklung in dieſer Richtung mag für manche Fälle be 
rechtigt geweſen ſein. Sie iſt jedoch m. E. für viele andere Fälle über 
das Ziel hinausgegangen, in denen nach dem Sinn des Geſetzes die 
ſtärkere Anwendung des 8 15 Auf. berechtigt geweſen wäre. 
Dieſe iſt zugunſten des Ausgleichsanſpruchs hintan geſetzt. Ein 
Kampf gegen dieſe Entwicklung und eingehendere Darlegungen hierzu 
haben praktiſch kaum mehr erhebliche Bedeutung, da die Rechts⸗ 
verhältniſſe im weſentlichen abgewickelt ſind. In der erſten Zeit 
der Aufwertungsrechtſprechung, die den Ausgleichsanſpruch noch nicht 
Rannte oder erſt ausbildete, hat meiſtens der Glaubiger den erheb⸗ 
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entſprechend den Bekl. verurteilt. In zweiter Inſtanz hat die Kl. 
hilfsweiſe beantragt, den Bekl. zu verurteilen, daß er ſie und 
ihre Schweſter von den Aufwertungsanſprüchen der Gläubiger 
aus der Hypothek freiſtelle. Das BG. hat i. S. dieſes Hilfs⸗ 
antrags erkannt. Die Rev. des Bekl. blieb erfolglos. 

Der Bekl. beſtreitet, daß die Kl. gegen ihn einen Aus⸗ 
gleichsanſpruch wegen der gegen ſie erhobenen Aufwertungs⸗ 
anſprüche geltend machen könne; denn ſie ſei den früheren 
Hypothekgläubigern gegenüber gar nicht zur Aufwertung ver⸗ 
pflichtet, ſondern könne bei ihrer völligen Mittelloſigkeit die 
Anſprüche dieſer Gläubiger ohne weiteres durch Berufung auf 
die Härteklauſel des 8 15 AufwG. abwehren. 

Die Frage, wie es zu halten ſei, wenn jemand gutgläubig 
ein Grundſtück laſtenfrei erworben hat, das früher mit einer 
— nunmehr kraft Rückwirkung aufzuwertenden — Hypothek 
belaſtet war, iſt vom Geſetz nicht geregelt; man hat ſie ab⸗ 
ſichtlich der Rſpr. überlaffen (vgl. Mügel, A. 21, 22 zu 86, 
A. 10 zu § 15 Aufw®. und die dort wiedergegebene Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte). Ein grundlegendes Urt. darüber, in welchem 
ein Ausgleichsanſpruch des Veräußerers gegen den Erwerber 
des Grundſtücks anerkannt wurde, hat der 5. Ziv Sen. des 
RG. am 10. Febr. 1926 (RG. 112, 3291)) erlaſſen; es find 
ſeitdem noch weitere Entſch. ergangen, fo RG. 119, 1332); 120, 
2925); 121, 330%), die auch im Schrifttum keinen grundſätzlichen 
Widerſpruch erfahren haben. Schwierigkeiten hat aber nament⸗ 
lich die Frage bereitet, in welchem Verhältnis zueinander die 
beiden Anſprüche: der Aufwertungsanſpruch des früheren 
Hypothekgläubigers gegen den früheren Grundſtückseigen⸗ 
tümer und der Ausgleichsanſpruch des letzteren gegen den 
Grundſtückserwerber, ſtehen und in welcher Reihenfolge ſie 
verfahrensrechtlich zu behandeln ſind: ob zuerſt die Auf⸗ 
wertungsſtelle den erſteren oder das Prozeßgericht den letz⸗ 
teren Anſpruch feſtzuſtellen hat. Zuletzt hat ſich über die 
Frage der 5. ZivSen. in RG. 121, 330.) dahin ausgeſprochen, 
daß es Sache der Zweckmäßigkeit ſei, welche Behörde ſich 
zuerſt zu einer Entſch. entſchließe, auf die Gefahr hin, daß 
die andere Stelle einen abweichenden Standpunkt einnehme. 

Der jetzt erk. Sen. ſchließt ſich dieſer Rechtsanſchauung 
an. Die vom BG. erlaſſene Entſch. liegt ganz in der Rich⸗ 
tung des Beſchl. (RG. 121, 330 )). War danach das BG. nicht 
gehindert, eine Entſch. dem Betrage nach zu erlaſſen auf die 
Gefahr hin, daß die Aufwertungsſtelle über den Betrag anders 
entſcheide, ſo war es noch weniger gehindert, eine Entſch. zu 
erlaſſen, welche die Ausgleichspflicht des Bekl. nur grund⸗ 
ſätzlich feſtſtellt und die Feſtſetzung des Betrags der Aufwer⸗ 
tungsſtelle überläßt. Der Streitfall weiſt eine Beſonderheit 
out, die gerade hier das eingeſchlagene Verfahren als un⸗ 
bedenklich erſcheinen läßt. Das BG. ſtellt feſt, daß die Kl. 
vermögenslos iſt und daß danach ihr ſelbſt mit Rückſicht auf 
815 Aufwe keinerlei Aufwertung, alſo auch keine Zuzahlung 
zu dem vom Bell. zu leiſtenden Betrag, anzuſinnen iſt. Auf 
der anderen Seite geht das BG. erkennbar von der Annahme 


licheren Teil des Verluſtes getragen, in der ſpäteren Zeit iſt vielfach 
der Ausgleichspflichtige übermäßig herangezogen worden. 

Ebenſo wie die materielle hat die Verfahrensregelung geſchwankt. 
Ein Teil der Rſpr. ging dahin, daß zunächſt die Aufwertung Gott 
zufinden habe, dann die Prüfung im Prozeß, ob und wieweit nach 
der Höhe der Aufwertung und der ſonſtigen Sachlage ein Ausgleichs⸗ 
anſpruch beſtehe (vgl. IW. 1928, 1200, 2845 und Aufwgſpr. 
1928, 409). Andere Entſch. äußerten umgekehrt, zunächſt ſei der Aus⸗ 
gleichsanſpruch feſtzuſtellen, erſt dann über die Aufwertung, die den 
Ausgleich berückſichtigen müſſe, zu befinden JW. 1928, 889, 1444). 
Das erſte Verfahren entſprach m. E. der prinzipiellen Regelung des 
Geſetzes und der grundſätzlichen Auffaſſung des Ausgleichsanſpruchs. 
Das zweite Verfahren mochte für gewiſſe Fälle zweckmäßig ſein, 
führte jedoch bei mäßiger Betonung des Ausgleichsanſpruchs oft in 
der Praxis zu einer völligen Verlagerung der Intereſſen (vgl. JW. 
1928, 181 Anm. zu III), auch dazu, daß das Aufwertungsverfahren 
ganz unerheblich wurde und an ſeine Stelle der vom Gläubiger gegen 
den Ausgleichspflichtigen unmittelbar geführte Ausgleichsprozeß trat. 
Das RO. hat nach verſchiedenen Schwankungen in dem Beſchluß v. 
27. Juni 1928 (JW. 1928, 2845 = NO. 121, 330 ff., 335) die 
Möglichkeit beider Verfahren gebilligt, des Anſchluſſes des Aus⸗ 
gleichsverfahrens an das Aufwertungsverfahren und umgekehrt. Es 
bemerkt dort ausdrücklich, es ſei nur eine Frage der Zweck⸗ 


) JW. 1926, 1803. ) JW. 1928, 886. „) JW. 1928, 1200. 
) JW. 1928, 2845. 
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aus, daß der Bekl. nach dem für ihn günſtigen Ergebnis des 
fraglichen Grundſtückskaufs in der Lage ſei, den ganzen Be⸗ 
trag, um den es ſich höchſtenfalls bei der Aufwertung han⸗ 
deln könne, nämlich 25% von den 20000 % der Hypothek — 
abzüglich des geringfügigen Goldwerts ihrer Rückzahlung — 
zu leiſten, und daß ihm das nach den obwaltenden Umſtänden 
auch anzuſinnen ſei. Durch dieſe Eigenart des Falles werden 
hier Einſchränkungen von der Art, wie ſie Abraham: 
SW. 1928, 886 für erforderlich erachtet, entbehrlich gemacht; 
es bedarf weder einer Einſchränkung des Umfangs, in dem 
die Kl. von ihrer Aufwertungspflicht freizuſtellen iſt, noch 
einer Begrenzung des Betrags, den der Bell. leiſten ſoll. 

Das vom BG. eingeſchlagene Verfahren entſpricht auch 
ſonſt dem, was im Schrifttum als erforderlich angeſehen wird, 
um aus den durch das Ineinandergreifen des Aufwertungs⸗ 
und des Ausgleichsanſpruchs verurſachten Schwierigkeiten 
herauszukommen (vgl. v. d. Trend: JW. 1928, 2846; 
Leibholz: IRdſch. 1929, 7; Zülzer: "Sr 1928, 957). 

Die Rev. beanſtandet den Satz des BU., daß über das 
Maß der Ausgleichung hier nicht entſchieden zu werden 
brauche, weil die Entſch, nach dieſer Richtung der Auf⸗ 
wertungsſtelle obliege. Es iſt ihr zuzugeben, daß die Auf⸗ 
wertungsſtelle nicht über das Maß der Ausgleichung zu ent⸗ 
ſcheiden hat, ſondern über das der Aufwertung. Aber ſofern 
hier nicht überhaupt nur ein Schreibfehler des BU. vorliegt, 
kann es ſich nur um ein Vergreifen im Ausdruck handeln. Was 
das Gericht ſagen will, iſt klar: Die Aufwertungsſtelle hat 
über die Aufwertung zu entſcheiden und daraus ergibt ſich 
von ſelbſt die Höhe der Ausgleichung. 

Nicht zu beanſtanden iſt, daß die Kl. den Ausgleichs⸗ 
anſpruch zugleich namens ihrer Schweſter geltend gemacht hat, 
da die Schweſtern miteinander Erben des Grundſtückverkäufers 
find (82039 BGB.). Was die Wirkung der Härteklauſel 
anlangt, ſo geht das BG. erkennbar von der Annahme aus, 
daß die Verhältniſſe beider Schweſtern gleich dürftig ſind. 

(U. v. 24. Jan. 1929; 35 %% 8 IV. — Köln.) [Ka.] 


** 6. Së 518, 534 BGB. Zuwendungen, die nur 
einer ſittlichen Pflicht oder dem Anſtande ent⸗ 
ſprechen, find im Rechtsſinne Schenkungen. f) 

Die beiden Kläger ſind außereheliche Kinder von M. K. 
Dieſer ſtarb am 10. Febr. 1924 als Inhaber einer in Kl. 
unter der Firma „M. K.“ betriebenen Holzgroßhandlung 
mit Dampffſägewerk. Er hinterließ ſeine Witwe Pauline K. 
und einen minderjährigen ehelichen Sohn, Horſt K., als ge⸗ 
ſetzliche Erben. Das Geſchäft wurde von den beiden Erben 
und dem Bruder des Erblaſſers, Otto K., unter der bis⸗ 
herigen Firma als Unternehmen einer OHG. weitergeführt. 
Zur Vertretung der Geſellſchaft waren Otto und Pauline K. 
gemeinſchaftlich oder je in Gemeinſchaft mit einem Pro⸗ 
kuriſten berechtigt. 

Am 27. Aug. 1924 erklärten zu Protokoll eines Ur⸗ 
kundsbeamten der Geſchäftsſtelle (damaligen Gerichtsſchrei⸗ 
bers) des für die Kl. zuſtändigen Vormundſchaftsgerichts 
Otto und Pauline K. „als zur Vertretung berechtigte Geſell⸗ 


mäßigkeit, wie die eine oder andere Stelle (Aufwertungsſtelle 
und Prozeßgericht) vorgehen wolle, ob ſie die (im anderen Verfahren 
zu beantwortenden) Vorfragen ſelbſt behandeln wolle, auf die Ge⸗ 
fahr, daß die zur unmittelbaren (ng, zuſtändige Stelle anders 
urteile, oder ob fie deren Entſch. abwarten wolle. Dieſer Stand» 
punkt iſt auch in der oben abgedruckten Entſch. aufrecht erhalten. 

Ich perſönlich neige nach wie vor dazu, die Priorität des Auf⸗ 
wertungsverfahrens vor dem Ausgleichsverfahren zu betonen. Der 
Vorrang, der dem Ausgleichsverfahren in der Praxis vielfach ein⸗ 
geräumt worden iſt, iſt insbeſ. deshalb gefährlich, weil er zu einer 
übermäßigen Betonung des Ausgleichsgedankens geführt hat. Der 
Standpunkt des RG. iſt jedoch auch m. M. nach deshalb zutreffend, 
weil jedenfalls für manche Fälle der Vorrang des Ausgleichsanſpruchs 
gerechtfertigt iſt. Um eine ſolche Sachlage ſcheint es ſich im vorl. Fall 
zu handeln, wenn auch die Einzelheiten aus dem Tatbeſtand nicht 
vollſtändig hervorgehen. Die Entſch. läßt jedoch erſehen, daß das 
RG. den Bedenken, die gegen eine Vorausentſcheidung über den Aus⸗ 
gleichsanſpruch in vielen Fällen ſprechen, Bedeutung beimißt und 
zwar eine höhere Bedeutung, als ſie vielfach in der Praxis der 
Inſtanzgerichte angenommen worden iſt. Das geht aus der ausdrück⸗ 
lichen Bezugnahme auf die Erörterung dieſer Bedenken durch eine 
Reihe von Schriftſtellern hervor. Wirkſam werden dieſe Bedenken 
jedoch nur dann ſein, wenn die Rſpr. der Aufwertungsſtellen 8 15 
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ſchafter der Firma“: „Den beiden von Herrn P. bevormun⸗ 
deten Kindern meines verſtorbenen Bruders bzw. Ehe⸗ 
mannes M. K. ſoll von der Firma M. K. ohne Rückſicht auf 
den ſ. Z. abgeſchloſſenen Abfindungsvertrag je eine weitere 
Abfindungsſumme von 4000 GM. im ganzen alſo 8000 GM. 
gezahlt werden. Über die Bezahlung werden wir ſpäteſtens 
am 1. April 1925 Erklärungen abgeben.“ Der miterſchienene 
Vormund P. erklärte ſich damit einverſtanden. Das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht hat dieſes „Abkommen“ in Hinſicht auf die 
Kläger genehmigt. 

Die Klage richtet ſich auf Zahlung der am 27. Aug. 1924 
verſprochenen 8000 RM. Das RG. hat abgewieſen. 


Das BG. führt zur Formgültigkeit des Vertrages aus: 
Ein rechtlicher Anſpruch der Kl. gegen die OHG. habe nicht 
beſtanden, ſelbſt dann nicht, wenn die Erben von M. 
K. noch zur Zahlung von Unterhaltsbeiträgen verpflichtet 
geweſen ſein ſollten; denn das Geſellſchaftsvermögen hafte 
nicht für die perſönlichen Schulden der Geſellſchafter. Die 
Bekl. behaupte auch, beide Teile ſeien bei Abſchluß des Ver⸗ 
trags v. 27. Aug. 1924 darüber einig geweſen, daß den 
Kl. Rechtsanſprüche nicht mehr zuſtänden. Das genüge aber 
nicht, um die verſprochene Leiſtung zu einer Schenkung zu 
machen. Vielmehr ſtehe (nach der ſtändigen Rſpr. des RG.: 
RG. 94, 325; JW. 1913, 8552) das Bewußtſein auch nur 
eines der beiden Vertragſchließenden, daß der verſprochenen 
Leiſtung eine ſittliche oder Anſtandsverpflichtung zugrunde 
liege, der Annahme einer Schenkung entgegen. Es möge 
ſein, daß M. K. ſeiner rechtlichen Verpflichtung durch 
Zahlung von Abfindungsſummen Genüge getan habe; ſitt⸗ 
lich ſei er zu weiteren Leiſtungen verpflichtet geweſen, nach⸗ 
dem die gezahlten Beträge fo gut wie völlig entwertet ge⸗ 
weſen ſeien und dem vorausgeſetzten Zweck nicht mehr hät⸗ 
ten dienen können. Dieſe ſittliche Verpflichtung ſei nach ſei⸗ 
nem Tode auf ſeine Erben übergegangen. Von dieſem Ge⸗ 
danken ſei auch der Vormund der Kl. ausgegangen. Wenn 
er auch vom Vormundſchaftsgericht erfahren habe, daß ſeine 
Mündel keine Rechtsanſprüche mehr erheben könnten, ſo habe 
er doch gemeint, daß fie aus Billigkeitsrückſichten noch etwas 
erhalten müßten. Dafür habe er auch Verſtandnis auf der 
Gegenſeite gefunden. Die Geſellſchafter der OHG. M. K. 
hätten ſich moraliſch verpflichtet gefühlt, den Kl. aus dem 
Nachlaß des außerehelichen Vaters noch etwas zukommen zu 
laſſen. Daß die Verpflichtung zur Zahlung nicht von den 
Erben perſönlich, ſondern von der Firma übernommen wor⸗ 
den ſei, erkläre ſich daraus, daß der geſamte Nachlaß von 
Magnus K. in dem damals von der OHG. betriebenen Ge⸗ 
ſchäft geſteckt habe, ſo daß die moraliſche Verpflichtung, den 
Kl. den weiteren Unterhalt ſicherzuſtellen, nach Anſicht der 
Beteiligten aus dem Geſellſchaftsvermögen zu erfüllen ge⸗ 
weſen ſei. So ſei der Vertrag v. 27. Aug. 1924 zuſtandg 
gekommen. Es ſei demnach zu verneinen, daß er wegen Ver⸗ 
ſtoßes gegen die Formvorſchrift des 8 518 BGB. nichtig ſei. 

Dies Ergebnis ſteht und fällt mit dem Satz, ſchon das 
Bewußtſein einer Vertragspartei, daß der verſprochenen Lei⸗ 
ſtung eine ſittliche oder Anſtandsverpflichtung zugrunde liege, 


Aufio®. auch in den Fällen, in denen ein Ausgleichsanſpruch be⸗ 
ſteht, ſtärker berückſichtigt, als dies ſeither vielfach in der Praxis 
der Fall geweſen iſt. 

RA. Dr. Hugo Emmerich, Frankfurt a. M. 


Zu 6. Man kann zweifeln, ob das Erkenntnis unſerem ſitt⸗ 
lichen Empfinden voll entſpricht — rechtlich iſt m. E. nichts da⸗ 
gegen zu jagen. Denn indem das BGB. in 8 534 Schenkungen zur 
Erfüllung einer ſittlichen Pflicht nur von gewiſſen Sonderregeln 
des Schenkrechts entbindet, gibt es dadurch genügend deutlich zu er⸗ 
kennen, daß es ſich dabei grundſätzlich um Schenkungen handelt, 
die dem Schenkrecht folgerecht inſoweit unterliegen, als die Sonder⸗ 
vorſchrift des § 534 nicht reicht. Alſo find ſolche Sittlichkeits⸗ 
ſchenkungen, wenn bloß verſprochen, insbeſ. auch dem Formzwang 
aus 8 518 unterworfen (jo auch mein Kommentar zu 8534 Ziff. 2 b 
Abſ. 2 und Rümelin: ArchgivPr. 97,303). Das im Abk. v. 27. Aug. 
1924 gebrauchte Wort „Abfindungsſumme“ ſpricht nicht dagegen, da 
ſich daraus nicht ergibt, daß die Parteien von der Vorſtellung einer 
angeblich vorhandenen klagbaren Pflicht ausgegangen waren. Es 
wird alſo dadurch dem Erfordernis des 8 516 nicht widerſprochen. 
Dies um ſo weniger, da irgendein ſonſtiger Rechtsgrund für das 
damals abgegebene Verſprechen ſich nicht ausfindig machen läßt. 

Geh. IR. Prof. Dr. P. Oertmann, Göttingen. 
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hindere die Annahme einer Schenkung. Daß ein ſolcher Satz 
in der Rſpr. des RG. feſtſtehe, trifft nicht zu. In den Dr 
teilen VI 51/13 v. 3. Mai 1913 (JW. 1913, 8552) und 
V 384/16 v. 21. April 1917 (JW. 1917, 710%) finden "më 
allerdings Bemerkungen ſolchen Sinnes. In beiden Fällen 
beruht aber die Entſcheidung nicht auf jener Auffaſſung. In 
dem Urteil VII 329/18 v. 7. Febr. 1919 iſt ihre Richtigkeit 
dahingeſtellt gelaſſen (RG. 94, 325 Abi. 2) und in dem 
Urteil IV 200/22 v. 22. Febr. 1923 (RGaͤKomm., 6. Aufl., 
§ 516 Anm. 4 S. 124) iſt im Gegenteil ausgeführt: Seien 
die Vertragsparteien darüber einig geweſen, daß das Lei⸗ 
ſtungsverſprechen einer ſittlichen oder Anſtandspflicht ent⸗ 
ſprochen habe, ſo ſchließe das die Einigung über ſeine Un⸗ 
entgeltlichkeit in ſich. Die aus einem ſolchen Grunde ge⸗ 
machten Zuwendungen ſeien als unentgeltliche gewollt, weil 
ſie nicht um einer Gegenleiſtung willen gemacht ſeien. Ihr 
Schenkungscharakter jet in § 534 BGB. anerkannt. An 
dieſem Standpunkt iſt feſtzuhalten. Der 8516 BGB. er 
fordert zum Begriff der Schenkung außer einer Zuwendung, 
durch die jemand aus ſeinem Vermögen einen anderen be⸗ 
reichert, die Einigung beider Teile darüber, daß die Zu⸗ 
wendung unentgeltlich erfolge. Unentgeltlich iſt eine Zu⸗ 
wendung, der nach dem Inhalte des Rechtsgeſchäfts keine 
Gegenleiſtung gegenüberſteht. Eine Zuwendung, die durch 
Erfüllung einer Schuld oder durch Hingabe an Erfüllungs⸗ 
ſtatt geſchieht, iſt entgeltlich, weil die Befreiung von der 
Schuld einen Vermögensvorteil für den Schuldner bedeutet. 
Die Einigung über die Unentgeltlichkeit fehlt daher, wenn 
auch nur eine Partei als ihre Meinung zu erkennen gibt, 
daß auf die Zuwendung ein rechtlicher Anſpruch be⸗ 
ſtehe. Sind beide Teile darüber einig, daß der Zuwendung 
zwar keine rechtliche, wohl aber eine ſittliche oder Anſtands⸗ 
verpflichtung zugrunde liege, ſo beſteht Einigkeit nicht über 
die Entgeltlichteit, ſondern über die Unentgeltlichkeit der Zu⸗ 
wendung. Das wird vom BGB. dadurch anerkannt, daß es 
für Schenkungen und unentgeltliche Verfügungen, durch die 
einer ſittlichen Pflicht oder einer auf den Anſtand zu nehmen⸗ 
den Rückſicht entſprochen wird, gewiſſe Sondervorſchriften 
aufſtellt. Es ſchützt Schenkungen dieſer Art in dem ſchon 
angeführten § 534 gegen die Rückforderung wegen Not⸗ 
bedarfs (§ 528) und gegen den Widerruf wegen Undanks 
(8 530), zeichnet He auch auf dem Gebiete des Familienrechts 
vor Schenkungen anderer Art aus (SS 1446 Abſ. 2, 1519 
Abſ. 2, 1549, 1641, 1804) und tut das gleiche auf dem Ge⸗ 
biete des Erbrechts mit Bezug auf Schenkungen (§8 2113 
Abſ. 2, 2207, 2330) und ſonſtige unentgeltliche Verfügungen 
der in Rede ſtehenden Art (§ 2205). Dadurch wird be⸗ 
ſtätigt, daß Zuwendungen, durch die nur einer ſittlichen 
Pflicht oder einer auf den Anſtand zu nehmenden Rückſicht 
entſprochen wird, im Rechtsſinne unentgeltlich und deshalb 
bei vorhandener Einigung über eine ſolche Zweckbeſtimmung 
Schenkungen find und als ſocche, ſoweit nicht die Sonder⸗ 
vorſchriften eingreifen, den für Schenkungen im allgemeinen 
geltenden Vorſchriften und demgemäß, wenn es ſich um ein 
Schenkungsverſprechen handelt, auch der Formvorſchrift des 
§ 518 unterliegen. 

Für den vorliegenden Fall geht das BG. ohne Rechts⸗ 
irrtum davon aus, daß ein rechtlicher Anſpruch der Kl. gegen 
die IHG. M. K. auch dann nicht beſtanden habe, wenn 
die Erben des früheren Firmeninhabers trotz der von dieſem 
auf Grund von Abfindungsvergleichen (§ 1714 Abſ. 1 BGB.) 
bewirkten Kapitalzahlungen noch zur Zahlung von Unter⸗ 
haltsbeiträgen verpflichtet geweſen ſein ſollten. Daß die am 
Abkommen v. 27. Aug. 1924 Beteiligten oder auch nur einer 
von ihnen an das Beſtehen eines Rechtsanſpruchs in der 
Richtung gegen die OHG. oder auch nur gegen die Erben 
von M. K. geglaubt habe, ſtellt das BG. nicht feſt. Es 
nimmt vielmehr an, daß die Geſellſchafter der OHG. ſich im 
Einverſtändnis mit dem Vormund der Kl. nur moraliſch ver⸗ 
pflichtet gefühlt hätten, den Kl. aus dem den Nachlaß ihres 
außerehelichen Vaters umfaſſenden Geſellſchaftsvermögen noch 
etwas zuzuwenden, und daß ſie zur Erfüllung beier morali⸗ 
ſchen Verpflichtung das Zahlungsverſprechen abgegeben hät⸗ 
ten. Dieſe tatſächliche Beurteilung des Falles iſt für das 
Zen, maßgebend. Sie läßt, wie oben dargelegt, das Ab⸗ 
kommen v. 27. Aug. 1924 als einen Vertrag erſcheinen, durch 
den eine Leiſtung ſchenkweiſe verſprochen worden iſt. 


Die für einen ſolchen Vertrag nach $ 518 BGB. erforderliche 
Form gerichtlicher oder notarieller Beurkundung iſt nicht 
gewahrt. Die daraus folgende Nichtigkeit des Vertrags nötigt 
zur Aberkennung des auf ihn gegründeten Klageanſpruchs. 
(U. v. 30. Sept. 1929; 809,28 IV. — Jena.) [Ka.] 


7. 88 157, 242, 652 BGB. Beteiligung an der 
Bermittlungstätigfeir eines Anderen und nach⸗ 
trägliches Verſprechen eines Entgelts bedeutet 
nicht den Abſchluß eines Maklervertrages; der 
Zahlungsanſpruch bedarf nicht der Voraus⸗ 
ſetzung einer Maklertätigkeit. Nachträgliches 
Verſprechen keine Schenkung. 

Dem Bekl., der bei der Sanierung einer Bergwerks⸗ 
geſellſchaft durch einen amerikaniſchen Konzern mitgewirkt hat, 
ſteht nach Anſicht des Kl. ein Proviſionsanſpruch in Höhe 
von 840 000 AM gegen die ſanierte Geſellſchaft zu, auf den er 
nach der weiteren Behauptung des Kl. bereits 30000 20 
erhalten hat. 

Der Kl. behauptet weiter, er habe dem Bekl. nicht nur 
die Gelegenheit zum Abſchluß des Maklervertrages über die 
Kreditbeſchaffung verſchafft, ſondern ihn auch mit wertvollen 
Hinweiſen und Ratſchlägen für deſſen Verhandlungen zur 
Seite geſtanden. Hierfür habe ihm der Bekl. eine der Höhe 
nach nicht beſtimmte Beteiligung an der Proviſion zugeſichert. 
Der Kl. verlangt daher vorläufig /½% der dem Bekl. feiner 
Anſicht nach zuſtehenden Proviſion, eventuell Feſtſtellung der 
Verpflichtung des Bekl., ihm aus den dem Bekl. für die Ver⸗ 
mittlung der Sanierung zufließenden Beträgen mindeſtens 
½ % zu zahlen. 

Beide Vorinſtanzen haben nach dem Feſtſtellungsantrage 
erkannt; die Rev. des Bekl. iſt zurückgewieſen. 

Das BG. fieht das behauptete Verſprechen als erwieſen 
an. Es nimmt auch an, daß es ſich bei dieſer Zuſage ent⸗ 
gegen dem Einwande des Bekl. keineswegs um eine ſchenk⸗ 
weiſe, ſondern um eine in verpflichtender Abſicht als Entgelt 
für die Mitwirkung des Kl. bei dem Kreditgeſchäft gegebene 
gehandelt hat. Das iſt nach Anſicht des BGG. ſelbſt dann an⸗ 
zunehmen, wenn die Tätigkeit des Kl., wie der Bekl. behauptet, 
nur darin beſtanden hätte, daß er früher die Bekanntſchaft 
des Bekl. mit dem Direktor des mit der Erledigung des 
Kreditbeſchaffungsgeſchäfts beauftragten Bankunternehmens der 
Kreditſucherin, vermittelt und ſo dem Bekl. ermöglicht hätte, 
ſich mit dieſem wegen Erteilung des Kreditvermittlungsauf⸗ 
trags in Verbindung zu ſetzen und den für ihn (Bekl.) wirt⸗ 
ſchaftlich wertvollen Auftrag zu erhalten. 

Das BG. ſieht aber auch als erwieſen an, daß der Kl. 
über dieſe frühere Vermittlung der Bekanntſchaft des Bekl. 
mit dem Bankdirektor hinaus dem Bekl. bei der Kreditver⸗ 
mittlung ſelbſt Dienſte geleiſtet hat. Die Frage, ob dieſe Tä⸗ 
tigkeit des Kl. entſprechend ſeiner Angabe ſo weit gegangen 
iſt, daß er dem Bekl. den Namen der Kreditſucherin erſt ge⸗ 
nannt und ihm damit überhaupt erſt die gewinnbringende 
Kreditvermittlung ermöglicht hat, läßt das BG. ausdrücklich 
dahingeſtellt, weil der Kl. ſich im vorliegenden Rechtsſtreit mit 
der Forderung einer Beteiligung von nur 0% der Proviſion 
des Bekl. begnüge, während er in jenem Falle eine höhere 
Vergütung zu beanſpruchen berechtigt wäre. Jedenfalls habe 
er, wie auf Grund der Ausſagen der Zeugen als erwieſen an⸗ 
zuſehen ſei, der Kreditbeſchaffungsangelegenheit mit Zuſtim⸗ 
mung des Bekl. einen Teil ſeiner Zeit gewidmet. 

Das BG. ſieht den Klageanſpruch, und zwar den hilfs⸗ 
weiſe erhobenen Feſtſtellungsanſpruch auch der Höhe nach als 
begründet an, indem es auf den Wortlaut der Zuſage des 
Bekl. — „Beteiligung“ an der Proviſion — verweist und 
daraus entnimmt, daß unter einer angemeſſenen Beteiligung 
nach dem Willen des Bekl. nicht wohl ein niedrigerer Betrag, 
als der in Höhe von ½0% feiner eigenen künftigen Provoſion 
verſtanden werden könne. 

Dieſe Begründung des BG. wird von der Rev. mit Un⸗ 
recht angefochten. Der Kl. ſtand zum Bekl. in dem Verhältnis 
eines Untermäklers zum Mäkler. Der Vertrag zwiſchen einem 
Untermäkler und einem Mäkler iſt aber kein Mäklervertrag 
entgegen der Anſicht der Rev. Rechtsirrig iſt deshalb die 
von ihr in erſter Linie erhobene Rüge, es fehle an einer Feſt⸗ 
ſtellung des BG., daß die Tätigkeit des Kl. in dem Nachweis 
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der Gelegenheit zum Abſchluß eines Vertrages oder in der 
Vermittlung eines ſolchen beſtanden habe. Hierfür genüge 
auch die Feſtſtellung des BG., der Kl. habe dem Bekl. auch 
bei der Kreditvermittlung ſelbſt Dienſte geleiſtet, deshalb nicht, 
weil ſie nicht erkennen laſſe, daß die Vermittlungstätigkeit des 
Kl. urſächlich für den Kreditvermittlungsvertrag zwiſchen 
dem Bekl. und der Kreditſucherin geweſen ſei. Demgegenüber 
iſt zu bemerken: Der Untermäkler ſoll nicht Mäklerlohn er⸗ 
halten für den Nachweis der Gelegenheit zum Abſchluß eines 
Vertrages oder für die Vermittlung eines Vertrages. Ihm iſt 
vielmehr vom Mäkler Vergütung verſprochen dafür, daß 
er ihm (dem Mäkler) Hilfe leiſtet, auf Grund deren dieſer 
dem Geſchäftsherrn die Gelegenheit nachweiſen oder den Ab⸗ 
ſchluß vermitteln kann (8 652 BGB.; RG. 88, ff. 1), 3 und 
Ernſt Heymann: Ehrenbergs Handbuch 5, 461ff., 
472). Es handelt ſich alſo um einen Hilfsvertrag zur Er⸗ 
reichung der Ziele des Hauptmäklervertrages. Dieſe Ver⸗ 
tragsart iſt im BGB. nicht geregelt. Es handelt ſich um 
einen Vertrag eigener Art. Denn der Untermäkler ſteht auch 
nicht in einem Dienſtverhältnis zu dem Mälkler, er ſteht ihm 
auch nicht gegenüber wie der Unternehmer dem Beſteller eines 
Werkes. Denn es fehlt an einer Verpflichtung des Unter⸗ 
mäklers, in beſtimmter Weiſe tätig zu werden oder einen be⸗ 
ſtimmten Erfolg durch feine Tätigkeit herbeizuführen (vgl. 
zit. RG. 88, Iff., 3). 

Eine gewiſſe rechtliche Beſonderheit erhält der vorliegende 
Fall aber inſofern, als es ſich hier um die nachträgliche 
Zuſage einer Vergütung für bereits geleiſtete Dienſte 
handelt. Zwar ſpielt die Frage, ob im Falle einer nachträg⸗ 
lichen Vergütungszuſage noch ein Dienſtvertrag i. S. der 
ss 611 ff. BGB. in Betracht kommt, hier keine Rolle. Denn 
wie für jeden Vertrag gilt auch für dieſen, daß er nach dem 
Grundſatz der BS 157 und 242 BGB. ausgelegt und erfüllt 
werden muß. Auch für geleiſtete Dienſte kann unbedenk⸗ 
lich eine Vergütung rechtswirkſam verſprochen werden (vgl. 
die unten zit. Urt. des RG.). Die Vertragsfreiheit im Rah⸗ 
men der allgemeinen Beſtimmungen des BGB. iſt nicht auf 
die im BGB. benannten Verträge beſchränkt. Nun könnte 
es ſich bei der Zuſage einer Zuwendung für geleiſtete 
Dienſte entweder um eine belohnende Schenkung oder um die 
Eingehung einer Verpflichtung handeln aus dem Gefühl her⸗ 
aus, daß man die geleiſteten Dienſte zu bezahlen habe (RG.: 
JW. 1919, 3785). Die Frage, welcher der beiden Fälle je⸗ 
weilig gegeben iſt, hängt ganz von den Umſtänden des ein⸗ 
zelnen Falles ab. In den zahlreichen Urt. des RG., die ſich 
mit der Zahlung einer Vergütung für bereits geleiſtete 
Dienſte beſchäftigen (z. B. RG. 72, 1912); 74, 141; 75, 
3278); 94, 159 und 322; JW. 1911, 9418; 1917, 1035, 
7107), wird dieſe Vergütung teils ſchon deshalb für ent⸗ 
geltlich erklärt, weil die Vertragſchließenden es ſo auffaſſen, 
teils wird aus ſolchem Grunde wenigſtens die Einigung über 
die Unentgeltlichkeit verneint. Näher läge eine andere Ve⸗ 
gründung, die davon ausgeht, daß es im Leben nichts 
Seltenes iſt, daß Dienſte zunächſt unentgeltlich, aber doch in 
der erkennbar gemachten oder als ſelbſtverſtändlich zu unter⸗ 
ſtellenden Abſicht geleiſtet werden, daß unter beſtimmten Um⸗ 
ſtänden ein Lohn dafür gezahlt werden ſoll. Es handelt ſich 
dann um vorweggenommene Erfüllungshandlungen auf einen 
abzuſchließenden entgeltlichen Vertrag; durch die nachträgliche 
Entlohnung kommt der Vertrag zuſtande (vgl. RGRKomm., 
Note 5 zu § 516 BGB.). Hieraus ergäbe ſich dann die Ab⸗ 
grenzung dieſer Fälle von denen der belohnenden Schenkung. 
Bei der einen wie bei der anderen Begründung hängt alles 
allein von den Umſtänden des Falles ab. Die Rev. rügt, das 
BG. begnüge ſich mit der Angabe, in der Zuſage des Bekl. 
habe es ſich um „ein Verſprechen im Rahmen einer rein 
geſchäftlichen Angelegenheit“ gehandelt; hiermit ſei es dem 
Vorbringen des Bekl. nicht gerecht geworden. Die Rüge iſt 
unbegründet. Das BG. prüft den Einwand des Bekl., daß es 
ſich nur um eine ſchenkungsweiſe gegebene Zuſage ſeinerſeits 
gehandelt habe, eingehend. Es gelangt aber zu dem Ergebnis, 
daß, ſelbſt wenn die Tätigkeit des Kl. ſich darin erſchöpft 
haben ſollte, daß er den Bekl. mit dem mit der Erledigung 
der Kreditbeſchaffungsangelegenheit beauftragten Bankdirektor 
der Kreditſucherin vor längerer Zeit bekannt gemacht hatte, 
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dieſer Umſtand für den Bekl. ausreichend erſchien, dem Kl. 
eine Vergütung zuzuſagen. Denn dieſe Leiſtung des letzteren 
habe ſich inſofern als wirtſchaftlich wertvoll für den Bekl. 
erwieſen, als ihm infolge dieſer durch den Kl. vermittelten 
Bekanntſchaft mit dem Bankdirektor erſt die Möglichkeit ge⸗ 
geben war, den Kreditvermittlungsauftrag von der kredit⸗ 
ſuchenden Bergwerksgeſellſchaft zu erhalten. Das BG. über⸗ 
ſieht bei ſeiner Stellungnahme auch keineswegs, daß die 
Parteien geſellſchaftlich miteinander verkehrten, ein Umſtand, 
auf den die Rev. hinweiſt; es nimmt aber eben an, daß es 
ſich trotzdem um eine rein geſchäftliche Angelegenheit zwi⸗ 
ſchen ihnen handelte, und daß daher auch die vom Bekl. dem 
Kl. gegebene Zuſage der Beteiligung des letzteren an ſeiner 
— des Bekl. — künftigen Proviſion rein geſchäftlichen Cha⸗ 
rakter beſaß. 

Dieſe Würdigung des BG. liegt ganz auf tatſächlichem 
Gebiet. Durch ſie iſt die Möglichkeit, daß hier der Fall einer 
belohnenden Schenkung vorliege, die rechtlich aber auch eine 
Schenkung iſt und daher die Einigkeit der Beteiligten über 
die Unentgeltlichkeit der Zuwendung erfordert, beſeitigt. Es 
kann alſo — unter Zugrundelegung der in den oben aufge⸗ 
führten zahlreichen Entſch. des RG. vertretenen Begründung 
— nach der Feſtſtellung des BG. keine Rede davon ſein, 
daß der vom Kl. geleiſtete Dienſt nur „als Beweggrund auf 
den Bekl. gewirkt und in ihm ein Dankgefühl erweckt hätte, 
dem er durch eine freie Gabe Genüge leiſten wollte und daß 
die Zuſage der Gewährung der Gabe vom Kl. in demſelben 
Sinne angenommen ſein ſollte“, vgl. die erwähnte Entſch. 
des RG. in NG. 94, 324: ZW. 1919, 3785, auf die ſich 
die Rev. ausführlich bezieht. Nur in ſolchem Falle aber lägen 
die Vorausſetzungen für eine ſchenkungsweiſe gegebene Zu⸗ 
ſage des Bekl. vor. Mit Rückſicht auf die Feſtſtellung des 
BG., daß die Parteien das Verſprechen des Bekl. als Er⸗ 
klärung in einer rein geſchäftlichen Angelegenheit angeſehen 
haben, kommt es auf die geſetzliche Vermutung des 8 344 
HGB., deſſen Anwendbarkeit die Rev. in Zweifel zieht, weil 
der Kl. als Vorſtand einer AktG. nicht Kaufmann ſei, nicht 
an. Im übrigen würde auch weniger die Vorſchrift des 8 344 
a. a. O. als die des § 354 a. a. E in Betracht kommen. 

(U. v. 11. Okt. 1929; 54/29 II. — Berlin.) [Ku.] 


8. 83 Unl WG. Ein Oſterreicher, der in 
feinem Heimatſtaat die Befähigung zum Rechts⸗ 
anwaltsberuf erworben, aber nicht in die Liſte 
der Rechtsanwälte eingetragen iſt, begeht un⸗ 
lauteren Wettbewerb, wenn er ſich in Deutſch⸗ 
land als öſterreichiſcher Rechtsanwalt br: 
zeichnet. H 

Das BG. erblickt mit Recht in der Ankündigung des 
Bekl., er ſei „öſterreichiſcher RA.“, er habe ein „deutſch⸗ 
öſterreichiſches Rechtsanwaltsbüro“, einen Verſtoß gegen 8 3 
Unl WG., denn der Bekl. macht damit unrichtige Angaben über 
ſeine geſchäftlichen Verhältniſſe und ſeine gewerblichen Lei⸗ 
ſtungen, die den Anſchein eines beſonders günſtigen Angebots 
enthalten. Was die Rev. dagegen vorbringt, iſt entweder un⸗ 


Zu 8. Die Entf. liegt in der Linie, deren Ausgangspunkt 
der Prozeß des Berliner Anwaltvereins gegen einen „Steueranwalt“ 
und das Urt. des RG. v. 4. Juni 1920 (JW. 1920, 7787) bildete. 
Die Rechtſprechung und Literatur zu den einſchlägigen Fragen finden 
ſich bei Friedlaender, RAO ., Allg. Einl., Fußnote 31 und 24 a 
(hierzu auch v. Scanzoni: ZW. 1929, 31518). Die vorliegende 
Entſch. gewinnt aber noch beſondere Bedeutung dadurch, daß fie 
international⸗ rechtliche Fragen berührt und zum Nachdenken 
über andere Fragen des zwiſchenſtaatlichen Rechts anregt. 

Daß nicht jedermann, der im Auslande die Fähigkeit zur 
Rechtsanwaltſchaft erlangt hat und gegen den dort keine perſönlichen 
Verſagungsgründe vorliegen, ſich in Deutſchland als Rechtsanwalt 
bezeichnen darf, iſt klar. Er darf es ja nicht einmal, wenn in 
Deutſchland dieſe Vorausſetzungen erfüllt ſind. Denn es kommt 
zunächſt darauf an, ob er Rechtsanwalt tft (d. h. wenn es ſich um 
einen deutſchen Anwalt handelt; ob er in die Lifte nach 8 20 RAD. 
eingetragen wurde); nur dann unterſteht er der Ehrengerichtsbar⸗ 
keit und den ſonſtigen Bindungen, die das Geſetz vorſchreibt. Die 
Vortäuſchung einer ſolchen Stellung gegenüber dem rechtſuchenden 
Publikum begründet den Vorwurf des unlauteren Wettbewerbs. Die 
Bezeichnung „öſterreichiſcher Rechtsanwalt“ erweckt beim deutſchen 
Publikum die Vorſtellung, als ob der Betreffende in Oſterreich Rechts⸗ 
anwalt ſei, alſo den dortigen Standesregeln und der dortigen 
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erheblich oder unzutreffend. Unrichtig iſt insbeſ. die Annahme 
der Rev., daß jeder Menſch, der die Befähigung zum Rechts⸗ 
anwaltsberuf in ſeinem Heimatsſtaat erlangt habe, ſich im 
Auslande als RA. bezeichnen dürfe, falls nicht Tatſachen vor⸗ 
liegen, aus denen er — beſonders wegen perſönlicher Verhält⸗ 
niſſe — von der Zulaſſung im Heimatsſtaat ausgeſchloſſen 
wäre. Ein ſolches Recht beſteht nicht, kann insbeſ. keinem 
Ausländer für ſeine Betätigung im Deutſchen Reich zuerkannt 
werden. Denn es kommt darauf an, daß der RA. nicht nur 
eine gewiſſe juriſtiſche Vorbildung beſitzen muß, ſondern daß 
durch die beſtehende Bindung des RA. an Gebührenvorſchriften 
und an die Ehrengerichtsbarkeit für das rechtſuchende Pu⸗ 
blikum eine Sicherheit geſchaffen iſt, die bei Perſonen, die nicht 
als RA. eingetragen ſind, aber fremde Rechtsangelegen⸗ 
heiten gewerbsmäßig beſorgen, vollkommen wegfällt. Inſofern 
iſt ausweislich der Auskunft der Wiener Rechtsanwaltskammer 
v. 19. April 1927 die Rechtslage in Oſterreich gleich der im 
Deutſchen Reich. Der Bekl., der niemals in Hſterreich als RA. 
eingetragen war, erweckt durch die Bezeichnung als öſter⸗ 
reichiſcher RA. den Anſchein, als ob er von ſeinem Heimats⸗ 
ſtaat das Recht auf dieſe Bezeichnung erlangt habe (was eine 
gewiſſe Garantie bedeutet) und gegenwärtig noch beſitze. 

Ebenſo bedenklich iſt die Bezeichnung „deutſch⸗öſter⸗ 
reichiſches Rechtsanwaltsbüro“; denn ein ſolches Büro kann 
nach dem gewöhnlichen Sprachgebrauch nur ein RA. oder eine 
Mehrheit von RA. haben. Dem Publikum wird alſo, wie 
das BG. ohne Rechtsirrtum feſtſtellt, fälſchlich mitgeteilt, daß 
hier ein RA. tätig ſei, der vor deutſchen und öſterreichiſchen 
Gerichten in gleicher Weiſe fremde Rechtsangelegenheiten be⸗ 
arbeiten dürfe. 

Die Rev. rügt völlig mit Unrecht, daß dieſe Bewertung 
der Wirkung auf das Publikum nicht einer Erfahrung ent⸗ 
ſpreche, nicht feſtgeſtellt und nicht feſtſtellbar ſei. Indeſſen hat 
das KG. mit ſeinen Ausführungen über die Wirkung der be⸗ 
anſtandeten Bezeichnungen auf das Publikum nur die all⸗ 
gemeine Lebenserfahrung ſprechen laſſen, die allerdings keines 
Beweiſes bedarf. 


U. v. 27. Sept. 1929; 366/29 II. — Berlin.) [Ku.] 


9. § 9 Wbz G.; 83 UnlWG. Für die Anwen⸗ 
dung des 89 Ziff. 3 genügt nicht die gewöhnliche 
Verwechſelungsgefahr. Altruſſiſche Unter⸗ 


Standesdiſziplin unterſtehe; das Kriterium des unlauteren Wett⸗ 
bewerbs liegt daher auch hier vor. Auch die Bezeichnung „deutſch⸗ 
öſterreichiſches Rechtsanwaltsbüro“ iſt vom RG. zutreffend gewürdigt. 
Vermutlich hat der Bekl. ſich darauf berufen, daß er nicht Deutſch⸗ 
land und Hſterreich, ſondern „Deutſch⸗Oſterreich“ gemeint habe; dieſer 
Einwand wäre aber ſelbſt dann hinfällig, wenn der Bekl. tatſächlich 
als NA. in Hſterreich zugelaſſen war. Denn es kommt beim un⸗ 
lauteren Wettbewerb darauf an, wie das Publikum eine Ankündi⸗ 
gung verſtehen darf und verſteht; Deutſch⸗Oſterreich ift aber gar kein 
offizieller Ausdruck, der im Verkehr zur Anwendung käme; minde⸗ 
ſtens wäre er in hohem Grade mißverſtändlich. 

Soviel zu dem Inhalt der (End, ſelbſt. Es jet mir jedoch ge⸗ 
ſtattet, noch einige international⸗rechtliche Bemerkungen beizufügen: 

1. Daß ein im Auslande eingetragener Rechtsanwalt ſich unter 
Beibehaltung ſeiner Stellung in Deutſchland niederläßt, wird regel⸗ 
mäßig nicht möglich ſein, weil in den meiſten Ländern der Grundſatz 
der Reſidenzpflicht herrſcht. Es gibt aber auch Länder, in denen dieſer 
Grundſatz nicht gilt: dazu gehört insbeſ. England. Der engliſche 
Barriſter darf außerhalb des Landes wohnen, und er läuft nicht Ge⸗ 
fahr, deshalb gelöſcht zu werden. Läßt er id) im Ausland nieder, fo 
unterliegt er allerdings nicht mehr dem engliſchen Standesrecht und 
daher auch nicht der ſtandesrechtlichen Kontrolle (vgl. Karl Neu⸗ 
meyer: Goltd Arch. 64, 10 Fußnote 29). Es wäre daher vom 
Standpunkt des unlauteren Wettbewerbs aus nicht zuläſſig, daß ein 
in England zugelaſſener Barriſter ſich in Deutſchland niederläßt und 
hier unter der Bezeichnung „engliſcher Rechtsanwalt“ ſeinen Beruf 
ausübt bzw. den Willen zur Berufsausübung bekanntgibt. Dagegen 
iſt es unbedenklich, wenn ein deutſcher Rechtsanwalt, der zugleich 
in England als Barriſter zugelaſſen iſt (der Fall iſt nicht theoretiſch 
erſonnen) ſich in Deutſchland niederläßt und bei der Berufsausübung 
auch den Titel eines engliſchen Barriſters führt. 

2. Aus den unter 1 erwähnten Gründen darf ſich der engliſche 
Barriſter (der nicht in Deutſchland zugelaſſen ift) oder der nur in 
Nordamerika zugelaſſene Rechtsanwalt, wenn er ſich in Deutſchland 
niederläßt, erſt recht nicht ſchlechthin als Rechtsanwalt bezeichnen. 

Es gibt Länder, in denen die Rechtsanwaltſchaft ein voll⸗ 
ſtändig freies Gewerbe iſt, in denen gar keine Anforderungen an die 
Ausbildung geſtellt werden und in denen jedenfalls keine rechtlichen 


nehmungen und Unternehmungen der ſowjet⸗ 
ruſſiſchen Induſtrien. 

Die ruſſiſche Gummiinduſtrie wurde ebeuſo wie die 
übrigen Induſtrien Rußlands durch die ruſſiſche Staats⸗ 
umwälzung verſtaatlicht und im klagenden ruſſiſchen Staats⸗ 
truſt der Gummiinduſtrie, dem ſog. Reſinotruſt, vereinigt. 
In dieſen ſind auch die Werke der früheren, i. J. 1860 ge⸗ 
gründeten und in St. Petersburg anſäſſigen Geſellſchaft 
„Ruſſian⸗American⸗India⸗Rubber⸗Co. (RA IR.) Treugolnik“ 
übernommen. Die Fabrik wird jetzt unter dem Namen 
„Kraſſuy Treugolnik“ als Teil des Betriebes des Staats⸗ 
truſtes der Gummiinduſtrie weitergeführt. 

Die von der alten Treugolnik-Geſellſchaft hergeſtellten 
und in den einzelnen Ländern durch dort gegründete Ver⸗ 
kaufsgeſellſchaften vertriebenen Gummiſchuhe genoſſen wegen 
ihrer guten Beſchaffenheit einen beſonderen Ruf. Sie waren 
durch die be’annten Dreiecksmarken gekennzeichnet, die das 
Bild eines Dreiecks, meiſt mit Inſchriften in ruſſiſchen Buch⸗ 
ſtaben darſtellten. Die Inſchriften enthielten häufig eine 
Bezeichnung des Wortes Dreieck, z. B. Treugolnik, Triangel. 
In Deutſchland erfolgte der Vertrieb dieſer Gummiſchuhe 
durch die inzwiſchen erloſchene „Treugolnik, deutſche Im⸗ 
port» und Exvportgeſellſchaft m. b. H.“ in Hamburg. Von die⸗ 
ſer war eine Reihe der hier in Betracht kommenden Waren⸗ 
zeichen in den Jahren 1914, 1915 und 1921 zur Eintragung 
in die Zeichenrolle des Reichspatentamts angemeldet worden, 
deren Eintragung für ſie in den Jahren 1920 und 1922 und 
deren Umſchreibung auf die Bekl., die ehemalige Verkaufs⸗ 
geſellſchaft der alten Treugolnik⸗Geſellſchaft für Frankreich, 
am 15. Jan. 1924 erfolgte. Es handelt ſich hierbei um die 
drei Dreiecks zeichen mit Inſchriften in ruſſiſchen Buch⸗ 
ſtaben, in denen regelmäßig das Wort St. Petersburg und 
in zweien von ihnen das Wort Treugolnik enthalten iſt: 
Nr. 245 074, 245 109, 245110 und um die drei Wort⸗ 
zeichen Nr. 245075 Treugolnik, 245105 Triangela, 292 161 
Treugolnik in ruſſiſchen Buchſtaben. Für die Bekl. ſind dann 
auf ihre Anmeldungen in den Jahren 1922 und 1923 vier 
weitere Warenzeichen, von denen zwei nur das Dreieck mit 
Inſchriften und zwei das Bild des Mittelſtücks der geperlten 
Sohle eines Gummiſchuhs mit dem ausgeſparten glatten 
Dreieck und Inſchriften unter ſeiner Baſis, das eine von 
ihnen (Nr. 296 514) auch mit dem Bilde des alten ruſſiſchen 


Garantien dafür beſtehen, daß diejenigen, die den Anwaltsberuf aus⸗ 
üben dürfen, auch wirklich dem Typus „Anwalt“, wie wir ihn 
verſtehen, zugehören. Wer ſich in einem ſolchen Lande (4.8. in 
Schweden, in Finnland oder in gewiſſen Kantonen der Schweiz; 
vgl. Magnus, Die Rechtsanwaltſchaft, S. 89, 250, 256) als 
Rechtsanwalt niederläßt und dann etwa eine „Zweigniederlaſſung“ 
in Deutſchland begründet, der würde hier der Beanſtandung nach dem 
Unl WG. auch dann unterliegen, wenn er ſich „wahrheitsgemäß“ als 
ſchwediſchen oder ſchweizeriſchen Rechtsanwalt bezeichnete. Denn das 
deutſche Publikum weiß nicht, daß in jenen Ländern oder Landes⸗ 
teilen das Recht zur Ausübung der Advokatur nichts weiter iſt als 
ein Ausfluß der allgemeinen Gewerbefreiheit. 

4. Im Anſchluß an den vom RG. entſchiedenen Fall erhebt 
ſich auch die Frage, ob die zahlreichen in Berlin niedergelaſſenen 
ehemalig ruſſiſchen Anwälte ſich bei Ausübung ihres Berufes auf 
Schildern, Briefbögen uſw. als „ruſſiſche Rechtsanwälte“ bezeichnen 
dürfen. Es wird für die Beantwortung dieſer Frage darauf ankommen, 
ob das Publikum, an das ſich die Ankündigungen dieſer aus ihrer 
Heimat vertriebenen Kollegen richten, darüber orientiert iſt, daß es 
ſich nicht um aktive, in Rußland zugelaſſene, den dortigen Geſetzen 
unterſtehende Anwälte handelt. Ich kann mir vorſtellen, daß dieſe 
Tatfrage möglicherweiſe zu bejahen iſt. Jeder Zweifel kann jedoch 
beſeitigt werden, wenn die Betreffenden ſich als „ehemalige ruſſiſche 
Rechtsanwälte“ oder in ähnlicher Weiſe bezeichnen. 

5. Ich betone, daß ſich die vorſtehenden Bemerkungen nur auf 
das Gebiet des unlauteren Wettbewerbs beziehen. Durchaus verſchieden 
hiervon ſind die intereſſanten Fragen: ob und inwieweit der aus⸗ 
ländiſche und im Ausland niedergelaſſene Anwalt, wenn er Berufs⸗ 
handlungen im Inland vornimmt, bei uns als Rechtsanwalt gilt 
(im Anwaltsprozeß, im Parteiprozeß uſw.), ob er im Inland den 
polizeilichen Beſchränkungen des § 35 GewO. unterliegt, ob und in⸗ 
wieweit er überhaupt im Inland als Rechtskonſulent behandelt wer⸗ 
den kann; wie es für ihn mit der Titelführung nach § 360 Nr. 8 
StGB. ſteht, inwieweit er in Deutſchland nach den 88 300, 352, 356 
SGB. beſtraft werden kann uſw. Zu dieſen Fragen vgl. Neu⸗ 
meyer a. a. O. und in feinem Werk „Internationales Verwaltungs⸗ 
recht“ 2, 262 ff. 

RA. Dr. Friedlaender, München. 
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Doppeladlers, darſtellen — Nr. 296516, 311972, 296 514, 
305770 — und auf ihre Anmeldung nach Klagerhebung 
zwei weitere Warenzeichen Nr. 395588 und 395 589 einge⸗ 
tragen worden, von denen das erſte wieder das Dreieck mit 
Inſchrift in ruſſiſchen Buchſtaben, das zweite wieder das 
Bild des Mittelſtücks der geperlten Sohle eines Gummi⸗ 
ſchuhs mit dem ausgeſparten glatten Dreieck und Inſchriften 
in ruſſiſchen Buchſtaben zeigt. Außerdem befindet ſich in 
dieſen beiden Zeichen unter der übrigen Inſchrift der Ver⸗ 
merk „Made in Finland“, im erſten dieſer beiden Zeichen in 
etwas kleinerem Druck als die übrige Inſchrift, im zweiten 
Zeichen in ſehr viel kleinerem Druck. 

Die Bekl. hat nun Anfang 1926 ſelbſt mit der Her⸗ 
ſtellung von Gummiſchuhen in einer Fabrik in Savio bei 
Helſingfors in Finnland begonnen und vertreibt ihre Er⸗ 
zeugniſſe unter den oben angegebenen, für ſie eingetragenen 
Warenzeichen. 

Der klagende ruſſiſche Staatstruſt der Gummiinduſtrie 
hat Ende 1924 die Eintragung eines Warenzeichens, das ein 
gleichſchenkliges Dreieck mit ruſſiſchen Buchſtaben, Hammer 
und Sichel darſtellt, in die Zeichenrolle des Reichspatentamts 
beantragt. Die Eintragung dieſes Zeichens iſt jedoch auf den 
Widerſpruch der Bekl. wegen Übereinſtimmung mit den Zei⸗ 
chen Nr. 245 109 und 295516 durch Beſchluß des Reichs⸗ 
patentamts v. 21. Dez. 1924 verſagt. 

Der Kl. verlangt die Löſchung der für die Bekl. ein⸗ 
getragenen, oben genannten Warenzeichen, und zwar unter 
Verzicht auf die Sperrfriſt des SA WbzG., ſowie die Zu⸗ 
rücknahme des Widerſpruchs durch die Bekl. Er macht gel⸗ 
tend, daß der Inhalt der Zeichen den tatſächlichen Verhält⸗ 
niſſen nicht entſpreche und die Gefahr einer Täuſchung be⸗ 
gründe, da die mit ſolchen Zeichen verſehenen Waren den 
Anſchein erweckten, als ſtammten ſie aus Rußland aus der 
wegen der Güte ihrer Ware bekannten alten Treugolnik⸗ 
Fabrik in St. Petersburg, während die ſo gekennzeichneten 
Waren in Finnland hergeſtellt würden. Der Erwerb des 
Zeichenſchutzes durch die Bekl. verſtoße deshalb auch gegen 
die guten Sitten. 

Die Bekl. beſtreitet die inhaltliche Unrichtigkeit und Täu⸗ 
ſchungsgefahr der Zeichen. Ihrer Anſicht nach iſt ſie be⸗ 
rechtigt, ſich als Nachfolgerin der alten Treugolnik-Fabrik in 
St. Petersburg zu betrachten, da die Herſtellung ihrer Waren 
unter der Leitung der alten infolge des Umſturzes aus Ruß⸗ 
land geflüchteten Angeſtellten der früheren Treugolnik-Fabrik 
nach den alten Rezepten geſchehe, ſo daß die von ihr her⸗ 
geſtellten Gummiſchuhe an Güte den ehemals in St. Peters⸗ 
burg hergeſtellten gleich kämen. Da Finnland früher zu 
Rußland gehört und der gute Ruf der ruſſiſchen Gummi⸗ 
ſchuhe ſich auf das Rußland im alten Umfange bezogen habe, 
ſo ſei der Hinweis auf Rußland als Herkunftsland ihrer 
Waren berechtigt. 

Das LG. 1 Berlin hat die Klage abgewieſen, da die 
Zeichen den tatſächlichen Verhältniſſen entſprächen und keine 
Täuſchungsgefahr begründeten. Das KG. hat die Bekl. ver⸗ 
urteilt. Das RG. hat die Klage abgewieſen. 

Die Sachbefugnis des klagenden ruſſiſchen Staatstruſts 
der Gummiinduſtrie (Reſinotruſt) unterliegt keinen recht⸗ 
lichen Bedenken. Nach dem vorgelegten Material handelt es 
ſich um eine juriſtiſche Perſon ruſſiſchen Rechts. Dieſe kann, 
wenn ſie auch im Inlande keine geſchäftliche Niederlaſſung 
beſitzt, die Anſprüche geltend machen, da die Gegenſeitigkeit 
durch den deutſch⸗ruſſiſchen Vertrag v. 12. Okt. 1925 — an⸗ 
erkannt durch das deutſche Gel v. 6. Jan. 1926 (RGBl. II, 
1 ff.) — verbürgt iſt (vgl. 8 23 Abſ. 1 bam und 8 28 
Unl WG.). 

Die Klageanſprüche fügen ſich auf BO Nr. 3 ham, 
Sie wären begründet, wenn die beiden Vorausſetzungen für 
die Anwendbarkeit dieſer Geſetzesvorſchrift gegeben wären. 
Das wäre der Fall, wenn die beanſtandeten Zeichen der Be⸗ 
klagten inhaltlich unrichtig wären und deshalb für das 
deutſche Käuferpublikum die Gefahr der Täuſchung begrün⸗ 
deten. Dafür genügt nicht die gewöhnliche Verwechſelungs⸗ 
gefahr mit dem Zeichen eines anderen Betriebes (§ 20 WbzG.), 
die den Anſpruch auf Löſchung aus SO Nr. 1 WbzG. be⸗ 
gründet. „Inhalt“ des Zeichens i. S. jener Vorſchrift iſt 
vielmehr die Wertſchätzung, die der Verkehr der mit dieſem 
Zeichen verſehenen Ware wegen ihrer allgemein anerkannten 
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hervorragenden Beſchaffenheit entgegenbringt. Das Zeichen iſt 
in ſolchem Falle zu einer Qualitätsangabe geworden. Da 
deren Verwendung meiſt von ſelbſt eine Täuſchungsgefahr 
zur Folge hat, ſo fallen die beiden Tatbeſtandsmerkmale ſehr 
häufig zuſammen. Deſſen iſt ſich anſcheinend auch das BG. 
bewußt geweſen, da es nur von der inhaltlichen Unrichtig⸗ 
keit ſpricht; es iſt ſich aber nicht darüber klar geworden, daß 
dieſe auf das deutſche Käuferpublikum auch täuſchend wirken 
müſſe. Hierüber trifft das BG. überhaupt keine Feſt⸗ 
ſtellungen; ſoweit es aber über die inhaltliche Unrichtigkeit 
der beanſtandeten Zeichen Feſtſtellungen trifft, geht es von 
Vorausſetzungen aus, die den oben dargelegten zeichenrecht⸗ 
lichen Grundſätzen widerſprechen. Das BG. ſtellt feſt, daß die 
Zeichen der Bekl. in ihren charakteriſtiſchen Elementen, näm⸗ 
lich dem Wort Treugolnik und dem Dreieck in Wort und 
Bild, ſich als Hinweis auf den Geſchäftsbetrieb der alten 
Treugolnik⸗Fabrik in St. Petersburg im deutſchen Käufer⸗ 
publikum durchgeſetzt hätten und daß es ruſſiſche Gummiſchuhe 
aus dieſer Herkunftsſtätte beſonders ſchätzte. Dagegen fehlt 
es vollſtändig an der Feſtſtellung, daß das Publikum den 
Hinweis auf den neuen Betrieb des klagenden Staatstruſts 
nach der Sozialiſierung des früheren, im Privateigentum 
ſtehenden Treugolnik⸗Betriebes für einen die Güte der Ware 
garantierenden Umſtand hält und daß es deshalb über die 
vollſtändige Umwälzung der ruſſiſchen Wirtſchaftsverhältniſſe 
hinwegſieht, alſo den Hinweis auf das alte Unternehmen auf 
den neuen Betrieb fortwirken läßt. Das BG. nimmt das 
einfach als ſelbſtverſtändlich an; jedenfalls gibt es mit keinem 
Worte eine Begründung für ſeine Auffaſſung. Seine An⸗ 
nahme iſt aber ganz unzutreffend. Das deutſche Käufer⸗ 
publikum überträgt keineswegs ohne weiteres die Wert⸗ 
ſchätzung, die es einſt ruſſiſchen Induſtrieerzeugniſſen auf ge⸗ 
wiſſen Gebieten auf Grund beſonderer Vorzüge der Behand⸗ 
lung oder beſonders ſorgfältiger fachkundiger bewährter Ar⸗ 
beitsmethoden entgegengebracht hat, nach der vollſtändigen 
Umwälzung der ruſſiſchen Wirtſchaftsverhältniſſe auf die Er⸗ 
zeugniſſe der jetzigen dortigen Induſtrie. Selbſtverſtändlich 
hat hier das vom BG. herangezogene Moment, daß ruſſiſche 
Erzeugniſſe unabhängig von ihrer Beſchaffenheit möglicher⸗ 
weiſe von gewiſſen Kreiſen der Bevölkerung in Deutſchland 
wegen ihrer politiſchen Einſtellung zu dem Urſprungslande 
gekauft würden, ganz auszuſcheiden. Eine ſolche Erwägung 
hat mit der rechtlich gebotenen Betrachtungsweiſe der hier 
zu entſcheidenden Frage, ob die Vorausſetzungen des 8 9 
Nr. 3 WbzG. gegeben find oder nicht, gar nichts zu tun. 

Beſtände die alte Treugolnik⸗Fabrik noch oder wäre ſie 
nach kurzer Pauſe unter unveränderten wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſen, die den gleichen Herſtellungsprozeß nach den alten 
Rezepten und Arbeitsmethoden gewährleiſteten, wieder er⸗ 
öffnet worden, ſo wären ſelbſtverſtändlich die beanſtandeten 
Zeichen der Bekl. inhaltlich unrichtig, und ebenſo wäre die 
Täuſchungsgefahr gegeben. Aber bei der dem deutſchen 
Käuferpublikum bekannten völligen Umwälzung der ruſſiſchen 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe können die Zeichen der Bekl. 
weder für inhaltlich unrichtig noch für geeignet, eine Täu⸗ 
ſchungsgefahr beim deutſchen Publikum zu begründen, er⸗ 
achtet werden. Inhaltlich unrichtig ſind ſie nicht, weil keines 
von ihnen auf den neuen Betrieb des Kl. hinweiſt, und weil 
jedermann weiß, daß die altruſſiſchen Betriebe nicht mehr 
beſtehen, alſo auch die alte angeſehene Treugolnik-Fabrik in 
St. Petersburg nicht mehr exiſtieren kann, ſondern ſoweit 
etwa die alten Fabrikgebäude wieder zur Herſtellung von 
Waren — hier von Gummiſchuhen — verwendet werden, 
der Betrieb unter den gänzlich veränderten Verhältniſſen 
doch eben ein anderer geworden iſt. Aus den gleichen Er⸗ 
wägungen iſt aber auch eine Täuſchungsgefahr auf Grund 
der beanſtandeten Zeichen der Bekl. nicht gegeben. 

Auch die Vorausſetzungen des §8 3 UnlWG. ſind nicht 
gegeben. Eine unrichtige Herkunftsangabe läge vor, wenn 
dem Publikum durch die Zeichen von der Bekl. vorgetäuſcht 
würde, es handle ſich um Waren aus der bekannten alten 
Treugolnik⸗Fabrik. Selbſt bei einer dem Kl. günftigften Auf⸗ 
faſſung könnte man aber doch nur zu der Annahme ge⸗ 
langen, es werde der Anſchein einer Herkunft der Ware aus 
der neuen Fabrik des klagenden Gummitruſts erweckt. Daß 
darin der „Anſchein eines beſonders günſtigen Angebots“ 
zu erblicken wäre, muß nach den obigen Darlegungen ver⸗ 
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neint werden. Die Feſtſtellungen des BG. über die Güte 
der Ware und ihre ſich daraus ergebende Beliebtheit können, 
wie oben bereits betont, nur die Erzeugniſſe aus der alten 
Fabrik Treugolnik in St. Petersburg betreffen; ſoweit ſie 
ſich darüber hinaus auf die jetzigen Fabrikationsverhältniſſe 
beziehen ſollten, wären ſie, wie oben bemerkt, nicht nur ohne 
jede Unterlage, ſondern widerſprächen auch den allgemeinen 
Erfahrungstatſachen. 

Nach alledem war nicht nur der auf Löſchung ſämtlicher 
Zeichen der Bekl. gerichtete Klageanſpruch, ſondern auch der 
auf Verurteilung zur Zurücknahme des Widerſpruchs gehende 
unbegründet. Denn für letzteren entfällt mit den vorſtehen⸗ 
den Darlegungen zum erſten Klageanſpruch ohne weiteres 
die rechtliche Grundlage. 

(U. v. 15. Okt. 1929; II 86/29.) 


** 10. Art. 296, 72 VV.; Anlage zu Art. 296 88 23, 
25, 16 A b ſ. 2 VV. 

1. Mit der Anerkennung der Gutſchrift einer 
beim Gläubigerausgleichsamt angemeldeten 
und von dieſem dem Schuldausgleichsamt noti- 
fizierten Forderung durch letzteres iſt die For⸗ 
derung im Verhältnis zwiſchen Gläubiger und 
Schuldner getilgt. Daher iſt nach dieſem Zeit⸗ 
punkte und auch ſchon mit Feſtſetzung der For⸗ 
derung im Ausgleichsverfahren eine einſeitige 
Zurücknahme der erfolgten Notifikation unzu⸗ 
läſſig. Der Rechtsweg bleibt alſo ausgeſchloſſen. 

2. Das in 8 16 Abſ. 2 der Anlage zu Art. 296 
vorgeſehene Erſuchen um Entſcheidung durch die 
ordentlichen Gerichte am Wohnort des Schuld⸗ 
ners betrifft, wenn der Streit der Amter ſich 
darauf bezieht, ob das Ausgleichsverfahren 
durch Feſtſtellung der Forderung im An⸗ 
eerkenntniswege erledigt iſt, auch nur dieſen 
Streit, macht alſo den Rechtsweg für die Ver⸗ 
folgung der Forderung nicht zuläſſig. f) 

(U. v. 13. März 1929; 54/29 V. — Berlin.) 

Abgedr. JW. 1929, 159218. 


(Sch. 


Zu 10. A. Anm. RA. Dr. Karl Weidlich, ebenda. 


B. Der Fall gibt mir auf Grund meiner Erfahrungen als 
früherer langjähriger Deutſcher Staatsvertreter bei den GemSchGH. 
Anlaß zu einigen Bemerkungen: 

Sobald nach der Ratifikation des VV. das Ausgleichsverfahren 
in Gang geſetzt worden war, zeigte ſich ſofort bei den gegneriſchen 
Ausgleichsämtern das Beſtreben, die Vorausſetzungen dieſes Ver⸗ 
fahrens möglichſt auszudehnen, alſo möglichſt viele Forderungen 
dem Ausgleichsverſahren A unterwerfen. Beſonders tat ſich darin 
das Straßburger Ausgleichsamt hervor. Dieſes Beſtreben war vom 
Standpunkte der Gegnerſtaaten aus durchaus verſtändlich, denn da 
alle Markforderungen zum Vorkriegskurſe — bei Elſaß⸗Lothringen 
zum Vor⸗Waffenſtülſtandskurſe — in die Währung des Gegner⸗ 
ſtaates umzurechnen waren, ſo entging der Gläubiger einer Mark⸗ 
forderung auf dieſe Weiſe dem deutſchen Währungsverfall. Dazu 
Ram, daß als Schuldner an die Stelle des einzelnen Deutſchen 
das, wie man glaubte, zahlungsfähigere Reich trat. (Daß um⸗ 
gekehrt auch alliierte Markſchulden in die andere Währung um⸗ 
gerechnet wurden, darüber brauchte man ſich keine grauen Haare 
wachſen zu laſſen, denn ein ſich auf dieſe Weiſe etwa ergebender 
alliierter Paſſivſaldo floß ja nicht in die Taſche Deutſchlands, 
ſondern in das Danaldenfaß der Reparationen.) In dieſem Be⸗ 
ſtreben verſuchte man franzöſiſcherſeits nicht nur die Hunderte von 
Millionen franzöſiſchen Kapitals, die in langfriſtigen deutſchen 
Hypotheken angelegt waren, durch das Ausgleichsverfahren zu 
treiben, ſondern ſtellte ſogar die kühne Theorie auf, die man 
allerdings nicht in die Tat umzuſetzen gewagt hat, daß die in 
franzöſiſchem Beſitz befindlichen deutſchen Banknoten ein Schuld⸗ 
verſprechen der Reichsbank enthielten, welches durch das Aus⸗ 
gleichsverfahren zu regeln ſei. Die Entſch. der Gem SchH. und die 
ſich mit ihnen beſchäftigende Literatur zeigen zur Genüge, welche 
erbitterten Kampfe hier ausgeſochten worden ſind, mit einem für 
Deutſchland teils günſtigen, teils ungünſtigen Ausgange. Jedenfalls 
war aber das Ergebnis dieſer gegneriſchen Beſtrebungen das, daß 
zahlloſe Millionen aus dem Erlöſe des beſchlagnahmten deutſchen 
Auslandvermögens und aus deutſchen Barzahlungen zur Befrie⸗ 
digung ſolcher gegneriſcher Anſprüche verwandt worden ſind, deren 
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II. Verfahren. 

11. 88 465, 466 3 PO. — Nichterſcheinen im 

Schwurkermine vor einem ausländiſchen Ge⸗ 

richt als Eidesweigerung. Freie Auslegung 

von Prozeßhandlungen durch das Reviſions⸗ 
gericht. ) 

(U. v. 9. April 1929; 601/28 II. — Berlin.) 


Abgedr. ZW. 1929, 188312, 


[Ku.] 


Berechtigung, am Ausgleichsverfahren teilzunehmen, zum min⸗ 
deſten zweifelhaft war. 

Nunmehr aber zeigt ſich ſeit geraumer Zeit plötzlich auf fran⸗ 
zöſiſcher Seite das Veſtreben, Forderungen, die man früher ins Aus⸗ 
gleichsverfahren hineingepreßt hatte, jetzt dieſem zu entziehen. Das hat 
verſchiedene Gründe. Die erſten Anzeichen des Umſchwungs zeigten ſich 
alsbald nach Beendigung des Ruhrkrieges. Die franzöſiſche Regierung 
begann damals einzuſehen, was ſich nach dem Inkrafttreten des 
Dawesplanes beſtätigte, daß ſie von Deutſchland Barzahlungen 
aus dem Ausgleichsverfahren nicht zu erhoffen habe, und nachdem 
man jahrelang die franzöſiſchen und namentlich elſaß⸗lothringiſchen 
Gläubiger dazu aufgepeitſcht hatte, immer größere Forderungen 
im Ausgleichsverfahren zu ſtellen, wurde einem nunmehr wie dem 
Zauberlehrling Angſt vor den Geiſtern, die man gerufen hatte, 
und es begannen dieſe Leute, die man zunächſt ermuntert hatte, 
Anſprüche zu ſtellen, deren Befriedigung einem aber jetzt Kopf⸗ 
ſchmerzen machte, der Regierung politiſche Schwierigkeiten zu 
machen. Deswegen mußte man zum Rücltzuge blaſen. Die Einzel⸗ 
heiten dieſes Rückzuges gehören zu dem Intereſſanteſten, was uns 
die wirtſchaftlichen Beſtimmungen des VV. gebracht haben, ihre 
Schilderung im einzelnen würde zu weit führen und wäre auch in 
anderer Hinſicht nicht angebracht. 

Zu dieſen Gründen, die für eine Einengung des Ausgleichs⸗ 
verfahrens ſprachen, trat aber nach Inkrafttreten der deutſchen Auf⸗ 
wertungsgeſetzgebung ein wichtiger neuer hinzu. Das zeigt eine 
einfache Rechnung: Ein Elſaß⸗Lothringer, der von einem Alt 
deutſchen ein Hypothekenkapital von 100 A8 zu fordern hatte, be⸗ 
kommt dafür im Ausgleichsverfohren 81,34 Fr., alſo nach dem 
gegenwärtigen Kurſe rund 13,40 ll, in Wirklichkeit ſogar noch 
etwas weniger, weil das franzöſiſche Amt noch 5% Verwaltungs⸗ 
gebühren abzieht. Erhält er dagegen ſeine Forderung in Deutſch⸗ 
land mit dem Normalfatze von 2500 aufgewertet, jo hat er rund das 
Doppelte und das franzöſiſche Amt ſpart die entſprechenden Beträge. 

Das alles bedeutet alſo kurz zuſammengefaßt: Man hat auf 
gegneriſcher Seite Rechtsſätze aile und zum Giege geführt, 
weil man ſich von ihnen nach der damaligen Lage Vorteile ver⸗ 
ſprach, und hat jahrelang die erwarteten Vorteile gezogen. Nach⸗ 
dem ſich die Dinge nun anders entwickelt haben, als man ge⸗ 
glaubt hat, legt man die Weiche um und verbreunt heute das, 
was man geſtern angebetet hat. — 

Das alles iſt für den vom RG. entſchiedenen Einzelfall 
völlig gleichgültig, die Entſch. lag in ihm klar auf der Hand und 
konnte nicht anders ergehen als Te ergangen iſt. Aber es werden 
vielleicht andere Fälle kommen, die ſchwieriger und verwickelter 
ſind, und für ihre tatſächliche und rechtliche Würdigung kann es 
nicht gleichgültig ſein, die Motive der Gegner zu kennen. 

Senpräſ. Dr. Riedinger, Breslau. 


Zu 11. A. Anm. Striemer: JW. 1929, 2710. 


B. Dem Urteil und den Ausführungen Striemers iſt nicht 
beizutreten. Art. 15 Abſ. 1 des deutſch⸗öſterr. Rechtshilfevertrages 
v. 14. März 1924 (RGBl. 2, 57) lautet: 

„Die Gerichtsbehörde, an die das Rechtshilfeerſuchen ge⸗ 
richtet iſt, iſt verpflichtet, ihm zu entſprechen. Insbeſ. wird den 
Erſuchen deutſcher Gerichte um Abnahme von 
Parteieiden in Oſterreich, und den Exſuchen öſterreichiſcher 
Gerichte um eidliche Vernehmung einer Partei im Deutſchen 
Reich entſprochen werden, wenn die zu beeidigende Perſon nach 
dem Recht des erſuchten Staats eidesmündig iſt.“ 


Obwohl alſo das öſterr. Recht den Parteieid nicht kennt, dem 
öſterr. Gericht die Abnahme des Parteieides verboten iſt, hat es 
ihn auf Erſuchen des deutſchen Gerichts abzunehmen, ſo, als ob 
das erſuchte Gericht ein deutſches wäre. Das öſterr. Gericht iſt dann 
nur der „verlängerte Arm“ des deutſchen Gerichts; das deutſche 
Recht tritt für die Erledigung des Erſuchens an die 
Stelle des öſterr. Rechts. Tann iſt aber auch der Schluß ge: 
boten, daß beim Ausbleiben des Schwurpflichtigen die 88 465, 466 
3 PO. Anwendung finden, der Eid alſo als verweigert gilt, und der 
Schwurpflichtige in der Notfriſt die Anberaumung des neuen Ter⸗ 
mins bei dem erſuchten öſterr. Gericht zu beantragen hat. Wenn 
dieſes den Antrag ablehnt, ſo hat das deutſche Prozeßgericht erneut 
im Weg der Rechtshilfe die Anberaumung zu beanſpruchen; der 
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b) Strafſachen. 


Berichtet von Juſtizrat Dr. Drucker, Leipzig und 
Rechtsanwalt Dr. Alsberg, Berlin. 


12. Deutſch⸗belgiſcher Auslieferungsvertrag 
v. 24. Dez. 1874. 8 263 StGB. Art. 496 code péna! 
belge. Durchbrechung des völkerrechtlichen 
Grundſatzes der Spezialität der Auslieferung 
im deutſch-belgiſchen Auslieferungsvertrag. Er⸗ 
füllung des Tatbeſtands des Betruges nach deut⸗ 
ſchem und der escroquerie nach belgiſchem Recht. 

Fehl geht die Rüge, im Fall R. ſeien die Vorausſetzungen, 
unter denen der Belgiſche Staat die Auslieferung dieſes Be⸗ 
ſchwerdeführers bewilligt habe, nicht erfüllt. Ein Aus⸗ 
lieferungsdelikt, wie es die belgiſche Behörde nach dem der 
Auslieferung zugrunde liegenden Haftbefehl des deutſchen 
Unterſuchungsrichters v. 10. Sept. 1927 unterſtellt habe, liege 
nach dem erwieſenen Sachverhalt nicht vor. Jener Haftbefehl 
lege dem Beſchwerdeführer zur Laſt, er habe, um von R. die 
500 RM Darlehen herauszulocken, „den liſtigen Kunſtgriff 
angewandt, daß er jenem die Abſchrift eines ihm — dem 
Angekl. — nicht zuſtehenden Hypothekenbriefs vorlegte und eine 
notarielle Abtretungsurkunde aufnehmen ließ, die in Wirklich⸗ 
keit rechtlich bedeutungslos war“. Ebenſowenig habe — nach⸗ 
dem der belgiſche Staat in dem Betrugsfalle M. ſeine Aus⸗ 
lieferung verweigert hatte — eine Verurteilung in den Ber 


Schwurpflichtige hat alles, was ihm obliegt, getan, wenn er beim 
öſterr. Gericht jenen Antrag ſtellte. Hinſichtlch der Förmlich⸗ 
keiten der Eidesabnahme entſcheidet das öſterr. Recht, ſo betr. 
Zuziehung eines Protokollführers. Für die Wirkung der vor dem 
öſterr. Gericht ſtattgehabten Vorgänge, alſo der vor ihm abge⸗ 
gebenen Erklärungen oder des Ausbleibens des Schwurpflichtigen 
kann nur das deutſche Recht in Betracht kommen (vgl. Kann, 


Anm. 3 zu 8 467). 
RA. Dr. Eugen Joſef, Freiburg i. Br. 


C. Die vorſtehenden Ausführungen behandeln eine der ſchwie⸗ 
rigſten Fragen, die ſich bei der Anwendung des deutſch⸗öſterr. Rechts⸗ 
hilfevertrages ergeben können. Da das öſterr. Recht nur die wie 
eine Zeugenausſage zu bewertende, lediglich in beſonderen Fällen 
eidlich vorzunehmende Parteivernehmung und die deutſche ZPO. nur 
den geſtabten Parteieid kennt, ſo ſchien es fraglich, ob ein dieſe 
Beweismittel betreffendes Rechtshilfe erſuchen zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Eſterreich überhaupt ausführbar iſt. Praktiſche Er⸗ 
wägungen hatten indes die beiderſeitigen Gerichte bereits zur Zu⸗ 
laſſung ſolcher Erſuchen beſtimmt. Dieſe Praxis ſchien auch gerecht⸗ 
fertigt, da im Grundprinzip ſowohl die öſterr. Parteivernehmung 
wie der deutſche Parteieid dasſelbe Ziel verfolgen, nämlich das Wiſſen 
der Partei im Prozeß als Beweismittel zu verwerten. Deshalb hat 
man die aufgeworfene Frage im Art. 15 des Vertrages ausdrücklich 
im bejahenden Sinne klargeſtellt. Irgendwelche Beſtimmungen über 
das bei Erledigung ſolcher Erſuchen anzuwendende Recht enthält 
der Vertrag indeſſen nicht, hier können nur allgemeine Verfahrens⸗ 
grundſätze eingreifen. Der von Joſef aufgeſtellte Satz, daß das 
öſterr. Gericht bei Abnahme eines von einem deutſchen Gericht 
einer Partei auferlegten Eides nur als der verlängerte Arm des 
deutſchen Gerichts anzuſehen ſei und ſchon deshalb auf das Ver⸗ 
halten der Partei vor dem Ditert, Gericht deutſches Prozeßrecht 
insbeſ. 8 465 und ſogar 8 466 ſchlechthin anwendbar ſei, iſt nicht 
überzeugend begründet. Denn darum kommt man nicht herum, daß 
die deutſchen 0 5 nur das Verfahren vor den deutſchen 
Gerichten regeln, und daß hier der Eidestermin vor dem an die 
öſterr. Geſetze gebundenen öſterr. Gericht ſtattfindet. So gibt 
Joſef ſelbſt zu, daß ſich die Förmlichkeiten der Eidesabnahme 
nach öſterr. Rechte richten müſſen, wozu auch die anzuwendende 
Eidesformel gehört. Auf der anderen Seite iſt es ebenſo klar, 
daß die an die Eidesweigerung oder Leiſtung zu knüpfende Wir⸗ 
kung, da der Eid in einem deutſchen Prozeßverſahren auferlegt 
war, nur nach deutſchem Recht beurteilt werden kann. Die Vor⸗ 
ſchriften über die Wirkung des Ausbleibens im Eidestermin liegen 
nun allerdings in der Mitte zwiſchen bloßen Vernehmungs⸗ 
förmlichkeiten und der Wirkung der Eidesleiſtung oder Verweigerung. 
Es läßt ſich nicht verkennen, daß dieſe Vorſchriften in beiden 
Rechten durch die Vorſchriften über die Wirkung der Eidesleiſtung⸗ 
oder Verweigerung beeinflußt ſind. So iſt es nur natürlich, daß das 
deutſche Recht, das für die Bewertung der Eidesleiſtung oder Ver⸗ 
weigerung die freie Beweiswürdigung ausſchließt, auch an das 
Ausbleiben der Partei im Eidestermin eine formale Wirkung 
knüpft, während das auf entgegengeſetztem Standpunkt ſtehende 
öſterr. Recht auch für die an das Ausbleiben zu knüpfenden 
Folgen freie Beweiswürdigung eintreten läßt. Aber dieſe Er⸗ 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


trugsfällen L., B. und Ra. erfolgen dürfen, weil dieſe Ver⸗ 
gehen unter Benützung des dem Zeugen M. betrügeriſch ab⸗ 
eſchwindelten Grundſchuldbriefs verübt wurden, alſo den an 
M. begangenen Betrug zur Vorausſetzung hatten. 

Der zweite Angriff iſt offenſichtlich unbegründet. Die in 
den Fällen L., B. und Ra. erteilte Auslieferungsbewilligung 
wird durch deren Verſagung im Falle M., der übrigens mit 
jenen anderen Straftaten in keinerlei rechtlichem Zuſammen⸗ 
hange ſteht, nicht berührt. 

Bezüglich des Falles R. geht die Reviſion anſcheinend 
von dem völkerrechtlichen Grundſatz der Spezialität der Aus⸗ 
lieferung aus, wonach die ausgelieferte Perſon im Empfangs⸗ 
ſtaate keinesfalls wegen einer anderen Handlung oder auf 
Grund anderer Tatſachen, als derjenigen, wegen deren die 
Auslieferung erfolgte, zur Unterſuchung gezogen werden darf. 
Dieſer Grundſatz gilt indeſſen jedenfalls inſoweit nicht, als er 
durch zwiſchenſtaatliche Vereinbarung ausgeſchloſſen wird, und 
letzteres iſt in einer Reihe von Auslieferungsverträgen des 
Deutſchen Reichs mit anderen Staaten, namentlich durch den 
mit Belgien geſchloſſenen Auslieferungsvertrag v. 24. Dez. 
1874 (RGBl. 1875 S. 73) geſchehen. Dieſer geſtattet in 
feinem Art. VI die Verurteilung des Ausgelieferten auch 
wegen deſſen vor der Auslieferung begangenen Verbrechen 
oder Vergehen, ſofern dieſe nicht politiſcher Natur ſind oder 
mit politiſchen Straftaten in Zuſammenhang ſtehen, und ſo⸗ 
fern fie zu den in Art. I und II des Vertrags aufgezählten 


wägung allein rechtfertigt es noch nicht, die Vorſchriften über die 
Wirkung des Ausbleibens der eidespflichtigen Partei im Termin 
ebenſo zu behandeln wie die Vorſchriften über die Wirkung der 
Eidesleiſtung oder Verweigerung ſelbſt, denn immerhin handelt es 
ſich hierbei auch um Vorſchriften über das bei der Eidesabnahme 
vom vernehmenden Gericht einzuſchlagende Verfahren. Wollte man 
anders entſcheiden, fo würde z. B. wenn vor dem öſterr. Gericht 
die Partei ausbleibt, aber nach Ablauf der Friſt des § 466 ZPO. 
ſich zum Eid erbietet und das öſterr. Gericht den Eid gleichwohl noch 
abnimmt, die Eidesleiſtung für unbeachtlich halten, ein gewiß nach 
jeder Richtung hin unzweckmäßiges Ergebnis. Ebenſowenig kann 
man andererſeits die Wirkung des Ausbleibens des Eidespflichtigen 
im Termin nur nach öſterr. Recht beurteilen, eben wegen des 
inneren Zuſammenhanges, in dem ſie zu den Vorſchriften über die 
Wirkung der Eidesverweigerung ſtehen. Das wird beſonders deut⸗ 
lich, wenn man den umgekehrten Fall erwägt, daß vor dem deut⸗ 
ſchen Gericht eine auf öſterr. Erſuchen eidlich zu vernehmende 
Partei ausbleibt und ſich ohne Einhaltung der Friſt des § 466 
unſerer ZPO. zur nachträglichen Vernehmung bereit erklärt. Es 
liegt auf der Hand, daß man hier unmöglich das deutſche Prozeß⸗ 
recht anwenden und danach das Verhalten der Partei als end⸗ 
gültige Eidesverweigerung behandeln kann. Das Ergebnis kann 
ſomit nur das ſein, daß es in dieſen Fällen an einer Regelung 
dafür, wie ein Ausbleiben der eidespflichtigen Partei vor dem er⸗ 
ſuchten fremden Gericht zu beurteil 


Glatz. 


2. 85 78 ff. Gench. Eine Erhöhung des Geſchäfts⸗ 
anteils einer eingetr. Genoſſenſchaft mb H. iſt auch im 
Liquidationsſtadinm zuläſſig. }) 

Die Nier Genoſſenſchaft ſetzte den Geſchäftsanteil jedes einzel⸗ 
nen Genoſſen durch Gen VerſBeſchl. v. 5. 100 1922 auf 1000 An 
feſt. Am 17. Dez. 1923 wurde der Geſchäftsanteil nach Beendigung 
der Inflation auf 10 2.2 feſtgeſetzt und gleichzeitig beſtimmt, daß 
jeder Genoſſe für je 50 Morgen Landbeſitz einen Geſchäftsanteil 
erwerben müſſe. 

In der Gen Verſ. v. 29. Nov. 1926 wurde der Bekl. zum Mit⸗ 
glied des Aufſichtsrats der Genoſſenſchaft gewählt. Er nahm die 
Wahl an und wurde auch als Aufſichtsratsmitglied längere Zeit 
hindurch tätig. Als Genoſſe trat er der Genoſſenſchaft jedoch nicht 
bei. Die Genoſſenſchaft erhöhte ſpäter in der GenVerſ. v. 29. März 
1931 den Geſchäftsanteil, welcher in der Zwiſchenzeit ſchon einmal 
auf 200 2A erhöht worden war endgültig auf 400 RA und be- 
ſchloß daraufhin die Auflöſung der Genoſſenſchaft. Die Erhöhung 
des Geſchäftsanteiles wurde am 2. April und der Liquidations⸗ 
beſchluß am 4. April 1931 im Genoſſenſchaftsregiſter eingetragen. 

Die in Liquidation befindliche Genoſſenſchaft trägt nun vor, 
daß der Bekl. durch die Annahme der Aufſichtsratsmitgliedſchaft 
die Verpflichtung übernommen habe, Genoſſe zu werden und dem⸗ 
entſprechend auch verpflichtet ſei, für den Genoſſenſchaftsanteil von 
400 Ast einzuſtehen. Die Kl. hat beantragt, den Bekl. zur Zahlung 
von 400 %%% nebſt Zinſen zu verurteilen. Der Bekl. macht gel⸗ 
tend, daß er niemals Mitglied des Aufſichtsrats im rechtlichen 
Sinne geworden ſei, weil Mitglieder des Aufſichtsrats nur Genoſ⸗ 
ſen fein durften, er ſelbſt aber ja niemals Genoſſe geworden fei. 
Außerdem wendet er ein, daß der Geſchäftsanteil, für den er ein⸗ 
zuſtehen Bo höchſtens 1000 PM. betrage, weil die ſpäteren Er⸗ 
höhungsbeſchluſſe nichtig ſeien. Die Erhöhung auf 10 . fei 
gleichzeitig mit der Einführung des ſog. Staffeltarifs beſchloſſen 


Zu 2. 1. Vgl. zu dieſem Urt. meine Ausführu 3 
Ks 3 0 rt. meine Ausführungen zu KG. 
2. Das LG. war bei dieſer begrüßenswerten, weil den Grund⸗ 
ſätzen der nationalſozialiſtiſchen Volksgemeinſchaft über die Sicher⸗ 
ſtellung des in der kleinſten ländlichen Genoſſenſchaft eingebrachten 
Bauernvermbgens gerecht werdenden Entſch. in einer eigenartigen 
Zwangslage. Zwar war die Erhöhung des Geſchäftsanteiles am 
2. April 1931, alſo zwei Tage vor der Eintragung des Liquida⸗ 
tionsbeſchl. in das Regiſter zur Eintragung gelangt; es ſcheinen 
aber beide Beſchl. über Anteilserhöhung wie Auflöſung in der glei⸗ 
chen a 5 1 0 1931 gefaßt zu ſein. 0 

8 as Js. würde in dieſem Falle nach ſeiner ſtändigen Rſpr. 
feit 1931 (JW. 1933, 110—112 und RG. a 149) den Ethöhmngs⸗ 
beſchl. wegen Verwendung der Anteile zur Abwendung des Kon⸗ 
e e en haben. 

a Die freie Ste ung des Richters der Volksgemeinſchaft des 
Dritten Reiches rückte die wirtſchaftlichen Vorteile der Abwendung 
des Konkurſes in den Vordergrund ſeiner Entſch. und band ſich 
nicht — er entſchied in letzter Inſtanz — an die herrſchende Rechts⸗ 
meinung. . 

Wir werden im vorl. Fall dieſes Verfahren durchaus billigen, 
um ſo mehr, als § 87a GenAbcheſ. v. 18. Mai 1933 (RGBl. I, 
275) dieſe vom KG. im ſtändigen Rechtswiderſtreite mit dem RE. 
1 Wirtſchaftsauslegung geſetzgeberiſch nunmehr veran⸗ 
ert hat. 

Es ſei jedoch bei dieſem Hufarenritt eines LG. gegen die vom 
RE. feſtgelegte, für den Anwalt als Rechtsberater der Partei bin⸗ 
dende Rechtsauffaſſung auf die Gefahren hingewieſen, die eine 


worden. Ein derartiger Tarif ſein unzuläſſig, er ſei auch nicht ein⸗ 
ſtimmig beſchloſſen worden. Gem. § 139 BGB. ergreife die Nichtig⸗ 
keit dieſes Beſchl. auch den gleichzeitig gefaßten Erhöhungsbeſchl. 
Die Erhöhung des Geſchäftsanteiles auf 400 , ſei außerdem 
deshalb nichtig, weil ſie erſt während der Liquidation beſchloſſen 
worden ſei. Schließlich ſei der Klageanſpruch auch verjährt. In der 
Ber Inſt. hat der zunachſt in vollem Umfang verurteilte Bekl. neu 
geltend gemacht, daß er ſeinen Geſchäftsanteil in Höhe von 
200 , bezahlt habe. 

Als er zum Aufſichtsrat gewählt worden ſei, habe er den 
damals beſtehenden Geſchäftsanteil in Höhe von 10 % alsbald 
bezahlt. Im September oder Oktober 1930 habe er auch die feh⸗ 
lenden 190 %% bezahlt, als der Geſchäftsanteil auf 200 ,, feſt⸗ 
geſetzt worden ſei. Die ſpätere Erhöhung des Geſchäftsanteiles auf 
400 t ſei auf alle Fälle nichtig, weil dieſe Erhöhung lediglich 
vorgenommen worden ſei, um für die Liquidation notwendige Gel⸗ 
der hereinzubekommen. 

Durch die vom Bekl. nachgewieſene Zahlung des Geſchäfts⸗ 
anteils von 200 e iſt der Streit hinſichtlich der erſten 200 . 
erledigt. Zu entſcheiden war daher nur noch die Frage, ob die 
Erhöhung des Geſchäftsanteils auf 400 7% rechtswirkſam ge⸗ 
weſen iſt oder nicht. Das RG. lehnt allerdings die Erhöhung des 
Geſchäftsanteils im Liquidationsſtadium einer Genoſſenſchaft ab, 
weil dieſe nach der Natur des Geſchäftsanteils mit dem Liquida⸗ 
tionszweck unvereinbar ſei und praktiſch auf eine verbotene Zubuße 
hinauslaufe. Dieſer Standpunkt des RG., der inzwiſchen durch ge⸗ 
ſetzgeberiſche Maßnahmen v. 20. Juni 1933 überholt iſt, erſcheint 
auch nach der früheren Rechtslage nicht richtig. Die Liquidation 
dient vornehmlich der Schuldentilgung, wie dies ausdrücklich im 
§ 88 Genc. geſagt iſt. Eine Maßnahme der GenVerſ., welche auf 
die Schuldentilgung abzielt, kann daher niemals liquidations⸗ 
widrig fein. Wenn das RG. die Geſchäftsanteilserhöhung zu die⸗ 
ſem Zwecke ablehnt, weil die Einzahlungen auf den Geſchäftsan⸗ 
teil nur der Fortführung des Unternehmens dienen ſollen, ſo ver⸗ 
kennt es die Doppelnatur des aus den Einzahlungen auf den An⸗ 
teil gebildeten Guthaben. Dieſes iſt natürlich der Schaffung eines 
Betriebsvermögens gewidmet, daneben dient es aber auch den 
Gläubigern als Haftungskapital. Bei dieſer Funktion des Geſchäfts⸗ 
guthabens muß es auch zuläffig ſein, der GenVerſ. zu geſtatten, 
eine Anteilserhöhung zu dieſer Zweckbeſt. zu beſchließen. 

Aus dieſen Gründen hat das erk. Gericht in Übereinſtimmung 
mit dem KG. ſchon zu wiederholten Malen den Standpunkt ver⸗ 
treten, daß eine Erhöhung des Geſchäftsanteils auch im Liquida⸗ 
tionsſtadium zuläſſig iſt, weil allein dieſer Standpunkt den prak⸗ 
tiſchen Bedürfniſſen Rechnung trägt. Das erk. Gericht hat keine 
Veranlaſſung geſehen, von dieſem Standpunkt, der inzwiſchen durch 
die Geſetzgebung zum alleingültigen erhoben worden iſt, im vorl. 
Falle abzugehen. 

Danach iſt der Bekl., welcher durch die Annahme der Auf- 
ſichtratsmitgliedſchaft ſich verpflichtet hatte, der Genoſſenſchaft bei⸗ 
zutreten, verpflichtet, auch den erhöhten Geſchäftsanteil von 
400 Ha zu zahlen. 

(LG. Glatz, Urt. v. 2. Nov. 1933, 3 8 151/33.) 
Eingef. von RA. Dr. Mohry, Neurode i. Eulengeb. 
* 


ſolche — hier unitreitig berechtigte — Abweichung von der RÖ- 
Rſpr. dem Anwaltsſtande bringen kann. Wer von der h. M. 
abweicht — ſogar dann, wenn der Fer Sen. des RG. anders als 
der ordentliche Sen. entſchieden hat, gilt nur des letzteren Anſicht 
bei der Rechtsberatung als verbindlich — macht ſich als Anwalt 
ſchadenserſatzpflichtig ſeiner Partei gegenüber. 

Wir werden aber öfters — insbeſ. in der Frage der Sitten⸗ 
widrigkeit, wo ſich unſere Anſchauungen von denen des liberaliſti⸗ 
ſchen Zeitalters erheblich trennen — von unſeren deutſchen Rich⸗ 
tern erwarten müſſen, daß ſie ihrem Richterſchwur entſprechend im 
Dienſte der nationalſozialiſtiſchen Volksgemeinſchaft nicht erſt ab⸗ 
warten, bis das RG. ſeine frühere Meinung aufgegeben hat. 

Der Anwalt muß daher erwarten, daß auch die Beurteilung 
ſeiner Verantwortung bei Ratſchlägen, die z. B. eine Ber. im 
Gegenſatz zur bisherigen Rſpr. für ausſichtsvoll erklären, eine ſei⸗ 
ner Neueinſtellung im Dritten Reiche als Organ der Rechtspflege 
entſprechend mildere wird. 

Unvermeidlich erſcheint hierbei die Folge, daß ein den natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Staatsgrundſätzen fremd gegenüberſtehender An⸗ 
walt — was naturgemäß bei nichtariſchen oder halbdeutſchen An⸗ 
wälten wohl ſtets der Fall ſein dürfte — bei Verwertung der im 
liberaliſtiſchen Zeitalter „herrſchenden Rſpr.“ dann als erſatzpflich⸗ 
tig angeſprochen werden muß, wenn er bewußt die Belange des 
Dritten Reiches aus wirtſchaftlichen oder politiſchen Gründen aus 
dem Erwägungskreiſe ſeiner Beratungstätigkeit ausſchließt. Hier 
tritt die Bedeutung des deutſchen Anwaltes im Dritten Reiche 
deutlich in die Erſcheinung. a 

RA. und Fa A. f. VerwR. Ernſt Böttger, Berlin. 
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Glogau. 


3. S8 1, 106 Gef. zur Regelung der land wirtſchaft⸗ 
lichen Schuldverhältniſſe v. 1. Juni 1933. Das Schulden⸗ 
regelungsgeſetz findet auf landwirtſchaftliche Anlieger- 
ſiedlungsbetriebe nur inſoweit keine Anwendung, als dem 
Inhaber des Betriebes der Ankauf des Siedlungslandes 
durch einen Kredit eines gemeinnützigen Siedlungsunter⸗ 
nehmens ermöglicht worden iſt. 


Durch den angef. Beſchluß iſt der Antrag des Betriebsinhabers, 
das Entſchuldungsverfahren für ſeinen landwirtſchaftlichen Betrieb 
nach dem Geſ. v. 1. Juni 1933 zu eröffnen, abgelehnt worden mit 
der Begründung, daß der Betrieb des Antragſtellers ein landwirt⸗ 
ſchaftlicher Siedlungsbetrieb ſei, auf den das Geſ. v. 1. Juni 1933 
nach ſeinem 8 106 Abſ. 2 keine Anwendung findet. Die hiergegen 
vom Antragſteller eingelegte ſofortige Beſchwerde erſcheint gerechtfertigt. 

Der $1 NSiedl®. v. 11. Aug. 1919 ſieht vor: a) die Schaffung 
neuer Anſiedlungen (Neuſiedlung), b) die Hebung beſtehender Klein⸗ 
betriebe durch Landzulage auf höchſtens die Größe einer ſelbſtändigen 
Ackernahrung (Anliegerſiedlung). 

Bei der Stelle des Beichtvg. handelt es ſich, wie das Grundbuch 
ergibt, um einen Betrieb im Sinne obiger Ausführung zu b. Nach 
dem in der Auskunft des Kulturamtes in G. find durch § 106 Abſ. 2 
d. a. O. von der Entſchuldung in erſter Linie die Neuſiedlungs⸗ 
betriebe ausgeſchloſſen. Anliegerſiedlungsbetriebe jedoch nur dann, 
wenn für den Erwerb der Landzulage ſeitens des Kleinbeſitzers ein 
Ankaufskredit der Deutſchen Siedlungsbank gegeben worden wäre, 
was bei dem Beichtvg. nicht der Fall iſt. Das BeſchwGer. ſchließt 
ſich dieſem Standpunkt an. 

(LG. Glogau, Beſchl. v. 17. Aug. 1933, 3a T 177/33.) 


Ber. von RA. Dr. Horwath, Berlin. 


* 
Greifswald. 

4. Wird die Fortſetzung des Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahrens gemäß der AusfVoO. zu der VO. des RPräſ. über 
den landwirtſchaftlichen Vollſtreckungsſchutz v. 14. Febr. 1933 
(RG Bl. I, 64) angeordnet, ſo hat das Vollſtreckungsgericht 
von Amts wegen zu prüfen, ob eine einſtweilige Einftel- 
lung der Zwangsverſteigerung gemäß $5 VO. über Maß⸗ 
nahmen auf dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung vom 
26. Mai 1933 (RG Bl. I, 302) zu erfolgen hat. 5 

Die BeſchwF. weiſt darauf hin, daß die einſtweilige Ein- 
ſtellung von Zwangsverſteigerungsverfahren landwirtſchaftlicher Grund⸗ 
ſtücke ſich ausſchließlich nach der Ausf VO. v. 14. Febr. 1933 (RG⸗ 
Bl. I, 64) regele, da in der VO. v. 26. Mai 1933 (RGBl. I, 302) 
ſcharf zwiſchen landwirtſchaftlichen und anderen Grundſtücken unter⸗ 
ſchieden ſei; Abſchn. VI dieſer VO. mit feiner Verweiſung auf die 
VO. v. 14. Febr. 1933 (RGBl. I, 63) laſſe dies klar erkennen. 

Dieſer Einwand wird widerlegt durch den ſchon vom AG. heran⸗ 


Zu 4. Der Entſch. möchte ich nicht zuſtimmen. 


Die Vorſchriften der AusfBD. zur landwirtſchaftlichen Vollſtr⸗ 
SchBO. v. 14. Febr. 1933 find nach Art. 1 dieſer VO. an die 
Stelle der 88 18—19 a der alten VollſtrSch VO. getreten. Die alte 
VollſtrSch VO. ift auf Grund des Art. 8 des Gef. v. 26. Mai 1933 
unter dem gleichen Tage neu bekanntgemacht. Bei der Neubekannt- 
machung durften die an die Stelle der 88 18—19 a getretenen be⸗ 
ſonderen Vorſchr. über den landwirtſchaftlichen Vollſtreckungsſchutz 
nicht mit aufgenommen werden (Art. 8 Satz 3 des Geſ. v. 26. Mai 
1933). Wären die alten 88 18—19a oder die an ihre Stelle getretene 
landwirtſchaftliche VollſtrSchVO. in die VO. v. 26. Mai 1933 mit 
aufgenommen, fo könnte kein Zweifel fein, daß durch dieſe Vorſchr. 
der landwirtſchaftliche Immobiliarvollſtreckungsſchutz endgültig und 
abſchließend geregelt war. Lediglich aus der Tatſache, daß Art. 8 
Satz 3 des Geſ. v. 26. Mai 1933 die an die Stelle der alten 
88 18—19 a getretene Regelung in eine beſondere VO. verwies, nun 
das Gegenteil ſchließen zu wollen, geht doch nicht an. Die landwirt⸗ 
ſchafkliche VollſtrSch O. v. 14. Febr. 1933 ift vielmehr lex specialis; 
neben ihr kann 85 BD. v. 26. Mai 1933 nicht angewendet werden 
(ebenfo Jonas, Zwangsvollſtreckungsnotrecht 17 Nachtrag S. 3). 
Auch der Umſtand, daß 8 19 b VO. v. 26. Mai 1933 dieſelbe Folge 
für die Mobiliarvollſtreckung ausdrücklich zieht, kann nicht zum Be⸗ 
weiſe des Gegenteils herangezogen werden. Solche Gegenſchlüſſe find 
immer und beſonders auf dem Gebiet des Notrechts gefährlich. Daß 
jedenfalls der Geſetzgeber die Meinung des LG. Greifswald nicht teilt, 
geht aus dem jetzt erlaſſenen Geſetz über den landwirtſchaftlichen Voll⸗ 
ſtreckungsſchutz hervor, in dem ausdrücklich ausgeſprochen wird, daß 
nach Ablauf des landwirtſchaftlichen Vollſtreckungsſchutzes die Vorſchr. 
der VO. v. 26. Mai 1933 nun auch für landwirtſchaftliche Grund⸗ 
ſtücke gelten ſollen. Ein ſolcher Ausſpruch wäre vom Standpunkt des 
LG. Greifswald aus nicht notwendig geweſen. 


MinR. Harmening, Berlin. 
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gezogenen Art. 5 des Geſ. v. 26. Mai 1933 (RG Bl. I, 298) der be⸗ 
ſagt, daß die Art. 2—4 dieſes Gef. keine Anwendung finden, ſoweit 
die VO. v. 14. Febr. 1933 Platz greift. Es darf daher auf 85 VO. 
v. 26. Mai 1933 in der neuen Faſſung durch Art. 1 des Geſ. vom 
26. Mai 1933 zurückgegriffen werden, denn ſonſt hätte in Art. 5 
a. a. O. der Geſetzgeber die Anwendung des Art. 1 ausdrücklich aus⸗ 
geſchloſſen. 

Die Anwendung des 85 BO. v. 26. Mai 1933 (RG Bl. I, 302) 
entſpricht in dieſem Falle auch dem Sinne der Geſetzgebung über 
den landwirtſchaftlichen Vollſtreckungsſchutz, da durch dieſe Geſetz⸗ 
gebung der für andere Grundſtücke beſtehende Schutz für landwirk⸗ 
ſchaftliche Grundſtücke erweitert werden ſollte (Art. 1 81 VO. 
v. 14. Febr. 1933). 

In gleichem Sinne beſagt 8 19 b VO. v. 26. Mai 1933 (RG⸗ 
Bl. I, 302), daß die Vorſchr. dieſer VO. über den Vollſtreckungs⸗ 
ſchutz bei beweglichen Sachen (88 18—19 a) nicht angewendet 
werden dürfen, ſoweit die AusfVO. v. 14. Febr. 1933 Platz greift. 
In Umkehrung hierzu können daher die übrigen Beſt. auf land⸗ 
wirtſchaftliche Grundſtücke neben der Ausf VO. v. 14. Febr. 1933 
Anwendung finden. 

Der Gefahr einer weiteren böswilligen Nichtzahlung der Zinſen, 
wie fie die BeſchwF. befürchtet, beugt der angefochtene Beſchluß da⸗ 
durch vor, daß er für einen ſolchen Fall die Fortſetzung der Zwangs⸗ 
verſteigerung anordnet. 

(LG. Greifswald, 3. 3K., Beſchl. v. 16. Okt. 1933, 3 T 532/33.) 
Eingef. von GerAſſ. Nieſtroj, Stettin. 


* 
Guben. 

5. Staatenloſer Kläger iſt zur Sicherheitsleiſtung 
gemäß 58 110ff. 3 PO. verpflichtet. f) 

Nach 8 110 ZPO. haben Ausländer, welche als Kläger auf⸗ 
treten, dem Bekl. auf deſſen Verlangen wegen der Prozeßkoſten 
Sicherheit zu leiſten. Die herrſchende Lehre erſtreckt dieſe Pflicht auch 
auf Staatenloſe (vgl. Seuffert⸗Walsmann 1933, Anm. 1 a zu 
9.110 3PO.; Baumbach, 6. Aufl., Anm. 2 zu § 110 und Och. 
Dresden: JW. 1926, 388). Dieſer Anſicht iſt beizutreten. In der 
14. Aufl. des Komm. von Stein⸗Jonas (Anm. I 1a zu 8 110 
3PO.) wird allerdings — im Gegenſatz zu den früheren Auflagen 
dieſes Erläuterungsbuches — der Standpunkt vertreten, daß Gründe 
der Logik und dringende praktiſche Bedürfniſſe es erforderten, 
Staatenloſe von der Pflicht zur Sicherheitsleiſtung auszunehmen. 
Dieſe Ausführungen ſind aber ſchon deswegen nicht zu billigen, weil 
ſie dem geltenden Recht nur im Wege einer berichtigenden 
Geſetzesauslegung angepaßt werden könnten. Denn im gelten⸗ 
den Recht (8 111 ZPO.) wird derjenige, der im Laufe eines Rechts⸗ 
ſtreits „die Eigenſchaft eines Deutſchen verliert“, ausdrücklich neben 
dem „Ausländer“ aufgeführt. Dies iſt ein Beweis dafür, daß das Ge⸗ 
ſetz in ſeiner derzeitigen Faſſung auch dem Staatenloſen die Pflicht 
zur Sicherheitsleiſtung auferlegt wiſſen will. Eine berichtigende Ge⸗ 


Zu 5. Die Entſch. hat nur noch theoretiſche Bedeutung. 

Durch das Geſ. zur Anderung des Verfahrens in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten v. 27. Okt. 1933 (RGFBl. I, 780) Art. 1, VII, 18 
iſt unter Abänderung der bisherigen Faſſung des § 110 3PO. mit 
Wirkung v. 1. Jan. 1934 ab die Streitfrage dahin entſchieden, daß 
ſicherheitspflichtig neben den Angehörigen fremder Staaten auch 
Staatenloje find, die ihren Wohnſitz nicht im Inland 
haben. Damit iſt die vom Entw. einer ZPO. von 1931 in 8 113 
Abſ. 1 Satz 2 vorgeſchlagene Faſſung Geſetz geworden. 

Angeſichts deſſen wäre jedes weitere Wort müßig, wenn nicht 
das in der Entſch. aufgerollte Problem noch in anderer Beziehung 
von Intereſſe wäre, nämlich im Hinblick auf die angewandte Aus⸗ 
legungsmethode. 

Übereinſtimmend mit der herrſchenden Lehre (außer den in der 
Entſch. Zit: Sydow ⸗Buſch⸗Krantz, Anm. 1 zu 8 110; För⸗ 
ſter⸗Kann, Anm. la zu $110; Roſenberg, Lehrb. § 811, 2 a) 
findet die Entſch. die weſentliche geſetzliche Stütze für die behauptete 
Sicherheitspflicht jedes Staatenloſen in 8111 3PO. Wird hiernach 
nämlich derjenige Kläger, der im Laufe des Rechtsſtreits die Eigen⸗ 
ſchaft eines Deutſchen verliert, ſicherheitspflichtig — ſo folgert die 
Entſch. —, dann muß unter „Ausländer“ i. S. von § 110 3pPO. 
jeder Nichtdeutſche, alſo auch der Staatenloſe ſchlechthin verſtanden 
werden. Gemißbilligt wird dieſer Schluß allein von Stein⸗Jonas, 
14. Aufl. (abw. 13. Aufl.), Anm. I. la zu 8110, und zwar mit Recht! 

Schon im allgemeinen ſind derartige Auslegungsmethoden bei 
der ZPO. ebenſo wie bei den übrigen Reichsjuſtizgeſetzen nicht unge⸗ 
fährlich, weil ſich dieſe bekanntlich noch nicht durch die Sorgfalt des 
Ausdrucks auszeichnen, wie ſie den ſpäteren Geſetzgebungswerken, be⸗ 
ſonders dem BGB., eigen ift. Hier tft eine ſolche Auslegung um fo 
mehr unmöglich, als der im Brennpunkt der Erörterungen ſtehende 
Begriff des „Staatenloſen“ vom Geſetzgeber bei der Faſſung des Ge⸗ 
ſetzes überhaupt nicht in Betracht gezogen worden iſt, weil er ihm — 
i. J. 1877! — unbekannt war. Auch in Labands „Staatsrecht 


62. Jahrg. 1933 Heft 51/52] 


Rechtſprechung 


2929 


ſetzesauslegung muß demgegenüber als unzuläſſig erachtet werden. Ab⸗ 
geſehen hiervon treffen gerade die geſetzgeberiſchen Erwägungen, aus 
denen heraus der Ausländer für vorſchußpflichtig erklärt worden iſt, 
auch auf den Staatenloſen zu. Maßgebend für die Einführung der 
Vorſchußpflicht iſt und war der Gedanke, daß der von einem Nicht⸗ 
deutſchen verklagte Inländer bei der Beitreibung der Prozeßkoſten 
unter Umſtänden im Auslande vollſtrecken müßte. Dabei macht aber 
das Geſetz unzweideutig keinen Unterſchied zwiſchen Ausländern, die 
im Auslande wohnen, und ſolchen, die ſich im Inlande aufhalten. 
Eine Vollſtreckungsgefährdung in dieſem Sinne iſt aber auch bei 
Staatenloſen zu befürchten. Hierzu kommt, daß bei dem derzeitigen 
Wandel der ſtaatsrechtlichen Auffaſſung und der bevorſtehenden Schaf⸗ 
fung eines deutſchen Bürgerrechts, auch praktiſche Bedürfniſſe dafür 
ſprechen, den Staatenloſen — in Ubereinftimmung mit der Wort⸗ 
faſſung des Geſetzes im 8111 ZPO. — für vorſchußpflichtig zu er⸗ 
achten. 
(LG. Guben, Urt. v. 30. Aug. 1933, 1 8 256/33.) 
Ber. von RA. Wolfgang Egger, Croſſen a. O. 


* 
Halberſtadt. 


6. Keine Verwirkung von Anſprüchen einer Genoſ⸗ 
ſenſchaft aus der Mitgliedſchaft. +) 

Bekl. iſt Mitglied der klagenden Genoſſenſchaft. Dieſe hat i. J. 
1924 den Geſchäftsanteil auf 50 % und 1931 auf 200 AA erhöht. 
Die Erhöhung iſt auch im Genoſſenſchaftsregiſter eingetragen worden. 
Die Kl. fordert Zahlung des bisher fälligen Geſchaftsanteils. 

Der Anſpruch der Kl. ergibt ſich aus der Mitgliedſchaft des Bekl. 
Ein Ausſcheiden des Bekl. kann nicht durch ſtillſchweigenden Verzicht 
erfolgt ſein, der darin erblickt werden könnte, daß zwiſchen den Par⸗ 
teien jahrelang keine Geſchäftsverbindungen beſtanden. Eine derartige 
Möglichkeit wird durch die erſchöpfenden Beſt. des Gen. ausge⸗ 
ſchloſſen. Danach iſt ein Ausſcheiden nur durch Kündigung und Aus⸗ 
ſchluß möglich (88 65 ff. Gen®.). 


des Deutſchen Reiches“ von 1876, das der Staatsangehörigkeit auf 
vielen Seiten eingehende Ausführungen widmet, ſucht man den 
„Staatenloſen“ vergebens. 

Der einzig gangbare Weg iſt daher der, zu fragen, welche Norm 
der Geſetzgeber für den Staatenloſen aufgeſtellt haben würde, wenn 
er dieſen Begriff berückſichtigt hätte. Dazu muß auf den geſetzgeberi⸗ 
ſchen Zweck der Sicherheitspflicht eingegangen werden. Dieſer iſt ein 
doppelter. Zunächſt die allgemein hervorgehobene Rückſichtnahme auf 
den zu Unrecht mit einer Klage überzogenen Bekl., der u. U. feinen 
Koſtenerſtattungsanſpruch im Auslande vollſtreckhen müßte, — ein 
Gedanke, der nur die Vorſchußpflicht der im Auslande wohnenden 
Ausländer zu rechtfertigen vermag. Hinzukommt als weitere ſelbſtän⸗ 
dige ratio die Anpaſſung an die meiſten ausländiſchen Rechte, die 
gleichfalls die Sicherheitspflicht an die Ausländereigenſchaft ſchlechthin, 
unabhängig vom Wohnſitz, knüpfen. 

Beide Gründe treffen bei den im Inlande wohnenden Staaten⸗ 
loſen nicht zu, und es beſteht deshalb kein Grund, wie Stein⸗ 
Jonas a. a. O. zutreffend hervorhebt, auch dieſe der Sicherheits⸗ 
pflicht zu unterwerfen. Der Geſetzeswortlaut läßt auch dieſe Aus⸗ 
legung zu. 

Damit iſt nachgewieſen, daß auch mit der alten Geſetzesfaſſung 
bei ſinngemäßer Auslegung das praktiſche und darum zutreffende 
Ergebnis erzielt werden kann, das nunmehr zu beſonderem geſetzlichen 
Ausdruck gelangt iſt. 

Ger Aſſ. Dr. Butteweg, Düſſeldorf. 


Zu 6. Dem Urteil iſt zuzuſtimmen. 

1. Eine Verwirkung der Mitgliedſchaft als ſolcher ſcheidet aus. 
Verwirkt werden können nicht Rechtsverhältniſſe, ſondern nur An⸗ 
ſprüche. Die Verwirkung iſt ein zeitweiliges Hindernis der Rechts⸗ 
ausübung (de Boor in feiner ausgezeichneten Anm.: ZW. 1933, 
2276). 

a Der Zeitablauf allein kann keine Verwirkung zur Folge 
haben. Er iſt nur ein Judiz dafür. Die Verwirkung ſetzt Redlichkeit 
des Bekl. voraus, d. h. der Bekl. darf nicht durch ſein früheres Ver⸗ 
halten oder durch die Berufung auf die Verwirkung ſelbſt gegen Treu 
und Glauben oder das Geſetz verſtoßen. Nun beſteht zwiſchen dem 
Genoſſenſchaftsverhältnis und den Rechtsverhältniſſen, die ſich einfach 
in der Gläubiger⸗Schuldner⸗Beziehung erſchöpfen und den Verhält⸗ 
niſſen, die durch die Verletzung abſoluter Rechte entſtehen (Waren⸗ 
zeichenrecht), ein erheblicher Unterſchied. In den letztgenannten Fällen 
hat der Schuldner im allgemeinen nicht die Pflicht zum eigenen Tätig⸗ 
werden, wohl aber der Genoſſe. Macht das Mitglied einer Genoſſen⸗ 
ſchaft Verwirkung geltend, ſo beruft es ſich auf eine Pflichtverletzung 
des Vorſtandes. Denn dieſer hat nach $7 Abſ. 2 GenG. die Pflicht, 
die Geſchäftsauteile notfalls im Klagewege einzuziehen (Kraken⸗ 
berger, Anm. 4e). Schon durch 8 705 BGB. wird es den Geſell⸗ 
ſchaftern zur Pflicht gemacht, die Erreichung des gemeinſamen Zweckes 
zu fördern. Die Förderungspflicht des Geſellſchafters ergibt ſich aus 
dem Weſen der Geſellſchaft als einem in beſonderem Maße auf Treu 


Mit Recht hat das AG. den vom Bekl. erhobenen Einwand 
der Verwirkung abgelehnt. Auf einen Verſtoß der Kl. gegen Treu und 
Glauben kann ſich der Bell. nicht berufen, wenn die Kl. nach jahre⸗ 
langem Schweigen Auſprüche auf Einzahlung des Geſchäftsanteils gel⸗ 
tend macht. Dieſem Einwande ſtehen die das Genoſſenſchaftsrecht be⸗ 
herrſchenden Grundſätze des Glaubigerſchutzes entgegen. Die Belt. des 
8 21 Abſ. 2 Gen., nach der eine Einzahlung nicht erlaſſen werden 
darf, beſtätigt dieſe Auffaſſung. Die Beziehungen zwiſchen Genoſſen⸗ 
ſchaft und einzelnen Genoſſen ſchließen Rechte und Pflichten in ſich. 
Der genoſſenſchaftliche Gedanke bringt es mit ſich, daß die Pflichten 
der Genoſſen gegenüber der Genoſſenſchaft ſtark betont werden müſſen. 
Zu dieſen Pflichten des Genoſſen gehört es, daß jeder Genoſſe ſich 
über den Umfang ſeiner Rechte und Pflichten unterrichten muß. Wenn 
der Bekl. die öffentlichen Mitteilungen der Genoſſenſchaft nicht be⸗ 
achtet hat, ſich um die Genoſſenſchaft überhaupt nicht gekümmert hat, 
und keinen Verſuch gemacht hat, eine Verbindung mit der Genoſſen⸗ 
ſchaft herzuſtellen, ſo iſt es ſeine Schuld, wenn er über eine Geſchäfts⸗ 
führung und über die Beſchlußfaſſungen der Kl. nichts erfahren hat. 
Wenn der Bekl. mit der Genoſſenſchaft nichts mehr zu tun haben 
wollte, blieb ihm nur der eine Weg übrig, ſeine Mitgliedſchaft zu 
kündigen. 

(26. Halberſtadt, Urt. v. 9. Okt. 1933, 3 8114/33.) 
Eingeſ. v. RA. Dr. Bee, Halberſtadt. 
* 
Hechingen. 

7. Das Zwangsvollſtreckungsnotrecht hat keinen 
Einfluß auf den Lauf der Friſt aus 831 ZwVerſt G. 5) 

Der Gläubiger hat am 30. Jan. 1933 die Einſtellung des 
Zwangsverſteigerungsverfahrens bewilligt, die am 9. Febr. 1933 durch 
Beſchluß des AG. ausgeſprochen worden iſt. Am 16. Febr. 1933 iſt 
das Verfahren durch die VO. über den landwirtſchaftlichen Voll⸗ 
ſtreckungsſchutz v. 14. Febr. 1933 (RGBl. 302) kraft Geſetzes ein⸗ 
geſtellt worden. Der Gläubiger hat innerhalb der Sechsmonatsfriſt aus 


und Glauben aufgebauten Rechtsverhältnis. Der Geſellſchafter hat 
deshalb, auch ohne daß es ausdrücklich im Geſellſchaftsvertrage ihm 
auferlegt iſt, eine gewiſſe poſitive Tätigkeit zu entfalten. Er muß die 
Geſellſchaft z. B. mit Rat unterſtützen, und er hat auch die Pflicht, 
wenn er dazu in der Lage iſt, Nachteile, die der Geſellſchaft drohen, 
von ihr abzuwenden (Staudinger 8 705, IV, 2c). 

Dieſe Grundſätze müſſen für das Gen. ergänzend herangezogen 
werden (8 1 GenG.; Pariſius⸗Crüger, Einleitung Abſchn. 4), 
ſie haben im Genoſſenſchaftsweſen doppelte Geltung. Der Genoſſe hat 
feine Geſchäftsanteile von ſelbſt zu zahlen ($7 GenG.) und nicht zu 
warten, bis ihn der Vorſtand dazu anhält. Merkt der Genoſſe, daß 
der Vorſtand die ihm obliegende Pflicht verletzt, fo iſt es ſeine ge⸗ 
noſſenſchaftliche Pflicht, die geeigneten Schritte dazu zu ergreifen, den 
Vorſtand zur Pflichterfüllung anzuhalten, alſo etwa dem Aufſichtsrat 
von der Läſſigkeit Mitteilung zu machen. Dann verſtößt es aber 
vollends gegen die genoſſenſchaftlichen Pflichteu, wenn der Genoſſe 
daraus, daß der Vorſtand ſeine Pflichten verletzt hat, und daraus, daß 
er ſelbſt pflichtwidrig die Säumnis des Vorſtandes geduldet hat, 
Vorteile für ſich herleiten will. 

RA. Dr. Wallenfels, Berlin. 


Zu 7. Der Entſch. des LG. Hechingen möchte ich nicht bei⸗ 
treten. Ich halte vielmehr die Entſch. des LG. Stettin (JW. 1933, 
2532) für zutreffend. 

In 88 VollſtrSchVO. v. 26. Mai 1933 iſt beſtimmt, daß die 
Friſt des § 31 Abſ. 2 ZwVerſtcg. erſt mit dem Zeitpunkt beginnt, 
bis zu dem die Einſtellung angeordnet war, wenn die Zwangs⸗ 
verſteigerung gemäß 85, 7 BD. einſtweilen ein- 
geſtellt if. In der Landwirtſchaftlichen Vollſtr AusfVO. vom 
14. Febr. 1933 fehlt eine ähnliche Vorſchrift; 88 Vollſtr Sch VO. iſt 
aber ſinngemäß auch bei der auf Grund der VO. über den land⸗ 
wirtſchaftlichen Vollſtreckungsſchutz eintretenden einſtweiligen Ein⸗ 
ſtellung der Zwangsverſteigerung anzuwenden (vgl. Jonas, Zwangs⸗ 
vollſtreckungsnotrecht 17 S. 64). Soweit iſt alles klar. Wie iſt es 
nun aber, wenn das Verfahren bei Einſtellung der Zwangsverſteige⸗ 
rung auf Grund der Notrechtsvorſchriften bereits auf Grund einer 
Bewilligung des Gläubigers eingeſtellt war? Durch die Einſtellung 
auf Grund der Notrechtsvorſchriften verliert die auf die Bewilligung 
erfolgte Einſtellung regelmäßig jede Bedeutung. Es iſt zweifellos, 
daß der Gläubiger während der Zeit, in der das Verfahren auf 
Grund des Notrechts eingeſtellt ift, einen Fortſetzungsantrag nach 8 31 
Abſ. 2 ZwVerſtG. nicht ſtellen kann; die Fortſetzung des Verfahrens 
kann vielmehr nur unter den in den VO. v. 14. Febr. 1933 und 
26. Mai 1933 angegebenen beſonderen Vorausſetzungen geſtellt wer⸗ 
den. Kann aber der Gläubiger einen Fortſetzungsantrag nach 8 31 
Abi. 2 ZwVerſtGG. während der geſetzlichen Einſtellung überhaupt nicht 
ſtellen, dann iſt nicht einzuſehen, wieſo das Nichtſtellen eines ſolchen 
unzuläſſigen Antrags auf das Verfahren irgendwelchen Einfluß haben 
ſoll (ebenſo Jonas, Zwangsvollſtreckungsnotrecht I? S. 63/64). 

MinR. Harmening, Berlin. 
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8 31 ZwBerft®. keinen Fortſetzungsantrag geſtellt. Das AG. hat das 
Verfahren daraufhin aufgehoben. Die Beſchwerde des Gläubigers 
wurde zurückgewieſen. 

Eine ausdrückliche geſetzliche Regelung fehlt. Es trifft zu, daß 
der Fortſetzungsantrag keine unmittelbare Fortſetzung des Verfahrens 
gegenüber der geſetzlichen Einſtellung erreichen kann und daß der 
Gläubiger es häufig bei dieſer Sachlage für unnötig halten wird, 
einen Antrag zu ſtellen. Es trifft auch zu, daß bei Einſtellungen ohne 
Bewilligung des Gläubigers grundſätzlich die Friſt aus 8 31 Zw⸗ 
VerſtG. erſt ſechs Monate nach Behebung der Einſtellung endet. 
Hier aber laufen beide Arten der Einſtellung, die bewilligte und die 
ohne Bewilligung erteilte, nebeneinander her. Sie dürfen nicht mit⸗ 
einander vermengt werden. Das folgt aus dem Sinn der Voll⸗ 
ſtreckungsgeſetzgebung. Der Bauer ſollte geſchützt werden. Dieſem Sinn 
würde es zuwiderlaufen, wenn die Schutzfriſt des 8 31 3 Verſtch. 
beſeitigt wird. Neben dem neu geſchaffenen Vollſtreckungsſchutz ſollte 
der alte Schutz gegen den das Verfahren vernachläſſigenden Gläubiger 
nicht aufgegeben werden. Sonſt würde die VollſtreckungsſchutzVO. zu 
einer Verſchärfung des Vollſtreckungszwanges führen. 

(LG. Hechingen, Fer ZK., Beſchl. v. 21. Sept. 1933, IT 65/33.) 
Ber. von LER. Enderwitz, Hechingen. 


Berlin. Amtsgerichte. 


1. S8 123, 812 BGB. In der bewußt unwahren Be⸗ 
hauptung, man habe ein günſtigeres Angebot eines Kon- 
kurrenten erhalten, um ſo den Vertragsgegner zur Herab⸗ 
ſetzung ſeines Preiſes zu veranlaſſen, liegt eine argliſtige 
Täuſchung. Nach Anfechtung hat der Vertragsgegner (hier 
Spediteur) aus ungerechtfertigter Bereicherung Anſpruch 
auf Leiſtung des tariflichen Entgelts. 

Der Bekl. hat, um den Preis für den Möbeltransport her⸗ 
unterzudrücken, der Kl. vorgeredet, er habe ein billigeres Kon⸗ 
kurrenzangebot, das er in Wirklichkeit gar nicht gehabt hat. In 
dieſem Verhalten des Bekl. liegt unbedingt eine argliſtige Täu⸗ 
ſchung i. S. des 8 123 BGB. Eine argliſtige Täuſchung kann all⸗ 
gemein durch Verſchweigung wahrer Tatſachen oder umgekehrt 
durch Vorſpiegelung falſcher Tatſachen begangen werden. Inwie⸗ 
weit im erſteren Falle eine Anfechtungsmöglichkeit wegen arg⸗ 
liſtiger Täuſchung i. S. des §S 123 BGB. beſteht, iſt vielfach nur 
der Berückſichtigung der Grundſätze von Treu und Glauben zu be⸗ 
urteilen, das heißt, es kommt im Falle des Verſchweigens wahrer 
Tatſachen immer darauf an, inwieweit die betreffende Partei nach 
den Umſtänden des Einzelfalles und nach Treu und Glauben ver⸗ 
pflichtet war, diejenigen Tatſachen, die ſie verſchwiegen hat, zu 
offenbaren. Wenn es ſich aber um die Vorſpiegelung falſcher Tat⸗ 
ſachen handelt, ſo liegt in jedem Falle eine argliſtige Täuſchung, 
die i. S. des § 123 BGB. zur Anfechtung berechtigt, vor (vgl. 
hierzu die Bent. bei Staudinger zu § 123). Das Vorbringen 
des Bekl., welches dahin geht, daß im vorl. Falle gerade des⸗ 
wegen eine Anfechtung nicht möglich ſei, weil doch der Kauſal⸗ 
zuſammenhang zwiſchen der angeblichen vom Bekl. begangenen 
argliſtigen Täuſchung und dem für die Kl. eingetretenen Schaden 
durch den freien Entſchluß der Kl. unterbrochen geweſen ſei, er⸗ 
ſcheint unlogiſch. Sinn und Weſen der Anfechtung wegen arg⸗ 
liſtiger Täuſchung beſteht ja eben gerade darin, daß jemand durch 
die Täuſchung zur Faſſung eines Entſchluſſes beſtimmt worden iſt. 
Die Kl. war alſo zur Anfechtung berechtigt. Die Folge dieſer An⸗ 
fechtung iſt, daß der fragliche Vertrag über den Möbeltransport 
als von Anfang an nichtig anzuſehen iſt (88 123, 142 BGB.). Da 
nun aber die Kl. durch den tatſächlich ausgeführten Transport dem 
Bekl. dienſtbar geweſen iſt, kann ſie aus dem Geſichtspunkte der 
ungerechtfertigten Bereicherung nach 8812 BGB. für den Trans⸗ 
port den angemeſſenen tariflichen Betrag verlangen, hat alſo auch 
Anſpruch auf die fraglichen 100 RU. 

(AS. Berlin, Abt. 171, Urt. v. 22. März 1933, 171 C 130/33.) 
Eingeſ. von RA. Dr. G. Schwartz, Berlin. 


* 
Düſſeldorf. 
2. Ss 138, 811 3PO. Die Sicherungsübereignung 
von unpfändbaren Gegenſtänden, deren Beſitz für den 
Schuldner notwendig iſt, iſt unſittlich. 


Der Zweck der §§ 810 ff. ZPO. iſt nicht der, dem Schuldner 
eine Wohltat zu erweiſen, ſondern ein ſozialpolitiſcher. Der Staat 
hat ein erhebliches Intereſſe daran, daß der einzelne nicht durch 
Kahlpfändung auf einen Stand der wirtſchaftlichen Mittelloſigkeit 
herabgedrückt wird, der ihm die Grundlage geordneter Beſtreitung 
feines Unterhalts zerſtört. Daraus iſt zu folgern, daß der $ 810 
ZPO. zwingendes Recht enthält, das nicht abdingbar iſt. Wenn 
aber die ſtaatliche Pfändung ſelbſt bei Einwilligung des Schuld⸗ 
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ners in unpfändbare Sachen unzuläſſig iſt, muß es auch als un⸗ 
ſtatthaft angeſehen werden, wenn der Schuldner zu Sicherungs⸗ 
zwecken die notwendigen Hausgeräte einem Gläubiger übereignet. 
Es iſt gerade das Verdienſt der nationalſozialiſtiſchen Bewegung, 
daß heute wieder als klares Ziel erkannt wird, daß eine weitere 
Verproletariſierung des Volkes unter allen Umſtänden zu verhin⸗ 
dern ijt. Eine Übereignung und Verpfändung des notwendigſten 
Hausrats muß aber zwangsläufig dazu führen. Die Rſpr. und 
ſämtliche Rechtspflegeorgane haben rückhaltlos dieſe Ziele zu un⸗ 
terſtützen, insbeſ. ſoweit ihnen durch Auslegung beſtehender Ge- 
ſetze hierzu die Möglichkeit geboten iſt. Es beſtehen daher keine 
Bedenken, die Sicherungsübereignung an notwendigen Gegenſtän⸗ 
den für unſittlich zu halten. Dieſer Rahmen iſt enger als der in 
§ 811 3 PO. gezogene, da §811 Ziff. 1 ZPO. den Begriff „an⸗ 
gemeſſen“ verwendet. Eine Sicherungsübereignung an Gegenſtän⸗ 
den, die unter § 811 Ziff. 1 fallen, iſt nicht ohne weiteres als un⸗ 
ſittlich zu bewerten, ſoweit es ſich um wertvolle Objekte handelt, 
die nicht unumgänglich zur Aufrechterhaltung eines Hausſtandes 
notwendig ſind, da ſie als Kreditunterlagen zu verwenden dem ein⸗ 
zelnen nicht verwehrt werden ſollen. Bzgl. des notwendigen Haus⸗ 
rats iſt aber der Sicherungsübereignungsvertrag nichtig. 

(AG. Düſſeldorf⸗Gerresheim, Urt. v. 26. Sept. 1933, 4 C 484/33.) 


Eingeſ. von RA. Dr. Joh. Raffauf, Düſſeldorf. 


B. Arbeitsgerichte. 
Reichsarbeitsgericht. 


Berichtet von Rechtsanwalt Dr. W. Oppermann, Dresden. 


1. 8620 BGB. Die Frage, ob ein ſtändiges Arbeits⸗ 
verhältnis vorliegt, das nur durch Kündigung beendet 
werden kann, oder ein unſtändiges, das ſich auf den ein⸗ 
zelnen Arbeitstag oder auf eine beſtimmte Arbeitsleiſtung 
beſchränkt, iſt nach dem für den Einzelfall feſtzuſtellenden 
Parteiwillen zu entſcheiden. 

Geht der Vertragswille dahin, daß der Arbeiter — auch 
wenn er nicht an allen Tagen der Woche beſchäftigt wird — ſtän⸗ 
dig bei Bedarf zur Verfügung des Arbeitgebers ſteht und dieſer 
auch verpflichtet iſt, ihn alsdann zur Arbeit heranzuziehen, ſo iſt 
nichts einzuwenden gegen die Annahme eines ſtändigen Arbeits⸗ 
verhältniſſes, welches alſo nicht jeweilig lediglich für die einzelne 
Arbeitsleiſtung oder den einzelnen Arbeitstag geſchloſſen wird 
(vgl. RAG 636/28: BenshSamml. 6, 208 und JW. 1930, 437 — 
betr. Angeſtellte in einem Fleiſchereigeſchäft, die lediglich Freitags 
und Samstags beſchäftigt wurden). Allerdings kann ſolchenfalls 
der Inhalt des Arbeitsverhältniſſes hinſichtlich der Dauer und des 
Umfangs der Arbeit in gewiſſem Maße unbeſtimmt und der Be⸗ 
meſſung ſeitens des Arbeitgebers überlaſſen bleiben. Dem ſteht 
aber die ſich nach 88 315, 242 BGB. regelnde Verpflichtung des 
Arbeitgebers gegenüber, den ſich ſtändig zu ſeiner Verfügung hal⸗ 
tenden Arbeitnehmer bei vorkommendem Bedarf auch zu beſchäf⸗ 
tigen. 

Mag auch im allgemeinen die Beſchäftigung lediglich nach 
Bedarf, insbeſ. bei einer Tätigkeit, wie fie der Kl. als Entlader 
von Kohlenwagen ausgeübt hat, gegen die Annahme eines ſtän⸗ 
digen Arbeitsverhältniſſes ſprechen, ſo ſind doch im vorl. Einzel⸗ 
fall vom LArbG. für die von ihm vorgenommene Feſtſtellung des 
Parteiwillens erheblich ins Gewicht fallende Umſtände angeführt 
worden. Das LArbG. verweiſt auf die lange Jahre dauernde und 
ausſchließliche Beſchäftigung des Kl. in demſelben Betriebe in 
Verbindung mit dem Umſtande, daß ſich die Arbeitspapiere des 
Kl. während dieſer ganzen Zeit in den Händen dieſes einen Arbeit⸗ 
gebers befanden. Hinzu kommt die Feſtſtellung, daß die Bekl. den 
Kl. zunächſt ſelbſt als ſtändig Beſchäftigten i. S. eines Dauer⸗ 
angeſtellten angeſehen, dieſer Auffaſſung auch nach außen Hin 
dadurch Ausdruck gegeben hat, daß ſie den Kl. als ſtändig An⸗ 
geſtellten bei der Ortskrankenkaſſe bis ins Jahr 1932 angemeldet 
und verſichert ließ. 

Zwiſchen den Parteien iſt ferner unſtreitig, daß der Kl. im 
Jahre 1931 von 305 Arbeitstagen an 252 und im Jahre 1932 
von 307 Arbeitstagen an 246 beſchäftigt worden iſt. Auch dieſer 
Umſtand ſpricht für die vom LArbGg. vorgenommene Feſtſtellung 
des Parteiwillens. Bedenken können auch nicht daraus hergeleitet 
werden, daß der Kl. tägliche Lohnzahlung, alſo ſofort nach Be⸗ 
endigung der Arbeit, erhalten hat (85 TarVertr. für das Handels⸗ 
und Transportgewerbe in Kiel v. 2. Juni 1932). Erſcheint zwar 
dieſe Art der Lohnzahlung im allgemeinen als die Entlohnung für 
die unſtändigen Arbeiter, jo verweiſt doch das LArbG. mit Recht 
darauf, daß der Akkordlohn an ſich für jeden einzelnen Tag und 
für die an dieſem geleiſtete Arbeit berechnet werden mußte. Da 
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nun die Arbeitsleiſtung im Akkord grundſätzlich der Annahme einer 
ſtändigen Beſchäftigung keineswegs entgegenſteht, ſo nötigt auch 
die Akkordlohnzahlung jeweils nach Beendigung der Arbeit nicht 
zu einem Schluß auf den Willen der Parteien, lediglich ein un⸗ 
ſtändiges Arbeitsverhältnis einzugehen, alſo Arbeitsverträge nur 
auf den einzelnen Arbeitstag oder eine beſtimmte Arbeitsleiſtung 
abzuſchließen. Zugleich konnte in der Bewilligung der Akkord⸗ 
bezahlung auch ein Ausgleich dafür liegen, daß die Beſchäftigung 
nicht tagtäglich ſtattfand. ; Ai j 5 

Endlich hat das BG. für die Feſtſtellung der eigenen Auf⸗ 
faſſung der Parteien über die Natur des zwiſchen ihnen beſtehen⸗ 
den Arbeitsverhältniſſes mit Recht Gewicht auf die Tatſache ge⸗ 
legt, daß der Kl. im April 1931 zum Mitgliede und ſogar Vor⸗ 
ſitzenden des Betriebs⸗ und Arbeiterrates gewählt worden und in 
dieſer Eigenſchaft von der Bekl. anerkannt und bis zu ihrer end⸗ 
gültigen Abſtandnahme von ſeiner Weiterbeſchäftigung im Jan. 1933 
geduldet worden iſt. Die Bekl. hat gegen die Wahl des Kl. nach 
keiner Richtung und in keiner Weiſe geltend gemacht, daß er nur 
ein unſtändig beſchäftigter Arbeiter ſei, deſſen Arbeitsverhältnis 
und Betriebszugehörigkeit täglich endige und neu beginne, und ſie 
muß ſich daher die aus dieſem Verhalten ohne rechtlichen Irrtum 
gezogenen Folgerungen gefallen laſſen. 

(RArbch., Urt. v. 23. Aug. 1933, RAG 175/33. — Kiel.) 


Hamburg. Landesarbeitsgerichte. 


1. 58 419, 54, 730 BGB. 

Die in der Deutſchen Arbeitsfront organiſierten 
Verbände ſind nicht rechtsfähige Vereine und daher paſſiv 
partei⸗ und prozeßfähig. Die Deutſche Arbeitsfront und 
die früheren Gewerkſchaften ſind nicht identiſch. Die 
Deutſche Arbeitsfront und die in ihr organiſierten Ver⸗ 
bände ſind auch nicht Rechtsnachfolger der früheren Ge— 
werkſchaften. 

8419 BGB. findet auch im Fall eines Vermögens- 
erwerbs durch revolutionären Akt Anwendung. Trotzdem 
kann die Deutſche Arbeitsfront für die Verbindlichkeiten 
der freien Gewerkſchaften nicht in Anſpruch genommen 
werden, weil das Vermögen der freien Gewerkſchaften 
nicht durch die Deutſche Arbeitsfront übernommen, fon- 
dern durch die Staatsanwaltſchaft beſchlagnahmt worden 
iſt. Die Angeſtellten der freien Gewerkſchaften können 
aber ihre Gehaltsanſprüche im Wege der Klage gegen ihre 
Gewerkſchaft geltend machen, weil dieſe gemäß 8 730 BGB. 
für die Beendigung der ſchwebenden Geſchäfte als fortbe⸗ 
ſtehend gilt. Die Beſchlagnahme des Vermögens hat 
lediglich zur Folge, daß die Klage gegen die Gewerkſchaft, 
vertreten durch den Pfleger, bzw. unmittelbar gegen den 
Pfleger zu richten iſt. | d 

Der Kl. war ſeit dem 15. Mai 1924 bei dem Geſamtverband 
der öffentlichen Betriebe und des Perſonen⸗ und Warenverkehrs, 
einer freien Gewerkſchaft, angeſtellt. Zuletzt war er als Bezirks⸗ 
ſekretär und als ſtellvertretender Bezirksleiter in der Bezirksver⸗ 
waltung Nordmark tätig. Sein Gehalt hat er bis zum 31. Mai 
1933 vom Geſamtverband erhalten. Am 2. Mai 1933 wurden im 
Zuge der Gleichſchaltung der Gewerkſchaften auch die Gewerk⸗ 
ſchaftsräume des Geſamtverbandes von der RSB. beſetzt. Un⸗ 
geachtet deſſen hat der Kl. ſeine bisherige Tätigkeit zunächſt fort⸗ 
geſetzt. Am 16. Mai 1933 wurde ihm das Kündigungsſchveiben 
v. 13. Mai 1933 zugeſtellt, welches der Beauftragte der NSBD. 
für den Geſamtverband unterzeichnet hatte. Durch dieſes Schrei⸗ 
ben wurde das Anſtellungsverhältnis des Kl. friſtgerecht auf den 
30. Sept. 1933 gekündigt. Am 16. Mai 1933 kam der Kl. für 
neun Tage in Schutzhaft. Nach feiner Entlaſſung aus dieſer 
meldete fi} der Kl. bei dem Beauftragten der NSBO., der ihm 
erklärte, daß er, ſofern er im nationalſozialiſtiſchen Sinne arbei⸗ 
ten wolle, weiter arbeiten könne. Der Kl. erbat ſich Bedenkzeit. 
Am 2. Juni 1933 erhielt er das Schreiben v. 1. Juni 1933, in 
welchem der Geſamtverband die friſtloſe Entlaſſung des Kl. aus⸗ 
ſprach. Auch dieſes Schreiben iſt von dem Beauftragten der 
NESBO, für den Geſamtverband unterzeichnet. \ 

Der Kl. ift der Anſicht, daß er zu Unrecht friſtlos ent⸗ 
laſſen ſei und nimmt die Bekl., die Deutſche Arbeitsfront, ver⸗ 
treten durch den Deutſchen Arbeiterverband der öffentlichen Be⸗ 
triebe, für die Weiterzahlung ſeiner Bezüge bis zum 30. Sept. 
1933 in Anſpruch. Er behauptet, daß letztere Rechtsnachfolgerin 
des Geſamtverbandes ſei. e h 

1. Die Bekl. hat in erſter Linie ihre Partei⸗ und Prozeß⸗ 
fäbigkeit beſtritten. Ste trägt vor, daß die Deutſche Arbeitsfront 
zur Zeit lediglich eine Idee ſei, die erſt durch ein noch in Arbeit 


befindliches Reichsgeſetz ihre Verkörperung finden werde. Solange 


das nicht geſchehen ſei, fehle der Deutſchen Arbeitsfront und den 
in ihr organiſierten Verbänden die Partei- und Prozeßfähigkeit. 
Dieſer Auffaſſung der Bekl. kann nicht beigetreten werden. 

Zwiſchen den Parteien ſind folgende Vorgänge der letzten 
Monate unſtreitig. Am 10. Mai 1933 iſt die Deutſche Arbeitsfront 
feierlich begründet worden. Am 11. Mai 1933 hat der Führer der 
Deutſchen Arbeitsfront, Dr. Ley, eine Anordnung erlaſſen, die die 
Organiſation der Bekl. in großen Zügen umreißt: Zentralbüro, klei⸗ 
ner Arbeitskonvent, großer Arbeitskonvent, ſowie die drei Säulen 
der Arbeiter, Angeſtellten und Unternehmer find in dieſer Anord⸗ 
nung als Organiſationsgrundlagen feſtgelegt und ins Leben geru⸗ 
fen worden. Die Anordnung v. 11. Mai geſtaltet aber auch die in⸗ 
nere Organiſation der Bekl. in entſcheidender Weiſe, wenn ſie als 
oberſten Grundſatz verkündet: „Grundſätzlich wird in keiner Orga⸗ 
niſation abgeſtimmt, der Führer wird ernannt und die Entſch. liegt 
immer in der Hand des ernannten Führers.“ In den folgenden Mo⸗ 
naten ſind die Arbeiter⸗ und Angeſtelltenſäulen ausgebaut worden. 
Die Veröffentlichungen im RArbBl. 1933 Nr. 25 u. 27 II S. 365 
und S. 380 ergeben, daß die Organiſation des Geſamtverbandes 
der Deutſchen Arbeiter und des Geſamtverbandes der Deutſchen 
Angeſtellten in der Zwiſchenzeit im weſentlichen durchgeführt iſt. 
Noch im Aufbau begriffen iſt lediglich die Neugliederung der 
Unternehmerverbände und die Eingliederung der freien Berufe in 
die Arbeitsfront. Hält man ſich dieſe Vorgänge der letzten Monate 
vor Augen, berückſichtigt man weiter, daß die Deutſche Arbeits⸗ 
front nach ihrer feierlichen Konftituierung im Mai 1933 nicht 
mehr eine Idee darſtellt, ſondern ein in jeder Hinſicht realer 
Faktor des ſtaatlichen und wirtſchaftlichen Lebens geworden iſt, 
der ſein Daſein alltäglich durch Lebensäußerungen kundtut und 
tatſächliche und rechtliche Wirkungen bedeutſamſter Art auslöſt, ſo 
kann der Bekl. die Partei⸗ und Prozeßfähigkeit nicht ſchon deshalb 
abgeſprochen werden, weil ſie zur Zeit noch nicht die endgültige 
Form einer öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaft gefunden hat, die ihr 
durch Geſetzgebungsakt in der Folge gegeben werden ſoll. Ent⸗ 
ſcheidend iſt, daß die Deutſche Arbeitsfront rein tatſächlich vom 
Staat, alſo öffentlich⸗rechtlich, als die berufliche Gliederung des 
deutſchen Volks anerkannt iſt. Schon dieſer rein tatſächlich vom 
Staat geſchützte und gebilligte Zuſtand muß die Partei⸗ und Pro⸗ 
zeßfähigkeit der Bekl. begründen. Die Bekl. verkennt im übrigen 
aber auch, daß das geltende Recht gerade unter dem Einfluß 
deutſcher Rechtsgedanken und unter bewußter Abkehr vom römi⸗ 
ſchen Recht, das lediglich die ſtarren Formen der Korporation 
(universitas) und Geſellſchaft (societas) kannte, Zwiſchenformen 
von Vereinigungen anerkannt und mit rechtlichen Wirkungen 
ausgeſtattet hat, die die Bedürfniſſe des täglichen Lebens erforder⸗ 
ten. Eine dieſer vom Geſetz anerkannten Zwiſchenformen iſt der 
nicht rechtsfähige Verein, der zwar keine Rechtsperſönlichkeit beſitzt, 
der aber gleich einer Körperſchaft mit einer Verfaſſung und Or⸗ 
ganen verſehen iſt und von dem Wechſel der Mitglieder unab⸗ 
hängig eine reale Verbandsperſönlichkeit darſtellt. Die Voraus⸗ 
ſetzungen eines nicht rechtsfähigen Vereins erfüllen in ihrer 
augenblicklichen Geſtaltung die Deutſche Arbeitsfront und die in 
ihr organiſierten Verbände. 

Die Bekl. kann auch nicht einwenden, daß die Deutſche Ar⸗ 
beitsfront eine Geſtaltung neuen Geſchehens darſtelle, die ſich in 
die Normen des geltenden Rechts nicht eingliedern laſſe und die 
insbeſ. auch nicht als Verein oder Geſellſchaft bürgerlichen Rechts 
gewertet werden könne. Richtig iſt an dieſem Einwand, daß das 
zur Zeit noch geltende Vereinsrecht das Schwergewicht auf die 
Mitgliederverſammlung und auf die in ihr gefaßten e 
legt (S 32 BGB.). Diele Regelung iſt aber nur dispofitiv und a 
dingbar. Die Satzung kann anders beſtimmen (58 40 BGB.). Der 
Grundſatz, daß Abſtimmungen nicht ſtattfinden und daß die Ent⸗ 
ſcheidung allein in der Hand des ernannten Führers liegt, iſt mit 
dem geltenden Vereinsrecht nicht ſchlechthin unvereinbar. Dann 
beſteht aber auch kein Bedenken, die Deutſche Arbeitsfront und die 
in ihr organiſierten Verbände, vorerſt, ſolange ſie noch nicht ihre 
endgültige Geſtaltung durch Geſetz erfahren haben, in die Ver⸗ 
einigungsformen einzugliedern, die das geltende Recht kennt und 
in die ſie, ohne ihrem Weſen Zwang anzutun, eingegliedert wer⸗ 
den kann. Dieſe Eingliederung fordert auch ſchon das eigene 
Intereſſe der Bekl., wie auch die allgemeine Rechtsſicherheit, die 
es nicht ertragen kann, daß ein derartig bedeutſamer Faktor des 
öffentlichen Lebens, wie die Deutſche Arbeitsfront, monatelang 
außerhalb der Rechtsordnung bleibt. Will man alſo nicht ſchon auf 
Grund tatſächlichen Geſchehens die Partei⸗ und Prozeßfähigkeit 
der Bekl. bejahen, fo find die Deutſche Arbeitsfront und die in 
ihr organiſierten Verbände jedenfalls als nicht rechtsfähige Ver⸗ 
eine gem. § 50 Abſ. 2 ZPO. paſſiv partei⸗ und prozeßfähig. Der 
Einwand der mangelnden Partei⸗ und Prozeßfähigkeit iſt daher 
unbegründet. Eines Eingehens auf die Frage, ob dieſem Einwand 
nicht auch § 10 ArbGG. entgegenſteht, bedarf es bei dieſer Sach⸗ 
lage nicht. 4 2 

2. In zweiter Linie ſteht zur Erörterung der Einwand der 
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Paſſivlegitimation, den die Bekl. mit dem Hinweis begründet, 
daß Kl. Angeſtellter des Geſamtverbandes geweſen ſei und daß 
unmittelbare Rechtsbeziehungen zwiſchen ihr und dem Kl. nie⸗ 
mals erwachſen ſeien. 

a) Dieſem Einwand hält der Kl. entgegen, daß die Bekl. 
und der Geſamtverband als ein und dieſelbe Rechtsperſönlichkeit 
angeſehen werden müßten. Wenn der Kl. in dieſem Zuſammen⸗ 
hang darauf hinweiſt, daß die Anderung des Namens eines nicht 
rechtsfähigen Vereins dieſen noch nicht zu einem neuen mache, 
wenn Mitglieder, Organiſation und Zweck im weſentlichen die 
gleichen geblieben ſeien, ſo beſtehen gegen dieſen Ausgangspunkt 
der klägeriſchen Auffaſſung keine grundſätzlichen Bedenken. Es be- 
deutet aber eine völlige Verkennung der Vorgänge der letzten 
Monate, wenn der Kl. behauptet, daß ſich Mitglieder, Organi⸗ 
ſation und Zweck der Deutſchen Arbeitsfront und der in ihr orga⸗ 
niſierten Verbände auf der einen Seite und des Geſamtverbandes, 
Der den freien Gewerkſchaften zugehörte, auf der anderen Seite 
ecken. 

Schon die Mitglieder der Bekl. beziehungsweiſe des Deutſchen 
Arbeiterverbandes der öffentlichen Betriebe und des Geſamtver⸗ 
bandes ſind nur zu einem Bruchteil die gleichen. Der Kl. läßt 
außer acht, daß nach der Eroberung der freien Gewerkſchaften alle 
anderen Gewerkſchaftsrichtungen (die chriſtlichen, die Hirſch⸗Dun⸗ 
kerſchen Gewerkſchaften, die wirtſchaftlich friedlichen Verbände) 
ihre Eingliederung in die Deutſche Arbeitsfront vollzogen haben, 
und daß der Deutſche Arbeiterverband der öffentlichen Betriebe 
damit nicht nur die Mitglieder des Geſamtverbandes, ſondern 
auch die Angehörigen aller anderen Gewerkſchaftsrichtungen und 
darüber hinaus auch noch eine große Anzahl bisher nicht organi⸗ 
ſierter Arbeiter umfaßt, die in der Zwiſchenzeit in die Deutſche 
Arbeitsfront eingetreten ſind. Dieſer Sachverhalt iſt aber von 
derartiger Tragweite, daß unmöglich von einem gleichen Mit⸗ 
gliederbeſtand geſprochen werden kann. 

Noch viel weniger kann der Kl. darauf hinweiſen, daß die 
Organiſation der Bekl. und des Geſamtverbandes identiſch iſt. 
Wie ſchon eingangs erwähnt, ruht bei der Deutſchen Arbeitsfront 
die Entf. allein in der Hand des ernannten Führers. Grund⸗ 
ſätzlich wird in keiner Organiſation abgeſtimmt (Anordnung vom 
11. Mai 1933). Der Führergedanke beherrſcht in ſeiner vollen 
Tragweite die Arbeitsfront. Vergleicht man damit die Satzung 
des Geſamtverbandes (insbeſ. § 41 ff.), die, demokratiſchen Ge⸗ 
dankengängen folgend, das Schwergewicht auf die Mitgliederver⸗ 
ſammlung legt und dieſer die Entſch. in allen lebenswichtigen 
e einräumt, ſo bedarf es keiner näheren Erörterung, daß die 

rganiſation der Bekl. und des Geſamtverbandes einen durchaus 
entgegengeſetzten Charakter aufweiſt. 

Aber auch der Zweck, den die Bekl. verfolgt, iſt von dem des 
Geſamtverbandes völlig verſchieden. Von untergeordneter Bedeu⸗ 
tung iſt es, daß ſchon durch die Gleichſchaltung aller Gewerkſchafts⸗ 
richtungen die Zwecke in Fortfall gekommen ſind, die ſich aus der 
parteipolitiſchen Einſtellung der einzelnen Gewerkſchaftsrichtungen 
ergaben. Entſcheidend iſt, daß die Deutſche Arbeitsfront es ab⸗ 
lehnt, einſeitig die Intereſſen der Arbeiter gegenüber dem Arbeit⸗ 
geber zu vertreten, und daß ſie im Gegenſatz zu den Gewerk⸗ 
ſchaften den Klaſſenkampfgedanken verneint. Die Gewerkſchaften 
ſind erwachſen auf den liberaliſtiſchen Ideen des freien Arbeits⸗ 
vertrages. Da im freien Spiel der Kräfte der einzelne Arbeiter 
gegenüber dem Arbeitgeber wirtſchaftlich zu ſchwach war, ſo war 
der Zuſammenſchluß der Arbeiter auf dem Boden der Gewerkſchaft 
erforderlich. Als geſchloſſene Maſſe ſollte die Arbeiterſchaft im 
Kampfe gegen den Arbeitgeber die Feſtlegung günſtigerer Arbeits⸗ 
bedingungen durch Kollektivvereinbarungen, oder ſoweit dies nicht 
möglich, mit dem Mittel des Arbeitskampfes (Streik) erzwingen. 
Soweit ſich aber die Gewerkſchaften die Schulung und Fürſorge 
für ihre Mitglieder zur Aufgabe machten, geſchah auch dieſes unter 
beſonderer Berückſichtigung der Kampfſtellung gegenüber dem 
Arbeitgeber, die es erforderlich machte, den Arbeiter zu einem 
wirtſchaftlich ebenbürtigen Gegner des Arbeitgebers zu erziehen. 

Dieſe, die Gewerkſchaft und ihren Zweck beſtimmenden Ge⸗ 
danken ſind der Deutſchen Arbeitsfront fremd. Die Erkämpfung 
beſſerer Arbeitsbedingungen iſt nicht Aufgabe der Deutſchen Ar⸗ 
beitsfront. Daher ſind ihr auch die Mittel, die dieſem Zweck dien⸗ 
ten, Abſchluß von Geſamtvereinbarungen und ihre Erzwingung 
mit dem Mittel des Arbeitskampfes, durch das Treuhändergeſetz 
genommen. Die Arbeitsbedingungen ſetzt an Stelle der Verbände 
der Treuhänder feſt. Der Staat hat damit die Fürſorge für den 
Arbeiter übernommen. Der Staat ſorgt jetzt dafür, daß jeder 
Arbeiter das, was er unter Wahrung der Intereſſen des Ganzen 
beanſpruchen darf, auch erhält. Die Arbeitsfront will im Gegenſatz 
zu den klaſſenkämpferiſchen Ideen der Gewerkſchaften das Eini⸗ 
gende, welches alle Volksgenoſſen verbindet, betonen, ſie will 
Arbeiter, Angeſtellte und Unternehmer, die ſämtlich in die Ar⸗ 
beitsfront eingegliedert ſind, zur Volksverbundenheit erziehen. Sie 
will in jedem Arbeitsmenſchen das Verſtändnis dafür wecken, daß 
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der andere, ſei er Arbeiter, Angeſtellter oder Unternehmer, für 
das Ganze, jeder an ſeinem Platze notwendig iſt, und daß Staat 
und Wirtſchaft nur durch verſtändnisvolles Ineinanderarbeiten 
aller Volksgenoſſen leben und gedeihen können. Darüber hinaus 
will die Arbeitsfront die geiſtige Fortentwicklung des einzelnen in 
ſeinem Beruf. Aber auch dieſe Aufgabe wird nicht unter dem Ge⸗ 
ſichtspunkt des Gegenſatzes zum Arbeitgeber erfüllt. Beherrſchend 
iſt vielmehr der Gedanke, daß in der neu zu ſchaffenden Wirt⸗ 
ſchaftsordnung, im wirtſchaftsſtändiſchen Aufbau, nur dann ein 
Höchſtmaß von Leiſtung erzielt werden kann, wenn jeder, ſei er 
Arbeiter, Angeſtellter oder Unternehmer für den Poſten, den er 
in dieſer Ordnung einnehmen ſoll, entſprechend vorgebildet und 
erzogen iſt. 

Sind aber angeſichts dieſer Feſtſtellungen nicht nur Name, 
ſondern auch Mitglieder, Organiſation und vor allem auch Zweck 
der Bekl. denen des Geſamtverbandes völlig entgegengeſetzt, ſo 
läßt ſich die Auffaſſung des Kl., daß die Bekl. mit dem Gefamt- 
verband identiſch ſei, ſchlechterdings nicht begründen. 

Nun meint allerdings der Kl., daß bei Prüfung der Frage 
der Identität berückſichtigt werden müſſe, daß nach der Anfang 
Mai erfolgten Beſetzung der freien Gewerkſchaften dieſe in dem 
gleichen Geiſt und mit dem gleichen Ziel geleitet worden feien, die 
die Deutſche Arbeitsfront für ſich in Anſpruch nehme. Dieſer Ein⸗ 
wand verkennt die Bewegung, die am 2. Mai zur Beſetzung der 
freien Gewerkſchaften führte. Man hat ſeitens der NSBO.⸗Be⸗ 
auftragten, die die Leitung der Gewerkſchaften übernahmen, nie⸗ 
mals daran gedacht, die beſtehenden freien Gewerkſchaften nun⸗ 
mehr im nationalſozialiſtiſchen Sinne umzubauen. Vorgeſehen 
war von vornherein die Schaffung von etwas völlig Neuem, das 
ja auch wenige Tage ſpäter durch die Begründung der Deutſchen 
Arbeitsfront ins Leben gerufen worden iſt. Die freien Gewerk⸗ 
ſchaften ſind daher auch nicht umgebaut worden, Organiſation und 
Zweck blieben die gleichen wie bisher, die alte Satzung beſtand 
weiter fort. Tatſächlich wurden allerdings die freien Gewerkſchaf⸗ 
ten nach ihrer Beſetzung im nationalſozialiſtiſchen Sinne geleitet, 
bis ſie durch Überführung ihrer Mitglieder in die Deutſche Ar⸗ 
beitsfront der Auflöſung verfielen. Das geſchah aber ſatzungs⸗ 
widrig, kraft revolutionären Akts und unter Ausübung der tat⸗ 
ſächlichen Macht, die die NSBO.⸗Beauftragten ergriffen hatten. 
Hält man ſich dies vor Augen, ſo kann der Tatſache, daß die freien 
Gewerkſchaften in der letzten Zeit ihres Beſtehens im national⸗ 
ſozialiſtiſchen Sinne geleitet ſind, für die Frage der Identität 
eine rechtliche Bedeutung nicht beigemeſſen werden. Eine Identi⸗ 
tät zwiſchen der Bekl. und dem Geſamtverband hat niemals vor⸗ 
gelegen. 

b) Der Kl. trägt weiter vor, daß die Bekl., wenn man die 
Identität verneine, jedenfalls als Rechtsnachfolgerin des Ge⸗ 
ſamtverbandes anzuſprechen ſei. Mit dieſer Rechtsnachfolge ſei 
begrifflich aber auch eine Haftung für die Verbindlichkeiten des 
Geſamtverbandes verbunden. Schon das ArbG. weiſt zutreffend 
darauf hin, daß eine Geſamtnachfolge nur in beſtimmten vom 
Geſetz feſtgelegten Fällen des Erbrechts und des ehelichen Güter⸗ 
rechts und für den Fall, daß das Vermögen eines Vereins dem 
Fiskus zufällt, Platz greift. Von dieſen Fällen liegt hier keiner 
vor, ſo daß ſich auch nicht i. Verb. m. einer Rechtsnachfolge eine 
Haftung der Bekl. für die Verbindlichkeiten des Geſamtverbandes 
begründen läßt. 

e) Von größerer Bedeutung iſt die Behauptung des Kl., daß 
die Bekl. das Vermögen des Geſamtverbandes übernommen und 
angeſichts dieſer Vermögensübernahme kraft zwingender Vorſchr. 
für die Verbindlichkeiten des Geſamtverbandes einzuſtehen habe 
(§ 419 BGB.). Das ArbG. hält dieſer Begr. entgegen, daß § 419 
BGB. eine Vermögensübernahme durch Vertrag vorausſetzt. 
An dieſer Vorausſetzung fehle es, da Grundlage der Vermögens⸗ 
übernahme im vorl. Falle ein revolutionärer Akt ſei, der un⸗ 
möglich mit einer vertraglichen Vermögensübernahme gleichgeſtellt 
werden könne. Es müſſe aljo eine analoge Anwendung des 8 419 
BGB. ausſcheiden. 0 

Dieſe Begr. unterliegt Bedenken, auch wenn man vorerſt 
mit dem ArbG. annimmt, daß eine Übernahme des Vermögens 
des Geſamtverbandes durch die Bekl. ſtattgefunden hat. Der Hin⸗ 
weis, daß das geltende Recht die Fälle einer Vermögensüber⸗ 
nahme durch revolutionären Akt nicht geregelt hat, läßt ſich nicht 
zugunſten der Bekl. verwerten. Ein Geſetz kann und will natürlich 
nur Vorgänge, die ſich im Rahmen des Rechtslebens vollziehen, 
ordnen. Scheidet aber damit eine Löſung des hier zur Erörterung 
ſtehenden Problems durch das Geſetz aus, ſo wird man dieſem 
nur dann voll gerecht, wenn man ſich folgende Frage vorlegt: 

Wie ſollte die Stellung deſſen, der das Vermögen eines an⸗ 
deren erlangt, zu den Gläubigern des bisherigen Beſitzers dieſes 
Vermögens ſchlechthin und unabhängig vom einzelnen Fall nach 
geltendem Recht geregelt werden? Die Antwort auf dieſe Frage 
ergibt ſich von ſelbſt, wenn man ſich vergegenwärtigt, daß bei der 
Regelung der Vermögensübernahme des § 419 BGB. die deutſchen 
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1 von Schuld und Haftung Anwendung gefunden 
haben. 

Nach römiſchem Recht war das Schuldverhältnis ein juris 
vinculum, ein Rechtsband zwiſchen zwei beſtimmten Perſonen. 
Wollte nach römiſchem Recht jemand die Verbindlichkeiten eines 
Schuldners übernehmen, ſo war dies nur im Wege der Novation 
durch Aufhebung des alten und Begr. eines neuen Schuldverhält⸗ 
niſſes zwiſchen den nunmehr Beteiligten möglich. Im Gegenſatz 
dazu legte das deutſche Recht das Schwergewicht nicht auf den 
perſönlichen, ſondern auf den ſachlichen Inhalt des Schuldverhält⸗ 
niſſes, alſo auf die Leiſtung, wobei das „Leiſtenſollen“ nicht not⸗ 
wendig eine perſönliche Verpflichtung erforderte, ſondern auf eine 
reine Sachhaftung ohne perſönliche Bindung beſchränkt bleiben 
konnte. Dieſer deutſche Rechtsgedanke hat, abgeſehen von den 
Fällen der Grundſchuld (dem typiſchen Fall der Sachhaftung), vor 
allem in denjenigen Beſt. des BGB. ſeinen Niederſchlag gefunden, 
die den Übergang eines Vermögens regeln, alſo in den Fällen 
des Übergangs eines Vermögens durch Vertrag oder durch Erb⸗ 
folge, die bei einem rechtlichen Verlauf der Dinge allein als Über⸗ 
gangserſcheinungen in Frage kommen. Beſtimmend für dieſe Re⸗ 
gelung war der Gedanke, daß die Erfüllung der Verbindlichkeiten 
regelmäßig aus der Subſtanz erfolgt, der der Gegenwert der ein⸗ 
gegangenen Verpflichtung zugefloſſen iſt, daß es dann aber als 
im höchſten Grade unbillig angeſehen werden muß, den Gläubiger, 
der ſeine Leiſtung im Vertrauen auf die hinter dem Schuldner 
ſtehende Subſtanz bewirkt hat, lediglich auf die Perſon des Schuld⸗ 
ners zu verweiſen, wenn das Vermögen des Schuldners auf eine 
andere Perſon übergegangen iſt. Andererſeits erſchien es aber auch 
billig, daß derjenige, der durch den Vermögensübergang in den 
Genuß der Vorteile dieſes Vermögens gelangt iſt, nunmehr auch 
für die Verbindlichkeiten dieſes Vermögens bis zu ſeinem Be⸗ 
ſtand einzuſtehen hatte. So wurde ganz allgemein für den Fall 
der Vermögensübernahme der Grundſatz der Sachhaftung nor⸗ 
miert, der dem Gläubiger das unabdingbare Recht gibt, ſeine An⸗ 
ſprüche bis zum Beſtand des übernommenen Vermögens gegen 
den Vermögensübernehmer geltend zu machen. Iſt aber damit der 
aus altem deutſchen Recht übernommene Grundſatz der Sach⸗ 
haftung Gedankengut des geltenden Rechts geworden, ſo bedeutet es 
auch nur eine folgerichtige Weiterentwicklung dieſes Gedankens, wenn 
man auch in dem vom Arb&. angenommenen Fall des Ver⸗ 
mögenserwerbs durch revolutionären Akt den § 419 BGB. analog 
zur Anwendung bringt. Dem Standpunkt des Kl. ließen ſich alfo 
beachtliche Einwendungen nicht entgegenſetzen, wenn der vom 
ArbGG. angenommene Sachverhalt tatſächlich vorläge. 

Der Ausgangspunkt des ArbG. iſt aber, wie die im Termin 
vorgelegte Anordnung des Generalſtaatsanwalts Berlin vom 
12. Mai 1933 ergibt, unrichtig. Das Vermögen des Geſamtver⸗ 
bandes iſt von der Bekl. nicht übernommen worden. Dieſes hat 
vielmehr die Staatsanwaltſchaft beſchlagnahmt. Zum verfügungs⸗ 
berechtigten Pfleger iſt der Führer der Deutſchen Arbeitsfront, 
Dr. Ley, beſtimmt worden. Von der Ermächtigung, Unterpfleger 
zu ernennen, hat die Verfügung des Generalſtaaksanwalts vom 
7. Juni 1933 Gebrauch gemacht. Durch dieſe 595 für das Ver⸗ 
mögen der Gewerkſchaften, mit Ausnahme der ewerkſchaftskaſſen, 
der beauftragte Leiter der wirtſchaftlichen Unternehmungen der 
Arbeiter⸗ und Angeſtelltenverbände, Bankdirektor Carl Müller, 
Berlin SW, Wallſtraße 65, und für die Verwaltung der Kaſſen 
der freien Gewerkſchaften der Schatzmeiſter der Deutſchen Ar⸗ 
beitsfront, Brinkmann, als Unterpfleger eingeſetzt worden. Dieſer 
Sachverhalt, der ſich mit aller Deutlichkeit aus der Anlage X er⸗ 
gibt, nimmt dem Kl. die Möglichkeit, die Bekl. unter Ber. auf 
eine Vermögensübernahme für die Verbindlichkeiten des Geſamt⸗ 
verbandes in Anſpruch zu nehmen. Unbegründet iſt aber bei dieſer 
Sachlage auch der Eventualantrag des Kl. auf Duldung der 
Zwangsvollſtreckung in das Vermögen des Geſamtverbandes. Auch 
gegenüber dieſem Antrag iſt die Deutſche Arbeitsfront nicht paffiv 
legitimiert. 

Dieſer Antrag müßte ſich vielmehr, wenn man ihn über⸗ 
haupt neben der Leiſtungsklage gegen den Geſamtverband für zu⸗ 
läſſig erachtet, gegen den Pfleger Dr. Ley, bzw. gegen die 
beſtellten Unterpfleger, denen die Verwaltung des Vermögens 
des Geſamtverbandes übertragen iſt, richten. 

d) Zuletzt bleibt noch zu erörtern, ob die Bekl. um deswillen 
paſſiv legitimiert ift, weil fie in den Anſtellungsvertrag des Kl. 
mit dem Geſamtverband eingetreten iſt und die ſich daraus er⸗ 
gebenden Rechte und Pflichten übernommen hat. Auch diefe- Auf- 
faſſung des Kl. iſt unzutreffend. Der Kl. hat niemals zu der 
Bekl. bzw. zu dem in ihr organiſierten Deutſchen Arbeiter⸗ 
verband der öffentlichen Betriebe in einem Anſtellungsverhältnis 
geſtanden. Das Kündigungsſchreiben vom 1. Juni 1933 be⸗ 
weiſt, daß der Kl. an dieſem Tage von dem Beauftragten der 
NSBD. für den Geſamtverband friſtlos entlaſſen iſt. 
Mag nun auch ſchon zu dieſem Zeitpunkt die Deutſche Arbeits⸗ 
front beſtanden haben, ſo war damals noch nicht ins Leben ge⸗ 


rufen der Deutſche Arbeiterverband der öffentlichen Betriebe, in 
den die Mitglieder des Geſamtvperbandes erſt in der zweiten Hälfte 
des Monats Juni 1933 überführt ſind. Dieſe tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen beweiſen, daß niemals eine Übernahme des Anſtellungs⸗ 
verhältniſſes des Kl. durch die Deutſche Arbeitsfront erfolgt ſein 
kann. Die in dieſem Zuſammenhang von dem Kl. vorgelegte Be⸗ 
ſcheinigung vom 19. Juli 1933 iſt bedeutungslos, da ihr Inhalt 
mit dem tatſächlichen Sachverhalt im Widerſpruch ſteht. 

3. Zuſammenfaſſend ergibt ſich alſo, daß der Kl. zu Unrecht 
die Deutſche Arbeitsfront, vertreten durch den Deutſchen Arbei⸗ 
terverband der öffentlichen Betriebe für ſeine Forderungen in An⸗ 
ſpruch nimmt. Die Bekl. iſt nicht paſſiv legitimiert. Dieſe Feſt⸗ 
ſtellung rechtfertigt aber noch keineswegs die Annahme des Kl., 
daß er rechtlos ſei und daß er niemanden habe, an den er ſich 
wegen ſeiner Anſprüche halten könne. Der Kl. war Angeſtellter 
des Geſamtverbandes und zu dieſem ſtand er in vertraglichen 
Beziehungen. Wenn der Kl. glaubt, vom Geſamtverband zu Un⸗ 
recht friſtlos entlaſſen zu ſein, ſo muß er ſich wegen ſeiner An⸗ 
ſprüche an den Geſamtverband halten. Einer ſolchen Klage ſteht 
auch nicht entgegen, daß der Geſamtverband durch den Fortfall 
ſeiner Mitglieder aufgelöſt iſt und nicht mehr beſteht. Der Ge⸗ 
ſamtverband war ein nicht rechtsfähiger Verein. Auf nicht rechts⸗ 
fähige Vereine finden die Vorſchr. über die Geſellſchaften An⸗ 
wendung. Im Falle der Auflöſung eines nicht rechtsfähigen Ver⸗ 
eins greifen alſo die Beſtimmungen Platz, die das Geſetz für den 
Fall der Auflöſung einer Geſellſchaft normiert hat. Insbeſ. iſt 
hier §S 730 BGB. zu erwähnen, der feſtſtellt, daß für die Be⸗ 
endigung der ſchwebenden Geſchäfte, für die dazu erforderliche 
Eingehung neuer Geſchäfte ſowie für die Erhaltung und Ver⸗ 
waltung des Geſellſchaftsvermögens die Geſellſchaft als fort⸗ 
beſtehend gilt. Entſprechend dieſer für die Geſellſchaft getroffenen 
Regelung iſt auch der Geſamtverband trotz ſeiner Auflöſung für 
die Zwecke der Auseinanderſetzung als fortbeſtehend anzuſehen. 
Er iſt inſoweit nach wie vor parteifähig. 

Schwierigkeiten ergeben ſich lediglich aus der Tatſache, daß 
das Vermögen des Geſamtverbandes beſchlagnahmt iſt, daß der 
Geſamtverband dadurch das Recht verloren hat, über ſein Ver⸗ 
mögen zu verfügen und daß eine Güterpflegſchaft angeordnet iſt. 
Fraglich iſt, ob dieſer Sachverhalt den Geſamtverband lediglich 
prozeßunfähig macht, oder ob er damit auch zur Sache nicht mehr 
legitimiert iſt. Letzteres hätte zur Folge, daß etwaige Anſprüche 
nicht mehr gegen den Geſamtverband, vertreten durch ſeinen 
geſetzlichen Vertreter, alſo durch den für den Geſamtverband be⸗ 
ſtellten Pfleger, ſondern unmittelbar gegen den Pfleger in ſeiner 
Eigenſchaft als Verwalter des beſchlagnahmten Vermögens, ana⸗ 
log dem Konkursverwalter geltend gemacht werden müßten. Das 
ſind aber nur Schwierigkeiten formeller Art, die in dem einen 
oder anderen Sinne zu entſcheiden ſind, die aber dem Kl. keines⸗ 
wegs die Verfolgung ſeiner Anſprüche unmöglich und ihn damit, 
wie er meint, rechtlos machen. 

(LArbG. Hamburg, Urt. v. 4. Okt. 1933, LA Bf 243/33.) 
Ber. von LGDir. Dr. Romeiß, Hamburg. 


C. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 
I. Reich. 


Reichshnanzhof. 

Berichtet von Reichsfinanzrat Dr. Boethke, Reichsfinanzrat Arlt 
und Reichsfinanzrat Dr. Georg Schmauſer, München. 
O Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt.] 

A. Gutachten. 

1. 88 36 Abſ. 3 259 Abſ. 2 Nr. 3, 261 Abſ. 2, 263 Ab. 2, 285 
Nr. 2 R Abg.; 8 26 Abſ. 1 Nr. 3 SteueraueſchO. i. d. Faſſ. nach 
dem Gef. v. 22. April 1933 (RGZBl. I, 219). Zur Einlegung 
der einer Gemeinde in ihrer Eigenſchaft als (am Steuer⸗ 
feſtſetzungs verfahren beteiligter) Träger von Hoheits⸗ 
rechten zuſtehenden Rechtsmittel gegenüber Entſcheidun⸗ 
gen, bei denen die Umlaufabteilung des Steuerausſchuſſes 
mitgewirkt hat, iſt neben dem Gemeindevorſtand ſowohl 
der für die Gemeinde nach § 36 Abſ. 3 RAbg O. beſtellte 
Vertreter als auch der nach 836 Abſ. 1 Nr. 3 SteuerausſchO. 
i. d. Faſſ. nach dem Gef. v. 22. April 1933 (RGBl. I, 219) 
als Mitglied der Umlaufabteilung des Steuerausſchuſſes 
beſtellte Obmann befugt. 

Der RM. hat unter Berufung auf 863 RAbgO. den NEO. 
um Erſtattung eines Gutachtens über die Rechtslage bei folgendem 
Sachverhalt erſucht: 

Durch die SteuerausſchußO. v. 22. Mai 1931 ſei die Möglich⸗ 
keit geſchaffen worden, Sachen, bei denen der Steuerausſchuß mitzu⸗ 
wirken habe, in einem vereinfachten Verfahren (Umlaufverfahren) zu 
erledigen. Leitender Gedanke ſei dabei geweſen: der Steuerausſchuß 
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ſolle in ſeiner regelmäßigen Beſetzung jeweils bei der Hauptveran⸗ 
lagung und der Hauptfeſtſtellung mitwirken; dagegen ſollten Fälle, 
die außerhalb der Hauptveranlagung und Hauptfeſtſtellung der Mit⸗ 
wirkung des Steuerausſchuſſes bedürften, im Umlaufverfahren er⸗ 
ledigt werden. 

Beim Umlaufverfahren wirke eine beſondere Abteilung des 
Steuerausſchuſſes mit. Ihr gehörten fünf Perſonen an, nämlich: 
ein Beamter des Fin A., ein Vertreter des Landes, ein Vertreter 
der Gemeinde und zwei gewählte Mitglieder. Die bisherige Faſſung 
des § 26 SteuerausſchußO. ſehe vor, daß der Vertreter der Gemeinde 
in der Umlaufabteilung des Steuerausſchuſſes wechſle, je nachdem 
der zu veranlagende Steuerpflichtige dieſer oder jener Gemeinde an⸗ 
gehöre. Dieſer ſtändige Wechſel habe ſich als eine Erſchwerung des 
Umlaufverfahrens herausgeſtellt. Um dem Umlaufverfahren die er⸗ 
forderliche Beweglichkeit zu geben, ſei es erforderlich, daß in der 
Umlaufabteilung des Steuerausſchuſſes die Vertreter der Gemeinden 
nicht dauernd wechſelten, ſondern daß ſtets ein und derſelbe Ver⸗ 
treter der Umlaufabteilung angehöre. Demgemäß ſpreche das Geſetz 
über die Neubildung der Steuerausſchüſſe v. 22. April 1933 (RGBl. 
I, 219) aus, daß die nach § 36 Abſ. 3 NAGGD. beſtellten Mitglieder 
des Steuerausſchuſſes (die Vertreter der Gemeinden) aus ihrer Mitte 
einen Obmann beſtellten, der als Vertreter der Gemeinden der Um⸗ 
laufabteilung des Steuerausſchuſſes angehöre. 

Im Beſteuerungsverfahren könnten Rechtsmittel der Gemein⸗ 
den insbeſ. in den folgenden Fällen in Frage kommen. Eine Ge⸗ 
meinde könne Rechtsmittel einlegen: 1. als Steuerpflichtige, wenn 
die Gemeinde zu einer Steuer herangezogen werde; 2. als Partei 
im Zerlegungsverfahren (88 384, 388 RAbgoO. ſowie die ent⸗ 
ſprechenden Vorſchriften des bisherigen Rechtes); 3. als (am Steuer⸗ 
feſtſetzungsverfahren beteiligter) Träger von Hoheitsrechten (zu vgl. 
hierzu auch RF. 32, 258—260 — Kartei RAbgO. 1931 8 307 
Abſ. 1 R. 1). In den Fällen, in deuen eine Gemeinde als (am 
Steuerfeſtſetzungsverfahren beteiligter) Träger von Hoheitsrechten 
Rechtsmittel einlegen könne, ſage das Geſetz (zu vgl. 88 259 Abſ. 2, 
261 Abſ. 2, 263 Abſ. 2 u. 285 Nr. 2 RAbg O.), daß „der Ver⸗ 
treter der Gemeinde, der bei der Entſch. des Steuerausſchuſſes mit⸗ 
gewirkt habe oder zur Mitwirkung berechtigt geweſen ſei (8 36 
Abſ. 3 RAbgO.), namens der Gemeinde zur Einlegung von Rechts⸗ 
mitteln befugt ſei“. 

Dieſe Regelung ſei auf die Fälle zugeſchnitten, in denen im 
Steuerausſchuß derjenige Vertreter der Gemeinde mitwirke, der ge⸗ 
mäß 5 36 Abſ. 3 RAbgO. beſtellt worden ſei. Nach dem Geſetz über 
die Neubildung der Steuerausſchüſſe v. 22. April 1933 (RGBl. I, 
219) werde aber in Zukunft in der Umlaufabteilung des Steueraus⸗ 
ſchuſſes als Vertreter der Gemeinde nicht mehr der nach § 36 Abſ. 3 
RAbgO. beſtellte Vertreter, ſondern ein Obmann mitwirken. Infolge⸗ 
deſſen erhebe ſich die Frage, wer gegenüber Entſch., bei denen die 
Umlaufabteilung des Steuerausſchuſſes mitgewirkt habe, befugt ſei, 
die Rechtsmittel einzulegen, die der Gemeinde in ihrer Eigenſchaft 
als (am Steuerfeſtſetzungsverfahren beteiligtem) Träger von Hoheits⸗ 
rechten zuſtänden. 

Der NEM. fügt bei, daß die zuletzt geſtellte Frage, die den 
Gegenſtand des zu erſtattenden Gutachtens bildet, feines Erachtens da⸗ 
hin zu beantworten ſei, daß nicht der Obmann, ſondern der nach 
536 Abſ. 3 RAbgdO. beſtellte Vertreter der Gemeinde zur Einlegung 
der Rechtsmittel befugt ſei. 

Zur Vornahme von Rechtshandlungen im Namen einer Ge⸗ 
meinde iſt in erſter Linie der Gemeindevorſtand befugt, der 
die Gemeinde nach ſtaatsrechtlichen Grundſatzen nach außen hin ver⸗ 
tritt. Dieſe Vertretungsmacht des Gemeindevorſtandes kann aller⸗ 
dings durch geſetzliche Vorſchrift für Fälle beſtimmter Art einge⸗ 
ſchränkt werden. Es iſt jedoch nicht anzunehmen, daß durch die Vor⸗ 
ſchrift des 8259 Abſ. 2 Nr. 3 NAD. eine ſolche Einſchränkung 
für die Einlegung der einer Gemeinde als Träger von Hoheitsrechten 
zuſtehenden Rechtsmittel in Steuerſachen geſchaffen werden ſollte. 
Denn es iſt kein ſtichhaltiger Grund erkennbar, der den Ausſchluß 
der Vertretungsbefugnis des Gemeindevorſtandes in dieſen Fällen 
als geboten oder auch nur als zweckmäßig erſcheinen ließe. Dann 
aber hätte ein ſolcher Ausſchluß, wenn er vom Geſetzgeber gewollt 
geweſen wäre, ausdrücklich im Geſetz ausgeſprochen werden muſſen, 
was nicht geſchehen iſt. Die Vorſchrift des § 259 Abſ. 2 Nr. 3 
RAD. muß daher dahin aufgefaßt werden, daß die hier angeführten 
Perſonen neben dem allgemein zur Vertretung der Gemeinde be⸗ 
rechtigten Gemeindevorſtand, mag dieſer eine Einzelperſon oder eine 
Körperſchaft ſein, Rechtsmittel im Namen der Gemeinde einlegen 
können. 

Zu dieſen Perſonen zählt nach dem Wortlaut der Vorſchrift 
jedenfalls der für die einzelne Gemeinde nach 836 Abſ. 3 
RAGHHD. beftellte Vertreter. Die Befugnis dieſes Vertreters 
zur Einlegung von Rechtsmitteln im Namen der Gemeinde wird für 
die Steuerfalle, die im Umlaufverfahren erledigt worden ſind, nicht 
dadurch ausgeſchloſſen, daß er bei der Entſch. des Steuerausſchuſſes 
in dieſen Fällen infolge der Beſt. des § 26 Abf. 1 Nr. 3 der Steuer⸗ 
ausſchußO. nicht mitgewirkt hat. Denn nach 8 259 Abſ. 2 Nr. 3 
RAbgO. ſteht dem Vertreter der Gemeinde die Befugnis zur Rechts⸗ 


mitteleinlegung nicht nur zu, wenn er bei der Entſch. des Steuer⸗ 
ausſchuſſes mitgewirkt hat, ſondern auch, wenn er zur Mitwirkung 
bei dieſer Entſch. berechtigt war. Und berechtigt hierzu war der nach 
§ 36 Abſ. 3 RAbgdO. beſtellte Vertreter an ſich auch in den Fällen 
der hier fraglichen Art. Daß er in dieſen Fällen in der Ausübung 
dieſes Rechts zufolge der Sonderbeſt. des § 26 Abſ. 1 Nr. 3 Steuer⸗ 
ausſchußO. durch den hiernach beſtellten Obmann erſetzt worden iſt, 
hat für die Auslegung des § 259 Abſ. 2 Nr. 3 RAbgO. keine Be⸗ 
deutung. Es wäre auch nicht verſtändlich, wenn man dem für die 
einzelne Gemeinde nach 836 Abſ. 3 RAbgO. beſtellten Vertreter 
für die im Umlaufverfahren erledigten Steuerfalle die Befugnis zur 
Einlegung von Rechtsmitteln für die Gemeinde hätte aberkennen 
wollen; denn er wird in der Regel die Verhältniſſe der in Frage 
kommenden Steuerpflichtigen am beſten kennen und auch, wenigſtens 
ſoweit es ſich um den Vertreter einer größeren Gemeinde handelt, 
meiſt in ſteuerrechtlichen Fragen beſonders bewandert ſein, ſo daß er 
am eheſten als geeignet erſcheint, die Erfolgsausſichten einzulegender 
Rechtsmittel zu beurteilen. 

Es fragt ſich ſchließlich noch, ob nicht auch der nach 8 26 
Ab ſ. 1 Nr. 3 Steuerausſchuß O. beftellte Obmann als 
befugt anzuſehen iſt, gegen die Entſch., bei denen die Umlaufabtei⸗ 
lung des Steuerausſchuſſes mitgewirkt hat, im Namen der von ihm 
vertretenen Gemeinden Rechtsmittel einzulegen. Auch dieſe Frage 
muß bejaht werden. Der Obmann fällt jedenfalls nach Wortlaut und 
Sinn des 8 259 Abſ. 2 Nr. 3 RAbgO. unter die hier genannten 
Gemeindevertreter. Er hat ja gerade bei der Entſch. des einzelnen 
Steuerfalls, um deren Anfechtung im Rechtsmittelverfahren es ſich 
handelt, mitgewirkt, er wird ſich daher auch in der Regel mit dieſem 
Steuerfall vertraut gemacht haben. Der Anerkennung ſeiner Befug⸗ 
nis zur Rechtsmitteleinlegung ſteht auch nicht entgegen, daß in 8 259 
Abſ. 2 Nr. 3 RAbgO. nur die Vorſchrift des § 30 Abſ. 3 RAbgO. 
und nicht auch die des § 26 Abſ. 1 Nr. 3 SteuerausſchußO. ange⸗ 
führt iſt. Denn dieſe Geſetzeslücke, die ſich ohne weiteres aus dem 
Umſtand erklärt, daß die Vorſchrift des § 259 Abſ. 2 Nr. 3 RAbgO. 
bereits durch die NotVO. v. 1. Dez. 1930, die Vorſchrift des 8 26 
Abſ. 1 Nr. 3 SteuerausſchußO. aber erſt durch das Geſetz v. 22. April 
1933 eingeführt worden iſt, vermag den Sinn der Vorſchrift nicht 
abzuwandeln. 

(RFH., GrSen., Gutachten v. 13. Nov. 1933, GrS D 6/33 S.) 


B. Entſcheidungen. 


2. 8 26 Ab ſ. 3 Satz 3 R BewG. 1925; 8 ga der 10. Durch f- 
VO. z. AufbrG. Ein Grundſtück iſt nur dann ein „typ iſches 
Geſchäftshaus“ i. S. des § 26 Abſ. 3 Satz 3 R BewG. 1925, 
wenn es nicht allein zu gewerblichen Zwecken beſtimmt, 
ſondern auch nach ſeinem baulichen Zuſtand hierfür ge⸗ 
eignet iſt und im weſenrlichen gewerblichen Zwecken dient. f) 

Die Feſtſtellung des Fincger., daß das Fabrikgebäude einen 
gewerblichen Betrieb i. S. des § 26 Abi. 3 Satz 3 RBewG. 1925 
bilde, iſt nicht hinreichend begründet. Richtig iſt, daß in dem Ge⸗ 
bäude nicht gerade ein Gewerbe der Art betrieben zu werden 
braucht, zu dem es ſeiner Bauart und Einrichtung nach beſtimmt 
iſt (Urt. v. 17. Juli 1928, I A 243/27 [RStBl. 1929, 31). Ebenſo 
bezeichnet das FinGer. es mit Recht als unerheblich, daß nicht 
alle Räume vermietet ſind, ſondern einzelne Räume leer ſtehen. 
Die BeſchwF. hat aber ſchon im finanzgerichtlichen Verfahren be⸗ 
hauptet und in der RBeſchw. näher dargelegt, daß das Gebäude 
wegen eines „ruinenhaften Zuſtands“ überhaupt nicht mehr zur 
Verwendung für gewerbliche Zwecke geeignet ſei, und daß nur 
einzelne Räume vermietet ſeien. Wenn dieſe Behauptung zu⸗ 
trifft, fallt das Gebäude nicht unter § 26 Abſ. 3 Satz 3 R BewG. 
1925, denn die Vorſchr. ſetzt voraus, daß das zu gewerblichen 
Zwecken beſtimmte Gebäude nach feinem baulichen Zuſtand am 
Stichtag auch tatſächlich hierfür geeignet ift, und daß es im 
weſentlichen gewerblichen Zwecken dient. Das FinGer., an 
das die nicht ſpruchreife Sache zurückgeht, wird erneut zu prüfen 
haben, ob dieſe Vorausſetzung hier gegeben iſt. 

(Rö, 3. Sen., Urt. v. 22. Sept. 1933, III A 39/33.) 


Zu 2. Dem Urt. kann nur im vollen Umfange zugeſtimmt 
werden, wenn es auch im erſten Augenblick zu überraſchen ſcheint. 
§.26 Abſ. 3 S. 3 RBewö. 1925 ſpricht ſchlechthin von „bebauten 
Grundſtücksflächen, wenn die Gebäude ihrer Bauart und Ein⸗ 
richtung nach gewerblichen Zwecken zu dienen beſtimmt ſind“. Es 
bilden aber nicht etwa ſämtliche derartige Grundſtücksflächen einen 
gewerblichen Betrieb, ſondern es findet auf ſie die Vorſchr. des 
Abſ. 3 S. 1 Anwendung, wonach die Gegenſtände „als ſolche nach 
Art und Menge im weſentlichen zur Ausübung eines 
ſelbſtändigen Gewerbebetriebes genügen würden.“ Daraus zieht 
das Urt. mit Recht den Schluß, daß auch bei dem einzelnen Ge⸗ 
bäude geprüft werden muß, ob es im weſen tlichen gewerb⸗ 
lichen Zwecken überhaupt dienen kann. 

RA. Dr. Delbrück, Stettin. 
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1. 8 24 PatG. Schlüſſigkeit eines im Patentertei⸗ 
lungs verfahren erhobenen Einſpruches trotz bloßer Be⸗ 
nennung einer Patentſchrift ohne nähere Erörterungen. 
Vorausſetzungen für die Zulaſſung der Richtigſtellung 
einer Unrichtigkeit bei der Benennung einer vom Ein⸗ 
ſprechenden entgegengehaltenen Patentſchrift. Zurück⸗ 
weiſung der auf Unzuläſſigkeit des erhobenen Einſpruches 
geſtützten Beſchwerde des Patentanmelders gegen die Ge⸗ 
währung der Akteneinſicht durch die Prüfungsſtelle. 

Der angef. Beſchluß geht davon aus, daß der von der Antrag⸗ 
ſtellerin zur Begründung ihres Einſpruchs entgegengehaltenen deuk⸗ 
ſchen Patentſchrift 418 051 die Möglichkeit einer patenthindernden 
Berührung mit dem Gegenſtande der Anmeldung ohne weiteres 
zu entnehmen ſei. Dem war unbedenklich beizutreten. In dieſem 
Sinne iſt offenbar auch der dritte Abſatz des Einſpruchsſchriftſatzes 
v. 20. Juni 1933 zu berſtehen. Mit Recht hat daher die Anmelde⸗ 
abteilung, den die Vorausſetzung für eine Aktenoffenlegung bildenden 
Einſpruch für ſchlüſſig erachtet. 5 

Nun war allerdings der Antragſtellerin bei der Fertigung ihrer 
Einſpruchsſchrift inſofern ein Verſehen unterlaufen, als ſie als Num⸗ 
mer der entgegengehaltenen Patentſchrift die Zahl 18 051 anſtatt 
418 051 angab. Es lag indes von vornherein klar zutage, daß 
eine Unſtimmigkeit vorliegen mußte. Die Richtigſtellung „offenbarer 
Unrichtigkeiten“ iſt im patentamtlichen Prüfungsverfahren zuläſſig. 
Der Anmelder hält eine Berichtigung in vorl. Falle trotzdem für un⸗ 
zuläſſig, weil die Anmeldeabteilung allein an Hand der Ein⸗ 
ſpruchsſchrift noch nicht erſehen konnte, welche Patentſchrift 
die Antragſtellerin im Auge gehabt hatte. Dieſe Auffaſſung geht fehl. 
Auf Befragen der Anmeldeabteilung hat die Antragſtellerin diejenige 
Patentſchrift bezeichnet, die ſie nach Lage der Sache zweifellos von 
vornherein gemeint hatte; und dieſe Richtigſtellung eines bloßen 
Schreibfehlers iſt auch nicht etwa erſt nach geraumer Zeit erfolgt, 
ſondern — wie nach der Entſch. der Beſchwerdeabteilung v. 27. Juni 
1928 (MuW. 1929, 89 f.) erforderlich — unverzüglich, nämlich 
wenige Tage nach Empfang des amtlichen Hinweiſes auf einen an⸗ 
ſcheinenden Schreibfehler. Damit ſind vorliegend alle Bedingungen für 
eine Zulaſſung der Richtigſtellung erfüllt. 

(Rpatel., 13. BeſchwSen., Entſch. v. 23. Nov. 1933, M 110634 
VIII/ 21 a 1 XIII B 328/33.) 


Ber. von ORegR. Konrad Bindewald, Berlin. 


Reichsverſicherungsamk. 


Berichtet von Senatspräſident Dr. Ziel ke, Landgerichtsdirektor 
Dr. Kerſt ing, Berlin. 


[** Wird in den Amtl. Nachrichten für Reichsverſicherung (Neue Folge 
der Amtl. Nachrichten des RVerſA.) abgedruckt.] — 5 


Wird in den „Entſcheidungen und Mitteilungen“, herausgegeben 
von Mitgliedern des RVerſal. (Eu M.), abgedruckt.] 


1. 8537 Abſ. 1 Nr. 4b RVO. Die Reinigung von Schul⸗ 
räumen ſtellt keine Tätigkeit im Geſundheitsdienſt im 
Sinne der genannten Vorſchrift dar. Das Reinigen von 
Klaſſenräumen tft zwar der Geſundheit der in den Räumen 
zu unterrichtenden Kinder förderlich. Als „Tätigkeit im 
Geſundheitsdienſt“ i. S. des 8537 Abſ. 1 Nr. 4b kann aber 
das Reinigen von Räumen nicht angeſehen werden. 

(RVerfA., Beſch. v. 4. Juli 1933, I 11008 5/33: EuM. 34, 379.) 


3. 
* 


2. 8547 RVO. Schraubendrehereien find Betriebe der 
Metallbearbeitung und verarbeitung i. S. der Nr. 18 der 
Anlage zur 2. Berufs krankheiten VO. v. 11. Febr. 1929. Eine 
durch Lärm in einem ſolchen Betriebe verurſachte Taubheit 
oder an Taubheit grenzende Schwerhörigkeit iſt infolge⸗ 
deſſen als Berufskrankheit i. S. der VO. anzuſehen. 

(RVerſ A., Urt. v. 17. Aug. 1933, Ia 144/32: Eu. 34, 481.) 3. 
* 


3. 8547 RVO. Nach Nr. 14 der Anlage zur 2. Berufs⸗ 
krankheiten O. v. 11. Febr. 1929 find Erkrankungen der 
Muskeln, Knochen und Gelenke durch Arbeiten mit Preß⸗ 
luftwerkzeugen als Berufs krankheiten anzuſehen. Die 
Dupuytrenſche Sehnen kontraktur iſt keine „Erkrankung 
der Muskeln“. Es handelt ſich bei ihr um eine Erkrankung 
der Hohlhandfaſzie, der Palmaraponeuroſe, die als ſehnen⸗ 
artiges Gebilde anzuſehen iſt. Dieſes ſehnenartige Gebilde 
iſt aber nicht als „Muskel“ anzuſehen. Muskel und Sehnen 
find ſchon dem Sprachgebrauch nach verſchiedenartige Be— 


griffe. Sie können auch im mediziniſchen Sinne nicht ein⸗ 
ander gleichgeſtellt oder als eine Einheit betrachtet werden. 
Die Sehnen können wohl als Teil des Muskelſyſtems gel⸗ 
ten, nicht aber als Teile einzelner Muskeln. Sie ſind Er⸗ 
folgsorgane der Muskeln, aber nicht ſelbſt Muskeln. Auch 
dem Vorhandenſein einzelner Muskelfaſern in der Pal⸗ 
maraponeuroſe kann nicht die Bedeutung zukommen, daß 
das ganze Gebilde nunmehr als „Muskel“ auzuſehen iſt. 


(RVerſA., Eutſch. v. 1. Aug. 1933, Bk 4707/30: EuMt. 34, 359.) 
3. 


* 


4. § 547 RVO. Nach Nr. 16 der Anlage zur 2. Berufs⸗ 
krankheiten VO. v. 11. Febr. 1929 find ſchwere Staublungan⸗ 
erkrankungen (Silikoſe) als Berufs krankheiten anzu⸗ 
ſehen, wenn ſie durch berufliche Beſchäftigung in einem 
Porzellanbetriebe verurſacht ſind. Steinzeugfabriken kön⸗ 
nen aber nicht als „Porzellanbetriebe“ angeſehen werden, 
und zwar auch dann nicht, wenn es ſich um Steinzeug fei⸗ 
nerer Art handelt. Steinzeug und Steingut unterſcheiden 
ſich technologiſch und in den phyſikaliſchen Eigenſchaften 
deutlich von Porzellan, auch im Sprachgebrauch werden 
beide auseinandergehalten. Der Geſetzgeber hatte bei Schaf⸗ 
fung der BD. nur die eigentlichen Porzellanbetriebe im 
Auge. 

(RVerſl., Entſch. v. 20. Juni 1933, Ia 11731/31: EuM. 34, 361.) 
18. 
* 


5. 8547 ABO. Bei den Berufs krankheiten im Sinne 
der Unfallverſicherung kommt es lediglich auf die Ver⸗ 
urſachung, d. h. auf die Entſtehung durch die berufliche 
Tätigkeit an; eine Entſchädigungspflicht kommt daher 
nicht in Betracht, wenn die Krankheit durch Einwirkungen 
im Betriebe zwar nicht entſtanden, ſich aber verſchlimmert 
hat oder nicht zur Heilung gelangt. Nach 8 1 der 2. Berufs⸗ 
krankheiten VO. v. 11. Febr. 1929 find als Berufskrank⸗ 
heiten ſolche Erkrankungen anzuſehen, die in der Anlage 
zu dieſer VO. aufgeführt ſind, wenn ſie durch berufliche 
Betätigung in einem daſelbſt bezeichneten Betriebe ver⸗ 
urſacht find. Inſoweit unterſcheidet fi die Vorausſetzung 
für eine Entſchädigung der Folgen eines Unfalls von der⸗ 
jenigen der Folgen einer Berufskrankheit. Während bei 
einem Unfall Entſtehung und weſentliche Verſchlimmerung 
gleichgeſtellt ſind, kommt es bei einer Berufskrankheit 
lediglich auf die Verurſachung, grundſätzlich aber nicht auf 
eine Verſchlimmerung durch Einwirkungen bei der Aus⸗ 
übung des Berufs an. 


(RVerſ Al., Entſch. v. 23. Juni 1933, Ia 8708/2: EuM. 34, 358.) 
3. 


* 

6. § 959 RVO. Die Unterhaltung von Obſtbäumen an 
Wegen und Straßen bildet einen landwirtſchaftlichen Be⸗ 
trieb, wenn mit ihr eine nicht ganz unbedeutende Obſt⸗ 
nutzung verbunden iſt. 

(RVerſA., Entſch. v. 31. Jan. 1933, IB 435/31: Eu M. 34, 365.) 
13. 
* 

7. 5 1583 RVO. Will ein Träger der Unfallverſiche⸗ 
rung eine zu Unrecht gezahlte Entſchädigung zurück⸗ 
fordern, ſo hat er im Streitfall einen förmlichen Beſcheid 
zu erteilen. Der Rückforderung kann der Empfänger nicht 
den Einwand entgegenſetzen, daß er nicht mehr bereichert ſei. 

Früher hat die Rſpr. den Standpunkt vertreten, daß zur Ent⸗ 
ſcheidung von Streitigkeiten wegen Rückforderung zu Unrecht gezahlter 
Leiſtungen aus der Reichsverſicherung die ordentlichen Gerichte zu⸗ 
ſtändig ſeien. Dieſe Anſicht iſt aber verlaſſen und vom Großen Senat 
des RVerſA. ausgeführt worden, daß der Anſpruch auf Rückzahlung 
der Leiſtung eines Trägers der Krankenverſicherung dem öffentlichen 
Recht angehört wie der Anſpruch auf die Leiſtung ſelbſt, und daß über 
die Rückforderung in dem für die Feſtſtellung der Leiſtung ſelbſt vor⸗ 
geſchriebenen Verfahren zu entſcheiden iſt. Das gilt auch für das Ge⸗ 
biet der Unfallverſicherung. Die Leiſtungen der Unfallverſicherung wer⸗ 
den in den Fällen der förmlichen Feſtſtellung (8 1569 a RVO.) durch 
ſchriftlichen Beſcheid des Verſicherungsträgers feſtgeſtellt ($ 1583 RVO.) 
Ein ſolcher Fall lag hier vor. Alſo war auch über die Rückforderung 
durch förmlichen Beſcheid zu entſcheiden. Da es ſich um einen öffentlich⸗ 
rechtlichen Rückforderungsanſpruch handelt, kommt die Vorſchr. des 
§ 818 Abſ. 3 BGB. hier nicht in Betracht, wie das RVerſA. bereits 
in wiederholten Entſch. des näheren ausgeführt hat. 

(RVerſA., Entſch. v. 5. April 1933, la 12504/31: EuM. 34, 368.) 
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II. Länder. 


Oberverwaltungsgerichte. 
Preußen. 
Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


Berichtet von SenPräſ. Geh. RegR. von Kries u. RA. Dr. Görres, 
Berlin. 


1. Gutsbezirkseigenſchaft. 8 4 OſtlL Gem O.; SS 91, 
92 117 ALR. 

I. Mangels einer landesrechtlichen Verleihung der 
Gutsbezirkseigenſchaft hängt der Nachweis einer ſolchen 
davon ab, ob dem Gutsherrn bis zur Aufhebung der Guts⸗ 
untertänigkeit das Recht, Untertanen zu haben, zugeſtan⸗ 
den hat, ſei es als Beſitzer eines Ritterguts gemäß 8 91 
II7 AL R., ſei es durch Erwerb gemäß 8 92 a. a. O. 

Il. Eine Stadt darf ein ihr vom Landesherrn ver- 
liehenes Obrigkeitsrecht nicht ſelbſtändig in ein andersge⸗ 
artetes, alſo auch nicht in ein gutsherrliches umwandeln. 

III. Aus dem Beſitz der Gerichtsbarkeit, der Polizei⸗ 
gewalt und des Patronatsrechts allein ergibt ſich noch 
nicht das Beſtehen gutsherrlicher Rechte. 

IV. Ein Erwerb gutsherrlicher Rechte durch, Verjährung“ 
ſetzt voraus, daß die in Anſpruch genommenen Rechte bis 
zur Aufhebung der Gutsuntertänigkeit während der vor⸗ 
geſchriebenen Zeit auch durch Anſetzung von Untertanen 
ausgeübt wurden. 

V. Der Umſtand, daß die Behörden jahrelang das 
Beſtehen eines Gutsbezirks angenommen haben, iſt ohne 
Bedeutung, wenn dieſe Annahme auf einem Rechtsirrtum 
beruht. 

Bis zum Jahre 1925 hatten die Beteiligten und die Behörden 
das Beſtehen eines zum Kreiſe R. gehörigen ſelbſtändigen Gutsbez. 
W. angenommen. Da dieſe Eigenſchaft ſtreitig geworden war, hat die 
Stadt St., in deren Eigentum ſich der weit überwiegende Teil der den 
Bezirk bildenden Grundſtücke befindet, gemäß § 4 OſtlocemO. von 
1891 (GS. 233) mit Klage im Verwaltungsſtreitverfahren die Feſt⸗ 
ſtellung beantragt, daß die in einem gleichzeitig vorgelegten Ver⸗ 
zeichnis einzeln aufgeführten Grundſtücke einen ſelbſtändigen Guts⸗ 
bezirk bilden, in dem die Stadt St. Gutsbeſitzerin iſt. Nachdem der 
KrAusſch. gemäß SA Abſ. 2 a. a. O. vorläufig beſchloſſen hatte, daß 
der ſtrittige Bezirk keinen ſelbſtändigen Gutsbezirk, ſondern einen 
Teil der Landgem. W. bilde, beſtellte er für das Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren gemäß 8 74 Abſ. 3 LVG. einen Kommiſſar zur Wahr- 
nehmung des öffentlichen Intereſſes und lud die Eigentümer der 
ſonſt noch zu dem angeblichen Gutsbezirk gehörigen Grundſtücke bei. 
Der KrAusſch. entſchied, daß die von der Kl. aufgeführten Grund⸗ 
ſtücke einen ſelbſtändigen Gutsbezirk nicht darſtellen. Die Berufung 
hat der Bez Ausſch. zurückgewieſen. Die Rev. konnte keinen Erfolg 
haben. 

I. Beft. darüber, unter welchen Umſtänden Gutsbezirke zur Ent⸗ 
ſtehung gelangen, ſind weder im ALR., das die Bezeichnung „Guts⸗ 
bezirk“ überhaupt noch nicht kennt — ſie iſt zum erſten Male in 
dem ArmPflege®. v. 31. Dez. 1842 (GS. 1843, 8) gebraucht —, noch 
in den komm. VerfaſſungsG., insbeſ. auch nicht in dem die Auflöſung 
der Gutsbezirke behandelnden Teil des Geſ. v. 27. Dez. 1927 (GS. 
211), enthalten. Alle nachlandrechtl. Geſ. gehen von dem rechtl. Be⸗ 
ſtehen der vorhandenen Gutsbezirke aus. Das ALR. ſelbſt kennt als 
Kommunalverbände nur die Gemeinden. Die auf ſie bezügl. Vorſchr. 
in Teil II Titel 6 u. 7 ſollten auf Rittergüter, adlige Güter und 
Gutsherrſchaften keine Anwendung finden (OVG. 7, 181). Hinſichtl. 
dieſer beſchränkt ſich das ALR. auf die Regelung der Rechtsverhält⸗ 
niſſe zwiſchen dem Gutsherrn und ſeinen Gutsuntertanen. Erſt mit 
Aufhebung der Untertänigkeit durch die Edikte v. 9. Okt. 1807 
(GS. 1806/10, 170) und v. 14. Sept. 1811 (GS. 281) trat das 
Eigentum der bäuerl. Gemeinde dem Eigentum des Gutsherrn gegen⸗ 
über, entſtanden Grenzen zwiſchen Gemeinden und Gutsbezirken 
(OVG. 2, 120). Soweit daher nicht durch landesherrl. Akt eine aus⸗ 
drückl. Verleihung der Eigenſchaft als Gutsbezirk ſtattgefunden hat, 
was hier nicht der Fall iſt, ſetzt das Beſtehen eines Gutsbezirkes vor⸗ 
aus, daß dem Gutsbeſitzer bis zur Aufhebung der Gutsuntertänigkeit 
das Recht, Untertanen zu haben, zugeſtanden hat. Dieſe Befugnis hat 
§ 91 117 ALR. grundſätzl. nur den Beſitzern von Rittergütern zuer⸗ 
kannt. Die Rechte der Stadt St. an dem Dorfe W. gründen ſich auf 
die Verleihungsurkunde des Herzogs Barnim I. von Pommern vom 
Jahre 1277. Nach dem Beſitzatteſt von 1765 beſtand der Beſitz teils 
aus „vom Adel“ angekauften, teils aus vom Landesherrn geſchenkten 
Grundſtücken. Die Annahme, daß es ſich wegen des Urſprungs aus 
adl. Beſitz um ein adl., alſo ein Rittergut handelt und daß mit deſſen 
Erwerb die den Rittergütern ohne weiteres zuſtehenden herrſchaftl. 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Rechte auf die Stadt übergegangen ſind, iſt ausgeſchloſſen. Denn nach 
einer nicht veröffentl. Entſch. des Gerichtshofs v. 21. Febr. 1891, 
I. 191, entſpricht es dem bei Beleihungen üblichen Verfahren, daß 
eine etwaige Abſicht, den Beſitz einer Stadt als rittermäßig oder zu 
adligen Rechten zu verleihen, beſonders zum Ausdruck gelangt. Das 
iſt hier nicht geſchehen. Nun konnten nach § 92 II 7 ALR. die im 
SA a. a. O. den Rittergutsbeſitzern eingeräumten Vorrechte durch 
Provinzial G., Privileg oder Verjährung auch von Beſitzern freier 
Landgüter erworben werden. In Übereinſtimmung mit dem KrAusſch. 
iſt jedoch der Gerichtshof zu der Anſicht gelangt, daß die Kl. einen 
derartigen Erwerb nicht nachzuweiſen vermocht hat. 

Provinzialgeſetzl. Vorſchr. i. S. § 92 II 7 ALR. ſind, wie die 
Entſch. des OVG. v. 11. Juli 1899 (PrVerwBl. 21, 146) feſt⸗ 
geſtellt hat, für Pommern nicht ergangen. Auch die von der Kl. zu⸗ 
nächſt in Bezug genommenen ſog. Bauern O. find nicht beweiſend. Nun 
kann zwar Provinzialrecht auch durch Obſervanz entſtehen (PrVerw⸗ 
Bl. 27, 666). Der Erwerb gutsherrl. Rechte auf dieſem Wege iſt jedoch 
(OVG. 47, 145) deshalb ausgeſchloſſen, weil eine gemeinſame Rechts⸗ 
überzeugung ſich nur innerhalb eines beſtimmten Perſonenkreiſes bil⸗ 
den und deshalb nicht dieſen Perſonenkreis ſelbſt, nämlich die Guts⸗ 
herrſchaft im Verhältnis zu den Gutsinſaſſen, zur Entſtehung brin⸗ 
gen kann. 

Auch auf ein Privileg kann ſich die Kl. nicht ſtützen. Die Stadt 
hatte ſonach mit der Verleihung zwar obrigkeitl., aber keine herr⸗ 
ſchaftl. Rechte erworben. 

II. Der ſich aus der Verleihungsurkunde ergebende Rechtszuſtand 
konnte auch durch die Entwicklung der ſpäteren Jahre an ſich noch 
keine Abänderung erfahren. Denn nach der in der Entſch. des OVG. 
v. 11. Juli 1899 (PrVerwBl. 21, 146) angezogenen, nicht ver⸗ 
öffentl. Entſch. v. 21. Febr. 1891, I. 191, darf eine Stadt ein ihr 
vom Landesherrn verliehenes Obrigkeitsrecht nicht ſelbſtandig in ein 
andersgeartetes, alſo auch nicht in ein gutsherrl. umwandeln. 

III. Nun hat ſich die Kl. weiter darauf berufen, daß ihr die 
Gerichtsbarkeit, die Polizeiobrigkeit und das Patronatsrecht über W. 
zugeſtanden habe. Da dieſe Rechte nur vom Landesherrn hergeleitet 
werden können, würde allerdings der Schluß nahe liegen, daß durch 
einen ſpäteren landesherrl. Akt die Rechte der Stadt gegenüber der 
Urkunde von 1277 zu gutsherrl. Rechten erweitert ſind. Der 
KrAusſch. iſt aber unter Heranziehung umfangreichen Materials zu 
der Überzeugung gelangt, daß die bezeichneten Sonderrechte lediglich 
ein Ausfluß des der Stadt in der Urkunde von 1277 verliehenen 
Obrigkeitsrechts geweſen find. Dieſe durchaus begründeten Ausfüh⸗ 
rungen werden noch dadurch unterſtützt, daß nach der Entſch. des 
Ob Trib. 33, 290 ein Gut auch ohne Beſitz der Gerichtsbarkeit, der 
Polizeiobrigkeit und der Patronatsrechte die Eigenſchaft eines Ritter⸗ 
gutes haben kann und daß es nach den Entſch. des OVG. 8, 85; 31, 
113; 45, 128 darauf ankommt, ob neben dem Beſitz ſolcher Rechte 
noch andere Umſtände vorliegen, aus denen ſich die erfolgte Über⸗ 
tragung gutsherrl. Rechte ſchlüſſig ergibt. 

IV. Auch ein Erwerb der gutsherrl. Rechte durch Verjährung hat 
nicht ſtattgefunden. Selbſt wenn man die Möglichkeit einer ſolchen 
ungeachtet deſſen annehmen wollte, daß, wie erwähnt, nach der 
Entſch. v. 21. Febr. 1891 der Charakter eines verliehenen Obrig⸗ 
keitsrechts nicht abgeändert werden kann, fo würde ein Verjährungs⸗ 
erwerb, wie die gleiche Entſch. ausgeführt hat, vorausſetzen, daß die 
Kl. die in Anſpruch genommenen Rechte bis zur Aufhebung der Guts⸗ 
untertänigkeit während der vorſchriftsmäßigen Zeit auch durch An⸗ 
ſetzung von Untertanen ausgeübt hatte. Daß dies geſchehen iſt, hat 
die Kl. nicht nachgewieſen. 

V. Somit hat ein Erwerb gutsherrl. Rechte nach Maßgabe des 
ALR. nicht ſtattgefunden. Damit fehlte es an einer Rechtsgrundlage 
für Entſtehung eines Gutsbezirks. Deshalb iſt die Berufung der Kl. 
darauf, daß die Verwaltungsbehörden jahrelang das Beſtehen eines 
Gutsbezirks angenommen haben und daß insbeſ. die Regierung in 
der Vfg. v. 22. Dez. 1877 den ſtädtiſchen Beſitz W. ausdrücklich als 
eine Gutsherrſchaft anerkannt hat, verfehlt. Denn wenn der Beſitz 
rechtlich nicht die Eigenſchaft eines Gutsbezirks hatte, ſo konnte er ſie 
auch durch die Praxis der Verwaltungsbehörden, die nur das be⸗ 
ſtehende Recht anzuwenden haben, nicht erlangen (PrVerwBl. 13, 
446). 


(PrOBG., 2. Sen., Urt. v. 10. Okt. 1933, II C 51/33.) 
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Berichtigungen. 


In JW. 1933, 2713 Ziff. 10 muß in Zeile 2 des Rechtsſatzes 
das Wort „Anſpruch“ erſetzt werden durch „Ausſpruch“. 


JW. 1933, 2662 r. Sp. iſt in der erſten Zeile der Überſchrift 
zu der Entſcheidung Nr. 12 ſtatt der Jahreszahl 1933 die Zahl 1893 
zu ſetzen. D. S. 


Für die Schriftleitung verantwortlich: Rechtsanwalt Rudolf Henſen, Berlin W 62, Maaßenſtr. 5. (Fernſprecher: Barbaroſſa 3222.) 
Druck: Oscar Brandſtetter in Leipzig. 


